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Anzeige. 


Das Vereinsarchiv besitzt eine beträchtliche Anzahl von 
Vereinsschriften, welche von den Mitgliedern, zur Er- 
gänzung ihrer Sammlung, das Bändchen zu Fr. 1, bei Ab- 
nahme aller Jahrgänge zu 7ö Rp., durch Herrn Direktor 
Hürbin in Lenzburg bezogen werden können. 
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Die schweizerischen Frauenvereine im Gebiete 
der Schutzaufsicht entlassener Gefangener. 


(Referat für die interkantonale Versammlung der De- 
legierten der schweizer. Schutzaufsichtsvereine im Herbste 
1901 in Zürich von Frau Dr. Ernst-Escher in Zürich). 


Die helfende Liebe für die Armen und Notleidenden 
unseres Geschlechtes hat sich in den letzten Jahrzehnten 
manchen Wirkungsbereich geschaffen, in welchem sie sich 
größern oder kleinern Kreisen nützlich zu erweisen sucht. 
Manches Werk, das sichtlichen Segen stiftet, ist so im 
Laufe der Jahre entstanden und blüht zum Wohl der da- 
mit Bedachten und auch zur Freude der daran Arbeitenden. 
Eines, das ganz im Stillen wirken muß, von dem man in 
weitern Kreisen kaum weiß, für welches weder große Ba- 
zars veranstaltet, noch Wohlthätigkeitskonzerte abgehalten 
werden, hat neben den vielen andern auch seine große 
Berechtigung und soll und kann in manchem Falle gutes 
stiften. Es ist die Fürsorge für die weiblichen Gefangenen 
und Entlassenen. 

Vor oder nach den größern Männer-Schutzvereinen 
haben sich in verschiedenen Schweizerstädten Frauen zu- 
sammen gethan, die sich die Aufgabe stellen, bei den 
Gefängnisinsassen während der Zeit der Gefangenschaft 
durch Belehrung und Ermahnung auf Umänderung des 
Sinnes hinzuwirken und später bei und nach der Entlas- 


sung ihnen mit Rat und That an die Hand zu gehen. 
1901. 1. 1 
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Teils handelt es sich dabei um Gründungen der letzten 
20 Jahre, teils aber auch um solche, die weit zurück gehen 
in die Zwanziger und Dreißigerjahre des verflossenen Jahr- 
hunderts, die also bereits eine gewisse Geschichte hinter 
sich haben. Es sei mir erlaubt, diese, insbesondere die 
Anfänge der betreffenden Vereine in kurzen Zügen vor- 


zuführen. 
Die ersten Anregungen zu diesem Zweig der Liebes- 


thätigkeit erhielt unser Vaterland von auswärts, und zwar 
sind es zwei Persönlichkeiten, die durch ihren direkten 
und indirekten Einfluß Schweizer und Schweizerinnen für 
die Gefangenen zu interessieren vermochten: Der Eng- 
länder Francis Cunningham und die Engländerin Elisabeth 
Fry. Bedeutsam tritt insbesondere der letztere Name 
hervor. 

Elisabeth Fry* besuchte 1813 zum ersten mal das Ge- 
fängnis Newgate in London, in welchem 300 gefangene 
Weiber mit ihren Kindern bis zu 7 Jahren in zwei Sälen 
und zwei Zellen eingesperrt waren. Von 1816 an machte 
sie mil einigen Damen regelmäßig Besuche in jenem Ge- 
fänguis und es wurde ihr erlaubt, eine Schule in demsel- 
ben einzurichten. Im Jahre 1821 stand der Ausschuß des 
von ihr gegründeten Vereins in Verbindung mit 18 ähn- 
lichen Vereinen in Großbritanien und außerdem in Ver- 
kehr mit gleichgesinnten Freundinnen in Petersburg, Tu- 
rin, Genf und Bern. 

Neben ihr ist Francis Cunningham zu nennen, der zu 
Ende der 10er und Anfang der 20er Jahre in Genf lebte, 
sich dort und in andern Schweizerstädten lebhaft um das 
Gefängniswesen bekümmerte und seine Beobachtungen in 
einer Schrift niederlegte, die betitelt ist: „Notes recueilliees. 
en visitant les prisons de la Suisse“. In dieser Schrift wird 
bereits mitgeteilt, daß schon seit einer Reihe von Jahren 
zwei Damen die Gefängnisse von Genf besuchten und daß 





* Bunsen: Elisabeth Fry. 
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im Jahr 1819 sich dieser Kreis erweiterte und sich alle 
3 Wochen zu einer Besprechung versammelte. 

Wenn nun auch die ersten Anregungen gleichzeitig 
von diesen zwei Seiten ausgingen, so läßt sich doch nach- 
weisen, daß für die Bestrebungen der schweizerischen 
Frauen die persönliche Einwirkung der Elisabeth Fry 
nötig war, um die ganze Bewegung bleibend anzufachen 
und insbesondere die Vorurteile der damaligen Zeit zu 
brechen, die den Frauen kaum gestatteten, sich persönlich 
an solcher philanthropischer Arbeit zu beteiligen und 
jedes Heraustreten aus dem häuslichen Kreise denselben 
als Unweiblichkeit oder Emancipation auslegten. Die edle 
Quäkerin, welche sich in England die geistige Pflege der 
Gefangenen zur Lebensaufgabe machte, war von der Wich- 
tigkeit dieser Arbeit so erfüllt, daß sie mehrere Reisen 
durch den Kontinent unternahm, um auch dort das Inter- 
esse für ihre Mission zu wecken. Ihr Trieb, die Gefan- 
genen zu.erziehen, führte sie im Jahre 1839 auch in die 
Schweiz und mündliche wie schriftliche Überlieferungen 
sprechen aus, wie sie durch die Macht ihrer ganzen Per- 
sönlichkeit in Basel und Bern, wie in Zürich neues Leben 
in die Fürsorge für die Gefangenen und Entlassenen brachte, 
so daß wir sie als die eigentliche Bahnbrecherin für unsere 
Bestrebungen auch auf dem Boden der deutschen Schweiz 
bezeichnen dürfen. 

Die Gründung* „der baslerischen Herren-Kommission 
zur Mitwirkung an der Zuchtanstalt“* im Jahr 1821 war 
die direkte Folge von Cunninghams Schrift. Die Kom- 
mission erweiterte bald ihr Programm, denn im Protokoll 
vom 15. Oktober 1825 wird zum ersten Mal Bericht er- 
stattet auch über die Fürsorge der Entlassenen. Nicht 
lange ging es, so wurden auch Frauen zugezogen, denn 
in der nächstfolgenden Sitzung wird über „das bisherige 


—- 





* Notizen aus unverarbeitetem Material von Herrn Pfarrer Nieder- 
mann in Oberuzwyl. 
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Wirken der löblichen Frauenkommission* berichtet. Des 
weitern vernehmen wir, daß in den Jahren 1835 und 1836 
wegen Mangel an Geschäften kein Protokoll geführt worden 
sei. Hat nun die Thätigkeit des Männervereins mit seinem 
ungleich größern Arbeitsfeld geschlummert, so wird wohl 
auch diejenige des Frauenvereins nicht rege gewesen sein. 

Herr Pfarrer Stückelberger in Basel hatte die große 
Freundlichkeit, aus seinen persönlichen Erlebnissen zu er- 
wähnen, wie ihm eine Großtante, die seit dem Jahre 1834 
dem Schutzverein angehörte, von dem Besuch Elisabeths 
in Basel, anläßlich ihrer bereits erwähnten Reise nach dem 
Festland, erzählte und dabei der durch ihre Aufmunterung 
und Anregung erfolgten Neubildung des Vereins gedachte. 
Er glaubt, daß eine Neubelebung wohl nötig gewesen sein 
werde nach den Tronuungswirren des Jahres 1833, denn 
das Interesse um die Gefangenen, von denen die weibli- 
chen, nach den von ihm durchgesehenen Registern meistens 
vom Lande stammten, werde kaum groß gewesen sein. 
Das gleiche sagt ja oben die Bemerkung: „wegen Mangel 
an Geschäften“. Somit ist in Basel Elisabeth Fry’s Ein- 
fluß, wenn nicht begründet, so doch neubelebend nach- 
gewiesen. 

Daß in Bern schon früher „gleichgesinnte Freunde“ 
von Elisabeth sich um die Gefangenen kümmerten, wurde 
bereits erwähnt. Auf ihrer Schweizerreise berührte Eli- 
sabeth die Stadt ebenfalls und besuchte das Gefängnis, 
wo Fräulein von Wurstenberger ihre Ansprache zu völliger 
Zufriedenheit der Rednerin in’s Deutsche übersetzte. Ob 
infolge ihres Besuches ein Verein gegründet wurde, oder 
ob sie nur einzelne Frauen für ihre Idee gewinnen konnte, 
ist mir leider nicht bekannt. 

Einem Referat von Herrn Inspektor Schaffroth ist 
dagegen zu entnehmen, daß im Jahre 1839 durch die Ge- 
meinnützige Gesellschaft ein Männerverein gebildet wurde, 
der sich die Fürsorge für die Entlassenen zur Pflicht 
machte. Das Werk wurde jedoch schon nach wenig Jahren 
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wieder aufgegeben. „Teilnahmlosigkeit und Mangel an 
finanzieller Unterstützung“ war, wie das erwähnte Refe- 
rat berichtet, die Ursache seines schnellen Verwelkens. Zu 
Anfang der 60er Jahre nahm dieselbe Gesellschaft die 
Angelegenheit neuerdings an die Hand. Im März 1864 
wurde die Gründung eines Schutzaufsichtsvereins be- 
schlossen. Auch ein Frauenkomite bildete sich, das mit 
großem Eifer an die Aufgabe herantrat, aber auch mit 
großen Schwierigkeiten zu kämpfen hatte und sich nicht 
sehr lange gehalten zu haben scheint. 

Eine neue Wendung trat im Jahre 1890 ein, in wel- 
chem Jahr der Kanton Bern bez. seine Polizeidirektion 
eine besondere Frauenkommission für die Weiberarbeits- 
anstalt in Bern mit Frau von Goumoöns an der Spitze 
ernannte, deren Mitglieder durchaus nach dem Gesichts- 
punkt freiwilliger Liebesthätigkeit handeln, die aber fürihre 
Aufwendungen über staatliche Geldmittel zu verfügen ın 
der Lage ist. Seit 1895 befindet sich diese Anstalt in 
Hindelbank. 

Für das seit 1899 in St. Johannsen bei Erlach be- 
findliche Weibergefängnis besteht ein anderes Frauen- 
komite unter dem Präsidium Jer Gattin des dortigen Straf- 
anstaltverwalters. 

Wie lange in Genf Cunningham und seine persönli- 
chen Freunde, wie diejenigen der Elisabeth Fry die Fürsorge 
um die Gefangenen und Entlassenen auf sich genommen 
haben; ob sie weitere Kreise in ihr Interesse zu ziehen 
wußten, ist mir leider nicht bekannt. Vielleicht spürt an 
Ort und Stelle jemand der Frage nach und hören wir bei 
anderer Gelegenheit genaues darüber. Es ist zu unwahr- 
scheinlich, daß der Einfluß so bedeutender Menschen in 
einer Stadt wie Genf, so wenig lange nachgewirkt hätte 
und jene Bestrebungen von kurzer Dauer gewesen wären. 
Immerhin findet auch dort ein Unterbruch statt. Der jetzt 
bestehende Männerverein mit dem an seiner Seite wir- 
kenden Damenkomite wurde erst 1886 gegründet. 
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In Lausanne hat sich der im Jahr 1896 auf seiner 
jetzigen Basis errichtete Männerverein, der früher in etwas 
anderer Form schon thätig war, eine Damenkommission 
beigesellt, welche ihm die Überwachung und Versorgung 
der entlassenen Frauen abgenommen hat. 


Auch in Neuchätel bestand ein Damenkomite, das sich 
aber nur zur Aufgabe machte, die Insassen des Weiberge- 
fängnisses in Mötier zu besuchen, die Fürsorge für die 
Austretenden jedoch dem Anstaltsgeistlichen überließ. Mit 
dem vergangenen Jahr ist aber das Frauengefängnis ein- 
gegangen, da die Regierung von Neuenburg mit dem Kan- 
ton Waadt ein Abkommen getroffen hat, nach welchem die 
strafgefangenen Frauen in Rolle untergebracht werden. 
Somit hörte auch die Thätigkeit des Frauenkomites auf. 


In Zürich besuchten schon in den 30ger Jahren die 
Mitglieder eines durch die Loge gegründeten Frauenvereins 
die Gefangenen. 


Trotz wiederholter Anfrage ist es mir aber leider nicht 
möglich gewesen, genaueres über Gründung und Wirksam- 
keit desselben zu erfahren. Eine kurze Notiz mit Namens- 
nennung einiger dem Vereine angehörender Frauen im. 
34. Jahresbericht des Zentralkomite des zürcherischen 
Schutzvereins ist das einzige, was mir über ihn bekannt 
wurde. 

Dagegen sei es der Zürcherin erlaubt, etwas eingehen- 
der zu schildern, wie der Einfluß von Elisabeth Fry in 
Zürich maßgebend war; gilt es dabei doch auch, unserer 
bekannten Philanthropin Mathilde Escher zu gedenken, die 
durch die ältere englische Freundin angeregt, unsern jetzt 
noch bestehenden Schutzverein mit seinen zwei Sektionen 
gründete. 

Wie Mathilde Escher mit der edlen Elisabeth Fry 
bekannt wurde, schildert ihre Jugendfreundin in Bern, die 
schon genannte Fräulein v. Wurstenberger, nachmalige 
Frau Dändliker, in einer anziehenden biographischen Skizze, 
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welche sie beim Tod ihrer Freundin im Jahre 1875 für 
deren nächsten Verwandtenkreis niederschrieb. 

Fräulein von Wurstenberger schreibt: 

„Es kam für Mathilde das denkwürdige Jahr 1839. 
E. Fry war in die Schweiz gekommen, um von Stadt zu 
Stadt die Frauenwelt für den Besuch der Gefangenen auf- 
zuwecken. Ich war im hiesigen Zuchthaus ihre Interpretin 
gewesen und traf einige Tage hierauf bei ihr im Oberland 
ein. Wir fuhren in zahlreicher Gesellschaft in zwei Kutschen 
nach Lauterbrunnen; dort, während ihre Leute den Staub- 
bach besuchten, mußte ich in aller Eile einige „Pietisten“ 
zu einer Versammlung zusammentreiben. In der Mühle bei 
Witwe Graf fand sich eine sehr kleine Zahl zusammen, 
unter ihnen die noch lebende Frau Lauener, die jetzt die 
Pension Wengen durch ihre Söhne führt. E. Fry fühlte 
sich sehr glücklich in diesem Kreise und ihre Worte durften 
durch mich den Herzen verständlich gemacht werden. 
Es wurde spät, wir kehrten langsam zu dem damals ein- 
zigen Gasthof zum Steinbock zurück. Ihre Leuteharrten sehn- 
lichst unserer Rückkehr; das Essen war vorbei, und sobald 
E. etwas weniges genossen haben würde, sollte abgereist 
werden. Da geht die Thüre des Gastzimmers auf und 
herein treten drei Personen, die soeben angekommen, uns 
ohne jenen Aufschub verfehlt haben würden, und siehe, es 
ist meine Freundin M. E. mit ihren Eltern. Wie von einer 
unbewußten Ahnung ergriffen, springe ich auf die Ein- 
tretende zu, deren Aufenthalt in England mir den Ein- 
druck des Verständnisses gab, und sagte ihr hastig: „Ma- 
thilde, dies ist E. F.“, und mit ebenso energischer Leben- 
digkeit sich dieser nahend, sagte sie ihr, sie hätten in 
England gemeinschaftliche Bekannte und Freunde und sie 
habe schon viel von ihr gehört. Nun entspann sich ein 
kurzes Gespräch, dem auch die Eltern beiwohnten, die 
ebenfalls einen imponierenden Eindruck von der hohen 
Frau erhielten. Elisabeth sagte, sie werde nächstens in 
Zürich eintreffen und wünsche dann, daß Mathilde sie auf- 
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suche und andere Freundinnen versammle. Dies wurde im 
allgemeinen verabredet und wir mußten fort, aber der Angel 
hatte gefaßt, und als nun wirklich Elisabeth nach Zürich 
kam, fand sie in Mathilde ein begeistertes Herz, das sich 
auf die für die damalige Zeit wunderbarste Weise hingab, 
den ersten Gefängnisverein zu gründen. Das Unerhörte 
geschah, ein Kreis von Frauen unter Mathildens Anleitung 
bildete sich, und besteht meines Wissens noch heute, um 
regelmäßig die Gefangenen zu besuchen und zu unter- 
richten“. 

Der Eindruck dieser außergewöhnlichen Frau war für 
die ganze Entwicklung der damals erst 21ljährigen, aber 
schon sehr gereiften und einer ernsten Lebensführung zu- 
gekehrten Jungfrau bestimmend. 

Als Elisabeth Fry den angekündigten Besuch in Zürich 
ausführte, beschied sie Mathilde Escher zu sich; diese eilte 
in den Gasthof, um die in Lauterbrunnen gemachte Be- 
kanntschaft zu erneuern und wurde auf’s neue erfüllt von 
der Größe dieser Frau. Ihre eigenen Worte aus ihrem 
Tagebuch lassen am besten ihre Seelenstimmung erken- 
nen. „O die Freude! Die Thüre öffnet sich mir und die 
hohe Gestalt trat mir zum Gruße entgegen. Es gibt keine 
Worte, welche den Eindruck beschreiben können, den diese 
herrliche Frau auf mein Herz machte. Nie, nie werde ich 
die Stunde vergessen. Sie ist so ganz Milde und Liebe; 
sie begreift so ganz jede Schwachheit des menschlichen 
Herzens und ist dann doch wieder so stark durch den 
Glauben, der Berge versetzen kann. Sie legte mir beson- 
ders dringend ans Herz, zu bedenken, wie kurz doch das 
Leben sei, wie wir wirken müssen, so lange es Tag sei“. 

Von Elisabeth aufgefordert, wohnte Mathilde einer An- 
sprache derselben im Hause des Herrn Antistes (feßner bei. 
Mit großem Interesse folgte sie ihrer Rede. Der englischen 
Sprache durch einen längeren Aufenthalt in England im 
Jahr 1834/35 vollkommen mächtig, hatte sie doppelten Ge- 
nuß. Als bei ihrer Abschiedsversammlung Elisabeth Fry 














1) 
ihre Zuhörerinnen dringend aufforderte, die weiblichen Ge- 
fangenen in Zürich zu besuchen, entschloß sıch Mathilde 
nach langem innern Kampfe, diesem Rufe zu folgen, und 
mit zwei ältern Damen legte sie den Grund zu dem jetzt 
noch bestehenden Verein. Mit großem Ernste und viel Ver- 
ständnis unternahm sie das Werk, sodaß sie mit stets wach- 
sender Freudigkeit die Arbeit thun konnte. Durch regen 
Briefwechsel* blieb sie mit ihrer Freundin in Verkehr und 
fand bei ihr jedenfalls Rat und Aufmunterung, wenn sie 
dessen bedurfte. Sie selbst besuchte mit wenigen Damen 
die Gefangenen: einem größern Kreis von Frauen die Für- 
sorge für die Entlassenen übergebend. Sie ließ auch, wenn 
größere Ausgaben die bescheidene Kasse in Verlegenheit 
setzten, sich immer bereit finden, den Großteil auf sich zu 
nehmen. Sie war z. B. diejenige, welche durch geistige und 
finanzielle Hülfe die Gründung eines Asyls für gefallene 
Mädchen möglich machte und so dem Schutzverein manche 
Sorge um jugendliche Sträflinge erleichterte und abnahm. 


In ihrer Gründungsgeschichte und Entwicklung sind 
diese fünf Frauenvereine, wie sich aus dem Gesagten er- 
gibt, recht ungleich. Eine nicht geringe Verschiedenheit 
weisen sie, richtige Abbilder unseres Vaterlandes, auch in 
ihrer Organisation und in der Abgrenzung ihres Wirkungs- 
bereiches auf. Aber Alle beseelt gleichmäßig der Wunsch 
und das Bestreben, die Entlassenen zu unterstützen, ihnen 
zu einer geordneten und geregelten Lebensführung zu ver- 
helfen. Alle freuen sich von Herzen der Erfolge, wenn und 
wo ihnen solche beschieden sind; freilich ist ihnen auch 
die Enttäuschung gemeinsam, die nur zu oft den Abschluß 
des besten Strebens bildet. 

Wer schon in Gefängnisse hineingeblickt hat, weiß, wie 
schwer es hält, mit Gefangenen Beziehungen anzuknüpfen, 





* \B. In Chavannes: vie de’E. Fry ist ein Brief von derselben an M.E. 
veröffentlicht, in welchem sie den Wunsch ausspricht, oft Nachriehten von 
ihr zu erhalten. 
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die erfreulich, ersprießlich und andauernd sind. Wie sehr 
scheinen die Insassen in ihrem Gefangenenkleide und in 
der schlichten Haartracht bereit, auf das einzugehen, was 
man in lebendigem Mitgefühl und aus voller Überzeugung 
ihnen nahe legt, gerne die Hand zu ergreifen, die sich 
ihnen bietet; und wie anders ist ihre Haltung schon bei 
oder unmittelbar nach der Entlassung. Mit den eigenen 
Kleidern haben sie auch das Streben angezogen, ihre Wege 
nun wieder nach eigenem Ermessen einzuschlagen. Wie 
manche entschwinden rasch unserem Gesichtskreise, nach- 
dem sie die notwendigen Kleider oder sonstige Hülfe ent- 
gegengenommen haben. Wie ist doch ein weiter Schritt 
zwischen einer Reue über die That, die diese nur um der 
Folgen willen bedauert, und einer Sinneswandlung, die sich 
von der That als solcher abwendet und die Teilnahme, die 
sich ihr anbietet, so nimmt, wie sie gegeben wird. 

Wir werden nicht hart urteilen dürfen, wenn Menschen, 
die in der Umgebung erklärtester Lieblosigkeit und eines 
krassen Egoismus aufgewachsen sind, sich zur Höhe dieser 
innern Umwandlung nicht erheben können. Aber es ist 
für uns doch immer eine betrübende Erfahrung, sehen zu 
müssen, wie wenig nachhaltiger Einfluß sich im ganzen 
ausüben läßt. Man wird bescheiden in seinen Ansprüchen 
und Erwartungen, zugleich aber auch um so dankbarer für 
jeden kleinsten Erfolg und jedes Zeichen der Anhänglich- 
keit, und gelobt sich dann nur um so mehr, nicht zu er- 
müden, eingedenk des Wortes: „daß nicht nachlassen ge- 
winnt®, 

Wie in verschiedenen gemeinnützigen Unternehmungen, 
so auch in derjenigen der Schutzaufsicht, nimmt heute Basel 
die erste Stelle ein, wie die Jahresberichte des Frauen- 
komitees über die Jahre 1891—1900 zeigen. In jenem Zeit- 
abschnitt haben 716 Entlassungen von Angehörigen des 
weiblichen Geschlechts stattgefunden. Von diesen 716 Ent- 
lassenen hat ungefähr der vierte Teil die Hülfe des Frauen- 
vereins verschmäht, oder sie nicht notwendig gehabt. Zur 
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Fürsorge für diese Entlassenen tritt dagegen noch die für 
Familien gefangener Männer; denn die Damen in Basel 
unterstützen nicht nur die Entlassenen ihres Geschlechts, 
sondern auch Frauen und Kinder, welche in Folge der Ge- 
fangenschaft ihrer Männer und Väter in Not geraten sind. 

Wir finden in zehn Jahren eine Gesamt- 
ausgabe von . . he Er 10,120 
von welchen für Kostgelder ; „ 5,725 
zur Beschaffung von Kleidern und Schuhen 4,082 
und zu weiterer Unterstützung von Ausgetre- 

tenen oder Familienengehörigen gefange- 

ner Männer verwendet wurden „3,382 
Verschuldete Effekten wurden m mit . „1,600 
Die Reiseauslagen betrugen . . . 626 

In der Grenzstadt Basel kommt man öfters i in den Fall, 
Landesverwiesenen zur Heimreise zu ihren Familien oder 
in ein für sie gewähltes Asyl zu verhelfen und gar oft 
sehen sich die Damen veranlaßt, einer Entlassenen eine 
zuverläßige Begleitung mitzugeben. Daß man auch anders- 
wo Erfahrungen machte, die eine solche Mehrausgabe recht- 
fertigen, ist leider nur zu wahr. 

Die Einnahmen des Vereins fließen nicht nur aus einem 
jährlichen Beitrage der Paravicinischen Stiftung, Legaten 
und dem Zinserträgnis des Vereinsfondes, sondern es bringt 
auch eine Vereinskollekte eine hübsche Sunıme auf. 

Die bernische Patronatskommission für die Strafanstalt 
St. Johannsen kann seit der kurzen Zeit ihres Bestehens 
noch nicht viele Erfolge und Erfahrungen aufweisen, und 
die Kommission für die Weiberarbeitsanstalt Hindelbank, 
Sitz in Bern, veröffentlicht leider keine Jahresberichte, 
denen wir nähere Angaben entnehmen könnten. Dagegen 
bin ich in der erfreulichen Lage, an Hand eines für die 
Landesausstellung in Genf im Jahr 1896 verfaßten Be- 
richtes zu zeigen, von welchem Gesichtspunkt aus die 
dortige Kommission ihre Aufgabe auffalt. Dieser Bericht 
wurde damals mit einer Ehrenmeldung bedacht und ver- 
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dient in hohem Maß, nicht als Manuskript in einem Archiv 
vergraben zu werden. Die Verfasserin hat mir den Ent- 
wurf gütigst überlassen und es freut mich, denselben einem 
größern Kreise bekannt machen zu dürfen. 

Er ıst in französischer Sprache abgefaßt und lautet in 
deutscher Übersetzung ungefähr so: 

Die Schutzaufsichtskommission desWeiberarbeitshauses 
Hindelbank, bis vor kurzem in Bern, wurde im Jahr 1890 
durch den Polizeidirektor Regierungsrat Stockmar ernannt. 

Sie ist aus sieben Damen zusammengesetzt, welche sich 
monatlich einmal im Arbeitshaus versammeln, um die not- 
wendigen Schritte zu Versorgung der im nächstfolgenden 
Monat zu Entlassenden zu beraten. 

Bis zum Schluß des Jahres 1895 giengen ungefähr 
300 Frauen jeden Alters an unsern Augen vorüber, wovon 
etwa 80 mit zwei und sogar drei Rückfällen; arme Mädchen, 
die einen unsittlichen Lebenswandel geführt, oder dem Trunke 
ergebene Mütter, kamen diese Unglücklichen meistens aus 
lasterhafter Umgebung; uneheliche Kinder, wie ihre Mütter 
und Großmütter, von der (femeinde erzogen, ohne Herzens- 
bildung, ohne Liebe, ohne Sonnenschein, umgeben von der 
Stickluft der Unwahrheit und Unreinheit, in manchen 
Fällen von ihren sogenannten Beschützern, Stiefvätern 
oder Brodherren verführt, sind diese gefallenen Frauen, 
unsere Schwestern, weit mehr ein Gegenstand des Mitleids 
als des Abscheus. 

Selten findet die eine oder die andere bei ihrem Aus- 
trıtt aus dem Arbeitshaus in ihrer Familie Aufnahme. Eine 
größere Zahl kehrt in irgend eine frühere Umgebung zu- 
rück, oder benützt zum Mindesten diesen Vorwand, um zu 
vermeiden, daß man sich mit ihrer Zukunft befasse, da 
sie sich keinem Zwang unterziehen wollen. Diese Letztern 
kehren aber früher oder später, Hülfe heischend, zu uns 
zurück, glücklich, wenn sie eine Freundeshand fassen kön- 
nen und manchmal hinreichend gewitzigt, um sich nun- 
mehr auf einen ehrbaren Weg führen zu lassen. 
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Die Minderjährigen werden für zwei bis drei Jahre 
in ein Asyl untergebracht, soweit als möglich von ihrem 
frühern Wohnort entfernt, nach Brunnadern, Basel, Zürich, 
oder St. Gallen, damit sie neu erzogen werden, alle Haus- 
arbeiten und die Wäscherei erlernen. Dienstplätze auf 
dem Land wären für unsere enfants terribles am passend- 
sten, aber diese verstehen nichts von Garten- und Feld- 
arbeit und wollen sie auch nicht erlernen. Mit großer 
Genugthuung würden wir deshalb in Hindelbank die Errich- 
tung einer seit Jahren gewünschten Abteilung begrüssen, 
in welcher sie gezwungen würden, sich diese wertvollen 
Kenntnisse anzueignen. 

Die Austretenden zweifelhafter Sorte werden zur Be- 
obachtung in das Asyl Sulgenhof bei Bern untergebracht; 
wenn sie sich dort gut halten, sucht man sie bei recht- 
schaffenen Bauersleuten anzustellen. Das Diakonissenhaus 
hat aus Barmherzigkeit schon öfters in einer seiner zahl- 
reichen Abteilungen, Waschhaus, Küche und Nähstube 
solche aufgenommen, welche den Wunsch zeigten, ein neues 
Leben zu beginnen. 

Über alle unsere Schützlinge, deren Wohl uns so sehr 
am Herzen liegt, suchen wir das Netz christlicher Liebe 
zu ‚spannen, welche durch die Gnade unseres Heilandes 
zum Mittel werden kann, sie vor dem Untergang zu be- 
wahren. Zu diesem Zwecke unterhalten wir mit Alten und 
Jungen einen regen Verkehr durch Besuche, Briefe, kleine 
(seschenke, besonders zur Weihnachtszeit. 

Öfters beherbergt das Arbeitshaus gleichzeitig Mutter 
und Tochter, was für erstere die Strafverlängerung zur 
Folge hat. 

Die Patronatskommission erkundigt sich nach Maßgabe 
ihrer Kräfte auch nach den Kindern der Insassen und 
sucht ihnen nützlich zu sein. 

Die ältern Rückfälligen sind ein Gegenstand größter 
Sorge; sie liefern einen erschreckenden Zuwachs zu der 
Armee der Lasterhaften. Man muß bei ihrem Austritt 
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suchen, sie vor sich selbst sicher zu stellen und zu ver- 
hindern, daß sie Andern Schaden zufügen; es bleibt für 
sie nur die Versorgung im Armenhaus. Sich selbst über- 
lassen, sind es vielfach Kupplerinnen, die unter dem Mantel 
des Hausierens oder Wahrsagens das schändlichste Gewerbe 
treiben. 

Die Schlimmste von allen ist die vom Ausland heim- 
gewiesene Prostituirte.e Nach mehr oder weniger langem 
Aufenthalt in öffentlichen Häusern, ausgestossen von der 
Welt, ruinirt an Leib und Seele, ein Abschaum der mensch- 
lichen Gesellschaft. Für alle andern darf man hoffen, diese 
aber, und zählte sie erst 19—20 Jahre, ist dem Tode geweiht. 

Sie sind schuldig, unsere armen Entlassenen, und die 
meisten fühlen es auch. Sie sind beim Austritt nicht un- 
empfänglich für wohlmeinende Ermahnung; ihre guten Vor- 
sätze sind ernst gemeint. Was ihnen fehlt, ist die Kraft 
des Wollens gegenüber den Versuchungen, welche ihnen 
auf dem Lebenswege begegnen. Woher sollten sie die 
nötige Wiederstandsfähigkeit haben? Die wesentlichen Be- 
dingungen einer erfreulichen Entwicklung von Geist und 
Seele haben ihnen in den meisten Fällen von Geburt an 
gefehlt. Die Gesellschaft wirft den Stein auf sie, die Ge- 
setzgebung beschützt sie nicht, Es ist erlaubt, die Frau 
zu verführen, sie ihrer Unschuld und Würde zu berauben, 
ihr das Mal der Schande auf die Stirne zu drücken, ihr 
Leben zu verwüsten und den Körper zu zerstören und das 
alles angesichts des Artikels 4 der Bundesverfassung, 
welcher jedem Schweizer Gleichheit vor dem Gesetz ge- 
währleistet. 

Wollen wir diesen Stand der Dinge gewähren lassen, 
weil es schwer ist, Abhilfe zu schaffen? Im Gegenteil! 
Weil es schwierig ist, „Laßt uns aufstehen, Schweizer und 
Schweizerinnen*, retten wir vor allem die verlassene Jugend, 
welche in unsern grössern Kantonen nach Tausenden zählt. 
Es ist ein Feldzug ohne Wunden und Beulen, er kostet 
uns nicht einmal Geld, nur Ausdauer und guten Willen. 
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Stellen wir den Grundsatz fest: die Kinder, die N z &- 
mandem gehören, sollen in Zukunft die Kinder eines jed e 72 
sein; sie sollen allen gehören. 

Führen wir das Patronat ein für die Verdingkinder, 
zwei Patrone für jedes Kind, für die Mädchen zwei weib- 
liche, deren eine verheiratet ist; für die Knaben einen 
Mann und eine verheiratete Frau, die taktvoll und lieb- 
reich sich schon des Neugeborenen annehmen und ihm ihre 
Fürsorge während seines ganzen Lebens zu teil werden 
lassen, gerade wie Pate und Patin, deren Platz neben den 
Eltern ist, jedoch ohue finanzielle Verpflichtung. Je mehr 
die Eltern ihr Kind lieben, desto glücklicher werden sie 
sein, es von treuen Freunden umgeben zu wissen, und wo 
die Liebe der Eltern fehlt, werden diese freiwilligen Be- 
schützer in die Lücke treten. In der ersten Jugend wird 
die Freundin das Kind hie und da eine Stunde oder einen 
Tag zu sich nehmen, um es kennen zu lernen; später be- 
kümmert man sich um seine Erfolge in der Schule, um 
seine Zeugnisse, ermunternd und Freude bezeugend an je- 
dem bescheidenen Erfolg. Nach dem Austritt aus der 
Schule wird der Patron seine Sorgfalt um den jungen 
Schützling verdoppeln, ihm helfen, den Versuchungen des 
gefährlichen Alters von 16—20 Jahren zu entgehen u. s. w. 
Kommt hernach die Zeit der wichtigen Entscheidungen, 
der Berufswahl, der Verheiratung, so wird ein guter Rat, 
ein ernster Verweis, falls er Not thut, oder ein Wort des 
Trostes von der alten Freundin nicht überflüssig sein. 


Zweiter Grundsatz mit Rücksicht auf das eidgenös- 
sische Strafrecht: Die Verführung eines jungen Mädchens 
durch Gewalt oder unter irgend einem Vorwand soll als 
Vergehen erachtet und nach dem Gesetze bestraft werden. 

Diese beiden Grundsätze einmal angenommen, werden 
sich die Gefängnisse leeren. 


Das genferische Damenkomite stellte sich nach dem 
gedruckten Jahresbericht in seinem Wirken auf einen weit- 
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herzigen Standpunkt, denn es nimmt sich nicht nur ent- 
lassener Polizei- und Criminalgefangener an, sondern unter- 
stützte im Laufe der Jahre auch eine grössere Anzahl von 
Frauen, die als Angeklagte mit den Gerichtsbehörden in 
Berührung kamen, ohne verurteilt zu werden, sei es, daß 
die Klage zurückgezogen wurde, oder daß sie freigesprochen 
werden konnten. 

Im Laufe der Jahre 1891—1900 werden unter 219 Frauen 
30 jugendliche im Alter von 16—20 Jahren erwähnt, von 
welchen die meisten aus dem Polizeigefängnis kamen. Diese 
Zahl würde jeden erschrecken, wenn nicht ausdrücklich 
gesagt würde, daß die Mehrzahl dieser Jugendlichen Poli- 
zeiverhaftete waren. Eine große Zahl von ihnen konnte 
in Asyle untergebracht werden. Auch Ältere konnten in 
verschiedenen Anstalten versorgt werden. Auf diese Weise 
fanden 79 Personen Unterkunft. Freilich wußten sich 
manche durch Flucht oder Austritt der ungewohnten Zucht 
und Aufsicht zu entziehen, um das alte ungebundene Leben 
wieder aufzunehmen. 

Eine außerordentlich zweckmäßige Einrichtung hat 
sich das Komite dadurch geschaffen, daß es in passendem 
Hause ein Zimmer mietete und einrichtete,-um für die 
Enntlassenen jederzeit ein geeignetes Unterkommen zur Ver- 
fügung zu haben, bis für die betreffende weiter gesorgt 
werden kann. 

Die Jahresausgaben bewegen sich zwischen Fr. 1300 
bis 1400. Der Männerverein ist gleichsam der Schatz- 
meister des Damenkomites nnd bestreitet dessen Ausgaben 
aus seinem vom Staate bezogenen Anteil vom Alkohol- 
zehntel. 


Dem Damenkomite Lausanne, das für die Entlassenen 
der dortigen Strafanstalt sorgt, gehört auch die leitende 
Diakonisse des Weiberarbeitshauses Rolle an. Sie nimmt 
an den monatlichen Sitzungen teil und vermittelt die 
Wünsche der dortigen Entlassenen. 
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Durchschnittszahlen können über die Leistungen dieses 
Komites noch keine gegeben werden, weil es erst seit 1896 
besteht. Im Jahresbericht des Männervereins begegnen 
wir immer auch einem Abschnitt über die Thätigkeit des 
Damenkomites. Dort sehen wir, daß z. B. im Jahr 1899 
fünfzehn Entlassene durch Vermittlung des Vereins Stellung 
und Unterkunft fanden, die einen an Dienstplätzen, andere 
in Asylen. Wie überall ist das Verhalten dieser Schütz- 
linge nicht immer nach Wunsch. I 

Die Ausgaben des Damenkomites sind aus dem Jahres- 
bericht nicht zu ersehen, da sie nicht specialisiert sind, 
sondern summarisch mit den Gesamtausgaben des Männer- 
vereins verrechnet, der die sämtlichen Auslagen für die 
Frauen bestreitet. 

Über einen uns wichtig scheinenden Punkt hofften 
wir von den Damen in Genf oder Lausanne belehrt zu 
werden. Ich meine die Schutzaufsicht über diejenigen 
weiblichen Personen, auf welche das seit einigen Jahren 
in Kraft bestehende Gesetz des Aufschubes der Strafe, die 
sogenannte „loi Beranger“ angewandt wurde. Leicht ließe 
sich denken, daß die Überwachung und Fürsorge für solche 
Personen, die erstmalig vor dem Richter erschienen und 
von diesem zur Anwendung dieses vom französischen Boden 
auf einzelne schweizerische Kantone verpflanzten Gesetzes, 
würdig erfunden wurden, die also noch nicht eigentlich 
verdorben sind, eine der dankbarsten Aufgaben der Schutz- 
vereine wären, den Überwachten zum Segen und den Über- 
wachenden zur Befriedigung. Aus beiden Städten wurde 
jedoch gesagt, daß jetzt noch kein solcher Fall vorge- 
kommen sei. | 


Die Thätigkeit des zürcherischen Frauenvereins bewegt 
ich in ziemlich engen Grenzen und die Damen, die an 
dem Werke arbeiten, können auf gar manche bittere Er- 
fahrung hinweisen. Mit andern Vereinen verglichen, kön- 
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um dort durch geregelte Hausordnung, passende Beschäf- 
tigung und Aufsicht der begonnenen Verlotterung entgegen 
zu arbeiten oder versäumter Erziehung vachzuhelfen. We- 
nige sind es, die unter Patronat stehen oder sich darunter 
zu begeben geneigt sind. Oft handelt es sich nur um Aus- 
lösung verschuldeter Effekten oder Beschaffung der not- 
wendigsten Kleider. Der Durchschnitt unserer Jahresaus- 
gaben von Fr. 638 läßt auch nicht auf große, eingreifende 
Hülfe schließen. Es liegen für uns große Schwierigkeiten. 
in den räumlichen Verhältnissen der kantonalen Strafanstalt, 
die sich aber, was überaus zu begrüßen ist und nach allen 
Seiten hoffentlich von den wohlthätigsten Folgen begleitet. 
sein wird, in nicht zu ferner Zeit ändern. Bis jetzt kamen 
für unsern Verein nur die Gefangenen und Entlassenen der 
genannten Anstalt in Frage, d. h. nur kriminell Verurteilte, 
deren kürzeste Strafen mit ganz seltenen Ausnahmen solche 
von sechs Monaten sind. Alle, die kürzere Strafen zu ver- 
büßen haben, werden aus Mangel an Platz nach den ver- 
schiedenen Bezirksgefängnissen des Kantons verbracht, von. 
wo sie nach der Entlassung nur selten uns zugewiesen 
werden, und noch seltener uns wirklich aufsuchen. 

Wird nach Bezug der neuen Strafanstalt das hiesige 
Bezirksgefängnis, das jetzt durch die Inquisiten ganz in 
Anspruch genommen ist, vergrößert, daß auch zu kurzen 
Strafen Verurteilte hier bleiben, so öffnet sich uns ein neues 
Feld, auf welchem hoffentlich nutzbringender gearbeitet. 
werden kann und das zwar umsomehr, je besser wir die 
gesammelten Erfahrungen zu verwerten suchen. Wenn zu. 
dem alten Arbeitsgebiet, das freilich durch die größere- 
Entfernung der Strafanstalt erschwert wird, neue hinzu- 
kommen, so wird der Verein genötigt sein, sich um finan- 
zielle Hülfe umzusehen. Die Zinsen unseres bescheidenen 
Fondes, die hie und da fließenden Legate und unsere per- 
sönlichen Beiträge dürften alsdann nicht mehr genügen. 
Sollte mit der Zeit überdies dem Verein auch hinsichtlich 
der Polizeigefangenen eine weitere Aufgabe erwachsen, so 








19 





wird eine Ausdehnung der Leistungsfähigkeit des Vereins 
noch notwendiger werden. Wir hoffen zuversichtlich, daß 
sich in der Folge ein Bruchteil des Alkoholzehntels uns 
zuwende. Bildet doch der Alkohol eine der Hauptursachen, 
die den Menschen, auch die Frau — direkt oder durch erb- 
liche Belastung — in die Strafanstalt führt. Es erscheint 
deßhalb doppelt gerechtfertigt, die Fürsorge um die Ent- 
lassenen gerade aus dem Alkoholzehntel zu unterstützen. 

Daß der Erfolg unserer Bemühung für die Gefangenen 
und Entlassenen der Strafanstalt nur ein geringer sein kann, 
mögen einige Zahlen und Angaben erklären. 

In den Rechnungsjahren 1891—1900 wurden 272 Per- 
sonen entlassen, die Freiheitsstrafen erhalten hatten und 


zwar: | 
Personen Ss nn anderswo Total 
78 zum 1. Mal 78 —_ 78 
103 zum 1. Mal in Zürich, aber 

zuvor anderswo 103 448 551 
34 zu wiederholten Malen in Zü- 

rich und überdies anderswo 91 260 351 
215 272 708 980 


Über die Häufigkeit der Rückfälle gibt folgende Ta- 
belle Auskunft: 


1 Strafe hatten 78 Personen — 78 Strafen. 





2 Strafen „ 25 m = 50 r 
3 n n 0 n = % n 
4 5 „ 16 er = 64 m 
5 n n 16 n = 80 n 
6 n N 6 » —= 56 n 
7 5 “ 3) > — 55 
8 n n 5 n 2 n 
9 n n D n = 45 n 
10 = a 2 & == 20 a 
11 n n_ 4 n we n 
Übertrag 192 Personen — 582 Strafen. 
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Übertrag 192 Personen — 582 Strafen. 


12 Strafen hatten 2 ’ — 24 ’ 
13 ” er 3 n = 39 " 
14 m 5 4 ® — 656 = 
15 n n 3 n = & n 
16 5 = 2 “ — 32 = 
17 A m 2 = = 34 " 
20 a ; 1 . —= 20 a 
21 a 5 1 5 —= 21 5 
23 . 2 1 ö —= 23 e 
24 “ R 1 . — 24 e 
25 n » 1 n = 25 e 
26 5 " 1 ® = 26 5 
29 ; n 1 4 — 29 a 


215 Personen == 980 Strafen. 


Rückfällig waren 137 Personen mit zusammen 902 
Strafen, was für eine Rückfällige 6,6 Strafen macht. 


2—5B Strafen hatten 87 Personen 


6—9 ”„ » 21 ”„ 
10-19 „ >; . 
20—29 „ „ 7 „ 


137 Personen. 
Zehn und mehr Strafen hatten somit 29 Personen. 


Das sind wahrhaft erschreckende Zahlen, die jeden, 
der ein Herz für die Mitmenschen hat, auf’s ernsteste be- 
schäftigen müssen. Wie sie zu erklären sind, welche Gründe 
zu solcher im Vergleich mit andern Kantonen ungeheuren 
Häufigkeit der Rückfälle führen, vermag ich nicht genü- 
gend anzugeben. Teilweise hängen sie ja sicherlich damit 
zusammen, daß die Personen mit kürzerer Strafzeit nicht 
die hiesige Strafanstalt zu passieren haben; wären diese 
inbegriffen, so würde sich das Verhältnis zu den Bestraften 
günstiger gestalten. Aber noch mehr als dies gibt die 
Häufigkeit der Rückfälle bei ein und derselben Person zu 
denken. Die Frage, wie hier zu helfen sei, wird sich mit 
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gebieterischer Notwendigkeit je länger, desto stärker auf- 
drängen. 

| Eine wesentliche Verbesserung der zürcherischen Ver- 

hältnisse bringt zwar wohl der Bezug der neuen Strafan- 
stalt mit sich, ich meine die Entlastung der verschiedenen 
Bezirksgefängnisse, in welchen sehr oft zwei Insassen Tag 
und Nacht in demselben Gemach beisammen leben. Was 
wird da täglich in 16—17 Stunden alles gesprochen und 

verhandelt? Gutes jedenfalls nicht viel! 


Neben vielem Gleichen oder Ähnlichen begegnen wir 
in der Berichterstattung über die Thätigkeit der fünf 
Vereine auch verschiedenen Ungleichheiten; besonders sind 
mir zwei Punkte vor Augen, von denen mir der eine wie 
ein Vorwurf, eine Unterlassungssünde vorkommen will. In 
Basel, Bern und Genf sind es nicht nur die aus den Straf- 
anstalten entlassenen kriminell Verurteilten, denen die 
Frauen ihre Fürsorge angedeihen lassen, sondern auch die- 
jenigen, welche in Polizeihaft waren. In Basel und Genf 
bilden nach den Jahresberichten die letztern einen großen 
Bruchteil der Gesamtzahl der Unterstützten. Wir hörten, 
daß an letzterm Ort die Mehrzahl der Jugendlichen gerade 
dieser Kategorie angehörte. Ist die Fürsorge für die jungen 
Mädchen nicht die notwendigste, die wichtigste Arbeit ? 
Hätten wir von den vielen Rückfällen nicht einige ver- 
hüten können, wenn wir uns nicht so lange in den altge- 
wohnten Bahnen bewegt und uns nicht nur der Strafhaus- 
entlassenen angenommen haben würden. 

Auch die Fürsorge um die Nichtverurteilten, wie sie 
in Genf ausgeübt wird, ist allerorts sehr zu empfehlen; 
daß eine solche für oft fragliche Existenzen sehr zweck- 
mäßig ist, liegt auf der Hand. Vorsorgen ist in allen Teilen 
vorzuziehen einer Hülfe, die der nämlichen Person nach 
Jahren doch noch, oder mit großer Wahrscheinlichkeit er- 
wiesen werden muß, nachdem ihr Lebensschifflein gestran- 
det ist. Dann ist sie aber älter, verdorbener und weniger 
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bildungsfähig. Nimmt doch auch in der medizinischen 
Wissenschaft das Vorbeugen gegen die Krankheit, die 
Prophylaxis, im Vergleich zur Heilung je länger desto mehr 
führende Stellung ein, und geschieht die Verbauung der 
gefährlichen Wildwasser doch nur dann nutzbringend, wenn 
sie von oben begonnen wird. 

Fassen wir nun noch ins Auge, wie an verschiedenen 
andern Orten mit den öfters Rückfälligen vorgegangen 
wird, so sehen wir, daß die Bestrebung meist dahingeht, 
diese Unverbesserlichen durch Versorgung in Arbeitshäuser 
ein bis zwei Jahre zu isolieren. 

In Genf spricht das Damenkomitee es mit Dank aus, 
daß, nachdem das Polizeidepartement angefangen habe, 
solche Leute in dem Weiberarbeitshaus von Rolle unterzu- 
bringen, so vieles leichter gehe und manchem Übelstand 
abgeholfen sei. Das Baslerkomite hatte sich im Jahr 1893 
nur neun Strafverurteilter anzunehmen, und erklärt diese 
kleine Zahl als wohlthätige Folge der Ausscheidung der 
Rückfälligen durch Versorgung. Bern besitzt seit 10 Jah- 
ren ein Weiberarbeitshaus, in welchem solche Unverbesser- 
liche, Dirnen und Arbeitsscheue auf administrativem Weg 
verbracht werden und zwar nie weniger lang, als ein bis 
zwei Jahre. Erstmals 1 Jahr, bei Rückfall zwei Jahre. 

Solches Abschließen von Welt und Versuchung ist aus 
verschiedenen Gesichtspunkten ein großer Gewinn. Ein- 
mal ist die Aussicht auf eine ein- bis zweijährige Versor- 
gung eine Unannehmlichkeit, der manche arbeitsscheue 
Person aus dem Wege zu gehen sucht; sie hütet sich wohl, 
gegen Gesetz und Recht wieder zu verstoßen. Kommt sie 
aber doch nicht um die Klippe herum und verfehlt sie sich 
wieder, so wird eine längere Versorgung, länger, als sie der 
Strafrichter im Verhältnis zum Vergehen verhängen kann, 
an einen Ort, wo Ordnung herrscht, wo Arbeit und Ruhe 
normiert ist, wo die Nahrung pünktlich und vernünftig 
verabreicht wird, und wo vor allem keine Gelegenheit zum 
Straucheln ist, nur gutes wirken. Diese Versorgung hat 
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des weitern noch das Gute, daß dadurch der verschlec# — 
ternde Einfluß auf Jüngere und weniger Verdorbene auf- 
gehoben wird. Es ist ja leider eine altbekannte Beobach— 
tung, und zwar nicht nur in Strafanstalten, daß der Ein- 
Ruß nicht von den Bessern auf die Schlimmern ausgeübt 
wird, sondern sich in umgekehrter Weise geltend macht. 
Da ist es schlechthin sittliche Pflicht zu verhüten, daß 
nicht die Gefangenen die Anstalten verdorbener verlassen, 
als sie Jiese betreten und durch Errichtung von Arbeits- 
häusern, dort wo nicht in genügender Weise vorhanden 
sind, die ätzend und demoralisirend wirkenden Elemente 
von den andern besserungsfähigen zu isoliren. 

Auch in ihrer äußern Zusammensetzung sind die fünf 
Vereine sich ähnlich. Jeder besteht aus einem kleinen 
Kreise von Frauen und wenn mit Bedauern aus der einen 
oder andern Stadt berichtet wird, daß Mitglieder wegen 
vorgerückten Alters oder Krankheit nicht mehr leistungs- 
fähig seien, so fehlt es doch auch nicht an jüngerm Nach- 
wuchs. 

Diese Übereinstimmungder Organisation derfünf Frauen- 
vereine scheint zu beweisen, daß es richtig ist, wenn ein 
solcher Kreis enggeschlossen zusammenwirkt. Die Arbeit 
an den (Gefangenen und für die Entlassenen ist eine von 
Fall zu Fall so verschiedene, daß keine Normen und Para- 
graphen aufgestellt werden können. Wie von ärztlicher 
Seite gesagt wird, es gebe so viele verschiedene Krank- 
heiten als kranke Individuen, so läßt sich gewiß auch 
behaupten, daß es so viele verschiedene Vergehen, als es 
Gefangene gibt. Es handelt sich bei dieser Arbeit viel 
weniger um gemeinsame Beratungen, als um individuelles 
Wirken in übereinstimmendem Sinne, was in kleinem Kreis 
gleichgearteter und gleichgesinnter Frauen eher möglich 
ist, als in großem Verein, der aus verschiedenartigen Ele- 
menten zusammengesetzt ist. Ganz besonders scheint voll- 
kommene Solidarität für den Frauenkreis angezeigt, der 
Besuche bei den Gefangenen macht. Dies gilt schon für 
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die Angehörigen staatlicher Kommissionen, es gilt aber 
noch viel mehr für die Glieder freiwilliger Vereine, die die 
Zulassung zu den Gefangenen stets als einen Beweis großen 
Vertrauens von Seite der betreffenden Direktionen zu be- 
trachten haben, welches nicht genug verdankt werden kann. 
Umso mehr ist es Pflicht, durch möglichst korrektes Auftreten 
nicht nur den Gefangenen, sondern auch dem Aufsichts- 
personal gegenüber den Anschein zu vermeiden, als küm- 
merte man sich um Fragen und Angelegenheiten, die außer 
dem Bereich der Damen liegen. Jede, die Besuche zu 
machen beginnt, kann deshalb nicht genug auf die hier 
liegenden Schwierigkeiten aufmerksam gemacht werden, 
die nur durch objektives und taktvolles Auffassen alles 
dessen, was man hört und sieht, zu vermeiden sind. 

Dieser Ansicht scheint auch einer unserer in der Schutz- 
aufsicht erfahrenen Männer, Herr Inspektor Schaffroth, zu 
sein, wenn er sich in seinem. schon früher erwähnten Re- 
ferat ausspricht: „Wenn irgendwo auf dem Gebiete der 
Samariterliebe, so ist es auf demjenigen der Schutzaufsicht 
angezeigt, ja durchaus geboten, nach unsern langjährigen 
Erfahrungen, daß man von der Sache nach außenhin nicht 
viel Wesens macht, dafür aber um so treuer für die Sache 
wirkt und nicht müde wird.“ Ferner, „die Schutzaufsicht 
verlangt nicht im geringsten nach einem Vereinsapparat, 
sie bedarf der persönlichen That“. 

Etwas anderes mag es ja allerdings bei den Männer- 
vereinen sein, die wegen ihrer ungefähr zehnmal größern 
Aufgabe eine andere Organisation nötig haben. Wie könn- 
ten dort einige wohlmeinende Männer neben ihrer Berufs- 
thätigkeit die große Arbeitslast bewältigen? Dort arbeitet 
außer dem Präsidenten oder Anstaltsgeistlichen ein Inspek- 
tor, in dessen Hände wohl die meisten Fäden zusammen- 
laufen, dessen Hauptberuf es geradezu ist, die vor der 
Entlassung stehenden Gefangenen zu besuchen und ihre 
weitern Wege zu ordnen. Die Schutzaufsicht wird dann 
allerdings den verschiedenen Patronen überlassen, 
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‘ Unser Weg ist zu Ende; er mag Ihnen recht einfach 
und schmucklos erschienen sein. Eine kundigere Hand 
hätte Ihnen sicherlich mehr und bedeutsameres zeigen kön- 
nen, als es durch mich, die zum ersten Mal an eine der- 
artige Aufgabe herantrat, geschah. Aber dennoch weiß 
ich den Herren Dank, die mich zu der Arbeit aufgefordert 
haben; indem ich veranlaßt wurde, mich umzusehen, wie 
anderswo die Aufgabe angefaßt wird, habe ich überaus viel 
gelernt. Freilich habe ich auch erfahren, wie anderswo 
vielmehr geleistet wird, als in unserm Kreis; und obschon 
der Vergleich mit uns in mir sehr gemischte Gefühle er- 
weckt, so soll er mir gerade deshalb ein Sporn sein, unser 
Werk nur um so mehr zu fördern. Unentwegt mit Liebe 
und Verständnis allen denen nachzuhelfen, die unser be- 
dürfen; das wird für alle die verschiedenen Fälle stets die 
eine grundlegende Regel für uns bilden müssen. 

Sie schon den Gefährdeten, noch nicht Verurteilten 
gegenüber anzuwenden und anwenden zu können, in ihnen 
das vorhandene Gute ausfindig zu machen und sie daran 
zu fassen, das ist sicherlich von hohem Wert. Wie viel 
leichter ist es, die Gleitenden zu stützen, als die Ge- 
fallenen aufzurichten; und wie viel Leid und Unglück 
würde verhüten, wer solchen Gleitenden rechtzeitige Hand- 
reichung leisten könnte, Liebe und Verständnis, sie sind 
sodann den erstmals Bestraften entgegen zu bringen. 
Wir müssen suchen, sie in geordnete Verhältnisse zu brin- 
gen, die Jugendlichen am besten in längere Anstaltsver- 
sorgung; die größern dadurch bedingten Ausgaben dürfen 
nicht gescheut werden. Die Zukunft bringt sie, wenn auch 
nicht uns, so doch der Gesamtheit, der Gesellschaft reich- 
lich wieder ein. Wenn wir in erster Linie die jungen Leute 
zu erziehen suchen, so werden sie weniger rückfällig. 
Schützen wir sie insbesondere vor schlimmen Einflüssen 
während der Gefängniszeit und nach der Entlassung. Auf 
diese Weise sollte im Lauf der Jahre etwelche Abnahme 
der Rückfälle spürbar sein. 
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Auch die Alten und Rückfälligen sollen wir, wenn es 
nicht geradezu verwerfliche Weiber sind, unser Interesse 
und unsere Teilnahme fühlen lassen, denn wir können uns 
kaum eine Vorstellung machen, wie viele von ihnen liebe- 
leer durch’s Leben pilgerten. 

Nicht nur in den wenigen jährlichen Sitzungen sollen 
wir unsere Pflicht gegen diese Art der Bedürftigen be- 
thätigen, sondern wir wollen möglichst nachhaltig und aus- 
gibig für sie arbeiten, eine jede nach ihren Kräften und 
Talenten mit Liebe und Hingabe, eingedenk der Worte 
des Apostels Paulus: „Und wenn ich alle meine Habe den 


Armen austeilte, hätte aber die Liebe nicht, so wäre es 
mir nichts nütze“, 











II. 
Ueber die bedingte Verurteilung. 


Bericht, erstattet von Prof. Zürcher in Zürich. 


Der Vorentwurf zu einem schweizerischen Strafgesetz- 
buch schlägt unter der Aufschrift „Einstellung des Straf- 
vollzugs“ die Einführung einer besonderen Behandlung 
gewisser Kategorien von erstmaligen Verbrechern vor, 
was in andern Ländern „bedingte Verurteilung“ genannt 
wird. 

Der Wortlaut des bezüglichen Artikels 50 ist folgender: 

„Wird jemand zu einer Freiheitsstrafe von weniger 
als 6 Monaten verurteilt, der bisher weder in der Schweiz 
noch im Auslande eine Freiheitsstrafe wegen eines Ver- 
brechens erstanden hat, so kann das Gericht den Straf- 
vollzug gegen ihn einstellen: 

Wenn er die That nicht aus niedriger Gesinnung be- 
gangen und den daraus entstandenen Schaden, soweit es 
in seinem Vermögen stand, ersetzt hat, und anzunehmen 
ist, er werde kein Verbrechen mehr begehen. 

Begeht der Verurteilte innerhalb 5 Jahren nach Ein- 
stellung des Strafvollzugs ein Verbrechen, so hat er auch 
die Strafe, deren Vollzug eingestellt war, zu erstehen; an- 
dernfalls fällt sie weg.“ 

Ist die Einführung eines solchen Rechtsinstitutes für 
die Schweiz wünschbar? Wie ist es am richtigsten aus- 
zugestalten? Das sind die Fragen, zu deren Beantwortung 
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im Nachfolgenden ein Beitrag gegeben werden soll. Es 
ist dariu vor allem das Beispiel und die Erfahrung anderer 
Länder, sowie die unserer Kantone Genf, Waadt, Tessin 
und Wallis herbeizuziehen. 


A. Bisherige Gesetzgebungen.' 


Vorgeschichte. Wenn wir aus den hier zu besprechen- 
den gesetzgeberischen Gestaltungen den einen Grundge- 
danken herausschälen, dass bei dem erstmalig Fehlenden 
eine ernstliche Vermahnung die Stelle der Strafe ersetzen 
könne, so legen wir damit eine Wurzel bloss, die bis in. 
die ehrwürdigen Anfänge des kanonischen Rechtes hin- 
untersteigt. Dreimal soll, nach der Lehre des Evangelisten 
(Matth. X VIII. 15—18), der sündige Bruder zurecht ge- 
wiesen werden und erst, wenn er auf die dreimalige Mah- 
nung nicht gehört hat, sondern in der Sünde verharrt, 
erfolge seine Ausstossung aus der christlichen Gemeinde 
als Heide und Zöllner. Diese Vorschrift hat unter der Be- 
zeichnung denunciatio evangelica durch Jahrhunderte hin- 
durch im kirchlichen Strafrecht und Strafprozess eine her- 
vorragende Bedeutung behauptet, insbesondere hatte der 
Excomunication die dreimalige Mahnung vorauszugehen? 
und stets kündigten Mahn- und Busspredigten das Heran- 
nahen der in ihrer Rache schrecklichen Glaubensinquisition 
an. Dieser Gedanke scheint, wie uns der grosse italienische 
Rechtsgelehrte des 14. Jahrhunderts, Bartolus, überliefert 
hat, sich geradezu zum bedingten Straferlass ausgestaltet 





! Die Mehrzahl der hier erwähnten Gesetze finden sich abgedruckt in 
einer offiziellen deutschen Materialensammlung, die unter der Aufschrift: 
„Ausländische Geseize betreffend die bedingte Verurteilung und amtliche 
Mitteilungen über die Anwendbarkeit dieser Gesetze“ Berlin 1896 in Carl 
Heymanns Verlag erschienen ist. Daneben werden wir auch vielfach die 
Mitteilungen (M) der internationalen kriminalistischen Vereinigung zu 
zitieren haben. 

3 Katz, ein Grundriss des kanonischen Strafrechts. Berlin 1881 S. 49. 
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zu haben. Er sagt in einer von Löffler? mitgeteilten Stelle 
folgendes: 

„Jene kirchlichen Beamten pflegten mit den Rebellen, 
welche zum Gehorsam zurückkehrten, ein Übereinkommen 
abzuschließen, folgenden Inhalts: Wir entbinden euch und 
erlassen euch alle Vergehen, alle Schuldurteile, alle zeit- 
lichen und geistlichen Strafen, die bis zu diesem Tage auf 
euch haften, unter der Bedingung, daß, wenn ihr fürder- 
hin gleiches verübet, ihr neuerdings allen jenen Strafur- 
teilen verfallen sein sollt.“ | 

Aber auch aus der Zeit der Reformation, die im Üb- 
rigen ihre Sittenstrenge auf das Gebiet des staatlichen 
Strafrechts verpflanzte, sind uns Urteile erhalten, die den 
Gedanken des bedingten Straferlasseszum Ausdruck bringen. 
Es waren Urteile, die eine milde Strafe, einen Zuspruch 
oder dergleichen aussprechen und eine Verwarnung bei- 
fügen: „doch daß er mit solchem nit me komme, oder 
man wurd im beides zusammenrechnen und in härter 
strafen.“! 

Der folgerichtige Ausbau des Gedankens war allerdings 
der neuesten Zeit vorbehalten, Anregungen und Vorbilder 
haben wir gerade jenen Ländern zu verdanken, von denen 
aus seit Ende des 18. Jahrhunderts alle großen Reformen 
im Gefängniswesen ausgegangen sind, Neuenglandstaaten 
Nordamerikas und England selber. 


1. Der Aufschub des Strafurteils. 


Das Erprobungssystem in Massachusetts. Die gesetz- 
liche Einführung war zunächst der Abschluss einer groß 
angelegten Reform der Behandlung jungendlicher Ver- 
brecher. Der Staat Massachusetts hatte in den Jahren 1846 
bis 1866 eine Reihe von Besserungsanstalten oder Lehr- 


® Mitteilungen der internat. kriminalistischen Vereinigung IV, 66. 
! Aus den Richtbüchern im Zürcher Staatsarchiv. mitgeteilt von Prof. 
Egli, Zeitschr. f. Schweiz. Strafrecht, VIII. 82. 
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werkstätten für die verbrecherische und verwahrloste Ju- 
gend errichtet. Die Einweisung in diese Anstalten sollte 
an Stelle der Einsperrung in ein Gefängnis treten. Diese 
Einrichtungen bewährten sich vortrefllich, doch erkannte 
man bald, daß die Überweisung zur Anstaltserziehung nicht 
die einzige Behandlungsweise von Kindern, die Verbrechen 
begangen, sein dürfe. Daher wurde 1869 ein Staatsamt 
(State-Agency) errichtet. Jede Strafklage gegen ein Kind 
muß, ehe sie beim Gericht anhängig gemacht werden 
darf, zuerst einem Beamten des State-Agency eingereicht 
werden. Der Beamte hat alsdann genaue Erkundigungen 
einzuziehen über die Verhältnisse, unter denen der Ange- 
klagte lebt und über die nähern Umstände, welche zu der 
strafbaren Handlung geführt haben, um im Falle der 
Schuldigerklärung dem Richter diejenigen Massregeln vor- 
schlagen zu können, welche nach der Sachlage als die ge- 
eignetsten erscheinen. Wenn irgend möglich, soll der 
Jugendliche vor Gefängnisstrafe bewahrt werden. Ist der 
Fall ein besonders leichter, so wird die blosse Erteilung 
eines Verweises eınpfohlen; ist der Fall ein schwerer, so 
wird die Versetzung in eine Besserungsanstalt beantragt. 
In andern Fällen geht der Antrag dahin, den Jugendlichen 
für eine bestimmte Zeit unter Erprobung (on probation) 
zu stellen. 

Durch einen solchen Urteilsspruch erhält der Staats- 
beamte für die betreffende Zeit das Recht der Aufsicht 
über den Jugendlichen. Er kann ihn in seiner Familie 
belassen oder wenn die Familie keine Gewähr für gehörige 
Beaufsichtigung und Erziehung bietet, ihn dem Amt für 
Gesundheits-, Irren- und Armenwesen überweisen, das die 
Zöglinge meist in Familien unterbringt, wo sie, unter staat- 
licher Oberaufsicht, erzogen werden sollen. Wo die Fa- 
milienerziehung nicht angeht, wird der Jugendliche der 
Anstaltserziehung (reformatory-school) überwiesen. Wenn 
dann allerdings der Jugendliche, der Gegenstand dieser 
Obsorge gewesen, sich allen Erziehungsversuchen gegen- 
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über unzugänglich erweist, stellt der Beamte dem Gericht 
den Antrag, daß eine Einsperrungsstrafe ausgesprochen 
werde. 
Ungefähr ein Drittel der Jugendlichen, welche einer 
strafbaren Handlung überwiesen worden sind, ist unter 
Erprobung, nur ein Zwanzigstel dem Amt für Gesundheits-, 
Irren- und Armenwesen zur Verfügung gestellt worden. 
Die guten Erfahrungen, welche das Erprobungssystem 
bei jugendlichen Verbrechern zeitigte, legten es nahe, eine 
Ausdehnung auch auf Erwachsene zu versuchen. Dies ge- 
schah durch ein Gesetz vom Jahr 1878, das zunächst probe- 
weise für die Stadt Boston einen besoldeten Erprobungs- 
beamten (Probation officer) einführte und sodann durch 
ein Gesetz vom Jahre 1880, das die Einrichtung der Er- 
probung Erwachsener jeder andern Stadt im Staate ge- 
stattete. 
Der Erprobungsbeamte ist den Polizeiofizieren den 
Befugnissen nach gleichgestellt. Er soll sich über den 
Charakter und die That einer jeden, wegen eines Verbrechens 
angehaltenen Person genau erkundigen, um sich zu ver- 
gewissern, ob es nicht vernünftigerweise anzunehmen sei, 
der Angeklagte werde sich auch ohne Bestrafung bessern. 
Über die Ergebnisse dieser Nachforschungen soll der Be- 
amte einen eingehenden Bericht erstatten und, wenn er 
findet, daß sowohl die öffentlichen Interessen, als diejenigen 
des Angeklagten bei Stellung des letztern unter Erprobung 
gewahrt seien, dem Gericht den Antrag hierauf einbringen. 
.Hält der Erprobungbeamte es für gut, daß der unter 
Erprobung Gestellte aus dem betreffenden Staate ausge- 
wiesen werde, so haben die Lokalbehörden die nötigen An- 
ordnungen zu treffen. Im Übrigen soll der Beamte so viel 
es ihm möglich ist die Verbrecher, welche das Gericht auf 
seinen Antrag unter Erprobung gestellt hat, besuchen und 
ihnen mit Rat und That an die Hand gehen, um Rück- se 
fälle zu verhüten. Jeder, der auf seinen Antrag unter = 
Erprobung gestellt war, kann von ihm wieder in Verhaft Ri 
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gesetzt und vor Gericht gestellt werden. Das Gericht hat 
alsdann zum Urteil zu schreiten. 


Auch die Ergebnisse dieses erweiterten Erprobungs- 
systems werden als durchaus befriedigend geschildert. Den 
deutschen „Amtlichen Mitteilungen“ sind folgende Zahlen 
über die Jahre 1879—1890 zu entnehmen: 

Connty of Suffolk 


Centra-  South- Roxbury- 
District Boston Distriet Total 


Unter Erprobung gestellt 7251 1851 1698 10800 


Erledigte Fälle 6939 1629 1598 10166 
Noch unter Erprobung 312 222 100 634 
Erprobung bestanden 6359 1398 1445 9202 
Erprobung nicht bestanden 580 231 153 964 
nämlich 

Dem Gericht zur Verur- 

teilung überwiesen 473 156 144 773 
Flüchtig geworden 107 74 Re) 190 
Gestorben — 1 — 1 
Männliche 3732 1367 1274 6373 
Weibliche 3207 262 324 3793 
In Amerika geboren 3276 925 993 6194 
Auswärts geboren 3663 704 605 4972 


Die Vergehen und: Übertretungen, auf welche die An- 
klage gelautet, waren im Central-District: 


Trunkenheit 3384 Fälle = 48,8 °% 
Diebstahl 8 „ = 138 % 
Herumstreichen bei Nacht 764 „ = 110 °% 
Schlägerei 0 „ = 68 % 


Die Zahlen über die Inspektionsthätigkeit des Beamten 
insbesondere zeigen, daß ihre Aufsicht über die unter Er- 
probung gestellten eine sehr intensive ist. Neben andern 
Sicherheiten erhielt das Amt des Zentraldistrikts 2343 Tem- 
perenzversprechen. Von demselben Amt wird ausgerechnet, 
daß das Erprobungssystem in den 10 Jahren den Ange- 
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klagten 1716 Jahre Gefängnis, dem Staate 210,886 Dollars 
Gefängnisunkosten erspart habe. 

Durch das Gesetz vom 28. Mai 1891, act to provide 
for the appointment of Probation officiers, ist die Auf- 
stellung von Erprobungsbeamten allen Gerichten zur Pflicht 
gemacht, das System also obligatorisch im ganzen Staate 
geworden. 
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Die Gesamtzahl der im Staate Massachusets unter Er- 
probung Gestellten betrug: 
1890/91: 3277 


91/92: 5197 
92/93: 5137 
93/94: 5317 


94/95: 5327 

95/96: 5767 

Total 30122 
Die Anklage betraf: 


T'hätliche Beschimpfung . . . . . 1,304 4,3 %o 
Einbrechen . . . . 1 234 08 „ 
Ungehorsam gegen städtische Ver- 
ordnungen . . 185 0,6 „ 
Nächtliches Ümberätreifen u u 234 08 „ 
Friedensbrucch . ... 2.0.0.0. 554 18 „ 
Trunksuchtt . 2. 22020202000. 22,380 143 „ 
Unterschlagung . . x. 2 2... 74 03 „ 
Arbeitschu . 2. 2. x N 220. 422 1,4, 
Diebstahl . . ee Ara te 5,8 „ 
Böswillige Bohadigtng: a 220 0.5 
Familienvernachlässigung . . . . 642 2, ;; 
N ee Er a 458 15 „ 
Fallieren . . a 179 5,0 „ 
Verschiedenes . . . 2 2..2..2....1507 0,6 „ 
380,122 100,0 % 


Die 1892/96 unter Erprobung Gestellten befanden sich 
im Alter von 
1901 1. 3 
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weniger als 10 Jahren 175 0,7 °/o 


10—15 „ 1,923 72, 
16—19 „ 2113 - 78, 
20—25 „ 4,556 17,0 „ 
26—30 ,„ 4,114 15,3 „ 
31—40 7,287 272 „ 
41-50 „ 4,187 156 „ 
über 50 „ 2,382 88 „ 
unbekannt 108 04 „ 


26,845 100,0 °% 

In einer Berichterstattung erzählte ein Erprobungs- 
beamter eine lehrreiche Geschichte*. Eines Tages sei er 
von einem reichen und angesehenen Bürger Bostons hart 
angefahren worden wegen der ungebührlichen Laxheit des. 
Staates gegen die (unter Erprobung gestellten) Verbrecher. 
„Alle“, sagte er, „sollten mit der ganzen Strenge des Ge- 
setzes bestraft werden“. Kurze Zeit nachher kam derselbe: 
Bürger in tiefer Bekäümmernis zu dem Beamten und bat 
ihn, für seinen Sohn einzustehen, der als 18jähriger Junge 
seinen Prinzipalen Geld unterschlagen hatte. Die Unter- 
suchung ergab, daß der Charakter des jungen Mannes nicht. 
schlecht war und daß er nur einer Verführung erlegen war. 
Der Beamte erstattete dem Gericht deßhalb einen günsti- 
gen Bericht, der Angeklagte wurde daher auf ein Jahr 
unter Probe gestellt. Derselbe trat ım Verlaufe neuerdings 
bei seinen früheren Prinzipalen ein und wurde von ihnen 
später als Mitgesellschafter aufgenommen. Als sein Vater 
den Beamten wieder auf der Straße antraf, drückte er ihm 
die Hand und rief bewegt aus: „Mein Sohn ist gerettet; 
ich hatte Unrecht“. 

Die weitere Verbreitung des Massachusetts-Erprobungs- 
systems. Als scheidende Merkmale des Massachusetts-Sy- 
tems dürfen wir betrachten: 


* Nach Tallack, Prinzipels, S. 307. 
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a) die Aufstellung besonderer Beamten zur Erforschung 
der persönlichen Verhältnisse des Angeklagten und 
Stellung des Antrags auf Erprobung. 

b) Aufschub des Schuld- und Strafurteils mit der Wir- 
kung, daß nach wohlbestandener Probezeit der An- 
geklagte als freigesprochen gilt, 

c) Beaufsichtigung des Angeklagten während der Er- 
probungszeit durch den Beamten. 

Hievon ausgehend ist das Gesetz von Neu-Seeland 

(an act to permit the Conditional release of first Offenders 
for Probation of Good Conduct, 1886), derselben Rechtsbil- 
dung zuzuzählen. Im Einzelnen bestehen allerdings ge- 
wisse Abweichungen. Das Anwendungsgebiet, das sich in 
Massachusetts auf Übertretungen und kleine Vergehen be- 
schränkte, obgleich die Grenzen gesetzlich nicht umschrie- 
ben waren, wird erweitert und gesetzlich begränzt: Art. 2 
schließt die schwersten Verbrechen namentlich aus. Sodann 
wird vorausgesetzt, daß über den Thäter noch kein Straf- 
urteil ergangen sei.: Die Dauer der Erprobungsfrist soll 
vom Richter festgesetzt werden; nicht unter ein Jahr und 
nicht über die doppelte Dauer der Maximalstrafandrobung 
des Gesetzes. Die Bedingungen und Sicherheitsleistungen, 
unter welchen die Freilassung auf Probe erfolgt, sind näher 
bestimmt. 

Während der sieben Jahre 1887—1893 sind in Neu- 

Seeland unter Erprobung gestellt worden 543 Personen; 
davon waren im Alter von 


weniger als 10 Jahren 2 0,4 °/o 
10—15 Jahren 74 136 „ 

15-20 „ 202 372 „ 

20—25 „ 4 155 „ 

25-30 „ 3 79, 

30—40 638 116, 

40-50 %„ 46 84 „ 

50—60 15 27, 

n 


n 
60 und mehr Jahren 14 2,6 
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Die Erprobungszeit betrug 
in 198 Fällen 3 Monate und weniger 


„137,6 x 

n 6 N 9 n 

„416 „ 12 > 

N 4 n 18 N 

„ 21 „ 2 Jahre 

n 3 n 3 n 

=. 8, noch nicht bestimmt. 


Von den 561 auf Erprobung Freigelassenen (1886, Ok- 
tober bis Ende 1893) haben 
470 die Erprobung gut bestanden, 
31 wurden wieder eingezogen und verurteilt, 
2 starben, 
15 wurden flüchtig, 
43 stehen noch unter Erprobung. 

Vergleiche außer der am Schluße zitierten Litteratur 
über die ganze Frage: Aschrott, aus dem Straf- und Ge- 
fängniswesen Nordamerikas. Hamburg 1889. S. 39 ff. — 
Die bedingte Verurteilung im Massachusetts. M. V.539. — 
Gruber, Die bedingte Verurteilung in Amerika. Gerichts- 
saal 55 S. 285. 

Das englische Gesetz über die Erprobung erstmaliger 
Verbrecher (the Probation of First Offenders Act) 1887. 
Wie das Massachusettssystem, so hat auch das englische 
Gesetz seine Vorgeschichte, die allerdings soweit zurück- 
zugehen scheint, daß England und nicht Massachusetts 
als das Ursprungsland der bedingten Verurteilung zu be- 
trachten sein wird.* Aber gesetzgeberische Gestaltung ver- 
lieh eben doch Massachusetts zuerst einem Gedanken, der 
sich bisher nur in der Gerichtsübung verwirklicht hatte. 
Es wird nachgewiesen, wie es dem englichen Richter mög- 
lich war, die Aussetzung des Strafurteils auf Erprobung 





———— 


* Dr. Kaarlo Ignatius (Helsingsfors), die bedingte Verurteilung in 
England. Zeitschr. f. gesamte Strafrecbtswissenschaft XXI, 732. 
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hin einzuführen ohne irgend welches besondere neue (Ge- 
setz. Das hergebrachte Strafprozeßrecht gab dem Richter 
die Berechtigung, die Urteilsfällung zu verschieben, nach- 
dem die Jury ihr schuldig über den Angeklagten gespro- 
chen. Eine Fristbestimmung, welche die Verschiebung 
zeitlich begränzt hätte, enthielt das alte Recht nicht. Dazu 
tritt nun das Institut der Friedensbürgschaft. Von Per- 
sonen, von denen zu vermuten war, daß sie Böses im Schilde 
führen, etwa weil sie mit Gewaltthätigkeiten gedroht, kön- 
nen Schuldversprechen, mit oder ohne Bürgschaftsstellung, 
erzwungen werden, daß sie Frieden halten und sich gut 
führen werden. Falls sie dann Verbrechen begiengen, ver- 
fiel die Sicherstellung (recognisance) und sie wurden über- 
dies bestraft. Aber auch von Verurteilten kann zur Sicher- 
stellung vor Gewaltthätigkeiten ein solches Schuldver- 
sprechen eingefordert werden. Zuerst habe nun der Richter 
Matthew Davenport Hill, 1842—1854, gegen jugendliche 
Verbrecher folgendes Verfahren eingeschlagen: Wenn er 
der Ansicht war, daß der Schuldiggesprochene nicht ganz 
verdorben und daß sonach Hoffnung auf Besserung vor- 
handen war, und wenn er eine geeignete Person finden 
konnte, die den jugendlichen Verbrecher aufnehmen wollte, 
überließ er denselben ihrer Obhut, ohne das Urteil zu fällen. 
Wenn sich dann eine unter solcher Aufsicht stehende 
jugendliche Person neuerdings einer strafbaren Handlung 
schuldig machte, wurde sie vor Gericht gestellt und für 
beide Strafthaten nach der ganzen Strenge des Gesetzes 
gerichtet. Erst etwas später begann man, dieses Verfahren 
auch erwachsenen Verbrechern gegenüber in Anwendung 
zu bringen. So sei in den sechziger Jahren ein Angeklagter 
schuldig befunden worden, seinem Bruder eine schwere 
Körperverletzung beigebracht zu haben. Auf die Erklä- 
rung des Klägers, er wünsche nicht seinen Bruder bestraft 
zu sehen, sondern nur gegen seine Gewaltthätigkeiten ge- 
schützt zu werden, wurde das Urteil gegen den Angeklagten 
verschoben und derselbe durch eine verbürgte Sicherstel- 
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lung von 50 Pfund gebunden, auf Vorladung vor Gericht 
zur Entgegennahme des Urteils zu erscheinen und inzwischen 
zwei Jahre lang Frieden zu halten. 

Zuerst bestimmte nun die Summary lurisdiction act 
vom Jahre 1879: 

„Wenn ein Gericht mit summarischer Gerichtsbarkeit 
der Ansicht ist, daß, obwohl die Anklage bewiesen ist, die 
Strafthat im vorliegenden Fall so geringfügig sei, daß es 
unnötig erscheine, eine wirkliche Strafe aufzulegen, dann 
kann das Gericht 
2 a) ohne zum Schuldigspruch zu schreiten, die Anklage 
| zurückweisen, zugleich aber den Angeklagten zu 

Schadenersatz bis auf 40 Schilling ünd zu den 
Prozeßkosten verurteilen, oder 

b) den Angeklagten schuldig sprechen aber alsdann 
bedingt entlassen, gegen Stellung einer Sicherheit, 
mit oder ohne Bürgen, für sein Erscheinen vor Ge- 
richt zur Empfangnahme des Urteils, wenn hiezu 
geladen, und für sein gutes Verhalten in der Zwi- 
schenzeit. | 

Endlich das eingangs erwähnte Gesetz (Probation of 
first offenders act) von 1887. Von den parlamentarischen 
Kommissionen war die Einführung des Massachusetts-Sy- 
stems, insbesondere auch rücksichtlich der Beaufsichtigung 
der Angeklagten während der Erprobungszeit vorgeschlagen 
worden; gerade dies wurde aber vom Öberhaus verworfen 
und so kam ein Gesetz zu stande, das gegenüber dem Bis- 
herigen eigentlich keine Neuerungen brachte, sondern le- 
diglich dadurch nützen konnte, daß es dem Richter die 
Möglichkeit des Urteilaufschubs in Verbindung mit Frie- 
densbürgschaft in Erinnerung rief. 

Das Gesetz darf gegenüber Personen angewendet wer- 
den, von welchen keine frühere Verurteilung nachzuweisen 
ist und die sich eines Vergehens schuldig gemacht, das mit 
Gefängnis von nicht über zwei Jahren bestraft werden 
kann. Es soll zur Anwendung kommen, falls das Gericht 
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in Rücksicht auf die Jugend, den Charakter und das Vor- 
leben des Thäters, auf die geringfügige Natur der Strafthat 
und auf irgend welche mildernde Umstände, unter denen 
die Strafthat begangen wurde, für gut befindet, daß der 
Thäter zur Erprobung auf freiem Fuße belassen werde, 
statt ihn sogleich zu einer Strafe zu verurteilen. Der An- 
geklagte kann alsdann entlassen werden, gegen Bestellung 
einer Garantie (Recognisance), mit oder ohne Bürgen, dafür, 
daß er auf so lange Zeit, als das Gericht bestimmt, jeder 
Vorladung zur Entgegennahme des Urteils Folge leisten 
und inzwischen Frieden halten und ein gutes Betragen 
beobachten werde. Wenn durch eidlich bekräftigte Aus- 
sage festgestellt erscheint, daß der zur Erprobung Ent- 
lassene gegen irgend eine Bedingung seiner Verpflichtung 
verstossen hat, so kann irgend ein Gericht gegen ihn einen 
Haftbefehl erlassen. Eine Beaufsichtigung in der Zwischen- 
zeit findet also nicht statt, dagegen sollte sich der Gerichts- 
hof, ehe er die Entlassung anordnet, vergewissern, daß der 
Angeklagte oder sein Bürge einen festen Wohnsitz oder 
eine regelmäßige Beschäftigung in der Grafschaft hat, wo 
der Gerichtshof seinen Sitz hat oder wo der Angeklagte 
während der Erprobungszeit sich wahrscheinlich aufhalten 
wird. 

Die englische Statistik läßt nun das Verhälthis der 
„bedingten Verurteilungen“® zu den Verurteilungen über- 
haupt ersehen: 


A. Geschwornengerichte. 


1894 1895 1896 
Total der Schuldig erklärten 318 9060 8746 
Davon wurden verurteilt: 
zum Tode : . i . 29 19 33 
zu Zwangsarbeit . : . 956 802 . 187 
zu Gefängnis . : . . 7671 7446 7064 
zur Besserungsanstalt . 5 62 62 
zu Geldstrafe . 5 2 ; 74 69 134 


zu Prügeltrafe  . . . 6 7 | 











sr OAAWEATEE. ar 
= . Was EE Bi r2 


Er 
S 
© 
+ 
3: 
t “ 
.; 
sr 
Pr 
Kr 
- 
“t. 
“ 
Yı 





40 


1894 
zu Sicherheitsleistung . 716 
von letztern auf Grund der 2 


Prob. of first off. act. . 44 


1895 
675 
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B. Summarische Gerichtsbarkeit. 
a) Indictable offences (wegen Verbrechen, die eigentlich 


vor Schwurgericht gehören). 
Schuldig-Gesprochene, total . 34004 
davon wurden verurteilt: 


zu Gefängnis ; . 15682 
zu Besserungsanstalten 1006 
zu Prügelstrafe . 2989 


zu Geldstrafe E i 9109 

zu Sicherheitsleistung . 5218 
und zwar letzteres auf Grund 

der Probation of fist of- 


fenders act 3887 
der Summary Jurisdic- 

tion act . 1322 
von Special Statute . 9 


b. Not indictable offences. 
Schuldig gesprochene, total 494661 
davon wurden verurteilt: 
zu Gefängnis i . 51834 

zu Besserungsanstalt . 122 

zu Prügelstrafe . \ 197 

zu Geldstrafe { . 435276 

zu Sicherheitsleistung . 5886 
und zwar letzteres auf Grund 

der Probation of first of- 


fenders act Be el 

- der Summary Jurisdic- 
‘s tion act. . 3 4915 
von Special Statute.e . , 190 


30602 


14422 
874 
2176 
Frl 
4747 


3652 


1077 
18 


490171 


48525 
191 
107 

435454 
4903 


583 . 


4147 
. 173 


1896 
718 


16 


30922 


14333- 
805 
2877 
1986 
4991 


3857 


1127 
Li 


525660 


51019 
184 

93 
467914 
5436 


b54 


4593- 
289 


. . Welche Gesetze unter der Bezeichnung special statute 
zusammengefaßt sind, ist nicht ersichtlich; es wird zu- 
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gegeben, daß darunter eigentlich das hergebrachte Recht. 
(commun law) verstanden werden müsse. 

Dem englischen Gesetz nachgebildet sind die Gesetze von 
Kanada und Westaustralien. Kunada: Acte autorisant la. | 
mise en libert@ conditionelle de certaines personnes con- | 
vaincues d’une premiere infraction, du 20 mars 1889; West- 
australien: Act to permit the Conditional Release of First 
Offenders, in certain cases, 1 february 1892. 

Vergleiche auch Gruber, Histoire parlamentaire de la 
loi anglaise. M. III, 34. 370. 


2. Das System der bedingten Verurteilung. . 


Belgien. Von den Kontinentalstaaten hat zuerst Bel- 
gien durch Gesetz vom 31. Mai 1888, loı etablissant la 
liberation conditionelle et les condamnations conditionelles 
dans le systöme penal, den neuen Gedanken aus Nord- 
amerika herübergenommen, ihm eine neue gesetzgeberische 
Gestaltung verliehen und dieser Neugestaltung auch den 
Namen gegeben: Bedingte Verurteilung (condamnation con- 
ditionelle). 

Der Inhalt des hier allein in Betracht fallenden Art. 9 
des erwähnten Gesetzes ist etwa folgender: 

Die Gerichtshöfe und Gerichte können durch mboti- 
vierten Entscheid anordnen, daß während eines gewissen 
Zeitraums die Vollstreckung eines Strafurteils in der Schwebe 
bleibe, wenn nämlich 

a) die erkannte Freiheitsstrafe 6 Monate nicht über- 

steigt; 

b) der Verurteilte früher noch nie wegen Verbrechen 

oder Vergehen verurteilt worden ist. 

Das Gericht bestimmt die Länge des Zeitraums vom 
Tage der Urteilseröffnung an; sie soll fünf Jahre nicht 
überschreiten. | | 

Die Verurteilung wird als nicht geschehen betrachtet, 
wenn, während dieses Zeitraums, der Verurteilte nicht 
neuerdings wegen Verbrechen oder Vergehen verurteilt wird. 
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Andernfalls werden die Strafen, für deren Vollzug der 
Aufschub gewährt worden und diejenigen des neuen Straf- 
urteils nach einander im ganzen Umfange vollstreckt. 

Zu diesem Gesetze ist ein Nachtragsgesetz erlassen 
worden; datiert vom 27. Juni 18956. Es brachte eine Aus- 
legung der Ausdrücke „Verurteilung wegen Verbrechen 
oder Vergehen“ als gleichbedeutend mit „Verurteilung zu 
einer kriminellen oder korrektionellen Strafe. 

Die Unterschiede zwischen diesem Gesetze und seinem 
amerikanisch-englischen Vorbild sind in die Augen springend. 

Es fehlt, wie übrigens schon im englischen Recht, 
das patriarchale Element des Erprobungsbeamten, der dem 
Gerichte den Antrag stellt und die Aufsicht über den auf 
Erprobung Gestellten übernimmt; es sind die Beamten der 
Staatsanwaltschaft, welche dafür zu sorgen haben, daß die 
Gerichte von den ihnen durch das Gesetz eingeräumten 
Befugnissen in allen hiezu geeigneten Fällen wirklich Ge- 
brauch machen. (Circular des Justizministeriums an die 
Generalstaatsanwälte, vom 18. November 1891). Die Ver- 
stärkung der Androhung durch Friedensgelöbnis oder Frie- 
densbürgschaft ist weggefallen; es ist ein Wunsch des Ju- 
stizministers (s. das.), daß der Richter mit der Verkün- 
digung des eine bedingte Verurteilung enthaltenden Er- 
kenntnisses eine ernste und eindringliche Ermahnung (ad- 
monition dans la solemnit& de l’audience) verbinde. Die 
Erprobung ist bestanden, wenn keine Verurteilung wegen 
neuer Strafthaten erfolgt; das amerikanisch-englische Vor- 
bild gibt dem Richter die Ermächtigung, auch andere 
Bedingungen zu stellen, Mäßigkeit, Arbeitsamkeit, Ferne- 
bleiben von schlechter Gesellschaft u. s. w. Alles ist ju- 
ristischer gefaßt, bureaukratisch-formell eingerichtet, gewiß 
kein Vorteil für die Sache selber. In einem Punkte scheint 


indessen doch ein wirklicher Fortschritt erzielt worden zu 


sein, die sofortige Ausfällung der Strafe. Zwar ist zu 
Gunsten des englischen Rechtes angeführt worden, daß es 
eben Fälle seien, in denen der Richter jede Strafe als nicht 
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am Platze finde; er könne daher eine Strafe erst dann 
zumessen, wenn der Thäter durch sein nachheriges Ver- 
halten gezeigt, daß er einer Bestrafung bedürfe.. Aber 
anderseits sollen in dem Thäter die von der Begehung 
weiterer Strafthaten abhaltenden Motive verstärkt werden 
und das geschieht in kräftigerer Weise, wenn wenigstens 
das für die erste That ihn alsdann treffende Strafübel eine 
bestimmte Gestalt angenommen. Diese Betrachtung soll 
selbst in Nordamerika und England Reformgedanken rufen. ! 


Folgendes sind dieGesamtergebnisse der belgischenStatistik. 
Bedingte Verurteilungen. 





Gesamtzahl i | 


nn 


Tribunsax correctionuels | Tribunaux de police 





























Jahr. Zahl | davon |Paige-| Zahl davon |Muie-| Zahl | davon |Festge- 
der bedingte | stellte der bedingte | stellte der bedingte | stellte 
Verurtei- Verurtei-| Bäc- | Verurtei- |Verurtei-| Bädk- | Verurtei- Verurtei-| Rück- 
lungen | lungen | Alle lungen | lungen le lungen | lungen | fälle 
Juni | | | 
a Tate Ä | 
ıs89 | 61787 | 8696 | 192 | 222492 | 4499| 54 | 284279 | 13195 | 246 
18930 | 41330 | 7932| 283 | 121461 | 6377| 49| 162791 | 14309! 332 
1891 | 45224 | 10357 | 581 | 151915 | 10836 | 124 | 197139 | 21193 | 705 
1892 | 51876 | 15719 11106 | 143584 | 21791 | 220 | 195460 | 37510 | 1326 
1893 | 49690 : 16122 |1187 | 136196 | 30576 | 461 | 185886 | 46698 | 1648 
1894 } 47231 | 1612911218 | 144639 | 35119 | 543 | 191870 | 51248 | 1761 
1895 | 42964 | 14283 11502 | 143767 | 36824 | 7581| 186731 | 51107! 2260 
1896 | 47013 | 16161 11765 | 156618 | 45149 | 965 | 203631 61310) 2730 
Sams 387115 1105399 |7834 11220672 1191171 13174 11607787 1296570 11008 
Ye 10| 27,2 10! 15,7 100| 185, 
| 100! 68 | 100 ı15| 100| 35 


Wenn nur die Verurteilungen in Betracht gezogen 
werden, welche 6 Monate nicht übersteigen, so ist hievon 
der Prozentsatz der bedingten Verurteilungen etwas höher, 
nämlich bei den korrekt. Gerichten etwa 28%. Die stei- 
gende Zahl der bedingten Verurteilungen zeigt, welcher 
Beliebtheit das Institut bei den Gerichten sich erfreut; die 
steigende Zahl der Rückfälle mahnt zur Vorsicht. 

Das belgische Gesetz gestattet den Aufschub der Voll- 
ziehung auch bei Verurteilung zu blosser Geldstrafe. In 





— 


I Gruber im Gerichtssal 55 S. 299. 
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den Jahren 1890-1894 wurden bedingte Verurteilungen 
erlassen: 


Zu Gefängnis Zu Geldstrafe 
Zahl fo Zahl 0/0 
von den korrekt. Gerichten 24915 37,5 41344 62,5 
von den Polizeigerichten 88 08 103911 99,2 
überhaupt 25703 15,0 145255 85,0 


(zegen die Bewilligung wie auch gegen die Verweige- 
rung des Strafaufschubs steht den Parteien die Berufung 
zu, gegen die Urteile der korrektionellen Gerichte an die 
Appellhöfe. 

Nun haben die korrektionellen Gerichte 1890/94: 
209201 Strafurteile, die auf keine schwerere Strafe als 
6 Monate Gefängnis lauteten, ausgefällt. Die Appellations- 
höfe hatten über die Frage des Strafaufschubs sich in 
2535 Fällen zu entscheiden, die Berufungen betrugen also 
1,2°/o der erstinstanzlichen Urteile. Die Entscheide lauteten: 

Das erstinstanzliche Urteil bestätigend in 1306 Fällen 

e e „  abändernd „ 1229 „ 
nämlich auf Rücknahme d. Vergünstigung „ 306 „' 

„ Bewilligung „ ; nn. %3 

Vergleiche auch: 

La condamnation conditionelle en Belgique. Rapport 
sur l’execution de la loi instituant la condamnation con- 
ditionelle et la liberation conditionelle, juin 1888 a dec.1889. 
M. II. S. 164. 

La condamnation conditionelle en Belgique. Bapport 
sur l’execution pendant lannee 1890. M. III. 346. 

La condamnation conditionelle en Belgiqne (Ministerial- 
schreiben). M. IV. 70. | 

La condamnation conditionelle en Belgique, rapport 
sur l’execution pendant l’annee 1891. M. IV. 321. 

Franck, Dr. L., in Antwerpen. Der belgische Regie- 
rungsbericht über die bedingte Verurteilung. M. II. 170. 


Gruber, Die Ergebnisse der bedingten Verurteilung in 
Belgien. Gerichts-Saal 55. S. 466. 
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Frankreich. Im französichen Senat stellte zuerst Be- 
renger 1884 den Antrag auf Erlass eines Gesetzes, das den 
Strafaufschub einführen sollte. Dieses Gesetz, loi sur l’atte- 
nuation et laggravation des peines, kam aber erst unterm 
26. März 1891 zu stande, es wird gewöhnlich in dem Teile, 
in welchem es die bedingte Verurteilung behandelt, als loi 
Berenger zitiert. Die Grundlage dieses Gesetzes ist die- 
jenige des belgischen Gesetzes, mit Abweichungen und 
weiterer Ausarbeitung im Einzelnen. 


Auch nach diesem Gesetze kann Strafaufschub sowohl 
bei Verurteilung zu Gefängnisstrafe als bei Verurteilung 
zu Geldstrafe eintreten. Vorausgesetzt ist, daß der Ange- 
klagte noch nie wegen eines „gemeinen“ Verbrechens oder 
Vergehens verurteilt worden sei; Vorbestrafung wegen 
eines politischen Verbrechens oder Vergehens wäre also 
kein Hindernis. Es ist wohl selbstverständlich, dass der 
Strafaufschub sich auf die Pflicht zur Zahlung der Prozess- 
kosten und des Schadenersatzes nicht bezieht; immerhin 
trafen wir im englischen Recht abweichende Bestimmungen. 
Nicht erfasst werden auch die Nebenstrafen und die Rechts- 
folgen der Strafe (incapacites); beide verlieren jedoch alle 
Wirkung, wenn das Urteil in der Hauptsache, nach Ablauf 
der Probezeit, als dahingefallen angesehen wird. Die Er- 
probungszeit ist auf fünf Jahre festgesetzt. 


Dem Angeklagten wird zugleich mit der Verkündung 
des Strafaufschubs eröffnet, daß im Falle einer neuen Ver- 
urteilung die erste verhängte Strafe ohne Rücksicht auf 
die spätere unverkürzt zu erstehen ist, und daß für die 
Ausmessung der zweiten Strafe die (durch das gleiche Ge- 
setz verschärften) Bestimmungen über den Rückfall zur 
Anwendung kommen. 


Die bedingte Verurteilung ist im Vorstrafenverzeich- 
nis (casier judiciaire) aufzunehmen, aber ausdrücklich als 
bedingte zu bezeichnen. Wenn innerhalb der Erprobungs- 
zeit keine neue zu einer Verurteilung führende Strafver- 
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folgung bezeichneter Art eingetreten ist, so darf die be- 
dingte Verurteilung in spätern an die Parteien erteilten 
Auszügen aus dem Strafregister nicht mehr aufgeführt 
werden. 
Über die Anwendung des Gesetzes gibt die franzö- 
sische Kriminalstatistik folgende Angaben: 


Gesamtzahl der Verurteilten mit Strafaufschub. 
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2 | Korrektionelle Gerichte a 

SUWURZ Verurteilte mi- 

Jahre | Serichte | zu . | zahl 

| Gefängnis Geldstrafe | Total 

1891* 3Y 7362 4406 11768 11807 
1892 61 10906 6943 17849 17910 
1893 36 12284 | 8120 20404 20440 
1894 2D 13332 8045 21377 21402 
1895 32 14033 9255 23288 23320 
1896 24 14697 9508 24205 24229 
1897 43 15217 9618 24835 24878 


Summa | 260 |87831 | 50895 1143726 |143986 | 
* vom 26. März bis 31. Dezember. 
Die Verteilung der korrektionell (bedingt) Verurteilten 
auf beide Geschlechter ist aus folgender Zusammenstellung 
ersichtlich: 


Verurteilte 

Jahr Männliche Weibliche überhaupt 
1891 9637 2131 11768 
1892 14306 3543 17849 
1893 16682 3722 20404 
1894 17202 4175 21377 
1895 18673 4615 23288 
1896 19310 4895 24205 
1897 19719 5116 24835 
Total 115529 28197 143726 
%% 80,4 19,6 100 


Die Urteile, bei welchen Strafaufschub gewährt wurden, 
lauteten auf 











| a. Gefängnis in der Dauer von 


Total | 
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Jahr | weniger > augen | 1-3 | 3-6 6-12 | Mehr 
en 4 Monat nat | Monat NP Monat ER Monat [19 1 Jahr 








1891 | 1114| 4256 | 1334| 540 | 109 | 9| 7362 
1892 | 1578, 6505, 1974| 692 | 126 | 31 | 10906 
1893 | 1884| 7728| 1917) 608 | 125 | 22 | 12284 
1894 | 2071| 7691| 2524| 848 | 168 | 30 | 13332 
1895 | 1850) 7798| 3084) 1055 | 190 | 56 | 14083 
1896 | 1951| 7875| 3420| 972 | 393 | 86 | 14697 
1897 | 2100| 79a2| 8746| 979 | 376 | 74 | 18217 
Summa | 12548 | 49795 | 170099 | 5604 | 1487 ı 308 | 87831 


| b. Geldstrafe im m Betrage von 























Jahr | enest 16 bis | 26 bis | 101 bis | 501 bis mehr als Total 
| jals 16 Fr.| 25 Fr. 100 Fr. ee 500 Fr. | 1000 Fr. ze 100 RE 
1891 | 657 rz 1315| 98 3 4406 
1892 | 1082 | 3796| 1877: 181 7 6943 
1893 | 1249 | 4462| 2277 120 | ıı 8120 
1894 | 1257 | 4294| 2340: 144 .| 9 8045 
1895 | 1527 | 4878| 26951 15% 3 y255 
| 1896 | 1581 | 5176| 2593| 150 7 9508 | 
| 1897 | 1297 | 5475| 2704| 139 2 9618 | 
|Summa | 8650 | 30414| 15801 | 984 | 42 55895 | 





Endlich zeigt uns die nachfolgende Tabelle die Häufig- 
keit der bedingten Verurteilungen im Verhältnis zur Ge- 
samtzahl der Verurteilungen, sowie auch die ungleiche 
Handhabung des Gesetzes in den verschiedenen Bezirken 
Frankreichs. 


Auf 1000 Verurteilte kamen bedingt Verurteilte: 


eben. 1s01 180211808. Gerichtsbezirk 1891 Isoglısoa 


- —_———-— I. — = —_...[/ =. 





Caens . . . |195|192' selzei ‚1a 131 | 139 
Rennes . .!163 171 2121Orleans . .;137|152|170 
Rouen. . . 152 [111 ne ‚|123 118 | 188 
Angers. . .|149|148, 160 | Nancy ; .1122| 991140 
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llations- Appellations- 5 
Gerichtsbezirk a Be Gerichtsbezirk. E 1891 180211893 

| | | l 
Agen A 116 : 151 | 148 Poitiers “ Pr 99j 84 
Amiens 110 | 128:113 Lyon .' sı| 82| 86 
Toulouse . . | 109136 | 161 Bordeaux . j :9| 90| 99 
Limoges . . [106 96:111, Montpellier .' 65| 62| 63 
Grenoble. . 1058| 89'104 Chambery .! 63| 64| 73 
Dijon . 1102:101| 1138 Aix. .' 44| 54, 61 
Pau. .| 98, 83:1105 Riom . . .ı 386| 46| 54 
Besancon . 901135:157 Bastia. . .| 22| 17) 3 

Bourges . 186 | 133 | 162 Ganz Frank- | 

Nimes . . . 86. 78 |101 reich . .;108!110| 127 


Vergleiche über das französische Recht: Breyeault, Com- 
mentaire de laloi dn 26 mars 1891 sur l’attennation et l’aggra- 
vation des peines. Paris 1891. — Gauckler, loi du 26 mars 
1891 sur l’attennation et l’aggravation des peines.. M. III. 
75, 117. — Gauckler, deliberations de la societe generale 
des prisons. M. III. 82. — Gruber, Die Senatsverhand- 
lungen des französischen Gesetzentwurfes über die Mil- 
derung und Schärfung der Strafen. Gerichts-Saal 44 S. 456. 
Derselbe, Die neuesten Ergebnisse der bedingten Verurtei- 
lung in Frankreich und England.. GS. 49 S. 133. 


Luxemburg, Portugal und Norwegen sind die Staaten, 
welche dem Vorgehen von Belgien und Frankreich sich 
zunächst angeschlossen haben. 


Das Luxemburgergesetz über die bedingte Verurteilung 
vom 10. Mai 1892 enthält an neuen Bestandteilen einige 
Ausführungen und Erläuterungen des belgisch-französischen 
Rechts. So ist bemerkt, daß nur eine kontradiktorische 
Verurteilung (also nicht die Verurteilung eines Abwesenden) 
zum Strafaufschub führen könne. Von der Wohlthat der 
bedingten Verurteilung ist ausgeschlossen wer eine frühere 
definitiv gewordene Verurteilung erlitten hat und zwar 


1. zu zuchtpolizeilicher Gefängnisstrafe oder einer 
schweren Strafe, 
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2. zu verschiedenen Polizeigefängnisstrafen, welch 

zusammen das normale Maximum der Polizeihaft 
übersteigen. 

Die Anwendung des Gesetzes ist bei den Militärge- 
richten und mit Bezug auf Bußen in Fiskal-, Civil-, Dis- 
ciplinar- und Prozessurangelegenheiten ausgeschlossen. 

Die Probezeit beträgt 5 Jahre bei korrektionellen, 
3 Jahre bei polizeilichen Strafurteilen. 

„Die im Auslande für gemeinrechtliche Zuwiderhand- 
lungen erlittenen kontradiktorischen Verurteilungen, welche . 
ebenfalls durch die luxemburgischen Gesetze geahndet 
warden, sind in Bezug auf gegenwärtiges Gesetz den von 
luxemburgischen Gerichten ausgesprochenen Verurteilungen 
gleichgestellt“, fallen also bei der Frage der Gewährung 
des Strafaufschubs wie auch bei derjenigen nach dem 
Vollzug der Strafe in Betracht. 

In den beiden ersten Jahren der Wirksamkeit des 
Gesetzes (1892—1894) haben die luxemburgischen Gerichte 
477 Verurteilten den Strafaufschub gewährt, gegen welche 
13 Verurteilungen zu Gefängnis und 480 Verurteilungen 
zu Geldstrafe vorlagen. Innerhalb dieser Zeit kamen 7 Rück- 
fälle vor, welche den Wegfall des Strafaufschubs zur Folge 
hatten, 53 ohne diese Folge. 

Da in diesen beiden Jahren von den Gerichten des 
Landes 17658 Verurteilungen ausgefällt wurden, so ist das 
Verhältnis der bedingten Verurteilungen zu dieser Gesamt- 
zahl = 2,7%. 

Das portugiesische Gesetz vom 6. Juli 1893 bewilligt 
Strafaufschub nur bei Urteilen, in welchen Besserungshaft, 
sei es einfache, sei es in Verbindung mit Geldstrafe, fest- 
gesetzt ist. Die Zeit des Aufschubs wird vom Gericht 
innerhalb der Dauer von 2—5 Jahren bestimmt Über das 
Verfahren im „Rückfall“ ist gesagt, daß das Ministerium 
unabhängig von irgend einer Erklärung im zweiten Urteil- 
spruche zur Vollziehnng der ersten Strafe schreitet, deren 
Aufschub hinfällig geworden. 

1901. 1. 4 
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Eigenartiger ist das norwegische Gesetz vom 2. Mai 1894 


über bedingte Urteile in Strafsachen!. Der Aufschub kann 


„unter besonders mildernden Umständen“ sowohl bei Ge- 


‚fängnis als bei Geldstrafe bewilligt werden. „Das Gericht 


hat hiebei namentlich auf das Alter und die seitherige 
Führung des Schuldigen, die besonders geringe Bedeutung 
der strafbaren Handlung, die besonders mildernden Um- 
stände, unter denen dieselben zur Ausführung gelangte, 
sowie such darauf Rücksicht zu nehmen, ob der Schuldige 
ein umfassendes und aufrichtiges Geständnis abgelegt und 
dem Geschädigten, soweit dieser zu solcher Forderung be- 
rechtigt war, Genugthuung und Schadenersatz geleistet 
hat, oder sich bereit erklärt hat, nach besten Kräften einen 
solchen Schadenersatz zu leisten. In letzterem Falle kann 
das Urteil die Bedingung enthalten, daß eine in demselben 
normierte Summe innerhalb einer vom Gericht anberaumten 
Frist als Schadenersatz bezahlt werden muß“. Die Ver- 
kündung des Strafaufschubs an jugendliche Missethäter 
soll mit einer ernsten Mahnung und Warnung verbunden 
werden. 

Die Erprobungszeit beträgt drei Jahre. Wenn innert 
derselben eine Strafverfolgung wegen einer seit der ersten 
Verurteilung vorsätzlich begangenen Strafthat gegen den 
bedingt Verurteilten eingeleitet wird, so ist die ausgesetzte 
Strafe zu verbüßen. Ist die zweite Strafthat aus Fahr- 
lässigkeit begangen worden, wird sie nur mit Geldstrafe 
bestraft, so entscheidet das Gericht, ob die aufgehobene 
Strafe nun zu vollstrecken sei oder nicht. Ebenso hat das 
Gericht zu entscheiden, wenn der bedingt Verurteilte be- 
hauptet, den auferlegten Schadenersatzbetrag nicht leisten 
zu können. 

Nach Ablauf der Erprobungszeit wird die ausgesetzte 
Strafe als verbüßt angesehen und zwar als mit dem Tage 


1 Urbye, Andreas. Die bedingte Verurteilung im norwegischen Recht. 
Zeitschrift für gesamte Strafrechtswissenschaften XV. 248. — Geiz, Projet 
de loi sur la condamnation conditionelle. M. IV. 68. 
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des Richterspruches verbüßt; es zählt also auch eine solch 
Verurteilung beim Rückfall. 


In Norwegen ist auch die Frage zum Austrag ge- 
kommen, wie sich die bedingte Verurteilung auf Polizei- 
strafen ausdehnen lasse, die nicht durch richterliches Urteil 
ausgesprochen worden sind. Es wird der Staatsanwaltschaft, 
den Polizei- und Verwaltungsbehörden das Recht einge- 
räumt, in ihren (von der Unterwerfung des Verurteilten 
bedingten) Strafbescheiden Aufschub der Vollziehung zu 
bewilligen. 


Brittische Kolonien. Auch diese verlassen die vom 
amerikanisch-englischen Recht gegebene Richtung und 
schließen sich dem belgisch-tranzösischen Systeme an. 


In dem Gesetze von Queensland, act to amend the 
Criminal law so far as regards the Punishment of Persons 
convicted of first offences, 6th. October 1886, ist es aller- 
dings nur der Aufschub der Strafvollstreckung, der an das 
belgische Muster erinnert; der ganze übrige Inhalt ist 
originell. 

Der Strafaufschub wird bewilligt, wenn der Verurteilte 
noch keine schwerere Vorstrafe als drei Monate Zwangs- 
arbeit oder Gefängnis erlitten hat und wenn das vorliegende 
Strafurteil auf keine längere Freiheitsstrafe als drei Jahre 
lautet. 


Dem auf freien Fuß zu Setzenden wird eine Sicher- 
stellung (recognizance) abverlangt für gutes Verhalten wäh- 
rend der Probezeit. Diese hat die Dauer der ausgespro- 
chenen Freiheitsstrafe, mindestens aber eine Dauer von 
zwölf Monaten. Die Sicherheit haftet auch für die Rück- 
gabe von Sachen oder die Zahlung des Schadenersatzes, 
wenn dies zur Bedingung des Strafaufschubs gemacht 
worden ist, ebenso dafür, daß der Entlassene regelmäßig 
dem Polizeibeamten oder einer andern von ihm bezeich- 
neten Person sich vorstelle und endlich für den Antritt 
der Strafe, wenn der Verurteilte hiezu einberufen wird. 
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In den Berichten der Grafschaftsrichter finden sich 
einige Zahlen über die Handhabung der bedingten Ver- 
urteilung, ohne daß sich daraus ein klares Bild machen 
ließe. Dagegen ist es von Interesse zu sehen, wie gewisse 
Befürchtungen an die neue Einrichtung sich knüpften: 

„Das Zuströmen von Verbrechern nach Queensland 
verdient alle Beachtung; es sollte ihm auf dem Wege der 
Gesetzgebung entgegengearbeitet werden. Das Bestehen 
des Gesetzes über die Erprobung erstmaliger Verbrecher 
lockt die Verbrecher aus andern Kolonien, wo keine solchen 
Gesetze bestehen, an. Als Neuankömmling hofft der Ver- 
brecher, er werde sich als erstmals Bestrafter ausgeben 
und so zum Genusse der Wohlthat des Gesetzes gelangen 
können, Unter diesen Umständen möchte der Bericht- 
erstatter aufein Gesetz der Kolonie Viktoria (vomJahre 1854) 
verweisen, das gegenteils den Zweck verfolgt, dem Ein- 
strömen von Verbrechern vorzubeugen. Durch dieses Gesetz 
kann jeder Einwanderer, der verdächtig ist, im vereinigten 
Königreich oder in irgend einer brittischen Besitzung 
wegen Verbrechens verurteilt worden zu sein, in Haft ge- 
setzt und nach Feststellung des Sachverhaltes zur Wieder- 
auswanderung angehalten werden.“ 

Der Berichterstatter mag die Sache etwas zu schwarz 
angesehen haben; sicher ist, daß gerade sein südlicher 
Nachbar, New-Süd-Wales, nicht allzulange zögerte, das 
gefährliche Institut aufzunehmen. 

Zwischen hinein war allerdings Viktoria mit der Ein- 
führung der bedingten Verurteilung vorgegangen. Die Be- 
stimmungen hierüber bilden einen Teil der Crimes acte 
vom 1. August 1890. Die Entlassung auf Probe (release 
on Probation) mit Strafaufschub wird nur jugendlichen 
Personen unter 21 Jahren gewährt, und es haben auch 
diese Sicherheit zu bestellen. 

Endlich das Gesetz von Neu-Süd-Wales, act to amend 
the Criminal law so far as regards the punishment of per- 
sons convicted of first offencees — — — — 1. Juni 189%. 
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Es ist bis auf wenige Abänderungen eine Abschrift des 
Gesetzes von Queensland. Beide Gesetze verneinen es aus- 
drücklich, daß die bedingte Verurteilung nach Ablauf der 
Probezeit noch rückfallbegründend sein könne. 

In andern Ländern wird auf die Einführung der be- 
dingten Verurteilung nach belgischem Vorbild erst hin- 
gearbeitet. Wir verweisen auf Rosenfeld, Die bedingte Ver- 
urteilung auf dem holländischen und nordischen Juristen- 
tag. M. III. 86. 

Gruber, Dr. L. Die Einführung der bedingten Be- 
gnadigung in Italien. GS. 49. 55. 

" ». Gernerth, Die bedingte Verurteilung in Österreich. 
M. III. 360. 

Gruber. Discussion Jans la soci6t6 des juristes hongrois. 
M. III. 61. 372. IV. 69. 

Gruber, Die Budap:ster Advokatenkammer und die be- 
dingte Verurteilung. M. III. 356. 

Gruber. Der Stand der Frage des bedingten Straferlasses 
in Ungarn. GS. 44. 367. 

Löwenstimm, August. Die russische Sektion der inter- 
nationalen kriminalistischen Vereinigung. M. IX. 6. 

Diskussion in der russischen Landesgruppe der inter- 
nationalen kriminalistischen Vereinigung. M. IX. 274. 


3. Das Deutsche System der Begnadigung nach Erprobung. 


Eine ganz besondere Gestaltung erhielt der Gedanke 
der bedingten Verurteilung in Deutschland. Das preußische 
Beamtentum hatte sich zuerst der Frage der Einführung 
der bedingten Verurteilung gegenüber seiner Mehrheit nach 
ablehnend verhalten!. Aber die Regierungen von Sachsen, 


a rn 


! Die Gutachten der Präsidenten und der Oberstaatsanwälte Preußens 
über die sogenannte bedingte Verurteilung, mit einer Entgegnung von 
Professor von Liszt. Zeitschr. f. gesamte Strafrechtswissensch. X. 666 — 700- 
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Hessen und Preußen hielten dafür, daß ein Versuch gemacht 
werden sollte, und zwar auf dem Boden der Einzelstaaten. 
Die Gesetzgebung über das Strafrecht und den Strafprozeß 
ist Sache des Reiches; um zu einer landesherrlichen Re- 
gelung zu gelangeu, mußte an das Begnadigungsrecht des 
Landesherrn angeknüpft werden und es kam einer solchen 
Regelung im Weitern zu statten, daß das Reichsrecht über 
den Vollzug der Strafen nur weniges enthält. 


In Preussen erfolgte die Einführung der Neuerung 
durch eine Kabinetsordre des Königs an den Justizminister 
vom 23. Oktober 1895. Der Wortlaut, der als typisch für 
die Sache angesehen werden kann, war folgender: 


„Auf Ihren Bericht vom 15. Oktober dieses Jahres 
ermächtige ich Sie, solchen zu Freiheitsstrafen verurteilten 
Personen, hinsichtlich deren bei längerer guter Führung 
eine Begnadigung in Aussicht genommen werden kann, 
nach ihrem Ermessen Aussetzung der Strafvollstreckung 
zu bewilligen, indem Ich in den geeigneten Fällen dem- 
nächst Ihrem Bericht wegen Erlasses oder Milderung der 
Strafe entgegensehen will. Von dieser Ermächtigung soll 
jedoch vornehmlich nur zu Gunsten solcher erstmalig ver- 
urteilter Personen Gebrauch gemacht werden,, welche zur 
Zeit der That das achtzehnte Lebensjahr nicht vollendet 
hatten und gegen welche nicht auf eine längere als sechs- 
monatliche Strafe erkannt ist.“ 


Sehr ausführlich gehalten und in ihren Ausführungen 
und Anleitungen sehr bemerkenswert ist die Verordnung 
des k. sächsischen Justizministeriums vom 25. März 1898. 
Diese und andere Einführungsverordnungen sind abgedruckt 
in den Mitteilungen der internationalen kriminalistischen 
Vereinigung Bd. V und VI. Über den heutigen Stand 
der bedingten Begnadigung, wie das Institut vielfach, aber 
unrichtig genannt wird, gibt folgende, dem „Reichsanzeiger“ 
vom 4. Mai 1901 entnommene Tabelle Auskunft: 





Zahl der Fälle, in denen Aussetzung der Strafvoll- 
streckung mit Aussicht auf Begnadigung gewährt wurde: 
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seit Einfüh- 
rung der be- 


Zeit der Einführung |ynadfeung bie 


| Bundesstaaten der bestimmten Be- |, 3]. Dez 1808| | 
gnadigung. De \ 
| 















Preußen! 23. Oktober 1895 4168 4386 1 _ 
Bayern 15. Januar 1896 | 1978| 659 | 6917| 605/]: 


In sämtlichen voraufgeführten Bundesstaaten |18295 


Sachsen 25. März 1895 814 | 217 | 295, 429 1: 
Württemberg 24. Februar 1896 | 609| 215 | 149, 130 
Baden 12. Januar 1896 682 | 227 | 202, 2231 
Hessen . 29. Juni 1895 95| 27| 31 58 
' Mecklenburg-Schwerin 7. Juli 1896 204 | 82| 103| 117 
| Oldenburg 30. Oktober 1896 6383| 2939| 23 24 
Sachsen-Meiningen 18. März 1896 182) 06! 711 59 
Sachsen-Goburg-Gotha 18. Januar 1896 1914| 66| 73) 81 
Anhalt 29. April 1897 38) 23| 39) 40 
Schwarzburg-Sondershausen | 31. Dezemb. 1895 701 23) 221 31 
Schwarzburg-Rudolstadt 3. Januar 1896 54! 18 8 8 
Schaumburg-Lippe 20. August 1898 ee 2| 3 

ippe 1. April 1899 —i —? 11 16 
Lübeck 30. Mai 1896 32| 12| 21| 15 
Bremen 11. Sept. 1896 245 | 105 | 92| 102 
| Hambur 20. April 1896 | 2332| 875 | 791| 703 
Elsaß-Lothringen 56. Februar 1896 s1B 212| 196| 146 

| 


6041 7000 2176 

Aus dieser Tabelle ergibt sich, daß der Strafaufschub. 
in allen deutschen Staaten Eingang gefunden, ausgenommen: 
in Sachsen-Weimar, Mecklenburg-Strelitz, Braunschweig, 
Sachsen-Altenburg und den beiden Reuß. Doch werde 
auch hier von dem landesherrlichen Begnadigungsrecht 
häufig in der Weise Gebrauch gemacht, daß die Strafe dem 
Verurteilten unter der Bedingung, sich während einer ihm 
bewilligten Probezeit gut zu halten, erlassen wird. 

Die Vorschriften der einzelnen Staaten weichen nicht 
sehr erheblich von einander ab. Baden gewährt nur jugend- 
lichen Verbrechern die Vergünstigung, die andern Staaten 
ausnahmsweise auch Erwachsenen. Baden, Schaumburg- 








1 Die Fälle, in denen das Begnadigungsrecht dem Minister für Landwirtschaft, Do- 
mänen und Forste zusteht, sind hier nicht mitberücksichtigt. 
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Lippe und Lübeck beschränken den Strafaufschub auf Per- 
sonen, die noch gar keine Freiheitsstrafen verbüßt haben, 
anderwärts werden Ausnahmen zugelassen. 

Die meisten Staaten gestatten den Strafaufschub nur 
bei Verurteilungen zu einer Freiheitsstrafe, die eine gewisse 
Dauer nicht überschreitet. Dieses Höchstmaß ist in Preußen 
und den meisten Staaten 6 Monate. Baden schließt bei 
Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mehr als 3 Mo- 
naten die Vergünstigung aus, sie wird auch allen ver- 
weigert, die in Untersuchungshaft sich befunden, wohl 
deshalb weil die „bedingte Begnadigung“ vor der An- 
steckungsgefahr der Gefängnisse bewahren soll und dies bei 
Untersuchungsverhafteten nicht mehr möglich ist. (?) 

Darüber, ob ein Antrag auf Aussetzung des Vollzugs 
zu stellen sei, haben in den meisten Staaten die Staats- 
anwaltschaften zu befinden. Einige Staaten haben die Mit- 
wirkung der erkennenden Gerichte vorgesehen; so soll in 
Württemderg dieses Gericht immer auch über die Frage 
des endgültigen Straferlasses gutachtlich gehört werden. 
In Bremen ist der Antrag stets Sache des Gerichtes. 

Die Bewährungsfrist ist in Bayern auf 1—5 Jahre, in 
Preußen und in andern Ländern regelmäßig aut 2 Jahre 
angesetzt. In Schwarzburg-Sondershausen wird die Be- 
währungsfrist regelmäßig nach der Dauer der Verjährung 
der Strafvollstreckung bemessen, sodaß, falls ein Widerruf 
des Strafaufschubs innerhalb der Frist nicht erfolgt, die 
Strafe mit dem Ablauf der Verjährungstrist dahinfällt und 
ein besonderer Erlaß hierüber nicht mehr erfolgt. 

Über die Handhabung des Institutes sind der Statistik 
des Jahres 1899 noch folgende Daten zu entnehmen. Die 
Vergünstigung entfiel 
in 77 von 100 Fällen auf männliche Personen 
„23 „ 10 „ „ weibliche N 

| - (die wegen Verbrechen und Vergehen überhaupt 
Verurteilten waren 1848 zu 83,7°/o männlichen, 
zu 16,3°/o weiblichen Geschlechts) 
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in 70 von 100 Fällen auf Vergehen, 
„30, 10 „ „ Verbrechen und Übertretungen, 
„70, 10 „ „ Urteile von Amts- und Schöffen- 


gerichten, 
„30 „ 100 „ „ Urteile vonSckwurgerichten und 
Strafkammern, 
„a „ 10 , „  Verurteilungen zu Gefängnis, 
16 „ 100 Verurteilungen zu Haft. 


Aufschub von  Züehthaus und Festungsstrafen kamen 
in nur je einem Falle vor. 

Die Dauer der angesetzten Gefängnisstrafe betrug in 
der Hälfte der Fälle eine Woche und weniger, sie über- 
stieg einen Monat in nur einem Zehntel der Fälle. 

Über das Ergebnis der Aussetzung der Strafvoll- 
streckung wird auf Ende 1900 folgende Abrechnung auf- 


gestellt: 
Total der bewilligten Aussetzungen . 32,471 
Fälle, in welchen die Erprobungszeit 
noch nicht abgelaufen . . . . „. 4 °% = 14,209 
endgültig erledigt sonach . . . . . 56 „ = 18,262 
durch Tod oder Flucht . . .. 15, = 4% 


von den verbleibenden Fällen. . 54,5 „ = 17,765 
wurden durch endgültige Begnadigung 
abgeschlossen . . . 712 „ = 12,649 
Die Häufigkeit der Beenadiguiig steht im inigelkohrten 
Verhältnis zur Schwere und Dauer der ausgesetzten Strafe; 
sie betrug daher 1899: 
| bei Verbrechen 0 %% 
n Vergehen 78 Jo 
„ Übertretungen 83 °% 
Es ist dabei mit in Betracht zu ziehen, daß bei schwe- 
reren Fällen auch die Erprobungszeit eine längere ist. 
Vergleiche im weitern: 
Internationale kriminalistische Vereinigung. Erste Landes- 
versammlung der Gruppe Deutsches Reich, Halle a. S. den 
26. 27. März 1890. (Beilageheft zu Bd. X der Zeitschrift 
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für gesamte Strafrechtswissenschaften). Erste Frage: Unter 
welchen Voraussetzungen empfiehlt sich die Einführung 
der bedingten Verurteilung in die deutsche Strafgesetz- 
gebung? Anträge von Dr. Wirth (Plötsensee), Blume (Hil- 
desheim) und Aschrott (Berlin). 

Die Einführung der bedingten Verurteilung im deutschen 
Reich. M. V, 529. 

Die bedingte Verurteilung im Großh. Hessen. M. VI. 56. 

Die Einführung der bedingten Verurteilung in Ham- 
burg. M. VI. 409. 

Meves, Die bedingte Begnadigung in der ihr in Preußen 
durch Allerh. Erlaß vom 23. Oktober 1895 gegebenen Ge- 
stalt. GA. 44 S. 1. 


4. Die Schweiz.' 

Der bedingte Strafaufschub oder wie wir die Einrich- 
tung nennen wollen, tritt zum ersten Mal, in bescheidenster 
Weise eingeführt durch Staatsrat Cornaz, im Strafgesetz- 
buch für den Kanton Neuenburg vom 12. Februar 1891 
auf. Die Art. 400-403 bestimmen etwa folgendes: 

Wenn der Wert der gestohlenen, unterschlagenen oder 
ertrogenen Sache einhundert Franken übersteigt, wenn 
ferner der Thäter weniger als 25 Jahre alt und nicht rück- 
fällig ist, wenn endlich der Thäter ein umfassendes Ge- 
ständnis abgelegt hat, so kann das Gericht nach Schluß 
der Verhandlungen beschließen, die Urteilsfällung zu ver- 
schieben. Dem Schuldigen wird der Beschluß eröffnet und 
ihm dabei ein Verweis und eine Ermahnung erteilt. Er 
wird sodann für eine vom Gericht zu bestimmende Zeit, 
nicht über 3 Jahre, unter Schutzaufsicht gestell. Wenn 
er während dieser Zeit zu ernstlichen Klagen Veranlassung 
gibt, so ordnet der Staatsrat an, daß er dem Gericht zur 


ı Mittermaier, einige Bemerkungen zu der Einrichtung des sogenann- 
ten bedingten Strafaufschubs in der Schweiz. Schweiz. Zeitschrift für Straf- 
recht, Bd. XII. 
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Beurteilung zuzuführen sei. Nach wohlbestandener Probe- 
zeit dagegen gilt der staatliche Strafanspruch als erloschen, 
immerhin würde die Begehung eines neuen Verbrechens 
gleicher Natur im Laufe von IO Jahren seit der gericht- 
lichen Verhandlung als Rückfall behandelt. 

Die Übereinstimmung dieser Anordnungen mit dem 
Massachusettssystem ist unverkennbar, obgleich der Ver- 
fasser in seinem Bericht an den Großen Rat (Bulletin 6i vol, 
p. 347) sich auf das Vorgehen von Belgien beruft. Da- 
gegen diente die belgisch-französche Gesetzgebung den 
andern Kantonen, die das Institut eingeführt, in weitem 
Maße zum Vorbild. Diese weitern kantonalen Gesetze sind: 

Genf. Loi sur la. peine conditionelle, du 28 ootobre 
1892, 10 art.’ 

Waadt. Loi du 13 mai 1897 sur le sursis & l’execu- 
tion de peines, 12 art.? 

Wallis. Loi concernant le sursis & l’ex&cution des 
peines du 13 mai 1899, 7 art.’ 

Tessin. Decreto legislativo concernente la sospensione 
condizionale della pena, 14 novembre 1900, 5 art.* 

Es kann der Inhalt dieser Gesetze in einem Berichte 
zusammengefaßt werden, da die Abweichungen in den ein- 
zelnen Gesetzen weder zahlreiche noch durchgreifende sind. 

Der Strafaufschub kann bewilligt werden, wenn das 
Urteil auf Gefängnis (emprisonnement, detenzione) oder auf 
Geldstrafe lautet. Waadt und Wallis beziehen auch Zucht- 
hausstrafen ein; Wallis scheint den Aufschub der Voll- 
streckung einer Geldstrafe abzulehnen. Während Genf mit 
Bezug auf das ausgesprochene Strafmaß die Möglichkeit 
des Aufschubs nicht beschränkt, setzen Waadt und Tessin. 
die Dauer von 6 Monaten, Wallis die Dauer von 12 Mo- 
naten als oberste Grenze und Tessin bei Geldstrafe den 


ı Abgedruckt in der Schweiz. Zeitschrift für Strafrecht, Bd. IX, S. 164. 
® Das. Bd. X, S. 286. 

® Das. Bd. XIII, S. 481. 

* Das. Bd. XIII, S. 433. 
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Betrag von 250 Fr. Art und die Motive der Strafthat 
werden nicht näher bezeichnet, der Richter soll sich den 
Angeklagten ansehen und prüfen, ob er der Vergünstigung 
des Gesetzes würdig sei. Immerhin darf er nicht wegen 
eines gemeinen Verbrechens mit einer Freiheitsstrafe vor- 
betraft sein; Genf und Waadt schließen die Möglichkeit 
nur dann aus, wenn das frühere Verbrechen ein vorsätz- 
liches war, Waadt und Wallis verlangen im weitern, daß 
diese frühere That auch nach inländischem Gesetze straf- 
bar sei — überall nämlich zählt auch die ausländische 
Verurteilung. Wem einmal die Gunst des Gesetzes zu teil 
geworden, ist in der Folge davon ausgeschlossen, in Genf 
jedoch nur wenn die Vergehen gleichartige sind; sea 
erwähnt dieses Ausschlußgrundes nicht. 


Das Tessinergesetzt verlangt den Antrag der Vertei- 
digung, die übrigen Gesetze nicht, also Aufschub von Ge- 
richtswegen. 


Die Dauer der Erprobungszeit ist in Wallis und Tessin 
auf 5 Jahre fixiert, in den beiden andern Kantonen bemißt 
sie der Richter zwischen 2 und 5 Jahren. 


Nebenstrafen, Ehrenfolgen und Unfähigkeiten, die mit 
der Verurteilung verbunden sind, teilen das Schicksal der 
Hauptstrafe, sie bleiben also schwebend während der Er- 
probungszeit und treten dann entweder in Wirksamkeit 
oder fallen dahin; einzig Tessin erklärt, daß sie vom Straf- 
aufschub nicht betroffen werden, dagegen wieder dahin- 
fallen, wenn die Hauptstrafe endgültig dahinfällt. 


Die bedingte Verurteilung wird in die Strafregister 
(casiers judiciaires) eingetragen und nach bestandener Er- 
probungszeit wieder gestrichen, das Gesetz des Kantons 
Waadt schreibt gegenteils vor, die Eintragung soll erst 
stattfinden, wenn die Strafe zum Vollzuge gelangt; das 
Reglement vom 10. Juni 1898 verlangt dagegen sofortige 


. Eintragung und Mitteilung an.die Gerichte. 


rn 
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Die Rechtswohlthat des Gesetzes wird hinfällig und die 
Strafe ist zu vollziehen, wenn der Verurteilte während der 
Probezeit ein neues Vergehen begeht, und zwar: : 


Vorsätzliches gemeinesVerbrechen oder Vergehen, straf- 
bar nach dem einheimischen Rechte (Genf und Waadt); 


Irgend ein anderes Verbrechen oder Vergehen des ge- 
meinen Rechtes (Tessin); 


Ein mit Freiheitsstrafe zu bestrafendes Verbröchen oder 
Vergehen (Wallis). 


Der Gedanke, daß die Begehung eines neuen Verbre- 
chens den Thäter des Strafnachlasses unwürdig mache, 
xommt indes nur im Gesetze von Waadt zum Ausdruck, 
Wallis und Tessin verlangen, daß die Verurteilung innert 
der Frist vor sich gegangen, Genf, daß ein Strafverfahren, 
das zur Verurteilung führte, angehoben worden sei. Die 
neue Strafthat wird als Rückfall bestraft. 


Ist die Erprobungszeit ohne dies abgelaufen, so gilt 
die Verurteilung nach der französischen Formel als nicht 
geschehen. 


Über die Handhabung der Bestimmungen des Neuen- 
burgischen Strafgesetzbuches hat Mittermaier einen kurzen 
Bericht von Mentha in seine „Bemerkungen“ aufgenommen, 
aus welchem sich ergibt, daß die Fälle der Anwendung 
recht spärliche waren. Einen sehr günstigen Bericht hat 
dagegen Ernest Picot, juge & la Cour de Justice, über die 
Ergebnisse der bedingten Verurteilung im Kanton Genf 
erstattet. ! 


Die Geschäftsberichte des Justizdepartements des Kan- 


tons Waadt geben über die Anwendung des Gesetzes fol- 
gende Zahlen: 


! Picot, la peine conditionelle, r&sultats de son application dans le 
canton de Gentve. Schweiz. Zeitschrift für Strafrecht Bd. IX. S. 10. 





62 
1897 1898 1899 | zusammen 
Strafaufschub in Fällen 42 70 96 208 
Prozent aller Strafurteile 1,93 310 3,95 
Strafvollstreckungen 2 3 8 13 
Die Strafurteile betrafen: 
Diebstahl (vol et maraudage) . . . . ..8 40,9 °/o 
Forstfrevel . . . . 18 86 „ 
Unterschlagung (abus de sonhance An a 
versation) . . 16 0; 
Ehrverletzungen (difainatton et Insiree) 16 EU 
Betrug (escroquerie) . . ea a Fl 6,3 „ 
Thätlichkeiten (voies de faits) au ern 10 48 „ 
Urkundenfälschung (faux) . . . . . . 7 33 „ 
Sachbeschädigung . . . . . 2 2.2. 7 3,3 „ 
 Schlägereien . . . . 2 2 2 200. 6 2,9 „ 
Andere Vergehen . . . 2.2 ...._ 892 14, 
208 1000 %, o,. 


Unter den vereinzelten aber schwereren Fälien figu- 
riert eine fahrlässige Tötung und zwei fahrlässige Brand- 
verursachungen. 

Das Alter der bedingt Verurteilten war 

unter 18 Jahren 55 = 26,4 °% 


19—25 Jahre 56 = 26,9 „ 
26—30 „ 17 =-..82 5 
3l—35 „ 22 = 10,6 „ 
36—40 „ 20 —= 96 „ 
41—45 „ 4d= 67, 
46—50 „ 4.19% 
bDI—bb „ Db= 24, 
66—60 „ Db= 24 „ 
darüber 10 = 48 „ 
208 = 100,0 0% 


Den Rechenschaftsberichten des Regierungsrates des 
Kantons Genf entnehmen wir nachfolgende Zahlen über 
die bedingte Verurteilung und die Zahl der korrektionell 
Verurteilten überhaupt: 








 Bedingte Verurteilung 





Dauer der Probezeit in Jahren: 
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1897| 166] 46) 212) 6|9 — |2 | 5, —|2 
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1894| 142| 47) 189° 22113 — | 3 | 6 = | 
1893 | 166 58 224, 135 |ı a 2 
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Somit waren es 19,1 °%/o aller korrektionell Verurteilten, 
welche die Wohlthat des Gesetzes genossen haben. 


Endlich sei hier noch der Entwurf einer Strafprozeß- 
ordnung für den Kanton Zürich, Vorlage der Experten- 
kommission an den Regierungsrat vom Jahre 1900, ange- 
-führt, der folgende Ausgestaltung des Institutes in Vorschlag 
bringt: 

VII, Abschnitt. 
Bedingte Einstellung des Strafvollzuges. 

$ 416. Bei Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von 
weniger als sechs Monaten ist die bedingte Einstellung 
des Strafvollzuges unter folgenden Voraussetzungen zu- 
lässig: 

a) daß der Thäter bisher weder in der Schweiz noch 

im Auslande zu einer Freiheitsstrafe wegen eines 
Verbrechens (oder Vergehens) verurteilt worden; 

b) daß er die That nicht aus niedriger Gesinnung be- 

gangen; 

c) daß er den verursachten Schaden, soweit es in sei- 

nem Vermögen stand, ersetzt hat; 

d) daß anzunehmen ist, der Thäter bedürfe keiner 

Zwangserziehung oder Korrektionsstrafe, sondern 
‚er werde ohnedies kein Verbrechen mehr begehen. 
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Bei jugendlichen Verbrechern kann die Einstellung 
auch mit Bezug auf eine längere Freiheitsstrafe erkannt 
werden. 

8 417. Das verurteilende Gericht spricht, wenn diese 
Voraussetzungen vorhanden, im Urteile die bedingte Ein- 
stellung des Strafvollzuges auf eine Probezeit von 3 bis 5 
Jahren aus. 

8 418. Der unter Probe Gestellte hat der Staatsan- 
waltschaft über seine Lebensführung regelmäßig unter 
Einreichung von Zeugnissen gemäß besonderer Vorschrift 
Bericht zu erstatten. Die Staatsanwaltschaft kann auch 
polizeiliche Berichte einziehen und den Verurteilten unter 
Schutzaufsicht stellen. | 

$ 419. Das Obergericht ordnet auf Antrag der Staats- 
anwaltschaft den Strafvollzug an, wenn der Verurteilte 
innerhalb der Probezeit 

a) neuerdings wegen eines vorsätzlichen Vergehens oder 

Verbrechens verurteilt wird; 

b) trotz förmlicher Mahnung in einem liederlichen Le- 

benswandel beharrt. 

$ 421. Nach Ablauf der Probezeit kann der Verurteilte 
dem Obergericht die endgültige Aufhebung des Strafvoll- 
‘ zugs beantragen. Das ÖObergericht hat, wenn keine Ver- 
anlassung zum Strafvollzug vorliegt, dem Antrage zu ent- 
sprechen und hierüber Bescheinigung zu erteileu. 


B. Die Begründung der bedingten Verurteilung. 


Das Strafgesetz soll, nach herrschender Ansicht, vor- 
beugend wirken durch die Androhung des Strafübels und 
diese Androhung wird verstärkt dadurch, daß von Zeit zu 
Zeit an einem Verbrecher die angedrohte Strafe vollstreckt 
wird; die Drohung wird zur Wirklichkeit, das Strafgesetz 
bewährt seine Macht. Die Vollstreckung soll aber vorab 
auf den Bestraften einwirken; warnend, bessernd, die Ge- 
sellschaft vor ihm sichernd, hat sie ihm, psychisch oder 
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physisch, von weiteren Verbrechen abzuhalten. Der Ge- 
schädigte verlangt Genugthuung, er hat Anspruch darauf, 
daß in dem Kampf mit dem Verbrecher der Staat sich auf 
seine Seite stelle und nicht das Schlechte triumphieren lasse, 
und die Gesellschaft hat alles Interesse daran, daß ein ver- 
brecherisches Handeln nicht zur Waffe im Kampfe ums Da- 
sein werde, sondern ihrem Urheber Schande und Nachteil 
bringe. Wie verhält sich nun die neue Vorkehr zu diesen 
Anforderungen an Strafrecht und Strafrechtspflege? Ist sie 
nicht die wenigstens bedingte Verneinung des Strafrechts, 
dem sie im einzelnen Falle die Wirklichkeit und damit auch 
die Wirkung benimmt; eine Schwäche, begangen aus Mit- 
leid mit dem Einzelnen, der geschont und gerettet werden 
soll auf Kosten der obersten staatlichen und gesellschaft- 
lichen Interessen ? 


Gewiß und unleugbar ist die bedingte Verurteilung 
aus menschlichem Mitleid mit dem Verurteilten erwachsen, 
einen Stammes mit der Begnadigung. Das tönt sehr schön 
aus der Rede des belgischen Ministers Le Jeune heraus, 
welche er vor dem Parlament im Mai 1888 für das Ge- 
setzesprojekt gehalten: 


„ Voulez-vous que je vous dise olı j’ai puise la pensee 
qui m’a suggere le projet de loi et les innovations dont 
vous avancez, qu'elles sont des nouveautes insuffisamment 
&tudides et müries et nullement experimentees et au sujet 
desquelles vous dites que vous n’avez point de renseigne- 
ments! 


„Eh bien, j’ai eu cette pensde A l’heure möme oü je 
fus appele, comme ministre de justice, & statuer & des mil- 
liers de demandes de gräce, qui emanent presque toutes de 
»auvres, ou j’ai vu le spectacle navrant de peres de fa- 
mille, de meres de familles pour qui l'incarceration c’est 
la fletrissure irremediable, c’est la misere et la faim & leur 
pauvre foyer, c’est la perte definitive de leurs enfants. 

191 1. 5) 
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„Pensez-vous que parmi ces peres de famille, qui sont 
pauvres, il y en ait si peu qui aient le sentiment d’hon- 
neur? Je vous dis, qu’ils sont des milliers. 

„Je puis en donner l’assurance & la Chambre et je 
ne me croirais pas en rögle avec mes devoirs de ministre 
de la justice si j’agissais autrement: il n’y a pas une de- 
mande de gräce que je tienne pour indigne de l’examen 
attentif que j’en fais personnellement. Et c’est ainsi que 
la pensee m’est venue de proposer aux Chambres l’insti- 
tution des condamnations conditionnelles. Je ne pouvais 
pas continuer a marcher dans les t&nebres avec l’absession 
des desastres immerites que je n'empechais pas. Je ne 
pouvais pas me faire produire les dossiers de toutes les 
condamnations et y chercher la lumiere moi-möme, afın 
de distinguer de ceux pour qui la loi ne peut ö6tre trop 
inflexible, ceux pour qui l’incarceration est une torture 
inutile, une degradation funeste a la societe möme. Ce 
n’est pas qu’ils soient difficiles a distinguer, mais encore 
faut-ıl s’clairer. 

„Le juge, me dit-on, ne sera pas mieux & möme de 
les reconnaitre. 

„Est-il done si malais&e de söparer, dans le nombre 
des inculpes qui n’ont jamais commis une faute, dont la 
justice ait eu 4 connaitre, les gredins qui ne meritent 
aucun menagement, pour qui l’incarceration est toujours 
trop courte, au gre du traitement quils möritent et au 
sujet de qui iln’y a aucun regret a &prouver en les punis- 
sant avec toute la rigueur possible. Faire ainsi @uvre de 
discernement, n’est-il point la plus belle mission du juge? 
et jajoute que c’est ici la plus douce & accomplir.“ 

In Deutschland ist die bedingte Verurteilung geradezu 
durch teilweise Umgestaltung des Begnadigungsverfahrens 
erreicht worden. 

Die Begnadigung hat in der Strafrechtspflege ihre Be- 
rechtigung, sie gleicht die Härten des Gesetzes oder des 
durch den Buchstaben des Gesetzes gebundenen Richter- 
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spruches mit Bezug auf eine bestimmte Persönlichkeit aus. 
Sıe ist aber auch um ihrer garantielosen Willkür und 
Launenhaftigkeit verschrieen, sie scheint die Gleichheit vor 
dem Gesetze aufzuheben, sie vermehrt die Chancen des 
Verbrechers dem Strafübel oder doch wenigstens der ganzen 
Strenge desselben zu entgehen und schwächt dadurch die 
Androhung des Gesetzes. Je mehr wir die Begnadigung 
an bestimmte Voraussetzungen knüpfen, desto mehr stellen 
wir die Rechtsgleichheit wieder her, desto schlimmer wer- 
den die Aussichten der Gewohnheitsverbrecher. Die be- 
dingte Verurteilung wirkt also in ähnlichem Sinne wohl- 
thätig, wie die bedingte Entlassung, beide graben der 
schrankenlosen, an keine Begründung gebundenen und da- 
her meist willkürlicher Begnadigung ein weites Gebiet ab. 

Neben der verfassungs- und gesetzesmähig garan- 
tierten Begnadigung gibt es noch eine andere, gesetzes- 
und regellose Begnadigung, der Freispruch durch die 
Geschwornen. Den Geschwornen, namentlich der West- 
schweiz, genügt ihr Recht auf Zubilligung mildernder oder 
gar sehr mildernder Umstände nicht mehr; sie sprechen 
überall da frei, wo der Thäter für das Gefängnis zu schade 
und des Mitleids würdig zu sein scheint. Wie viel besser 
ist es aber, wenn der Wahrheit die Ehre gegeben, der 
Mann schuldig erklärt und dann zuerst der Erprobung aus- 
gesetzt wird, ob er einer Gnade würdig sei, welche ihm 
die Geschwornen ohne längeres Besinnen sofort und end- 
gültig erteilt hätten. | 

Die bedingte Verurteilung wirkt aber nicht nur als 
Einschränkung der Gnade, sondern positiv als Strafe und 
zwar schon durch die bloße Feststellung des begangenen 
Verbrechens. Die Strafandrohung des Gesetzes ist, wie 
schon mit Recht gesagt wurde, nicht ein Vertragsaner- 
bieten, gegen ein Verbrechen eine Strafe einzutauschen 
oder die Empfehlung eines käuflichen Ablasses, der die 
nachträgliche Bewilligung und Billigung verübten Ver- 
brechens zum voraus zusichert, sondern eine Mißbilligung 
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antisozialer Handlungen, Diese Mi&billigung allein reicht 
hin, um im normalem Menschen jenen Abscheu vor dem 
Verbrechen zu pflanzen, der ihm die Begehung eines sol- 
chen geradezu unmöglich macht. Nun liegt aber in der 
bedingten Verurteilung eine entschiedene Mißbilligung der 
That; das Institut schwächt daher die Allgemeinwirkung 
gegenüber der großen Mehrzahl der Leute nicht ab; mit 
andern Worten, der vernünftige Mensch, der einen guten 
Ruf besitzt und einen solchen zu verlieren hat, wird sich 
vor der bedingten Verurteilung ebensosehr fürchten, wie 
vor der unbedingten. Die bedingte Verurteilung schließt 
als Strafmittel an den Verweis an, sie verstärkt ihn durch 
“ die Androhung eines weitern Strafübels. Diese Verstär- 
kung ist praktischer als die Friedensbürgschaft, letztere ist 
bei armen Leuten immer schwierig anzuwenden. 

Zweifelhafter ist allerdings die Wirkung auf jene Teile 
der Bevölkerung, von denen wir annehmen, daß sie nur 
durch die Furcht vor Strafe im Zaune gehalten werde. 
Man glaubt, daß hier die Anschauung: „Einmal ist kein- 
mal“, das Vertrauen auf erstmalige Straflosigkeit um sich 
greifen könnte. Wird aber das Institut richtig gehandhabt, 
so wird keinem, der so denkt, der Nachlaß zu gute kom- 
men; gegenteils erhöhen sich für ihn, wie wir bei der 
Gegenüberstellung des bedingten Urteils zu Begnadigung 
und Freisprechung gezeigt haben, die schlimmen Chancen 
bestraft zu werden. 

Wirtschaftlich betrachtet sind die Vorteile dieses Straf- 
mittels in die Augen springend. Soweit es an Stelle der 
kurzen Freiheitsstrafe tritt, erspart es in den meisten Fällen 
den Vollzug einer solchen Gefängnis- oder Haftstrafe. Da- 
durch wird für den Staat das Bedürfnis nach Errichtung 
und Betrieb von Zellengefängnissen vermindert. Aber auch 
da, wo zu Geldstrafe (Buße) allein verurteilt wird, erwächst 
uns derselbe Vorteil, da erfahrungsgemäß ein großer Teil 
dieser Bußen wegen Unvermögens des Verurteilten in Ge- 
fängnis umgewandelt werden muß. Es ist nicht nötig, die 
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wirtschaftlichen Vorteile, welche für den Schuldigen er— 
wachsen, hier noch besonders zu erwähnen. 

Unendlich wichtiger ist der moralische Gewinn für 
den Schuldigen. Die Gefahr der moralischen Ansteckung 
durch Nebengefangene ist allerdings mit der kurzen Frei- 
heitsstrafe nicht notwendig verbunden, sie kann durch einen 
richtigen Vollzug vermieden werden, aber es bleibt die 
Wirkung, daß für denjenigen, der einmal als Strafgefange- 
ner die verhängnisvolle Schwelle der Strafanstalt über- 
schritten hat, die abschreckende Wirkung der Furcht vor 
etwas Unbekanntem und des moralischen Schamgefühls er- 
heblich erschüttert wird, während sie bei dem unter Erpro- 
bung Gestellten mit verstärkter Macht bleibt. 

Wenn wir demnach mit einer milden Maßnahme die 
Erfolge der Strafe verbinden können, abgesehen von der 
Erlangung weiterer Vorteile, so ist es ein Gebot der Öko- 
nomie der Kräfte, das Ziel mit dem kleinsten Aufwand 
von Zerstörungen, und das sind im Grunde immer die 
Strafen, zu erreichen zu suchen, also die mildere Maßnahme 
eintreten zu lasse. Es is dies auch gerecht; denn jede 
über das Maß des Nötigen hinausgehende Quälerei ist un- 
gerecht. Aber die Sühne? Man kann nie genug die An- 
schauung bekämpfen, als ob im Absitzen einer Freiheits- 
strafe eine Sühne des Verbrechens liege; das Unrecht, das 
der Mensch seinem Nächsten zugefügt, kann nicht anders 
gesühnt werden, als durch energische Anstrengung, den 
gestifteten Schaden möglichst wieder gut machen und durch 
Arbeit und durch Hingabe an Beruf- und Menschenpflich- 
ten sich Bewertung und Stellung im sozialen Leben wie- 
der zu erringen. Und gerade darauf hin wirkt die Erpro- 
bungszeit bei der bedingten Verurteilung. 

Wir stehen zur Zeit schon nicht einer neuen uner- 
probten Erfindung gegenüber, sondern wir besitzen bereits 
Erfahrungen. Symptome guter Erfahrungen sind die immer 
weiterschreitende Verbreitung des Institues in der Gesetz- 
gebung und die stetig sich mehrende Häufigkeit in der 
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Anwendung da, wo die Einrichtung gesetzlich eingeführt 
ist. Die. geringe Zahl der Enttäuschungen, welche der er- 
kennende Richter in der Rückfälligkeit erlebt, ist aller- 
dings ebenso sehr ein Zeichen davon, daß der Richter in 
der Auswahl des Verurteilten eine glückliche Hand hatte, 
als von der Wirksamkeit der Maßsegel. Deshalb sahen wir 
auch die Rückfälle steigen, sobald die Verhältniszahl der 
bewilligten Strafaufschiebungen allzusehr gesteigert wird. 
Einen unmittelbaren Erfolg sind wir geneigt darin zu er- 
blicken, daß, wie die Statistik des Kantons Genf zu er- 
weisen scheint, die Zahl der schwurgerichtlichen Freispre- 
chungen zurückgeht. Dagegen ist der Einfluß auf die 
Kriminalität im ganzen, gur Zeit wenigstens, kaum nach- 
weisbar, die Zahl der bedingten Verurteilungen ist immer 
eine ziemlich beschränkte und sie betreffen Leute, aus 
denen auch sonst nicht die Großzahl der Rückfälligen her- 
vorzugehen pflegte. Immerhin sollte im Verlaufe eine ge- 
wisse Abnahme der Rückfallsziffer zu bemerken sein. 


C. Gesetzgeberische Ausgestaltung der bedingten 
Verurteilung. 


Die Entwicklung der erwarteten günstigen Wirkungen 
ist von zwei Faktoren abhängig: Erstens von der richtigen 
gesetzgeberischen Ausgestaltung und zweitens von der 
richtigen Handhabung des Gesetzes für den Richter. Was 
zunächst das letzere Moment anbetrifft, so sollten gerade 
unsere Volksrichter in besonderer Weise hiezu befähigt 
sein, wenn sie sich nur erst mit dem Gedanken vertraut 
gemacht haben, daß sie weniger dazu berufen sind, juristisch- 
logische Akrobatenkunststücke zu verrichten, als vielmehr 
dazu, ihre Leebenserfahrung und Menschenkenntnis nach 
bestem Wissen und Gewissen zu verwenden. Der Blick 
des geschulten Juristen ist mehr auf die Erkenntnis der 
Regel in der Flut wechselnder Erscheinungen, die Unter- 
stellung des Falles unter einen allgemeinen Satz gerichtet; 
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das neue Gesetz zwingt ihn der Individualität des Fale=3 
und vorab des Menschen seine ganze Aufmerksamkeit zız- 
zuwenden; eine treffliche Angewöhnung an die Anforde- 
rungen der neuen individualisierenden Richtung im Straf- 
recht. Und das wird kein geringer Gewinn sein. 

Die Ausgestaltung im Gesetze. — Das wichtigste ist 
wohl die Umschreibung der Voraussetzungen der bedingten 
‘Verurteilung, die Frage, wem sie gewährt werden soll. Der 
Richter soll den Gelegenheitsverbrecher erkennen gegen- 
über Gewohnheits- und gebornen Verbrechern; nur für 
erstere kann die Maßnahme in Frage kommen, nur solche 
sind ihrer würdig. Das könnte das Gesetz kurzweg be- 
stimmen; die Neuheit, nicht nur des Institutes sondern 
auch seiner Anforderungen an den Richter lassen es er- 
wünscht erscheinen, daß das Gesetz dem Richter in der 
Aufstellung gewisser symptomatischer Erfordernisse Weg- 
leitung und Handreichung gebe. Wir nennen hier: 

a) Die erstmalige Begehung eines Verbrechens. Ein 
Blick auf die Gesetzgebung zeigt, daß ein Bedürfnis 
vorhanden ist, dieses Erfordernis nicht allzu formal 
festzuhalten. 

b) Die Reue des Thäters. Der Unverbesserliche, der 
geborne Verbrecher ist gerade daran erkennbar, daß 
Reue ihm fremd ist. Gemeint ist nicht die erheu- 
chelte, sondern die wahre, die thatkräftige Reue, 
die sich insbesondere in dem Bestreben äußert, den 
Schaden gutzumachen. 

c) Das Motiv der That; es muß ein menschlich ent- 
schuldbares sein, ein Motiv, das zwar die Gefahr 
von Konflikten in sich tragen mag, nicht aber auf 

moralisch verdorbene Gesinnung schließen läßt. 

d) Die That selber. Je schwerer sie ist, desto weniger 
werden wir an die Ungefährlichkeit des Thäters 
glauben, abgesehen davon, daß wir hier mit nicht un- 
berechtigten Volksanschauungen zu rechnen haben. 
Dieses Moment kommt meist in den Gesetzen da- 
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durch zum Ausdruck, daß nur bei Verurteilung zw 
leichterer Strafe Strafaufschub gewährt werden darf. 

Bei jugendlichen Verbrechern kann weiter gegangen 
werden als bei Erwachsenen in der Zubilligung des Straf- 
aufschubs; hier ist auch das Bedürfnis der Bewahrung vor 
dem Gefängnis stärker. 

Die Gründe, welche für den Strafaufschub bei Frei- 
heitsstrafen zutreffen, sprechen, wenn auch in vermindertem 
Maße, für den Aufschub bei Verurteilung zu Geldstrafe, 
schon wegen der. möglichen Umwandlung in Haftstrafen. 

Wir würden den Strafaufschub bei Polizeistrafen nicht 
ausschließen; in Massachusetts ist man gerade von solchen. 
Fällen ausgegangen. 

Der Aufschub der Strafvollziehung hat auf dem euro- 
päischen Festland den Sieg davon getragen über die ameri- 
kanisch-englische Aussetzung des Urteils, mit Recht: Die 
Feststellung nach Jahren ist unzuverlässig; die Warnung 
ist wirksamer, wenn das zu erwartende Strafübel ım Ur- 
teile dem zu Erprobenden klar vor Augen gestellt wird. 

Umgekehrt ist das amerikanische System der Nach- 
ahmung würdig darin, daß es eine intensive Schutzaufsicht 
während der Erprobungszeit vorsieht, nicht eine lästige, 
bureaukratische Polizeiaufsicht, sondern eine wohlwollende, 
väterliche Fürsorge und Leitung. Wir besitzen hierzu be- 
reits die Organisationen. 

Die Dauer der Probezeit ist nach den Umständen zu. 
bestimmen, das Gericht setze die zeitlichen Grenzen fest, 
innerhalb derer das richterliche Ermessen sich bewege. 

Der Vollzug der angedrohten Strafe ist in den neuern 
Gesetzen angedroht für den Fall der Begehung eines neuen 
Verbrechens. Diese Formel ist zu eng und zu weit: Zu 
eng; denn die Begehung eines fahrlässigen Verbrechens. 
ganz anderer Natur als das erste, die Begehung einer 
leichtern Übertretung, die mit den Motiven der ersten That 
in keiner Beziehung steht, sollten den Vollzg der Vorstrafe 
nicht notwendig nach sich ziehen. Die Formel ist zu weit, 
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weilein Beharren in gefahrdrohender Lebensführung, Trun k — 
sucht, Arbeitsflucht u. s. w. weit eher ein strenges Ein— 
schreiten erfordern als jene neuen Strafen. Der Richter 
soll daher dem Verurteilten weitergehende Bedingungen 
auferlegen können: Abstinenz, Erlernen oder Betreiben 
eines Berufes, Wohnsitzverlegung, sich einer ärztlichen Be- 
handlung zu unterziehen wie z. B. bei Epilepsie u. s. w. 

Endlich die Folgen der wohlbestandenen Probezeit. 
Die belgisch-französische Gesetzgebung läßt das Urteil, so- 
weit es auf Schuld und Strafe geht, austilgen; wir möchten 
nur den Vollzug dahin fallen lassen. In dieser Weise wirkt 
das Urteil als Mahnung weiter; der Thäter, der sich neuer- 
dings verfehlt, hat Rückfallstrafe zu gewärtigen. Umge- 
kehrt trifft der Wegfall des Vollzugs auch die Ehren- und 
Unwürdigkeitsfolgen; wir wollen den Erprobten ja wieder 
in die Gesellschaft aufnehmen. Es verstärkt die Wirkung 
der Schutzaufsicht, wenn der Wegfall der Vollstreckung 
nicht von Rechtswegen eintritt, sondern vom Verurteilten 
hierüber ein Gerichtsbeschluß erwirkt werden muß. 


D. Thesen. 


Wir schließen den Bericht mit folgenden Thesen: 

I. Die Einführung der bedingten Verurteilung in die 
schweizerische Strafgesetzgebung ist zu empfehlen. 

II. Die bedingte Verurteilung ist als verstärkter Verweis 
eine milde Warnungsstrafe und daher nur gegenüber sol- 
chen Leuten anzuwenden, bei denen die Wirksamkeit einer 
solchen Verwarnung vorausgesetzt werden darf. 

III. Die bedingte Verurteilung kann daher bei Urteilen, 
die auf Gefängnis lauten, ebensowohl angewendet werden, 
als auch bei solchen die auf Geldstrafe gehen. Sie ist auf 
Verbrechen (Vergehen) wie auf Übertretungen anwendbar. 

IV. Das Massachusettssystem ist in zwei Richtungen 
wieder aufzunehmen: 





a) indem über den unter Erprobung 'Gestellten eine 
polizeiliche oder eine fürsorgliche Schutzaufsicht 
einzurichten ist; 

b) dem Richter die Möglichkeit gegeben werden soll, 
auch noch andere Bedingungen des Strafnachlasses 
aufzulegen als nur die, daß der zu Erprobende kein 
neues Verbrechen innerhalb der Probezeit begehe. 

V. Der Erprobte hat den endgültigen Straferlaß nach- 


zusuchen; der endgültige Straferlaß hebt alle Folgen für 
den bürgerlichen Leumden auf. 


Anhang. 
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Ausländische Gesetze betr. die bedingte Verurteilung. M. VII. 119. 

Bachem, Jul., Die bedingte Verurteilung (2) Köln 1895. 

Gautier, A propos de la condamnation conditionelle.. Schw. Zeitschr. 
f. Strafr. 1II 299. 

Gautier (Geneve), Note sur le sursis ä l’ex&cution d’apr&s quelques 
lois et projets r&cents. M. V. 27. 

Gruber, Dr. Ludwig, Budapest, Erfahrungen über die bedingte Ver- 
urteilung. Gerichtssaal 44 S. 357. 

Gruber, L., Soll die bedingte Verurteilung auch bei den Diseiplinar- 
strafen der in den Besserungsanstalten untergebrachten jugendlichen Rechts- 
brechern angewendet werden? GS. 48 S. 185. 

Högel, Dr. Hugo. Straffälligkeit und Strafzumessung. Wien 1897. 
S. 117: Die bedingte Verurteilung. 

v, Liszt. Kriminalpolitische Aufgaben. Die Aussetzung der Strafvoll- 
streckung. Zeitschrift f. gesamte Strafrechtswissenschaft IX. S. 755. 

Loebell, Die bedingte Verurteilung. Goltdammers Archiv 38 S. 20. 

Löffler, la condamnation conditionelle au moyen-age. M. IV. 66. 

Milferstaedt, Die bedingte Verurteilung. Goltdammers Archiv 44 S. 334. 

Mitteilungen der internationalen kriminalistischen Vereinigung. Berlin, 


Brüssel 1889 ff. Condamnation conditionelle. Rapport de M. Ad. Prins. 
M. 1. S. 28. 
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Tallack, William, Secretary of the Howard-Assoeiation, London. Peno- 
logical and preventive principles. London 1889. Chapter XIII: Conditional 
liberty and probation systems in lieu of imprisonment. $. 299. 

Wiassies, Über die bedingte Verurteilung. M. III. 375. 

Zucker, Einige kriminalistische Zeit- und Streitfragen der Gegenwart, 
VII. Die sogenannte bedingte Verurteilung. Gerichtssaal 44. 1. 

Zucker, Noch einige Bemerkungen über die bedingte Strafnachsicht, 
Goltdammers Archiv 39 S. 105. 











IH. 


Die Schutzaufsicht für entlassene Strafgefangene 

in der Schweiz, wie sie ist und wie sie sein sollte, 

insbesondere auch bezüglich der bedingt Entlas- 
senen und bedingt Verurteilten. 


Referat für die interkantonale Versammlung der Dele- 
gierten der Schweiz. Schutzaufsichtsvereine im Herbste 1901 
in Zürich von J. V. Hürbin, Direktor. 


Das Werk der Schutzaufsicht für entlassene Sträflinge 
ist ein eminentes Werk der christlichen Nächstenliebe und 
verdient es daher auch, in immer weitern Kreisen ausgeübt 
und gepflegt zu werden. Wer mit den Strafgesetzen in 
Berührung gekommen und im Strafhaus gesessen ist, hat 
schwer, bei seinen Mitmenschen sich wieder zu rehabilitie- 
ren. Er hat das Vertrauen seiner Umgebung und gar oft 
sogar das Vertrauen zu sich selbst und zu seiner eigenen 
Kraft verloren. Die Rehabilitation des Sträflings wird daher 
gewissermaßen erschwert sowohl durch das Mißtrauen, das 
ihm seine Mitmenschen entgegenbringen, als auch durch 
seine eigene Mutlosigkeit und die Scham und Scheu in 
seinem Innern, welche ihn daran hindern, seiner Umgebung 
offen entgegenzutreten. Er ist in seinem Herzen beklom- 
men uud glaubt, jedermann sehe ihm den auf ihm lasten- 
den Makel schon von weitem an. Es ist also gut, wenn 
sich jemand des Unglücklichen annimmt und als Vermittler 
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zwischen ihm und der Gesellschaft auftritt. Diese Ver- 
mittlerrolle übernehmen zur Zeit die Schutzaufsichtsvereine, 
welche sich in den meisten civilisierten Staaten gebildet 
haben. 

In der Schweiz gibt es zur Zeit, wenn meine bezüg- 
lichen Nachforschungen richtig sind, in 17 Kantonen solche 
Schutzaufsichtsorgane: Vereine oder Kommissionen, von denen 
ich mehr oder weniger einläßliche Antworten auf meine ge- 
stellten Fragen erhalten habe. Ich benutze mit Vergnügen 
den Anlaß, den betreffenden Berichterstattern und Bericht- 
erstatterinnen für ihre bezüglichen Bemühungen an dieser 
Stelle meinen verbindlichsten Dank auszusprechen. Natürlich 
konnte ich von diesen oft recht einläßlichen Arbeiten nur 
soviel aufnehmen, als von allgemeinem Interesse ist und zur 
Aufklärung ganz besonderer örtlicher Verhältnisse dient. 


A. Wie wird zur Zeit in den verschiedenen Kantonen die 
Schutzaußsicht ausgeübt? 


Wir beantworten diese Fragen an der Hand der ein- 
gegangenen Berichte: 

Zürich. (Referenten: das Oentralkomite und Frau Prof. Dr. 
Ernst-Escher). 

Dieser Kanton besitzt einen Schutzaufsichtsverein für 
entlassene männliche Sträflinge und einen „Gefängnisverein“ 
für weibliche Sträflinge. 

l. Männliche Sträflinge. 

Die Statuten aus dem Jahre 1863 enthalten folgende 
Zweckbestimmung: „Der Verein stellt sich die Aufgabe, 
auf moralische Besserung zu entlassender Sträflinge hinzu- 
wirken und sie in ihrem Streben, auf redliche Weise ihr 
Auskommen zu finden, mit Rat und That zu unterstützen. 
Diese Obsorge wird der Verein vorzugsweise jüngern Sträf- 
lingen angedeihen lassen. Derselbe sorgt sowohl für die 
aus der Strafanstalt zu entlassenden Personen, als auch für 
solche, die ihre Strafe in den Bezirksgefängnissen erstan- 
den haben und einer Beihbülfe bedürfen.“ 
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Der letzte Jahresbericht (1899/1900) des Centralkomite 
beginnt also: Die Aufgaben, die sich dieser Verein gestellt 
hat, sind sehr mannigfaltiger Natur. Vor allem bemühen 
wir uns, den aus den Gefängnissen zu Entlassenden Arbeits- 
gelegenheiten zu suchen, damit sie nicht — vom Hunger 
gezwungen — wieder dem Verbrechen anheimfallen. Damit 
sie solche Arbeit finden können, dürfen sie nicht zerlumpt 
an der Arbeitsstelle erscheinen, sondern müssen mit ordent- 
lichen Kleidern versehen sein. In erster Linie wird dafür 
ihr Sparguthaben (Pekulium) verwendet; reicht es nicht aus, 
so muß der Schutzverein nachhelfen. Findet der Entlas- 
sene keine Arbeit, so muß man ihm das Pekulium belassen, 
damit er während der Vakanz zu leben hat. Im weitern 
gilt es, unsichere und schwache Charakter auf dem Pfade 
der Rechtschaffenheit festzuhalten und vor Rückfall zu be- 
wahren, ebenso die Fleißigen gegen Anschwärzungen von 
Konkurrenten zu schützen, endlich auch Beiträge für Lehr- 
linge zu stipulieren. 

An der Spitze des Schutzaufsichtsvereins, dessen Mit- 
glied jeder redliche Bewohner des Kantons werden kann, 
der das Aktivbürgerrecht besitzt, steht ein Oentralkomite 
zur Zeit von 12 Mitgliedern und in jedem Bezirke ein Be- 
zirkskomite von 3 Mitgliedern. Jedes Vereinsmitglied, deren 
es zur Zeit zirka 1400 gibt, bezahlt jährlich einen Beitrag 
von 1 Fr. Auf den 31. März 1900 betrug das Vereinsver- - 
mögen, dem auch Geschenke, Legate und Staatsuuterstütz- 
ungen zufließen, Fr. 32,517.42. Im Jahr 1899, resp. vom 
1. April 1899 bis 31. März 1900 wurden Unterstützungen 
verabreicht im Betrage von Fr. 2,853. 70. 

Nach dem Berichte des Inspektorates haben im glei- 
chen Zeitraum im ganzen 57 definitiv oder bedingt austre- 
tende Strafgefangene die Mithülfe des Schutzvereins zur 
Erlangung von Arbeit nachgesucht. 30 konnten versorgt 
werden, 6 haben sich bei den Arbeitgebern nicht sehen 
lassen. Diese Undankbarkeit kommt anderwärts auch vor 
und schädigt Ansehen und Kredit des Vereins. Am 1. Ja- 
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nuar 1901 waren 5 männliche Personen (auffallend wenige !) 
unter Schutzaufsicht. 

Der Bericht schließt dahin: Wir bezeichnen es für 
wünschbar, daß die Schutzaufsicht in gleicher Weise orga — 
nisiert würde, wie im Kanton St. Gallen, d. h. daß die 
Schutzaufsicht für alle bedingt zu Entlassenden von ge- 
setzeswegen obligatorisch erklärt würde.! 


2. Weibliche Sträflinge. 


Der Verein für weibliche Strafgefangene besteht aus 
2 Sektionen. Die erste Sektion beschäftigt sich mit den 
Detinierten noch während ihrer Strafzeit und sucht durch 
religiöse Einwirkung gute Gesinnungen und gute Vorsätze 
in ihnen zu wecken. Die zweite Sektion macht es sich zur 
Aufgabe, entlassenen weiblichen Sträflingen ihre Aufmerk- 
samkeit zu widmen und einerseits auf Erhaltung und Be- 
festigung der religösen Gesinnung hinzuwirken, anderseits 
zur Erleichterung ihres bürgerlichen Fortkommens beizu- 
tragen durch Nachhülfe an Kost- und Lehrgeld oder An- 
schaffung von Arbeitswerkzeug und Kleidungsstücken (oft 
müssen solche vom Pfandhaus ausgelöst werden) und Be- 
stellung von Arbeitsplätzen. 

Einige Wochen vor ihrer Entlassung werden die Schütz- 
linge von den Damen des Komitees in der Strafanstalt be- 
sucht, um sie und ihre Bedürfnisse kennen zu lernen. Hie- 
rauf wird für jede bezügliche Person eine Schutzfrau be- 
stellt, welche bei der Entlassung für sie zu sorgen hat. 
Jüngere Mädchen werden im Asyl untergebracht, um sie 
an Arbeit und Ordnung zu gewöhnen. Im ganzen nimmt 
auffallenderweise aber der kleinere Teil der Entlassenen 
die Hülfe der Schutzaufsicht an. Viele verschwinden, nach- 
dem sie gewünschte Unterstützung an Kleidern in Empfang 
genommen haben. 


-— 1.1 01-020 


! Diese Gesetzesbestimmung hat der Kanton Aargau seit dem Jahre 
1868 und praktisch durchgeführt seit 1872, St. Gallen seit 1883. 





go 


wet 


Wie bei den Männern, so muß auch bei den Straf- 
weibern von seiten der Schutzaufsicht Arbeitsgarantie ge- 
leistet werden, bevor ihnen die bedingte Entlassung zu teil 
werden kann. Eigentümlich ist es auch, daß den Schutz- 
anfsichtsorganen im Gesetze für bedingte Entlassung kei- 
nerlei Machtbefugnis eingeräumt ist. 

Am 1. Januar |. J. waren nur 6 weibliche Entlaßlinge 
unter Schutzaufsicht. 

Dieser Bericht schließt mit dem Wunsche, daß den 
Schutzaufsichtsvereinen für die bedingt Eutlassenen von 
Gesetzeswegen mehr Machtbefugnis eingeräumt werden 
sollte. 


Bern. (Ref. Herr Inspektor J. G. Schaffroth, Frau M. von 
Goumoens, geb. Wurstemberger und Frau M. Burri). 


Dieser Kanton hat weder die bedingte Entlassung, 
noch die bedingte Verurteilung Die Schutzaufsicht er- 
streckt sich auf sämtliche bedürftige Entlaßlinge, also auf 
Recidive wie Primitive, auf Ausländer und Kantonsfremde 
wie auf Kantonsangehörige. Seit dem Jabre 1886 steht 
an der Spitze der Schutzaufsicht ein Komitee, bestehend 
aus Präsident und Kassier (Herr Dr. Stettler) und Sekre- 
tär (Insp. Schaffroth, Mitgl. der S. A. seit 1865). Die im 
Kanton erfolgte Dezentralisation des Strafvollzugs verun- 
möglicht die Neubildung eines Vereins für Schutzaufsicht. 
Die Anstalten sind teilweise abgelegen, die Reisekosten 
würden zu viel absorbieren. 


1) Männliche Sträflinge. 

Die Schutzaufsicht wird durch das Gefängnisinspek- 
torat und die Anstaltsverwaltungen, durch die Patronats- 
kommissionen und Anstaltsgeistlichen ausgeübt. Allmonat- 
lich finden in den 5 Strafanstalten Thorberg, Witzwyl, 
St. Johannsen mit Ins, Hindelbank und Trachselwald Unter- 
redungen mit den Entlaßlingen des nächstfolgenden Monats 
ım Beisein der Anstaltsverwalter statt. Die Zahl dieser 
‚Unterredungen beläuft sich auf ca. 600 per Jahr, woraus 
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auch hervorgeht, daß die Schutzaufsicht mit dem Patro- 
natssystem für den Kanton Bern nicht ratsam ist. 


Es wird dafür gesorgt, daß jeder Entlaßling auf den 
Tag der Entlassung seine Ausweisschriften, eine ganze Kler- 
dung und jeder Bedürftige, der kein Pekulium verdiente, 
ein Reisegeld erhält. 

Stellenvermitlung tritt, wenn immer möglich, ein, wenn 
solche anbegehrt wird, wobei das von der Schutzaufsicht 
ım Jahre 1889 eröffnete Arbeiterheim Tannenhof sowohl 
für Landarbeiter, als für Berufsarbeiter die Zwischenstation 
bildet. Von hier aus können die Leute leichter plaziert 
werden, als direkt aus den Strafanstalten. So wurden seit 
Anfang des Jahres 44 Mann plaziert, die Nachfrage ist 
stets eine große für Melker, „Handarbeiter“, auch für 
Handwerker, seltener für Schreiber, Kaufleute u s. w. 


Für die Zwangserziehungsanstalt Trachselwald wird das 
Patronat bei Austretenden, welche in der Nähe der Anstalt 
verbleiben, vom Vorsteher übernommen, bei andern durch 
Vormundschaftsbehörden, Pfarrämter u. s. w. 


Als moralische Mittel sind zu betrachten: Die erziehe- 
rische Behandlung während der Strafzeit, der Einfluß der 
Anstaltsordnung, der Arbeit und der Disziplin, sodann der 
Gottesdienst und die Seelsorge. Jede der 5 Anstalten 
hat nach Sprache und Konfession geordnete Kultusver- 
hältnisse. 


Die Kosten der Schutzaufsicht werden, einige geringe 
Beiträge von Privaten ausgenommen, aus dem Alkohol- 
zehntel bestritten. Der Staat verabfolgt alljährlich: 


a) an das Arbeiterheim Tannenhof . . . Fr. 5,000 
b) an die Schutzaufsicht der 5 Anstalten . „ 3,000 
Verwendung: Thorberg Fr. 700, Witz- 
wyl Fr. 700, St. Jean-Ins Fr. 700, Hindel- 
bank Fr. 300, Trachselwald Fr. 200, Sekre- 
tariat der 9. A für durchreisende Ent- 
Übertrag: Fr. 8,000 


1901 I. 6 
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Übertrag: Fr. 8,000 

laßlinge Fr.300, kapitalisert Jährl. Fr. 100) 

(l. Sparheft Vermögen Fr. 2600). 

c, an die Patronatskommisstion von Hindel- 
bank (Weiber, . . . 2002. 1,600 

d, an die Palsonatakommiesion. von St. Jo- 
hannsen (Weiber) . . -. ». 2 2.2... .1,.000 
Total jährlich Fr. 10,600 

Die Zahl der jährlich unterstützten Entla&ßlinge beträgt 
ca. % °,. der Entlassenen. 

Unter den gegebenen außerordentlichen Verhältnissen 
kann den Entlaßlingen der bernischen Strafanstalten kaum 
in anderer Weise die Hand geboten werden, als wie es 
jetzt geschieht. Der Mi&brauch der Schutzaufsicht ist da- 
bei auf ein Minimum beschränkt, und der Entlassene ist 
wieder ein freier Mensch, kein Beaufsichtigter, dem die 
Aufsicht oft mehr Schaden, als Nutzen zu bringen pflegt. 

In Beziehung auf die künftige Organisation der Schutz- 
aufsicht spricht sich der Berichterstatter also aus: Eine 
Weise schickt sich nicht für Alle. Keine Uniformität für 
die Arbeit der Schutzaufsicht! Je weniger Geräusch und 
Vereinsappendices dabei, um so besser. Wünschenswert 
wäre, daß auch in der Strafgesetzgebung (Strafvollzug) der 
Schutzaufsicht ein Recht eingeräumt würde, um gegen 
Mißbrauch der Handreichung einschreiten zu können. 


2) Weibliche Sträflinge. 


A) In ihren jeweiligen monatlichen Sitzungen im Wei- 
berarbeitshaus zu Hindelbank bespricht die Patronatskom- 
mission mit den im folgenden Monat Austretenden deren 
Wünsche und Pläne für die Zukunft; dabei kommen in 
erster Linie diejenigen Personen in Betracht, die sich 
selbst um Beistand melden, aber auch die Selbstherrlichen, 
die keine Hülfe wollen und eigene Wege vorziehen, wer- 
den gefragt und sollen wissen, daß man sich um sie küm- 
mert und zwar um so mehr, da diese Kategorie, früher 
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oder später, an die Patronatskommisson gelangt, froh, 727 
großer innerer oder äußerer Not, sichere Freunde zu finder . 


Der gewöhnliche Weg, der eingeschlagen wird, ist die 
Plazierung in passende Stellen, was viel, viel Mühe verur- 
sacht, da auch die Arbeitsfähigsten niemals als zuverlässig 
empfohlen werden können. Man darf den Bedauernswerten 
nicht trauen, sie jedoch ebenso wenig das Mißtrauen mer- 
ken lassen. 

Für solche, die gern in ihre Familie zurückkehren 
möchten, werden die nötigen Unterhandlungen geführt. 
Minderjährige versorgt man am liebsten auf 2—3 Jahre in 
ein Asyl, wo sie neu erzogen und zu guter, nützlicher 
Arbeit angeleitet werden. 


Fast alle erhalten, wenigstens im Anfang, eine Unter- 
stützung in Kleidern, da ihre Koffer oder sonstigen frühern 
Besitztümer verloren oder solcher Art sind, daß siein kein 
ordentliches Haus damit Einzug halten dürfen. 


Die Mitglieder der Patronatskommission stehen in regem 
Verkehr mit ihren Schutzbefohlenen, denen sie überall nach - 
gehen, den Kranken ins Spital, den Rückfälligen ins Ge- 
fängnis. Die Plazierten werden besucht, ermahnt, aufge- 
muntert,. den Meisterleuten stehen sie bei, Uuwirsche zum 
Verstand zu bringen. Mit denjenigen, die wieder in ihre 
Familie heimkehren, wird ebenfalls ein freundlicher Ver- 
kehr unterhalten. Soweit Zeit und Kräfte reichen, küm- 
mert die Patronatskommission sich auch noch um die Kinder 
der ihnen überbundenn Entlassenen. Man läßt sich z. B. 
das Schulzeugnis zeigen, bezeugt, je nach Umständen, 
Freude oder Tadel und macht darob gute Bekanntschaft 
mit dem mehr oder minder vernachlässigten Kind. Auf 
diese Weise wird ein Vertrauensband gewoben, das schon 
vielen Segen gebracht hat. Auswärts wohnende Schütz- 
linge werden brieflich besucht und ist die Patronatskom- 
mission noch aus der Ferne behülflich bei etwaigem Stellen- 
wechsel, oder was es sein möge. 
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Jedes Mitglied der Patronatskommission betrachtet es 
als heiligste Pflicht, unermüdlich seinen Schützlingen zur 
Seite zu stehen, keinen von sich zu stoßen und immer 
bereit zu sein zur Teilnahme, zur Zurechtweisung, zur 
Hilfeleistung. 

Die Weihnachtszeit bringt besonders viel Gelegen- 
heiten hiezu. Da werden die in der Nähe Erreichbaren 
sämtlich besucht und mit einer Kleinigkeit beschenkt. Bei 
diesem Anlaß zeigen sich oft rührende Beweise der Dank- 
barkeit und des Verständnisses, über die man sich nicht 
genug wundern und freuen kann. 

Die Mittel giebt der Staat. Aber auch Gemeinden, in 
richtiger Erwägung des Vorteils, statt einer Dirne ein 
arbeitswilliges Mädchen zu den ihrigen zu zählen, lassen 
sich zu Kostgeldsbeiträgen herbei. 

Auf 1. Januar 1901 werden etwa 50 Personen mit der 
Kommission in engerem Verkehr gestanden haben. Die 
Zahl wechselt immerfort. Schützlinge aus den letzten Mo- 
naten oder Jahren verschwinden zeitweilig, was meist ein 
schlimmes Zeichen ist und alte aus den ersten Jahren des 
Bestehens des Arbeitshauses tauchen wieder auf. 

Die Erfahrungen, welche in den 11 Jahren seit der Er- 
richtung des Arbeitshauses gesammelt wurden, überzeugen 
von der Notwendigkeit der Schutzaufsicht; nicht Jdaß von 
glänzendem Erfolg zu berichten wäre, aber wir können 
doch auf eine schöne Zahl wackerer Hausfrauen und Mäd- 
chen blicken, die sich besserten, nachdem sie früher manches 
Jahr in Sünde und Müßiggang vergeudet haben. Und so 
viel ist sicher, ohne den Stab der Liebe, des Trostes und 
der Zucht von seiten der Patronatsfreundinnen könnten 
die wenigsten unter den entlassenen Frauen und Mädchen 
den von außen auf sie stürmenden Versuchungen wider- 
stehen und durchkämpfen zum erbaren Dasein eines brauch- 
baren Menschen. 

Oft kommt es vor, daß solche, die uns hundert Mal 
betrogen und angelogen, endlich doch noch zur Besinnung 
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kommen, dem eigenen Willen entsagen, auf neue Blıne=7 
sich führen lassen und dabei wirklich glücklich werdezz - 


Wünschbar für die Schutzaufsicht wäre ein engeres 
Zusammengehen, eine gegenseitige Verständigung mit der 
Strafaufsicht. Die Enthaltungszeit sollte nicht nur zur Strafe 
dienen, sondern die Besserung und Förderung des Sträf- 
lings bezwecken. Daher sollte der Schutzaufsicht das Recht 
zustehen, schlechte Aufführung seitens des Schützlings der 
Strafbehörde zur Kenntnis zu bringen und vereint mit 
dieser die zu Gebote stehenden und zu schaffenden Mittel 
anzuwenden, um den Strauchelnden vor gänzlichem muor 
fall zu bewahren. 


Wenn von der Schutzaufsicht erwartet wird, daß sie 
alle Hebel ansetze, um den aus der Strafe Entlassenen auf 
eine neue Bahn zu bringen und auf derselben zu erhalten, 
so darf sie solches auch von der Strafaufsicht verlangen. 
Es sei ein gutes Betragen während der Einhaltungszeit ein 
Erfordernis für die Entlassungsbewilligung. Wiederholte 
Disziplinarstrafen sollten die Entlassung verzögern können. 


Es gab eine Zeit, wo im Arbeitshaus, damals noch in 
Bern, dieser Anschauung Folge gegeben, zuweilen der An- 
trag auf Verlängerung gestellt und von der Behörde aus- 
geführt wurde. Die Wirkung war eine ausgezeichnete und 
zwar eine doppelte, einerseits eine merkliche Besserung im 
Betragen der Detinierten, anderseits bedeutend besseres 
Verhalten der Ausgetretenen in ihren verschiedenen Stellen. 


Nicht selten finden sich Mutter und Tochter zugleich 
im Arbeitshaus; früher fiel dieser Umstand erschwerend in 
die Waagschale Die Mutter mußte zum Bewußtsein ge- 
bracht werden, daß ihre Schuld viel größer sei, weil sie 
ihrem Kinde auf dem Lasterwege vorangegangen sei und 
dasselbe durch Vernachlässigung und Beispiel dem Unter- 
gang entgegengeführt habe; es wurde auch hier Strafver- 
längerung verfügt. Diese Maßnahme diente dazu, der Be- 
treffenden das Gewissen aufzurütteln und Reue zu wecken. 
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Der Erfolg der Schutzaufsicht sollte bei den Minder- 
jährigen ganz besonders zu Tage treten, statt dessen häufen 
sich auch hier die Schwierigkeiten. Es hat fast den An- 
schein, als ob der Staat sich die Verbreitung des Lasters 
angelegen sein ließe durch Zusammenhaltung der Jugend 
und Jüngsten mit den alten Rückfälligen im Arbeitshaus 
sowohl, als in der Strafanstalt. Was wir im Jahre 1896 
von der Verlegung des ersteren von Bern nach Hindelbank 
erhofft, nämlich die Schaffung einer gesonderten Abteilung für 
Minderjährige, ıst bis heute ein frommer, leerer Wunsch 
geblieben zu unserm täglichen Leidwesen. 

Hier müssen sämtliche Schutzaufsichtsvereine zusam- 
menspannen und nicht ruhen, bis auch für weibliche Sträf- 
linge im jugendlichen Alter eigene Anstalten gegründet 
sind, und zwar unter Leitung von Diakonissinnen, die 
weitaus größeres Interesse haben an der Rettung ihrer 
Pfleglinge, als andere Aufseherinnen, die vielfach eigene 
Ziele verfolgen, durch Familienrücksichten u. A. ın An- 
spruch genommen sind, oder in die Ehe tretend den Posten 
verlassen, in den sie sich erst eingelebt hatten. 

Das Zusammensein von Jungen und Alten, erstmals 
Bestrafter und solcher, denen ein langes Strafregister an- 
klebt, hat die allerschlimmsten Folgen. Erstens lernen in 
dieser Hochschule des Lasters und der Sünde die weniger 
Verdorbenen alle Ränke und Schandthaten der Unverbesser- 
lichen, dann werden sie, ins äußere Leben zurückgekehrt, 
von denselben umgarnt, ausgenutzt, verfolgt und nicht 
selten zum Verlassen ihrer Stellen veranlaßt und auf böse 
Wege gedrängt. Wenn in Hindelbank die treuen Diako- 
nissinnen die größte Wachsamkeit und Klugheit aufbieten 
müssen, um Verabredungen für den Austritt zwischen alten 
und jungen Pfleglingen zu verhüten oder zu erschweren, 
das Treiben der Kupplerinnen aufzudecken und zu ver- 
hindern, daß Leichtsinnige in die Netze dieser Scheusale 
verwickelt werden, wo doch noch die Verwaltung und die 
Patronatskommission ihnen fest zur Seite stehen, wie mag 
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es erst da beschaffen sein, wo weniger einheitliches Vor- 
gehen der Aufsicht und schwierigere Verhältnisse über- 
haupt dem Locken der Übelthäterinnen gegenüber den 

auserlesenen Opfern nicht genügenden Widerstand bieten 

können ? 

Diejenigen, die seit Jahren um die Rettung gefallener 
Mädchen bemüht sind, kennen die Größe der Gefahr, die 
letztern aus der Bekanntschaft mit Kupplervolk entsteht. 
Und dieses Gelichter bedroht auch die ehrbaren Töchter, 
selbst die höhern Klassen. Unbegreiflich ist es, wie sorglos, 
ja unverantwortlich, diesem finstern Zerstörungswerke der 
Lauf gelassen wird, indem sogar Fälle von Strafnachlass 
vorkommen können zu Gunsten von Inhaberinnen schlechter 
Häuser. Lachend wird eine solche ihre Leimfäden weiter 
spannen — der Jammer der Betrogenen dringt nicht hinaus 
durch die verschlossenen Thüren und Fenster. 

Was der Patronatskommission für das Weiberarbeits- 
haus in Hindelbank sonst noch zu wünschen übrig bleibt, 
ist die Aufstellung und Instandhaltung einer Liste sämt- 
licher Mitglieder der schweizerischen Schutzaufsichtsvereine 
und Versendung derselben an alle Beteiligten zur Erleich- 
terung der Verbindung unter einander. 


B) Die Patronatskommission für ‘Weiber der Strafan- 
stalt St. Johannsen, Kts. Bern, macht folgende Mitteilungen: 

Die Schutzaufsicht gegenüber definitiv entlassenen Sträf- 
lingen wird in der Weise ausgeübt, daß Entlaßlinge, welche 
es wünschen und irgendwie empfehlenswert sind, in braven 
Familien oder Geschäften, auch in passenden Anstalten, so- 
wie noch jüngere Sträflinge zur Erlernung eines Berufes 
untergebracht werden. Die Patronatskommission kontrol- 
hiert die Entlaßlinge, soweit dies ihren Kräften möglich 
ist, durch ihre Mitglieder, wobei sie durch die Geistlichen 
des Wohnortes der Entlassenen, die der Kommission je- 
weilen Bericht über das Betragen derselben erstatten, unter- 
stützt werden. Bedingte Entlassungen haben bis dahin 
keine stattgefunden. 
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Der Patronatskommission wird jährlich von der Peli- 
zeidirektion zur Bekleidung von dürftigen Entlassenen. zu 
Reiseentschädigungen und unter Umständen zur Bezahlung 
von Kostgeldern ein Kredit zur Verfügung gestellt. 

Pro 1900 waren 32 weibliche Sträflinge der Schutz- 
aufsicht unterstellt. 

Da die Patronatskommission für Weiber der Strafan- 
stalt St. Johannsen erst seit 2 Jahren besteht, kann die- 
selbe noch nicht viel über die Erfolge ihrer Thätigkeit 
mitteilen. 

In diesem Zeitraum von 2 Jahren wurden durch die 
Patronatskommission 64 Personen unterstützt durch Ver- 
abfolgung neuer Kleider oder Bargeld; in den meisten 
Fällen aber durch beides zugleich. 

Die Kommission tritt regelmäßig monatlich zu einer 
Sitzung zusammen und zwar in der Anstalt selbst, um so 
direkt mit den am nächsten Monat zur Entlassung kom- 
menden Sträflingen sich besprechen zu können und ihnen 
mit Rat und That an die Hand zu gehen. 


Luzern. (Ref. Herr Direktor M. Hügi). 

Der Luzernische Schutzaufsichtsverein für entlassene 
Sträflinge und Zwangsarbeiter befaßt sieh sowohl mit defini- 
tiv, als auch bedingt freigelassenen Personen. 

Er bezweckt, auf die weitere moralische Besserung der 
aus luzernischen Anstalten entlassenenSträflingeundZwangs- 
arbeiter einzuwirken. Seine Wohlthaten sollen vorzugs- 
weise denjenigen zukommen, welche sich in der Anstalt 
gut geführt haben und nicht notorisch unverbesserlich sind. 

Der Verein sucht seinen Zweck zu erreichen durch 
Unterstützung dürftiger Austretender mittels Kleidern, Reise- 
geld, durch Versorgung in passenden Stellen, durch Beauf- 
sichtigung derselben nach ihrer Entlassung aus der Anstalt 
und durch Unterstützung dürftiger Familienangehörigef. 

Mitglied des Vereins kann jede gut beleumdete Per- 
son werden, die sich verpflichtet, einen Jahresbeitrag von 
wenigstens I Fr. zu bezahlen. 
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Organe des Vereins sind: Die Hanptversammlung, der” 
Vorstand, die Korrespondenten, die Schutzaufseher und die 
BRechnungsrevisoren. 

Die Hauptversammlung tritt ordentlicherweise alle zweı 
Jahre zusammen. Sie trifft die nötigen Wahlen und prüft. 
die Berichte und Rechnungen des Vorstandes. 

Der Vorstand leitet den Verein, bestimmt die Haupt- 
versammlung und vollzieht deren Beschlüsse; er bestimmt 
die Untertützungen an entlassene Sträflinge, verkehrt mit. 
den Korrespondenten und Schutzaufsehern, sorgt für An- 
stellung, wählt das Frauenkomitee für Aushilfe bei Ver- 
sorgung und Beaufsichtigung der weiblichen Sträflinge 
und erstattet Rechnung und Bericht an die Generalver- 
sammlung und an das Justizdepartement zu Handen des. 
Regierungsrates. 

Die Korrespondenten gehen dem Vorstand bei Ver- 
sorgung der Entlassenen mit Rat und That an die Hand, 
nehmen die Berichte der Schutzaufseher zu Handen des. 
Vorstandes entgegen und suchen dem Vereine möglichst 
viele Mitglieder und Gönner zuzuführen. 

Die Schutzaufseher übernehmen die Aufsicht über die 
ihrer speziellen Obhut unterstellten Sträflinge und rappor- 
tieren über deren Verhalten an die Korrespondenten oder 
an den Vorstand. 

Die Einnahmen des Vereins bestehen aus den Jahres- 
beiträgen der Mitglieder, den Beiträgen des Staates, der 
Gemeinden und aus milden Gaben und Vermächtnissen. 

Jeder bedingt Entlassene ist verpflichtet, unmittelbar 
nach seiner Entlassung, sowie jeweilen bei Aufenthalts- 
Veränderungen während der Urlaubszeit beim Gemeinde- 
ammann des jeweiligen Aufenthaltsortes, der über ihn die 
Aufsicht zu führen hat (in der Stadt Luzern beim Polizei- 
kommissär), sich zu stellen; überdies hat er von jeder Auf- 
enthaltsveränderung sofort der Strafhausdirektion Anzeige 
zu machen und .alle Vierteljahre eine beglaubigte Anzeige 
über seinen Aufenthalt an die Strafhausdirektion einzu- 
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senden. Unterlassung dieser Anzeige hat unnachsichtlich 
Wiedereinbringung zur Folge. Der bedingt Freigelassene 
soll im übrigen durch gutes Betragen, Enthaltung von 
Bettel, Trunk, Umgang mit übelbeleumdeten Personen und 
dgl. den Willen der Besserung und der redlichen Erwer- 
bung seines Auskommens durch Arbeit und Sparsamkeit 
thatsächlich kundgeben. 

Der Freigelassene verwirkt den Urlaub und wird zur 
Erstehuug der Strafe wieder eingebracht, wenn er während 
der Urlaubszeit diese Vorschrift nicht befolgt oder ein 
neues Verbrechen oder ein solches Vergehen verübt, wel- 
ches die Annahme eingetretener Besserung ausschließt. 

Gemeindeammänner und Polizeibedienstete sind in obi- 
gen Fällen auf erste Wahrnehmung oder Mitteilung zu 
ungesäumter Berichterstattung an den betreffenden Amts- 
statthalter verpflichtet. 

Ein Entlassener, welcher die Wiedereinbringung ver- 
schuldet hat, wird mit einem wiederholten Urlaubsgesuch 
abgewiesen, wenn er nicht seit der Wiedereinbringung 
wenigstens ein Jahr Strafzeit ausgehalten hat. 

Demjenigen, der auf Wohlverhalten entlassen war und 
die Wiodereinbringung verschuldet, wird die Zeit der Frei- 
lassung von seiner Strafzeit nicht abgezogen. 


Gibt hingegen der bedingt Freigelassene während der 
Dauer der Strafzeit zur Wiedereinbringung nicht Anlaß, so 
zählt die Zeit der Freilassung als Strafzeit. 

Am 1. Januar 1901 standen 18 bedingt freigelassene 
Männer und 7 Weiber unter gesetzlicher Schutzaufsicht. 
In den Jahren 1899 und 1900 konnten im ganzen 257 Per- 
sonen unterstützt werden und zwar: 

Aus der Strafanstalt . . . 115 Männer und 36 Weiber. 
n„ n» Ziwangsarbeitsanstalt 60 „ „ 833 5 
Gefängnissträflinge . . - . , „6 5 


Zusammen 182 Männer und 75 Weiber. 
Davon gehören 213 Personen dem Kanton Luzern an, 
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33 sind Angehörige anderer Schweizerkantone und 11 Aus- 
länder. 

Die Unterstützungssumme erreicht für diese zwei Jahre 
zusammen die Höhe von Fr. 5124. 54 Ots. Davon entfallen 
Fr. 1318.66 Cts. auf Angehörige von Sträflingen (für Miet- 
zins, Lebensmittel und an barem Gelde), Fr. 2948.58 Cts. 
wurden zur Beschaffung von Kleider für Austretende ver- 
wendet, Fr. 128.05 Cts. als Reisegeld und Fr. 728. 25 Ots. 
zum Lebensunterhalt auf die Hand verabfolgt. 

Die Erfahrungen bezüglich der bedingten Freilassung! 
sind im allgemeinen günstig. 


Zug. (Herr Polizeidirektor J. Rüttimann). 


Im Kanton Zug besteht die Schutzaufsicht seit Jahren 
sowohl für definitiv, als auch bedingt entlassene Sträflinge. 

Der Unterschied liegt nur darin, daß der bedingt ent- 
lassene Sträfling sich an die Vorschriften des Schutzauf- 
‚sichtsvereins resp. des Schutzaufsehers zu halten verpflichtet 
ist, sich also nicht beliebig aus seinem Aufenthaltsort, aus 
der Arbeitsstelle entfernen darf, sondern nur mit Beistim- 
mung des Patrons und unter Umständen der zuständigen 
Behörde, währenddem der definitiv Entlassene sich frei be- 
wegen kann, da die Strafe abgelaufen und ein Zwang aus 
Grund derselben nicht mehr zulässig ist. Dagegen stehen 
dem definitiv Entlassenen noch die moralischen und peku- 
niären Hülfsmittel des Schutzaufsichtsvereins im Bedarfs- 
falle zur Verfügung, sei es zur Vermittlung eines besser 
geeigneten Arbeitsfeldes, sei es zur Unterstützung sonsti- 
ger Art. 

Als moralische Mittel kommen zur Anwendung: Wohl- 
wollende Belehrung und Aufmunterung durch den Patron, 
Verschaffung von Gelegenheit zur Fortbildung besonders 


! Die bedingte Freilassung kann im Kanton Luzern schon nach Ab- 
lauf von einem Drittel der Strafzeit stattfinden, was offenbar zu früh ist. 
Sogar Rückfällige können nach Ablauf der Hälfte der Strafzeit bedingt 
entlassen werden. 
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für jüngere Leutd, Abgabe von geeigneten, anregeuden 
Schriften u. dgl. 

An materiellen Hülfsmitteln stehen jährliche Beiträge 
des Staates und der kant. gemeinnützigen Gesellschaft zur 
Verfügung, auch ist ein kleiner Reservefond im Entstehen 
begriffen. 

Am 1. Januar 1901 waren 2 entlassene männliche Sträf- 
linge unter Schutzaufsicht. 


Die gemachten Erfahrungen sind im ganzen befriedi- 
gend. Der zugerische Schutzaufsichtsverein für entlassene 
Sträflinge besteht seit 1885. Seit 15 Jahren wurden unter 
Schutzaufsicht gestellt: 34 Männer, 5 Weiber, total 39 Per- 
sonen; rückfällig wurden 4 Männer und 3 Weiber, total 
7 Personen. Es haben sich somit gut betragen 30 Männer 
und 2 Weiber, total 32 Personen. 


Dem Umfange des Kantons entsprechend, ist für die 
Schutzaufsicht natürlich nur ein geringes Arbeitsfeld ge- 
öffnet, so daß man nicht Anlaß hat, reorganisatorische‘ 
Änderungen zu beantragen. 


Solothurn. (Ref. Herr Direktor Fr. Stuber). 


Eine eigentliche Schutzaufsicht für entlassene Sträf- 
linge ist im Kanton Solothurn leider noch nicht organi- 
siert. Die definitiv Entlassenen stehen unter keiner Auf- 
sicht. Es bemüht sich aber die Strafhausdirektion für eine 
richtige Versorgung derjenigen, die nicht in frühere Ver- 
hältnisse oder zu ihren Familien zurückkehren können. 


Für die bedingt Entlassenen (1897: 7 Personen; 1898: 1; 
1899: 11; 1900: 4 Personen) bestimmt die Strafprozeßord- 
nung, daß der Vorsteher des Polizeidepartements die nöti- 
gen Anordnungen zu deren Überwachung zu treffen habe. 
Diese Anordnungen unterbleiben aber in der Regel und es 
ist wohl besser so, da doch nur die Polizei mit dieser Auf- 
gabe betraut würde und diese sich hiezu aus bekannten 
Gründen am allerwenigsten eignet. 
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Bei außerkantonalen Entlaßlingen tritt die Strafhaus- 
direktion jeweilen mit den Aufsichtsvereinen der betr. 
Heimatskantone in Verbindung und findet in den meisten 
Fällen verdankenswertes Entgegenkommen. Auch für die 
kantonalen Entlaßlinge, die keine Aussicht auf erfolgreiche 
Hilfe von außen haben, gelingt es in den meisten Fällen 
zweckdienliche Unterkunft zu finden. 


Die kantonale gemeinnützige Gesellschaft soll nächstens 
für die Schutzaufsicht gewonnen werden. Sie besitzt in 
allen Bezirken eine gute Organisation. 


Freiburg. (Ref. Herr Obergerichtsschreiber L. Buclin.) 


Dans le canton de Fribourg le patronage s’exerce 
comme suit pour les liberes definitifs. Les membres de la 
Societ& ne voient pas le detenu avant sa sortie, affaire de 
reglement. Sur la proposition du directeur du pönitencier, 
consignee dans un rapport-formulaire ad hoc, le Comite de- 
livre des vötements aux detenus qui demandent & &tre 
patrones, des bons de chemin de fer (!/s place), fournit 
des outils ou des matieres premieres & ceux qui s’etablis- 
sent dans le pays, etc, L’action directe de la Sociöte sur 
le detenu, avant sa sortie, fait ainsi defaut et peut com- 
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promettre parfois les bons resultats & espörer. 
C’est une affaire a röorganiser et on y songe. 


Nous avons obtenu quelques bons succes aupres de 
certains liberes; mais avons öchou6 aupres d’un certain 
nombre, qui ne sont que des recidivistes speculant sur nos 
BeCOUTS. 

Notre Societe a patron6 

18 liberes en 1898, 
29 e „ 1899, 
21 R „ 1900. 

En 1%1, elle en a patrone 8, dont 6 de la colonie 
agricole des Grands-Marais, 1 de la Maison de force et 1 
de la Prison centrale. De plus, le Comite a verse 30 francs 
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& la Socist& vaudoi8S® pour fournir des outils & un detenu 
fribourgeois sortant du p6enitencier de Lausanne. 


Sur les 68, de 1898 & 1900, il y avait 58 hommes et 
10 femmes. Les 8 patrones en 1901 sont tous des hommes. 


La plupart des patrones disparaissent aprös avoir recu 
des secours et quelques-uns reapparaissent plus tard comme 
recidivistes. Plusieurs, cependant, se sont &tablis, sont ren- 
tres dans leur famille et se conduisent bien, ce qui est une 
consolation pour nous. 


La loı du 18 maı 1899, — visant les infractions provenant 
de l’abus habituel de la boisson, de l’inconduite ou de l’oisi- 
vete, frappees de la peine da l’internement & la colonie 
agricole des Grands-Marais, pour un ä cing ans, — preövoit, 
a l’article 3, que l’ınterne, qui a subi la moiti6 de sa peine 
et donne des preuves d’amendement, peut-ötre admis au 
benöfice de la liberation conditionnelle. Le recidiviste doit 
avoir subi les deux tiers de sa peine pour ötre admis au 
möme benefice. | 

L’article 7 prevoit que le libere demeure sous la sur- 
veillance de l’autorite administrative et de la Societe de 
patronage. La question se pose, dans notre dernier rap- 
port, de savoir si, au vu de ces dispositions, notre Societe 
ne doit pas recevoir une organisation officielle, de privee 
qu’elle etait jusqu’alors. 

Le rapporteur a toujours reclame, depuis la fondation 
de la Societe, en 1887, l’ınstitution d’un secretariat confie 
& un aumönier de preference, lequel verrait le dötenu a 
son arrivee au penitencier, au cours de la dötention, 
s’adresserait pour lui a sa famille, a sa commune, puis & 
la Societ& en vue de son placement & la sortie du peni- 
tencier. 

C’est mieux et plus chretien qu’une distribution de 
vötements ou de billets & des gens qui vous disent & 
peine merci et que vous ne revoyez plus. 











95 


Baselstadt. (Ref. Herr Pfarrer K. Stückelberger). 


Baselstadt patroniert nur definitiv entlassene oder be- 
gnadigte Strafgefangene. Die bedingte Entlassung kommt 
dort nicht vor. Die Schutzaufsicht erstreckt sich auf männ- 
liche und weibliche Personen. Sie vermittelt ihnen Stellen, 
versorgt sie nötigenfalls auch in Anstalten und Asylen, 
Spitälern und Irrenhäusern, zeitweilig auch in Arbeiter- 
kolonien, unterstützt sie mit Kleidern, mit Reisegeld ins 
In- und Ausland u. s. w. Man sucht durch Besuche und 
Korrespondenzen die Patronierten soweit und so lange als 
immer möglich im Auge zu behalten. Der Löwenanteil 
fällt dabei dem Strafhauspfarrer anheim. In den letzten 
5 Jahren machte er 1492 bezügliche Besuche, empfing 500 
Briefe und schickte 161 solcher ab. 

Wenn auch von diesen Audienzen, Besuchen und 
Briefen mehrere auf ein und denselben Entlassenen fallen, 
so bleibt doch immerhin eine ordentliche Zahl übrig, die 
Zeugnis gibt von dem regen Verkehr mit den Entlassenen. 


Im Jahr 1900 wurden aus der Strafanstalt 286 Männer 
und 60 Weiber entlassen. Davon hatten eine gesicherte 
Existenz 79 Männer und 15 Weiber, eine unsichere Exi- 
stenz 98 Männer und 16 Weiber. An Patronagevereine 
wurden empfohlen 2 Männer, im Asyl versorgt 4 Weiber, 
in Arbeitsstellen untergebracht 37 Männer und 8 Weiber, 
ausgeliefert 11 Männer und 2 Weiber, in Spitälern und 
Irrenhäusern versorgt 5 Männer und 5 Weiber, nur vor- 
übergehend untergebracht 9 Männer, mit Reisegeld ver- 
sehen 25 Männer und 10 Weiber und ausgewiesen 20 Männer. 


Von den 249 trüher Entlassenen, welche im Jahre 1900 
Besuche machten, erhielten 14 Eisenbahnbillets, 12 wurden 
im „Engelhof“, 19 in der „Arbeitshütte“, 2 in Familien, 
1 im Spital, 1 im Trinkerasyl und 2 im Arbeiterheim 
Herdern untergebracht; 69 erhielten Kleider, Werkzeuge 
und Gutscheine, 12 bekamen Empfehlungen an Behörden 
und Wohlthäter, für 1 wurden Heimatsschriften bestellt, 
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5 wurden im Asyl besucht, 55 bezüglich ihrer Zukunft be- 
raten und 56 mit ihren Gesuchen abgewiesen. 


Als erstes moralisches Mittel dient uns die Macht der 
Persönlichkeit und der liebevolle Verkehr; die Liebe ist die 
höchste Macht auf Erden. 

Die Polizei leiht uns ihre Macht nur für Erkundigungen 
und ermäßigte Billete. 


An materiellen Mitteln stehen zu Gebote: 


1. der Patronage-Kommission je ein jährlicher Beitrag 
der Gesellschaft des Guten und Gemeinnützigen von 
700 Fr., der L. Paravicini-Stiftung von 600 Fr., 
als Hilfskasse aber die B. Riggenbach-Stiftung mit 
ca. 10,000 Fr. Vermögen. 

2. Der Frauenverein für weibl. Sträflinge besitzt 10,000 
Franken Kapital. 


Die Patronagekommission gibt jährlich ca. 1500 Fr., 
.der Frauenverein ca. 2000 Fr. aus. 


Vorschlag für eine Organisation. Ein Komite mit einem 
Geschäftsführer (am besten versieht diesen Posten der 
Strafanstaltsgeistliche selbst) sucht jedem Entlassenen so 
viel wie möglich in einer der angeführten Weisen weiter 
zu helfen und in möglichstem Kontakt mit ihm zu bleiben. 
Hiebei ist alle Reglementiererei und Bureaukratie zu ver- 
meiden, dagegen viel innigere Fühlung mit den andern 
Schutzaufsichtsvereinen .zu pflegen, sowohl durch streng 
durchgeführte Meldung aller in diesem oder jenem Kanton 
sich Begebenden an den bezüglichen Verein, als auch durch 
häufigere Empfehlung an die andern Vereine. Hiezu ist 
aber notwendig, daß die Vereine sich durch größere Opfer, 
hauptsächlich persönlicher Art, das Zutrauen der Entlasse- 
nen mehr als bisher zu erwerben suchen. 

Es ist auch möglichste Verbindung mit den Armenbe- 
hörden zu pflegen und vor allem mit der Polizei. Öfters 
warden wertvolle persönliche Opfer durch das geschäfts- 
„mäßige Vorgehen der Polizei in Frage gestellt. 
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Ein gemeinsamer Schritt der Delegierten der schwei- 
zerischen Schutzvereine bei den kantonalen Polizeibehörden 
zu dem Zwecke, mehr Anerkennung und Fühlung zu er- 
halten, wäre sehr wünschenswert. 

Ohne weiteres sollte jeder Austretende mit Kleidung 
und Schuhen so versehen werden, daß er seinem Stande 
gemäß anständig erscheinen könnte. 

Da unsere Mittel ausreichen, so ist in unserer letzten 
Sitzung ein diesbezüglicher Beschluß gefaßt worden. 


Um auch mit unsern Nachbarländern innigen Kontakt 
ın den schweizerischen Bestrebungen zu gewinnen, sollte 
gegenseitige persönliche Verbindung gesucht werden (diese 
ist am wertvollsten) durch gegenseitige Einladung von 
Delegierten an unsere Konferenzen und umgekehrt. Machen 
wir hierin einfach den Anfang. Sie werden uns dann. jen- 
seits des Rheins, der Alpen und des Jura auch wieder zu- 
ziehen. 


Basellandschaft. (Ref. Herr Direktor Heinis). 


Die gemeinnützige Gesellschaft von Baselland hat schon 
seit den 80ger Jahren die Fürsorge für die entlassenen Ge- 
fangenen übernommen und ernannte jeweilen eine diesbe- 
zügliche Kommission, welche jährlich sowohl der Gesell- 
schaft, als auch dem Regierungsrat Bericht über ihre 
Thätigkeit zu erstatten hat. 

Diese Kommission hält nun je nach den vorliegenden 
Verhandlungsgegenständen ca. alle 2 Monate eine Sitzung, 
in welcher die zu entlassenden Gefangenen besprochen 
werden. 

Aufgabe der Kommission ist: 


a) Unterstützung der zu entlassenden Gefangenen mit 
Kleidern, Handwerksgeschirr, Reisegeld etc. etc. 
b) Fürsorge für Arbeitsstellen für die Gefangenen nach 
der Entlassung. 
Da Baselland keine gesetzlichen Bestimmungen hat, 
nach denen ein eigentlicher Patronage über die entlassenen 
1901. I. 7 
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Gefangenen ausgeübt werden kann, so ist die Überwachung 
der Entlassenen durch die Kommission sehr erschwert, 
wenn. nicht unmöglich. 

| Der zu einer längern Freiheitsstrafe Verurteilte kann 
nach einem Beschlusse des Landrates nur begnadigt wer- 
den, wenn er °/ı seiner Strafzeit verbüßt und sich während 
dieser Zeit gut betragen hat, so daß Besserung angenom- 
men werden kann. Eine Begnadigung tritt aber überhaupt 
nur ein, wenn von der Strafzeit wenigstens 1'/s Jahre be- 
ziehungsweise °/ı derselben abgebüßt sind, es sei denn, daß 
das Gericht den Verurteilten dem Landrate zur Begnadi- 
gung empfohlen hat. 

Das Gesetz kennt nur die definitive Begnadigung; die 
Institution der bedingt entlassenen Sträfiinge kennt das 
Gesetz nicht. 

Zwangsarbeiter, welche zu wenigstens einem Jahre 
Zwangsarbeit vom Regierungsrat verurteilt worden sind, 
werden vom Regierungsrat übungsgemäß nach Verbüßung 
von ®/4 ihrer Zwangsarbeitshaft auf Wohlverhalten auf freien 
Fuss gesetzt. 

Werden diese wieder rückfällig, so haben sie sofort den 
Strafrest abzubüßen. (Also doch auch eine bedingte Entlassung). 


Die Schutzaufsicht nimmt sich auch dieser auf Wohl- 
verhalten hin auf freien Fuß gestellten Zwangsarbeitern 
auf gleiche Weise an, hat aber kein Recht, sie unter ihrem 
Patronage zu halten. 

Da keine gesetzlichen Bestimmungen vorhanden sind, 
stehen der Kommission keine andern moralischen und ma- 
teriellen Mittel zu Gebote, als die persönliche Ermahnung 
beim Austritt und die bedingte Überlassung von Handwerks- 
geschirr eto.; den -Entlassenen wird nämlich das Geschirr 
durch den Meister, bei dem sie Arbeit erhielten, zurückge- 
fordert, wenn sie nicht wenigstens 3 Monate bei demselben 


gearbeitet haben. 
Materielle Mittel stehen der Kommission jährlich Fr. 200 


(früher Fr. 300) zur Verfügung. Diese Summe wird auf 
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dem Büdgetwege durch den Staat Baselland geleistet. Da 
die Summe früher nicht aufgebraucht wurde, so ist der 
Saldo auf Fr. 1000 angewachsen. Diese Summe kann zu 
dem bestimmten Zwecke verwendet werden. 


Im Jahre 1897 war es dem Direktor gelungen, bei 23 
Entlassungen für die Austretenden angemessene Beschäf- 
tigung zu gewinnen. 

1898 erhielten 38 Entlassene größere oder kleinere Un- 
terstützungen und für 18 Austretende wurde Arbeit ge- 
funden. 

1899 erhielten 36 Entlassene größere oder kleinere Un- 
terstützungen und für eine Anzahl wurden Arbeitsstellen 
gesucht. 

1900 wurden 48 kleinere Unterstützungen verabfolgt 
und verschiedenen Austretenden Arbeitsplätze beschafft. 


Um sich der gestellten Aufgabe mit Erfolg hingeben 
zu können, braucht es eine unerschöpfliche Geduld und ein 
unerschütterliches Vertrauen, daß die Arbeit nicht um- 
sonst sel. 


Es sind zwar meistens die vielfach Rückfälligen, an 
denen nahezu jede Mühe verloren ist. Besonders ist das 
Beschaffen von passenden Arbeitsstellen eine große Arbeit 
und bietet viele Schwierigkeiten. 


Oft kommt es vor, daß die Austretenden die ihnen be- 
schafften Plätze gar nicht annehmen resp. die Annahme 
zusagen und nachher doch nicht hingehen, oder aber nach 
ganz kurzer Zeit wieder weglaufen; hinwiederum begegnet 
man bei der Bevölkerung einer großen Scheu, ehemalige 
Gefangene in Arbeit zu nehmen, 


Hiemit sei jedoch nicht gesagt, daß die Arbeit der 
Schutzaufsicht ohne Erfolg sei, im Gegenteil, wir könnten 
viele Beispiele aufführen, bei denen der Schutzbefohlene 
sich ganz gut hält und mit Sicherheit ein Rückfall aus- 
geschlossen ist. Ein erfolgreicher Fall entschädigt aber 
für viele mißlungene Versuche und ermuntert zur weitern 
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unverdrossenen Arbeit auf diesem Schwierigen Gebiete der 
praktischen Nächstenliebe. 

Nach hierseitigen Erfahrungen wäre für die Durchfüh- 
rung einer erfolgreichen Schutzaufsicht wünschbar: 

a) Der Schutzaufsichtskommission sollten gesetztliche 
Bestimmungen zur Verfügung stehen, nach welchen der 
entlassene Sträfling längere Zeit nach der Entlassung der 
Schutzaufsicht unterstellt wäre. 

b) Die definitive Begnadigung sollte wegfallen und 
dafür die bedingte Freilassung auf Wohlverhalten hin Platz 
greifen. 

c) Bei leichtern ersten Fällen sollte die Verurteilung 
nur eine bedingte sein in der Art, daß der Verurteilte eine 
gewisse Zeit dem Patronage unterstellt wäre und daß er 
dann die Strafe nur anzutreten hätte, wenn er sich wäh- 
rend dieser Zeit nicht tadellos aufführte. 

Ein bedingt Verurteilter sollte, wenn er die Strafe an- 
treten muß, nicht wieder bedingt freigelassen werden kön- 
nen. — Die Art der Verurteilung spricht das Gericht aus. 

d) Der Verdienstanteil der Gefangenen kommt in die 
Verwaltung der Schutzaufsicht und muß dem Eigentümer 
nur nach Bedürfnis oder nach Ablauf der Zeit, während 
welcher er unter Patronage steht, ausgehändigt werden. 
Der Verdienstanteil darf nicht zur Deckung von Gerichts- 
kosten oder anderer Forderungen verwendet werden. 

e) Die Art der Verurteilung, die bedingte Freilassung 
auf Wohlverhalten, die Schaffung einer staatlichen Schutz- 
aufsicht und deren Kompetenzen sind durch das Gesetz 
zu regeln. 

Zur Durchführung einer wirkungsvollen Schutzaufsicht 
halten wir folgende Organisation für wünschbar: 

a) Die Schutzaufsicht für entlassene Gefangene oder 
bedingt Verurteilte sollte eine staatliche und gesetzliche 
sein. 

b) Die Schutzaufsichtskommission wird von den staat- 
lichen Behörden ernannt und für die Sitzungen entschädigt. 
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An der Spitze der Kommission steht ein Inspektor, der 
die Hauptarbeit besorgt. Für seine Mühewaltung wird er 
besoldet. Jeder Bürger ist verpflichtet, eine ihm von der 
Kommission übertragene Patronage anzunehmen und hat 
regelmäßig über den Schutzbefohlenen Bericht zu erstatten. 
Der Inspektor bildet das Zwischenglied zwischen Patron 
und Schutzkommission einerseits und zwischen Polizei und 
Schutzkommission anderseits. Die Kommission muß jeden 
bedingt Verurteilten und jeden bedingt F'reigelassenen unter 
Aufsicht und Schutz nehmen, es sei denn, daß er Landes- 
verweisung hätte. Ferner bestimmt sie die Wiederein- 
bringung bedingt Verurteilter oder bedingt Freigelassener 
zur Abbüßung. der Gefängnisstrafe. 

c) Die Kosten der ganzen Schutzaufsicht trägt der 
Staat, Kanton oder Bund. 

d) Die Schutzaufsicht sollte keinen speziellen religiösen 
Charakter haben und nicht im Dienste einer bestimmten 
Konfession stehen. 


Schaffhausen. (Ref. Herr Direktor H. Uehlinger). 

Die Schutzaufsicht ist ım Kanton Schaffhausen eine 
gegenseitige freiwillige, ohne gesetzlichen Schutz. Unsere 
Gesetzgebung kennt auch keine bedinyte Entlassung. Diese 
ist immer definitiv nach erstandener Strafe oder Begna- 
digung. 

Als moralische Mittel der Schutzaufsicht betrachten 
wir: Gottesdienst, Schule, Belehrung und Fürsorge zur 
Unterbringung an einem Orte, wo das sittliche Leben ge- 
hoben wird und gehoben werden kann, 

Als materielle Mittel stehen uns zur Verfügung: Pe- 
kulium, Beiträge von den Vereinsmitgliedern, von der Re- 
gierung und der gemeinnützigen Gesellschaft. 

Unsere Erfahrungen sind wenig erfreuliche. Die Ent- 
lassenen nehmen gerne Wohlthaten an, aber glauben nicht, 
auch ihrerseits Pflichten zu haben. Man findet auch nicht 
ımmer Patrone, die sich der Sache ernstlich annehmen. 
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Solange die Sache auf Freiwilligkeit beruht, wird bei der 
bestehenden Freizügigkeit wenig Ersprießliches erreicht 
werden. 

Eine einheitliche schweiz. Straf- und Strafvollzugsge- 
setzgebung, welche der Schutzaufsicht ruft, wird allein 
Hülfe und Besserung bringen. Die Schutzaufsicht muß 
gesetzliche Kraft haben und das Gesetz soll sagen, über 
wen und wie die Schutzaufsicht ausgeübt werden soll. 


Appenzell A. Rh. (Ref. Herr Pfarrer J. J. Graf.) 


Der Kanton Appenzell A. Rh. hat das Institut der De- 
dingten Entlassung nicht. Den definitiv Entlassenen gegen- 
über aber ist die Schutzaufsicht viel schwieriger. Bei uns 
wird dieselbe so geübt, daß einem Entlassenen ein Patron 
gesucht und gegeben wird, der sich desselben so gut als 
möglich annehmen soll. Wo ökonomische Hilfe nötig ist, 
wird sie gerne geleistet. Die Schutzaufsicht steht hier unter 
der Protektion der gemeinnützigen Gesellschaft. Diese 
wählt das Komite. So oft es nötig ist, werden auch Kol- 
lektionen angeordnet. Die laufenden Angelegenheiten wer- 
den durch das Komite auf dem Cirkularwege erledigt. 
Gewöhnlich findet jährlich nur eine Sitzung statt, welcher 
die Berichte der Patrone vorgelegt werden. 

Moralische Mittel bilden Ermahnungen der Patrone 
oder des Komites. Einzelne Patrone machen fleißige Be- 
suche, andere lassen es daran fehlen. Einzelne Patronierte 
haben wir auch schon in der Arbeiterkolonie Herdern 
untergebracht, eine Tochter mit recht gutem Erfolg im 
Asyl für schutzbedürftige Mädchen in St. Gallen. Mate- 
rielle Mittel brauchen wir nicht viele. Eine kantonale 
Kollekte reicht gewöhnlich für mehrere Jahre. Seit eini- 
gen Jahren bekommen wir auch Unterstützungen aus dem 
Alkoholzehntel. Einzelne unserer Patronierten sind auch 
schon veranlaßt worden, in’s „blaue Kreuz“ einzutreten. 

Am 1. Januar 1901 standen 14 Männer und Jünglinge 
und eine Jungfrau oder nach neueren Anregungen „Frau“ 
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unter Schutzaufsicht. Unsere Erfahrungen sind sehr ge- 
mischt, doch sind die schlimmen überwiegend. Mehrere 
Patronierte halten sich gut, andere sind unstät und flüch- 
tig und bekümmern sich nicht um den Patron. Bei defi- 
nitiv Entlassenen ist die Schutzaufsicht sehr schwer. Sie 
suchen wohl gelegentlich eine Unterstützung, ’lassen sich 
aber nicht weisen und sind eigenwillig. Andern ist es 
sehr schwierig, ja fast unmöglich, einen Platz zu ver- 
schaffen und dann kommen sie ins Armenhaus, von wo sie 
nach einiger Zeit vielleicht ausreißen und vagabundieren. 
Geldunterstützung für dieses Werk findet man eher als die 
nötige moralische Unterstützung und Willigkeit, entlasse- 
nen Sträflingen Arbeit zu geben. 

Eine wesentliche Verbesserung der Schutzaufsicht fände 
dann statt, wenn die Entlassenen könnten angehalten wer- 
den, eine gewisse Zeit mit ihr in Verbindung zu bleiben, 
was bei bedingt Entlassenen ja der Fall ist. 

In jeder Gemeinde sollte man Patrone haben, die sich 
thatkräftig der Sache annähmen. 

Die Schutzaufsicht sollte, wo möglich, schon in der 
Strafanstalt mit den Sträflingen in Verbindung treten. 
Das Komite sollte nicht erst vor dem Austritt der Sträf- 
linge, sondern wenn die Strafe nicht gar zu lang ist, schon 
beim Beginn derselben über sie in Kenntnis gesetzt werden, 
damit es zu Besuchen in der Strafanstalt und zu den nöti- 
‚gen Anordnungen für ihr künftiges Wohl Zeit und Ge- 
legenheit hätte. Die Arbeiterkolonie kann manchmal aus 
dringender Verlegenheit helfen. 

Allfällig nötige Polizeiaufsicht muß so still als mög- 
lich ausgeübt werden, sonst kann es vorkommen, daß Pa- 
tronierte, für die man schon einen Platz gefunden hat, 
denselben wieder verlieren. Am leichtesten ist die Schutz- 
aufsicht bei denen, die in der Strafanstalt etwas Rechtes 
gelernt haben, am schlimmsten bei ehemaligen Angestellten, 
die nach begangenen Veruntreuungen wieder ähnliche Posten 
wünschen und keine finden. 
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St. Gallen. (Ref. Herr Pfarrer 4. Ehrat). 


Der St. Gallische Schutzaufsichtsverein ist offenbar 
einer der ältesten Schutzaufsichtsvereine der Schweiz. Er 
datiert aus dem Jahre 1839. - 

Zweck desselben ist, einerseits das in der Strafanstalt 
begonnene Werk der sittlichen Besserung der Sträflinge 
nach ihrer bedingten, beziehungsweise definitiven Ent- 
lassung fortzuführen und diesen zu einem ehrlichen Fort- 
kommen mit Rat und That beizustehen, andererseits die- 
jenigen Bestrebungen, deren Hauptzweck es ist, Verbrechen 
zu verhüten, nach Maßgabe der vorhandenen Mittel, jedoch 
ohne Inanspruchnahme des Kapitals, zu unterstützen. 

Die Schutzaufsicht erstreckt sich: 

a) auf alle Sträflinge, welche die Wohlthat der be- 

dingten Entlassung genießen; 

b) auf alle im Kanton wohnenden und verbleibenden, 
aus der kantonalen Strafanstalt entlassenen Zucht- 
haussträflinge, welche nicht unmittelbar unter Poli- 
zeiaufsicht stelıen; 

c) auf alle Arbeitshaus-, Gefängnis- und Polizeisträf- 
linge, welche die Schutzaufsicht ansprechen und 
deren Verhältnisse eine Schutzaufsicht wünschbar 
oder notwendig erscheinen lassen; 

d) auf St. Gallische Kantonsbürger, welche aus aus- 
wärtigen Strafanstalten entlassen, in den Kanton 
zurückkehren und Empfehlungen an die Schutzauf- 
sicht vorweisen. 

Jedes Mitglied des Schutzaufsichtsvereins verpflichtet 
sich zur Leistung eines jährlichen Beitrages von wenigstens 
1 Franken. Im weitern dienen dem Vereinszwecke die 
Beiträge des Staates, die Zinsen des Kapitalvermögens und 
allfällige Schenkungen und Vermächtnisse. Ä 

Die Leitung des Vereins und des Schutzaufsichts- 
wesens besorgt ein von der jährlichen Hauptversammlung 
für die Dauer eines Jahres bestelltes Komite aus 7 Mit- 
gliedern und den beiden Geistlichen der Strafanstalt. 
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Das Schutzaufsichtskomite wählt für jede politische 
Gemeinde des Kantons einen eigenen Korrespondenten, 
welchem die Aufsuchung und Aufnahme neuer Mitglieder 
des Vereins, der Einzug der Beiträge, die Einsendung em- 
pfangener Vereinsgelder an den Vereinskassier, die Aus- 
teilung der vom Komite herausgegebenen Drucksachen an 
die Mitglieder in seiner Gemeinde obliegt. 

Das leitende Komite empfängt in der Regel 6 Wochen 
vor dem Austritte eines unter Schutzaufsicht zu nehmen- 
den Sträflings von der Anstaltsdirektion einen Schlulbe- 
richt. Es wählt für den zu entlassenden Sträfling einen 
Patron, übermittelt diesem eine Abschrift des Schlulibe- 
richtes, erteilt ihm die für dessen Überwachung und Besse- 
rung nötigen besonderen Aufträge und entscheidet über die 
Verabfolgung des Pekuliums, sowie über die Verwendung 
weiterer Unterstützungen. 

Das Patronat über bedingt Entlassene soll in der Regel 
einem Mitgliede des Gemeinderats oder einem Geistlichen 
derjenigen Gemeinde überbunden werden, in welcher der 
Schützling seinen Wohnsitz nimmt. 

Zur Aushülfe im Patronat über weibliche Schützlinge 
kann das Komite auch Frauen in Anspruch nehmen. 

Das Komite setzt sich mit den Schutzaufsichtsvereinen 
anderer Kantone, eventuell des Auslandes in Verbindung. 
Es nimmt die Patronatsberichte über die Schutzbefohlenen 
entgegen und macht von denselben geeignete Mitteilung 
in den jeweiligen Jahresberichten, welche über die Thätig- 
keit des Komites und die Wirksamkeit des Vereins Auf- 
schluß geben. 

Die Schutzaufsicht dauert in der Regel mindestens ein 
halbes Jahr, höchstens 3 Jahre; bei den bedingt Entlasse- 
nen bis zur Umwandlung der Beurlaubung in unbedingte 
Freilassung. 

Wenn laut Patronatsbericht ein bedingt Entlassener 
sich nach Art. 13 des Gesetzes über den Vollzug der Frei- 
heitsstrafen vom 8. Januar 1883 der Wohlthat der be- 
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dingten Entlassung unwürdig erwelßt, so erstattet das Ko- 
mite resp. dessen Präsident ungesäumt Bericht an das 
Polizeidepartement. 


Der Patron hat dafür zu sorgen, daß der Schützling 
nach seiner Entlassung ein passendes Unterkommen finde, 
um sein Brot auf ehrliche Weise verdienen zu können. 


Für die materielle Unterstützung des Schutzbefohlenen 
stehen dem Patron das Pekulium des Sträflings und die 
vom Komite dekretierten Unterstützungsgelder zu Gebote. 


Wenn der Schützling sich des Ungehorsams oder der 
Widerspenstigkeit schuldig macht, sich eigenmächtig der 
Aufsicht entzieht oder sonst unwürdig erweist, so wendet 
sich der Patron ungesäumt an das Komite; besonders ist 
dem Komite und zugleich der betreffenden Ortspolizei so- 
fort Mitteilung zu machen, wenn ein bedingt Entlassener 
in den im Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafen 
vom 8. Januar 1883! vorgesehenen Fällen wieder einberufen 
werden kann. 

Aber nicht nur die bedingt Freigelassenen sind ge- 
setzlich unter Schutzaufsicht gestellt, sondern auch alle aus 
dem Zuchthaus Entlassenen, insofern sie Kantonsbürger 
oder im Kanton St. Gallen Niedergelassene ‚sind. Art. 6 
des Gesetzes vom 24. November 1838 über die Kriminal- 
strafen schreibt nämlich vor, daß jeder aus dem Zuchthaus 
Entlassene für die Dauer von mindestens 3 Monaten bis 
längstens 3 Jahre sich der Schutzaufsicht zu unterziehen 


! Art. 13 des bezüglichen Gesetzes lautet: Der bedingt Entlassene 

kann durch Beschluß des Regierungsrates wieder einbezogen werden: 

a) wenn er arbeitslos herumstreift oder gegründeter Verdacht waltet, 
daß er nicht auf ehrliche Weise sein Auskommen suche oder sich 
neuer strafbarer Handlungen schuldig macht; 

b) wenn er mit übelbeleumdeten Personen Umgang pflegt; 

c) wenn er ohne Wissen und Zustimmung der Schutzaufsicht seinen 
Wohnort wechselt; 

d) wenn er überhaupt durch leichtfertiges Betragen Anstoß erregt 
und die ihm erteilten Mahnungen des Aufsehers unbeachtet läßt. 
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habe. Diese Bestimmung hat dem st. gallischen Schutz- 
aufsichtsverein offenbar seine erfreulichen Ergebnisse ge- 
sichert und ermöglicht. 

Ihm stehen aber auch materielle Mittel in großem Ma&- 
stabe zur Verfügung. Sein Kapitalvermögen betrug laut 
letztjährigem Rechnungsberichte rund Fr. 110,000, ohne 
die Jahresbeiträge, welche jährlich Fr. 1874 ausmachen. 
Seit 1893 werden die für die eigentlichen und engern 
Zwecke des Vereins nicht aufgebrauchten Gelder (Zinsen) 
zur Unterstützung von Anstalten verwendet, welche mit 
dem Zwecke der Schutzaufsicht mehr oder weniger ver- 
wandte Zwecke verfolgen, z. B. die verschiedenen st. gal- 
lichen Rettungsanstalten, namentlich Oberutzwyl und die 
Arbeiterkolonie in Herdern. 

Am 1. Januar standen 15 Männer und 1 Weib unter 
Schutzaufsicht. 

Zum Schlusse muß noch darauf hingewiesen werden, 
daß erst das am 25. November 1885 in Kraft getretene, 
oben schon erwähnte Strafgesetz eigentlich die Grund- 
lage zum Ausbau der Schutzaufsichtsthätigkeit im Kanton 
St. Gallen brachte. Dieses Strafgesetz hatte, kraft seiner 
mildern Auffassung, eine bedeutende Abnahme der Zucht- 
haussträflinge zur Folge, indem es für manche Vergehun- 
gen Arbeitshausstrafe vorsah, die früher mit Zuchthaus 
bestraft wurden. Diese Änderung bewirkte sofort die Aus- 
dehnung der Schutzaufsicht auch auf die Arbeitshaussträf- 
linge, jedoch nur fakultativ nach dem Gutfinden des Ko- 
mites und nach Maßgabe des vorliegenden Bedürfnisses. 

Nach allen gemachten Erfahrnngen ist und bleibt aber 
die Hauptsache die richtige Wahl des -Schutzaufsehers, der 
es an Thätigkeit und Vorsicht nicht fehlen lassen darf. 


Graubünden. (Ref. Herr Pfarrer Jak. R. Truog). 


Von 1887 bis zum Jahr 1901 wurde im Bündtnerlande 
für -die Schutzaufsicht wenig gethan. Das einzige, was 
geschah, war die gelegentliche Ausschau nach Arbeit von 
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seiten des Zuchthausverwalters. Zu Anfang des Jahres 
1900 wurde dann in einem Referate über die Anstalt 
Realta u. a. die Schutzaufsicht für Korrektionelle angeregt. 
Im Winter darauf sprach Herr Kantonsgerichtspräsident 
Conrad in der gemeinnützigen Gesellschaft über die Not- 
wendigkeit, die Schutzaufsicht für Sträflinge zu organisie- 
ren. Auf diese beiden Referate hin schuf die gemeinnützige 
Gesellschaft letzten Winter im Einverständnis mit der Re- 
gierung eine neue Örganisation, bei der die bisherige 
Ex-officio-Mitgliedschaft am Komite abgeschafft wurde. 
Der Unterstützungsfond wurde durch Großratsbeschluß um 
Fr. 1000 geäufnet und beträgt jetzt ca. Fr. 4500. Das neue 
Komite hat 5 Mitglieder und ist im Februar dieses Jahres 
in Thätigkeit getreten. 


Seit 1. Januar 1901 sind bis jetzt 2 Männer in Schutz- 
aufsicht genommen worden. 


Aargau. 

Durch das Organisationsgesetz für die Strafanstalt Lenz- 
burg vom 19. Juli 1868 wurde im Kanton Aargau die be- 
dingte Freilassung auf Wohlverhalten nach Ablauf von zwei 
Dritteilen der Strafzeit und damit auch die Schutzaufsicht 
für die Freigelassenen gesetzlich eingeführt. Bis heute 
(6. Juli 1901) zählt der Kanton 466 bedingt Freigelassene, 
also auch soviel Schutzbefohlene, von denen bis jetzt im 
ganzen 24 oder etwas mehr als 5 °/o wieder eingebracht 
werden mußten. Also, nebenbei bemerkt, ein sehr günstiges 
Ergebnis! 

Der Aargau hat das Institut der Schutzaufsicht in die 
Hand der Kirche gelegt. Welche Hand wäre dafür geeig- 
neter? Die Kirchenpflegen üben als Organe der Kirchge- 
meinden die Schutzaufsicht über alle aus der Strafanstalt 
entlassenen Sträflinge, welche in der betreffenden Kirch- 
gemeinde ihren Wohnsitz nehmen und der Schutzaufsicht 
unterstellt sind. Über die bezügliche Pflichterfüllung der 
Kirchenpflegen eines Bezirks wacht der Bezirksamtmann 
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und führt zu diesem Zwecke über alle unter Schutzaufsicht 
stehenden Personen des Bezirks eine Kontrolle. Oberste 
bezügliche Instanz im Kanton ist die Justizdirektion. 

Für jeden bedingt entlassenen Sträfling, sowie für jeden 
definitiv entlassenen, welcher die Schutzaufsicht anruft, 
bestellt die zuständige Kirchenpflege nach Auftrag der 
Strafhausdirektion einen Schutzaufseher, welches Amt zu 
übernehmen jedes Mitglied der Kirchenpflege verpflichtet 
ist, Der Schutzaufseher hat dafür zu sorgen, daß der 
Schützling nach seiner Entlassung ein gesichertes Unter- 
kommen findet, womöglich fern von jeder nachteiligen Um- 
gebung. Er wacht über sein sittliches Verhalten, zieht 
bezügliche Erkundigungen ein und steht ihm ratend und 
helfend zur Seite. Das Sparguthaben des entlassenen Ge- 
fangenen und allfällige Unterstützungsgelder werden nach 
Abzug des nötigen Reisegeldes dem Präsidium der Kirchen- 
pflege zu Handen des Schutzaufsehers zugestellt, welcher 
darüber Rechnung stellt. 

Bei leichtern Übertretungen erteilt die Kirchenpflege 
dem F'ehlbaren Ermahnungen und Verwarnungen, bei 
schwerern macht sie der Oberbehörde davon Anzeige. 
Über die Wiedereinbringung entscheidet auf den Vortrag 
der Justizdirektion der Regierungsrat. Wo die Rückver- 
setzung nicht nötig wird, tritt nach Ablauf der Strafzeit 
auch die definitive Entlassung ein. Damit der Schutzbe- 
fohlene weiß, wie er sich zu verhalten hat, erhält er einen 
sogenannten Urlaubspa&, welcher mit den nötigen Justruk- 
tionen und Vorschriften versehen ist. Ohne Bewilligung 
der Justizdirektion darf.er den einmal bestimmten Wohn- 
sitz nicht ändern. 

Seit 1890 steht an der Spitze des aargauischen Schutz- 
aufsichtswesens eine Kommission von 7 Mitgliedern, welche 
nunmehr die Centralleitung in der Hand hat. In diese 
Kommission, welche jährlich zweimal von den Schutzauf- 
sehern die Berichte entgegennimmt und sich zu deren 
Behandlung und allfällig anderer Traktanden wenigstens 
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vierteljährlich versammelt, wählen der reformierte Syno- 
dalausschuß und der römiseh-katholische Synodalrat alle 
4 Jahre je 2 Mitglieder und der christkatholische Synodal- 
ausschuß ]J Mitglied. Durch Adoption werden dann noch 
2 weitere Mitglieder zugezogen. | 





Die Kommission entscheidet über Unterstützungen so- 
wohl der Schutzbefohlenen, als auch ihrer Angehörigen, 
für letztere auch schon während der Detentionszeit jener. 
Sie erläßt Anfragen und Weisungen an die Korrespon- 
denten und Schutzaufseher bezüglich Plazierung und Patro- 
nierung der zu entlassenden Sträflinge. 


Die bedingte Freilassung, also auch die Patronierung, 
erstreckt sich nach jetziger Praxis auf alle Strafkategorien: 
auf dıe Zuchthaussträflinge, Gefängnissträflinge und Zwangs- 
arbeiter, welche mehr als 6 Monate Strafzeit haben. 

Am 1. Januar 1901 standen 29 Personen männlichen 
und weiblichen Geschlechtes im Aargau unter Schutzauf- | 
sicht. Im Jahr 1900 wurden 63 bedingt freigelassen und | 


patroniert. 





Das Kapitalvermögen, welches sich aus den Staatszu- 
schüssen und dem hinterlassenen Verdienstanteil verstor- 
bener Gefangener alljährlich äufnet, beträgt zur Zeit etwas 
über 9000 Fr. Zur Unterstützung der entlassenen und der 
Familien nicht entlassener Sträflinge büdgetiert der Kan- 
ton jählich 200 Fr. 

Die von der Schutzaufsichtskommission gewährten Un- 
terstützungen werden entweder unverzinslich rückzahlbar 
oder a fond perdu angelegt. 

Mit dieser Organisation der Schutzaufsicht hat man im 
Aargau, wie zu Anfang gezeigt wurde, recht günstige Er- 
fahrungen gemacht und gute Resultate erzielt, so daß man 
keinen Grund hat, von derselben abzugehen. Eine Haupt- 
sache ist, daß der Schutzaufseher nicht blos ein Formen- 
reiter sei, sondern praktischen Sinn und ein warmes Herz 
habe. 
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Thurgau. (Ref. Herr Pfr. Ed. Schuster). 


Im Kanton Thurgau bleibt für die Schutzaufsicht noch 
ziemlich vieles zu wünschen übrig; denn der Kanton wartet 
immer noch auf das Institut der bedingten Entlassung. 
Ein bezüglicher Gesetzesentwurf ist s. Z. vom Volke ver- 
worfen worden. Wir haben es also ausschließlich mit de- 
finitiv entlassenen Sträflingen zu thun. Diesen gegenüber 
aber besitzen wir keinerlei polizeiliche Befugnisse. Ein 
Patronierter kann uns jederzeit den Rücken kehren und 
sich unserm Einfluß bezw. unserer Überwachung entziehen, 
so bald es ihm beliebt. In der Regel wird dem Schütz- 
ling ein Patron in seiner Nähe gegeben, der nach ihm 
sieht, ihm beisteht und den Verkehr mit unserm Komite 
vermittelt. 


Finanzielle Mittel stehen uns wohl genügende zu Ge- 
bote. Wir besitzen einKapitalvermögen von Fr. 12,791.60 Rp., 
haben zirka 300 Mitglieder mit einem Jahresbeitrag von je 
Fr. 1 und erhalten jährlich Fr. 100 Staatsbeitrag, so daß 
wir z. Z. auch die Arbeiterkolonie Herdern mit einem jähr- 
lichen Beitrag bedenken und hie und da Familien von Gefan- 
genen etwas unterstützen können und doch noch verfüg- 
bare Mittel genug besitzen, um die in den letzten Jahren 
ziemlich seltenen Fälle direkter Schutzaufsicht nach dieser 
Seite ohne Zurückhaltung oder ängstliche Sparsamkeit zu 
erledigen. Unser moralischer Einfluß auf die Schützlinge 
ist dadurch angebahnt, daß der Strafanstaltsverwalter und 
die beiden Strafanstaltsgeistlichen dem Komite angehören, 
also die Petenten aus persönlichem Verkehre kennen. Außer 
dem schriftlichen und mündlichen Verkehre des Patrons 
und einzelner Komitemitglieder mit dem Schützling, der 
gewissenhaften Stellenvermittlung und Überwachung stehen 
uns keine weitern moralischen Mittel zur Ausübung der 
Schutzaufsicht zu Gebote. 


Am 1. Januar 1901 war eine einzige Person (1 Mann) 
unserer Schutzaufsicht unterstellt. 
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Wie schon vorher angedeutet wurde, macht man bei 
unsrer Einrichtung meist nur deprimierende Erfahrungen. 
Sehr kurze Zeit, gewöhnlich nur einige wenige Monate, oft 
sogar nur Wochen, unterziehen sich die Schützlinge der 
ausdrücklich nachgesuchten Schutzaufsicht, um dieselbe dann 
wieder von sich abzuschütteln, meistens sogar stillschwei- 
send, ohne jede Abmeldung. Daneben fehlt es aber aller- 
dings auch nicht an einer kleinen Anzahl von Fällen, in 
denen die Wohlthat der Schutzaufsicht dankbar anerkannt 
und angenommen wird, erwiesenermaßen Segen stiftet und 
zum Ausharren ermuntert. Auch wollen wir nicht ver- 
kennen, daß manchmal auch die scheinbar verlorne Liebes- 
mühe — bei allzukurzer Dauer der Schutzaufsicht — doch 
noch hie und da eine gute Frucht trägt. Unser dringend- 
stes Postulat geht also selbstverständlich auf Einführung 
der bedingten Entlassung. Für die dannzumalige Organisa- 
tıon der Schutzaufsicht wären wir auf die Erfahrungen 
derjenigen angewiesen, welche bedingt Entlassene zu ihren 
Schützlingen zählen. 


Waadt. (Ref. Herr Direktor E. Favre). 


En 1887, le patronage des liberes, soit definitifs soit 
conditionnels, avait ete organise officiellement conforme- 
ment au röglement inclus. 

Une commission centrale de patronage, nomme&e par 
le Conseil d’Etat et composde de neuf membres, presidee 
par le chapelain du pönitencier, dirigeait le patronage. 
Öette commission avait sous ses ordres des commissions 
de district prösidees par les prefets et composees des pas- 
teurs suffragants et cures. Dans chaque paroisse les con- 
seils de paroisse et les eccl&ösiastiques s’occupaient des d6- 
tenus de leur circonscription. 

Cette organisation ne donna pas tous les resultats at- 
tendus et la commission centrale seule travailla serieusement. 

En 1894 et 1895 une &tude de transformation du pa- 
tronage vaudois fut faite et eu pour resultat la fondation 
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d’ane societe ind&pendante de l’Etat, dont les statuts furent 
adoptes le 3 octobre 189. 


Des lors la soci6t6 s’est developpee d’une maniere re- 
jJouissante et compte actuellement 3673 membres payant 
au minimum, chacun 1 franc de cotisation par an. 


Cette societ6 a un comite central compose de neuf 
membres, un comit& de dames, des comites rögionaux (sur 
le papier), des membres correspondants et un agent cen- 
tral qui s’occupe de toutes les questions materielles et 
fait la correspondance. 


Cette organisation a depasse l’attente de ceux qui 
Yont fondee et a rempli son but. 


Voici la maniere de proceder avec les liberes soit de- 
finitifs, soit conditionnels: 

Quelque temps avant la sortie du detenu, l’agent cen- 
tral a avec lui un ou plusieurs entretiens sur ses projets 
d’avenir. Cas echeant, il lui offre l’aide de la Sociste du 
patronage. Si celui-ci est refus6& le detenu est libere sans 
autre et on ne s’en occupe plus, sauf s'il s’agit d'un libere 
conditionnel qui reste sous la surveillance des autorites. 


Sı le detenu accepte le patronage, et qu’il soit Vau- 
dois, l’agent central, aprös en avoir refere au Comite, lui 
cherche une place et, si c’est un jeune homme, le met en 
apprentissage. 


L’agent examine serieusement le trousseau (vötements) 
de tout detenu dont la sortie est prochaine, et, sauf de 
tres rares exceptions, met en ordre et complete ce trous- 
seau de maniere & ce que le libere puisse se presenter 
d’une maniere döcente pour se procurer du travail. 


Sı le detenu est etranger au canton, l’agent se met 
en communication avec le Comit& de patronage du pays 
d’origine pour procurer un appui au detenu au moment de 
sa sortie. 

Dans certains cas, nous placons nous-mämes les liberes, 
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sauf & reclamer tont ou partie des frais au Comit6 de pa- 
tronage du pays d’origine, apres entente avec ce Comite. 

Lorsque le detenu libere est place, nous ne lui impo- 
sons plus notre surveillance. S'il veut rester en communi- 
cation avec nous, nous en sommes heureux et allons vo- 
lontier lui faire des visites, recevons avec plaisir les 
siennes et correspondons avec lui. C'est surtout l’agent 
central qui entretient ces rapports, mais d’autres membres 
du comit6 le font aussi, et, lorsqu’il s'agit de femmes, les 
rapports ont lieu par les soins d’une dame du comite. 

Nons ne considerons comme 6tant sous notre surveil- 
lance que les apprentis et les personnes que nous avons 
placees momentanement en pension dans un asile et dont 
nous payons la pension tout ou partie. 

Il arrive, en effet, souvent qu’un liber& ne peut &tre 
recommande immediatement pour une place ou que celle- 
ci ne se trouve pas de suite, dans ce cas nous lui faisons 
faire, & nos frais, un petit stage, soit dans un etablissement 
(asile temporaire, refuge, asile pour buveurs, etc.) soit dans 
une famille. 

Nous laissons ainsi le plus de libert& possible & nos 
gens. 

Nous avons pour principe de ne jamais donner de 
secours en argent. Nous fournissons des vötements, des 
bons de nourriture, de logeinent, de transport, etc., etc., 
mais pas d’argent. 

Jusqu’& maintenant nous n’avons eu qu’a nous feli- 
citer des moyens employes, non que nous n’ayons eu de 
nombreuses deceptions et de nombreuses marques d’ingra- 
titude, mais dans notre @uvre il faut s’attendre & cela. 

Nous avons eu aussi la joie de constater de beaux 
relövements et de recevoir & l’occasion des lettres de recon- 
naissance. 

Du fait que dans plus des trois quarts des cas la 
chute est causee par l’abus des boissons alcooliquer, 
il importe de corriger le liber&e de ce vice pour arriver & 
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un resultat. Pour cela il sera tres utile, pour ne pas dire 
necessaire, d’obtenir l’engagement d’abstinence et l’appui 
d’une societ6 de temperance, de pröference & base reli- 
gleuse. 

Le sentiment net de la faute et de ses causes, accom- 
pagne de la foi qui seule peut donner la force necessaire 
au relevement, me paraissent &tre les plus sürs moyens 
d’arriver & un resultat favorable. 

Pour cela le detenu doit, deja pendant sa detention, 
etre entour6 d’une atmosphere morale et religieuse, mais 
sans pression aucune. | 

Comme nous l’avons dit plus haut, nous ne conside- 
rons comme etant sous notre surveillance que ceux pour 
lesquels nous payons encore une pension ou des frais 
d’apprentissage. 

Au 31 decembre 1900, ou 1° janvier 1901, 5 fernmes 
et 2 hommes 6taient dans ce cas, mais nous nos Occupions 
de plusieurs autres avec lesquels nous sommes en rapport. 

De plus en 1900, nous avons fait acte de patronage 
vis-a-vis de 125 liberes sur lesquels 28 hommes et 11 
femmes ont &t6 places par nous. 

Les experiences faites sont celles de tous les organes 
de patronage, c’est-ä-dire : difficultes d'obtenir des pa- 
trones une confiance entiere, dissimulation de leur part, 
tentatives de chantage, ingratitude et, quelquefois, releve- 
ment et reconnaissance. 

Un fait qui nous a frappe c’est que, contrairement & 
ce qu’on dit generalement, nous avons trouve beaucoup de 
personnes disposees & nous aider en prenant & leur ser- 
vice des liberes, pour peu que nous puissions leur dire 
que ces derniers desiraient se relever. Nous avons pour 
principe d’etre vrais et de dire aux personnes qui pren- 
nent nos gens & leur service, avec qui elles ont & faire. 

Il est tres difficile de repondre & la question: Com- 
ment d’apres votre maniöre de voir le patronage devrait-il 
etre organis6e? On ne peut pas organiser le patronage 
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partout de la mäme facon. Il Y a lieu, en effet, de tenir 
compte du milieu et des conditions dans lesquels on tra- 
vaille. 

Dans ma pensee, le patronage doit äötre une wuvre 
ne dependant pas de l’Etat, mais de la charitee privee et 
surtout de l’amour chretien. A cöte de cela, cette ®@uvre 
doit avoir de fortes attaches avec les autorites oflicielles: 
etre aidee, facilitee et souvent conseillee par l’Etat. 

En ce qui concerne la Suisse, nos differentes societes 
et commissions devraient avoir un lien plus solide et une 
organisation plus forte et nous devrions travailler avec 
plus d’energie & faire abolir le systeme actuel d’expulsions 
administratives de canton a canton, qui est un grand 
obstacle a un patronage serieux. 

Si l’on obtenait ce resultat, il devrait ötre convenu que 
chaque societe ou commission cantonale s’occupe des de- 
tenus sortant de ses prisons, sans distincetion et sans avoir 
le droit de se faire rembourser ses frais par le canton 
d’origine. Celä ne devrait pas empöcher les differentes so- 
cietes de se pröter assistance lorsque, comme c’est souvent 
le cas, il est utile de depayser le libere pour faciliter son 
relövement. 


Genf. (Ref. Herr A. de Marignae.) 


Le but de la Societe de patronage de Geneve est de 
mettre autant que possible a la portee de tous les de- 
tenus des deux sexes les moyens de se relever moralement 
et materiellement. 

A cet effet, ıl s’est cree, en 1886, une societe qui n'a 
eu d’abord aucun caractere officiel et dont les membres 
s’etaient donne la täche de visiter les dötenus avec l’auto- 
risation des directeurs des prisons et, en exercant sur eux 
une influence religieuse, de reveiller en eux le desir du 
relevement; & ceux qui t&emoignaient un tel desir ils of- 
fraient, apres leur liberation, un asile temporaire et du 
travail leur permettant de subsister jusqu’au moment oü 
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soit par eux-mämes, soit par les soins de la Societe de 
patronage, ils trouvaient une place de quelque duree. 


Plus tard la Societe de patronage a fait approuver 
ses statuts par le Conseil d’Etat et son existence a &te 
consacree ofliciellement, mais son but et ses moyens d’ac- 
tion n’ont pas ete modifies. 

Il n’est fait aucune difference entre les lıiberes defi- 
nitifs et les liber&es conditionnels. 


Les lois penales genevoises ne prevoient ni le patro- 
nage ni la surveillance de la police sur les condamnes 
liberes, le patronage ne constitue donc qu’une assistance 
momentanee, librement offerte et acceptöe, et il ne dis- 
pose d’aucun moyen legal pour s’imposer au libere. 


Ainsi qu’il vient d’ötre dit, c’est en visitant le de- 
tenu, en lui temoignant leur ıinteröt, que les agents du 
patronage s’efforcent de re&veiller en lui les bons senti- 
ments et le desir d’entreprendre une carriere honnöte 
apres sa liberation. Si le condamne temoigne ce dösir, il 
lui est offert, & sa sortie de prison, un asile temporaire 
et du travail aupres de l’une des deux societes d’assis- 
tance, par le travail de Geneve (chantier du Pre-l’Evöque, 
Adresse-Office) aux frais de la Societe de patronage. Pen- 
dant ce temps des dömarches sont faites pour lui trouver 
une place dans le pays ou & l’ötranger. 


A raison de la situation exceptionnelle de Genöve, a 
l’extröme frontiere, et de la circonstance que la majeure 
partie des dötenus liberes est 6trangere au canton et, par 
suite, expulsee par la police a sa sortie de prison, la So- 
ciet& de patronage se borne, dans beaucoup de cas, & faci- 
liter le rapatriement des liberes et & les mettre si possible 
en rapport avec les societes de patronage de leur canton 
ou de leur pays d’origine s’il en existe. Bien souvent elle 
ne peut faire autre chose que de leur donner un secours 
en vetements ou argent pour leur voyage. 

Les depenses, du 1° janvier au 31 decembre 1900, 
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font, pour les hommes, fr. 2359,05: pour les femmes 
fr. 1288.40 et, pour les frais genNeraux, fr. 1773.75. 

Les ressources de la Societe de patronage proviennent 
de dons volontaires & l’exception d’une somme que le 
Conseil d’Etat a consenti a lui allouer sur la repartition 
du benefice du monopole de l’alcool. 

De la circonstance qu’& Geneve personne n'est lega- 
lement soumis au patronage il resulte que la plupart du 
temps, des qu’un libere s’est procure une situation inde- 
pendante, toute relation cesse entre lui et le patronage, & 
moins qu'il ne temoigne aux agents du patronage le desir 
de rester en relation avec eux, mais ces relations n'ont 
plus rien d’ofliciel et nous ne possedons aucune statistique 
a cet egard. 

Nous nous sommes occupes en 1900 de 101 detenus 
lib&eres, dont 88 hommes et 13 femmes, 


Hommes: 
20 sortaient de’l’Eväche!, 
48 de St-Antoine?, 
9 du quartier d’arräts ou avaient ete acquittes, 
4 de la maison de travail, 
7 de diverses prisons etrangeres, 
38 
dont 
20 Genevois, 
25 Suisses d’autres cantons, 
25 Francais, 
12 Italiens, 
4 Allemands, 
2 heimathloses. 
Se repartissant comme suit sous le rapport de l’äge: 
9 au-dessous de 20 ans. 





I L’Evech6 est la prison oü sont enfermes les condamnes hommes 
qui ont plus de 6 mois & faire. 
? Prison oü sont enfermes tous les autres d@tenus. 


119 





39 de 20 a 30 ans. 
24 de 30 & 40 „ 

9 de 40 a 50 „ 

7 de plus de 50 ans. 

D’une maniere generale le nombre des cas oü le pa- 
tronage a reussi & relever definitivement un condamne est 
faible, ce qui n’a rien de surprenant. Du moment que le 
patronage ne peut pas ätre impose au libere la plupart y 
€chappent aussitöt qu’ils ont trouve une situation inde- 
pendante; alors, bien souvent, l’influence des mauvaises 
relations reprend le dessus et entraine le libere a com- 
mettre de nouveaux dblits. 

Une circonstance qui rend aussi impossible, dans la 
plus grande partie des cas, la täche.de la Societse du pa- 
tronage est l'abaissement toujours plus grand de la duree 
- des peines. Cet abaissement, contre lequel s’elövent les 
criminalistes les plus autorises (voir Zeitschrit für Schweiz. 
Strafrecht, 6° annede, p. 40, et 7° annee, p. 62), a deux 
graves inconvenients: en premier lieu l’influence des agents 
moralisateurs n'a pas le temps de s’exercer sur le condamn& 
en sorte que le but principal de la peine, qui doit ätre 
’amendement, est totalement manqud; en second lieu le 
condamn& retrouve, & sa sortie de prison, les mauvaises 
relations avec lesquelles il n’a pas eu le temps de rompre 
et recommence necessairement sa vie de desordres. 

L’experience montre qu’il n’y a presque rien ä faire 
avec cette catögorie de liberes, avec lesquels les agents de 
la Societ& de patronage n’ont pu avoir presque aucune 
relation. 

La seule chose qui puisse ätre faite en leur faveur, et 
qui se fait reellement, est de leur procurer, a leur sortie 
de prison, quelques ressources leur permettant de subsister 
jJusqu’a ce qu’ils aient trouve un travail römuneörateur. 

Dans l’etat actuel de notre droit penal genevois nous 
. me voyons pas d’amelioration possible au patronage. Nous 
sommes convaincus que pour qu'il reussisse aupres de la 
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majorit6 des liberes, et non seulement aupres de quelques- 
uns d’entre eux, il devrait ötre organise par le Code penal 
et constituer une sorte de stage impos6 au condamne aprös 
sa sortie de prison, pendant un temps qui dependrait de 
sa conduite. 


Döpenses et recettes du 1° janvier au 31 döcembre 1900. 





Depenses. 
Pour les hommes 
Vötements . . . » 2... . Fr 211 70 
Pensions. . 2.2 2 202002 00n..239 90 
Voyages. . 2 2 2 2.202009 ..580 65 
Avances et secourts. . . . „378 %0 
Bons de travail . . 2. 2...,.892 — 
Outilset annonces p. ouvrage. „ 31 50 
Frais divers . . 2 2 02.2 00u..2440 Fr. 2369 05 
Pour les femmes 
Location d’une chambre . . Fr. 135 — 
Pensions. . 2 2 2 2.202009n..983 45 
Voyages. . . 2. 2 2 0 0e0y 68 50 
Vötements . Fu Be 84 95 
Frais divers . . . 2.2209 26 ©00 Fr. 1258 40 





Frais generaux 
Impression etenvoi du rapport Fr. 81 65 





Frais de bureau et tölöphone. „ 113 15 
Allocation chemin Vert. n„ 300 — 
Traitements et etrennes. . . „1170 — 
Fötes de Noel et Nouvel-An. „ 1089 Fr. 1773 75 
Fr. 5421 20 
Solde au 31 decembre 1900. „ 1275 20 


Total Fr. 6696 40 





Recettes. 
Solde er6ancier au 31 decembre 189 . . Fr. 1242 50 
Dons divers. . . 2 2 20. en 3152 50 


N 


A reporter: Fr. 4395 — 
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Report: Fr. 439% — 
Legs M=® Lombard-Rieu, Mwe Perrier-Adorr ,„ 1750 50 





Don special pour Noel. . . . . R 15 — 
Remboursements divers de la Föhes: ou de 
detenus. . . nm ...8395 90 
Versement du Bainte nee aut es Ge- | 
nevois . . e 105 — 
Interöts Caisse Fatio 8. 2000 fr au 31 de- 
cembre 189. . . 2 2 2 220200 35 — 
Fr. 6696 40 
Allocation du Conseil d’Etat sur le 10°/o des 
alcools, solde au 31 decembre 1899. . Fr. 923 85 
Versements pour secours & des Genevois . „ 105 — 
Fr. 818 85 
Interäöts au 31 decembre 1899 . . . . . 24 25 
Port& & compte nouveau . . . 2.2... Fr. 843 10 





Neuenburg. (Aus dem Rapport der Schutzaufsichtskomite 
pro 1900.) 

La Sociöte de patronage se propose de contribuer au 
relevement moral des condamnes et de venir en aide aux 
detenus liberes, afin de leur faciliter les moyens de vivre 
honorablement du produit de leur travail. 

La Soci6t6 s’occupe aussi de toutes les questions qui 
se rattachent au but qu’elle poursuit, et s’interesse & tout 
ce qui peut prevenir les dölits et faciliter le succes de 
’education penitentiaire. 

Toutes les personnes qui s’interessent au but que 
poursuit la Soci6t& peuvent ötre admises comme membres. 

Les membres de la Societe peuvent, avec leur consen- 
tement, ötre charge : 

a) De servir de patron au detenu qui leur est designe 
et qui r&clame leur aide et leur protection; 

b) De surveiller les detenus liberes domicilies dans leur 
district; 
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c) De correspondre avec le Comite central et de l'in- 
former de toutes les circonstances qui sont de nature a 
appeler le Comit&e a prendre une decision concernant un 
patronne ou a faire etudier une question rentrant dans le 
cadre de son champ d'’activite. 

Les membres de la Societ& paient une cotisation an- 
nuelle de un franc. 

La caisse de la Societe est alimentee par la cotisation 
prevue a l’article pröcedent, par des dons et legs, par des 
subventions regulieres faites par l’Etat et les corporations. 

La direction du patronage des detenus liberes est 
confiee a un Comite central, qui a son siege & Neuchätel. 

Il designe pour chaque detenu le patron, fournit & ce 
dernier les moyens de se mettre en relation avec son pro- 
teg6, et lui delivre tout ou partie du pecule du dötenu ou 
les secours qui auraient &te accordes par le Comite 

Il determine la duree du patronage et decide, sur le 
rapport du patron, si la surveillance doit continuer ou si 
elle doit cesser. 

Le patron a pour mission de chercher pour son pro- 
tege une place oü ce dernier, au moment de sa liberation, 
puisse gagner sa vie honorablement. Il veille & ce que le 
detenu liber6 soit place, sı possible, dans un milieu nou- 
veau et eloigne des influences funestes auxquelles il etait 
expos6 auparavant. 

Il l’aide de ses conseils, surveille sa conduite, le pro- 
tege contre les atteintes d’autrui, fait avec lui les achats 
necessaires de vötements, d’outils, etc.; au besoin il pour- 
voit a son entretien, et dans la maladie lui procure les 
soins que reclame son &tat. 

Il s'adresse au Comite central dans tous les cas oü il 
aurait besoin de l’appui moral et materiel de ce dernier. 

En 1900, nous avons distribu& 400 et des bons. Cela 
represente bien de l’ouvrage et c’est une täche peu com- 
mode, pas toujours agreable. Nous avons fait le depouil- 
lement de ces bons. Sur les 400, nous en avons trouve 20 


qui deoidement ont mal reussi, ont 6te mal places, dont, 
on a abuse: 30 pour lesquels le resultat est douteux ; on 
aurait peut-ötre mieux fait de ne pas les accorder. Resul- 
tat tout a fait inconnu: il y en a une dizaine. Il y en a 
done une soixantaine avec rösultat nul ou peut-&tre man- 
vais et le reste aurait röussi. Sur 400, c’est beaucoup, nous 
sommes heureux de ce resultat. Nous ne pouvons pas le 
garantir puisquiil faudrait lire dans les caurs, lire dans 
l’avenir. Cela donne de la peine sans doute, coüte beau- 
coup d’argent et de soucis, mais parfois donne aussi beau- 
coup de plaisir. 

Cette societe est absolument neöcessaire ; dans une foule 
de cas, impossible de s’en passer. Quand on passe en re- 
vue tous ces bons, on dit: mais il le fallait, c’&tait force, 
et c’est l’impression que nous avons dans toutes nos as- 
semblees du comite. O’est une grosse affaire que de voir 
un homme arriver en prison, et de se demander ce qu’il 
deviendra. Au fond, c’est le plus grand malheur qui puisse 
arrıver & quelqu’un, c’est une täche qu'il est bien difficile 
d’enlever. On est heureux quand on y reussit, et cela se 
voit. Mais il faut les moyens: des efforts, du travail, de 
la perseverance, du dövouement, de l’amour, de la charite, 
de la prudence, du zele, des sacrifices, beaucoup d'intelli- 
gence et de l’activite. Sans doute, le succes n’en est pas 
complet, il y a encore bien & faire, mais enfin on travaille 
et on reussit. On a l’espoir de voir le bien triompher apres 
trente-deux ans de pratique, c’est ce qu’on peut dire en. 
toute verite. 

Recettes et döpenses en 1900. 
Recettes. 
Total des dons et cotisations 
des societaires . . . . . Fr. 3165 45 
Subvention de toutes les conı- 
munes du canton, A raison 
de l centime par habitant. Fr. 1285 — 


A reporter: Fr. 1285 — Fr. 3165 45 





— a ———n 








124 


PB 


Report: Fr. 1185 
Allocation de l’Etat sur la re- 


cette de l’alcool en 1900 . „ 1000 — 


Remboursement du Departe- 
ment de justice, pour BI 


detenus. . . . Fr. 185 15 
Du greffe du Tele, en Saite 

d’une conciliation . = 580° — 
Du Penitencier, pour vente . 

brochures. . . a 12 — 
Interöt du livret de la Caisse 

d’öpargne. Be a „ 113 60 
Interöt du compte-courant. . n„ 39 — 
Produit des cachemailles de- 
posees au Chäteau . . . . a 7 28 


Total des recettes. 


Depenses. 


Secours en argent et en nature . 
Pensions et apprentissages . 
V&tements et chaussures 
Viatiques . 

Frais generaux et digdes 

Frais de collecte 

Rapport et impression 

Achat d’outils et fournitures . 


Total des depenses . 
Boni de l’exercice 


L’actif de la Sociöte se compose de: 


Fr. 


n 


3165 45 


2285 — 


407 03 


. 5857 48 


573 45 
719 80 
2308 70 
468 30 
384 65 

68 20 
277 80 
114 30 


j . 5505 2U 


Fr. 2953 48 Depöt & la Caisse d’&pargne. 


„3318 20 Solde & nouveau. 
Fr. 6271 68 


352 28 


. 5857 48 
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B. Die vorgelegten Wünsche. 


1) Weitaus die meisten der eingegangenen Berichte 
schließen mit dem Wunsche, daß die Schutzaufsicht eine 
obligatorische, den Schutzbefohlenen bindende werden möchte, 
weil man ohne Öbligatorium resp. ohne gesetzliche Be- 
simmungen keine Handhabe besitze. Sehr richtig be- 
merkt darüber der Referent aus dem Kanton Thurgan: 
„Sehr kurze Zeit, gewöhnlich nur einige wenige Monate, 
oft sogar nur Wochen, unterziehen sich die Schützlinge der 
ausdrücklich nachgesuchten Schutzaufsicht, um dieselbe dann 
wieder von sich abzuschütteln, meistens sogar stillschwei- 
gend, ohne jede Abmeldung.“ Und wir fügen bei: Man 
meldet sich für Schutzaufsicht, um Ratschläge zu erhalten, 
um Arbeitsstellen und Empfehlungen zu erlangen, um Un- 
terstützungen an Kleidern, Werkzeugen und Geld in Em- 
pfang zu nehmen, aber man denkt nicht daran, daß man 
dafür auch Verpflichtungen habe. Wie viele müssen beim 
Fortgehen noch darauf aufmerksam gemacht werden, daß 
es ihnen wohl anstehen würde, für die empfangenen Wohl- 
thaten doch auch zu danken. Sie scheinen zu glauben, 
solche Bemühungen verstehen sich von selbst; man könne 
darüber noch froh sein. Sie haben zwar versprochen, bei 
Herrn oder Frau X. in Arbeit zu treten, allein wenn sie 
uns ab Auge sind, so gehen sie ihrem Herzenszuge nach, 
was um so leichter ist, da sie jetzt besser ausgestattet sind 
als je zuvor. Nach ein paar Tagen schreibt dann der Ar- 
beitsgeber einen Brief, worin er anzeigt, daß der Schutz- 
befohlene noch nicht eingerückt sei, und anfragt, wann er 
eigentlich kommen werde. Was kann man hierauf ant- 
worten? Man ist wieder um eine unliebsame Erfahrung 
reicher, um wieder von vorne anzufangen und sich weiter 
täuschen zu lassen. 


Wenn man dieser Art von Menschen eine Wohlthat er- 
weisen will, so werden sie oft sogar noch mißtrauisch. Der 
von der Schutzaufsicht gesuchte Platz ist nicht der rechte. 
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Das sind nicht die Arbeitsgeber, welche man sich wünscht: 
sie sind zu streng, deshalb weicht man ihnen aus und sucht 
sich die Freiheit, resp. Ungebundenheit zu wahren. 

Anders gestaltet sich die Sache, wo die Schutzaufsicht 
gesetzlich geordnet ist, wo man demjenigen, der sich nicht 
fügen will, die Freiheit wieder entziehen kann. Da heißt 
es parieren. | 

Wenn man einem Freigelassenen aber die Freiheit 
entziehen will, ohne daß derselbe ein neues Vergehen oder 
Verbrechen begangen hat, so muß man ihn auf die Probe 
setzen, bevor seine gesetzliche Strafzeit abgelaufen ist, denn 
nachher hat man ja eigentlich kein Recht mehr an ihn. Man 
muß ihn also freilassen, bevor das Strafende ihm zur freien 
Bewegung Gelegenheit giebt. Das ist der Hauptzweck der 
bedingten Entlassung vor Ablauf der Strafzeit, wie sie in 
mehrern Kantonen schon eingeführt ist und sich auch be- 
währt hat. 

Die Einführung der Schutzaufsicht für definitiv Ent- 
lassene hat, wie die Erfahrung zeigt, keinen großen Wert; 
denn in der Regel werden sich nur diejenigen derselben 
nach Wunsch und Vorschrift unterziehen, welche sie am 
wenigsten nötig hätten, welche sich sonst zu helfen wissen; 
die übrigen werden sich derselben so bald als möglich ent- 
ziehen oder sich so benehmen, daß man froh ist, sie auf- 
geben zu können. 

Allerdings besitzt der Kanton St. (allen seit dem Jahre 
1838 eine gesetzliche Bestimmung, daß jeder aus dem Zucht- 
haus Entlassene mindestens 3 Monate bis längstens 3 Jahre 
sich der Schutzaufsicht zu unterziehen habe, und man be- 
hauptet, diese Einrichtung habe bis jetzt gute Früchte ge- 
tragen. St. Gallen ist aber auch der einzige Kanton, der 
definitiv entlassene Sträflinge durch Gesetz unter Schutzauf- 
sicht stellt. Wir waren deshalb einige Zeit im Zweifel, ob man 
das eigentlich thun könne, ob man einen entlassenen Sträfling, 
der seine Strafe vollendet hat, nachher vorsorglich gesetz- 
lich noch unter Schutzaufsicht stellen, ja dazu zwingen 
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könne, und ob eine solche Bestimmung nicht zu sehr in seine 
individuelle Freiheit eingreife.. Heute zweifeln wir nicht 
mehr daran, verfügt ja doch der Strafrichter auch über die 
bürgerlichen Ehrenrechte und deren Ausübung. Man stellt 
den Verurteilten auf kürzere oder längere Zeit in der Aus- 
übung seiner bürgerlichen Rechte ein. Warum sollte man 
ihn mit gleichem Rechte nicht auch unter Schutzaufsicht 
stellen können ? 

Eine andere Frage ist es aber, ob es auch wirklich 
möglich und wünschenswert wäre, alle aus dem Gefängnis. 
Entlassenen unter Schutzaufsicht zu stellen. Wer wollte 
die bezügliche Organisation, wer ohne Entschädigung diese 
Obsorge übernehmen und übernehmen können? Auch scheint 
es uns nicht vorteilhaft und ratsam zu sein, jedem aus der 
Strafanstalt Entlassenen durch Aufzwingung der Schutz- 
aufsicht noch gewissermaßen ein Brandmal aufzudrücken, 
auf daß jedermann auf ihn zeigen könnte. 

Für absolut notwendig erachten wir die Mithülfe 
der Schutzaufsicht in 2 Fällen, einerseits bei notorischer 
Armut der Familie eines Gefangenen, anderseits wenn er 
bedingt auf Wohlverhalten entlassen wird. Im ersten Falle 
gilt es, das schwere Loos der Unglücklichen, die solches 
in der Regel nicht mitverschuldet haben, zu erleichtern, 
denn die Unterstützungspflichtigen sind oft sehr hartherzig; 
im andern Falle bedarf der bedingt aus der Strafanstalt 
Austretende, der das Vertrauen seiner Mitbürger verloren 
hat, der Vermittlung, der Fürsprache, der Aufsicht, der 
Aufmunterung und Unterstützung in Wort und That. Da 
man ihm gegenüber, weil er nicht definitiv frei ist, unbe- 
dingt noch das Recht der Beaufsichtigung hat (die be- 
dingte Freilassung ist nämlich keine Begnadigung im eigent- 
lichen Sinne des Wortes, sondern eine Verbüssung des Straf- 
restes in der Freiheit), so ist die Schutzaufsicht hier ohne 
Zweifel von gesetzeswegen auch anwendbar und kann ohne 
Bedenken mit der bedingten oder provisorischen Entlassung 
verbunden werden, und der so Entlassene hat sich den be- 
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züglichen Gesetzesbestimmungen Zu unterziehen. Nach sol- 
chen Gesetzesbestimmungen, die eine Handhabe geben, 
sehnen sich die meisten Schutzaufsichtsorgane.! Das neue 
schweizerische Strafgesetzbuch wird ihrem Wunsche hof- 
fentlich gerecht werden. 


Der Vorentwurf zu demselben hat vorläufig folgende 
bezügliche, aber kaum genügende Bestimmungen aufge- 
nommen: „Hat ein Sträfling, der zu Freiheitsstrafe ver- 
urteilt worden ist, zwei Dritteile der Strafzeit und wenig- 
stens ein Jahr erstanden, ein lebenslänglich Verurteilter 
20 Jahre, so kann ıhn die zuständige Behörde vorläufig 
entlassen, wenn anzunehmen ist, daß er sich wohl verhal- 
ten wird und er den Schaden, den er durch das Verbrechen 
verursacht hat, soweit es ihm möglich war, ersetzt hat“ 
(Art. 23). „Über die vorläufige Entlassung eines Gefange- 
nen sind die Beamten der Strafanstalt anzuhören. Die 
Behörde, die den Gefangenen vorläufig entläßt, sorgt mit 
den Personen, die im Dienste der Schutzaufsicht stehen, für 
das Fortkommen des Entlassenen und überwacht ihn, so- 
lange er vorläufig entlassen ist. Mißbraucht der verläufig 
Entlassene die Freiheit, so wird er durch Verfügung der 
Behörde in die Anstalt zurückversetzt. Die Zeit, während 
welcher er vorläufig entlassen war, wird ihm nicht ange- 
rechnet. Mißbraucht der Entlassene die Freiheit bis zum 
Ablauf der Zeit, für welche er vorläufig entlassen war, 
nicht, so ist die Entlassung endgültig“ (Art. 25). 

Die bedingte Entlassung darf nicht zu früh, z. B. 








ı Wenn der Herr Referent aus dem Kanton Waadt sich also aus- 
spricht: „Dans ma pensce le patronage doit “tre une @uvre ne d&pendant 
pas de l’etat, mais de la charite priv&e et surtout de l’amour chretien,* 
so bezieht sich diese Bemerkung nach unserer Auffassung nicht auf die 
staatliche Unterstützung der Schutzaufsicht durch das Gesetz, sondern viel- 
mehr auf die Organisation und auf die Art und Weise der Ausübung der- 
selben ; denn dafür spricht sofort der folgende Satz: „A cöt& de cela cette 
«@uvre doit avoir de fortes attaches avec le autorites officielles ; @tre aidee 
facilitee et souvent conseillee par l'etat. 
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schon nach Ablauf eines Drittels (wie zur Zeit im Kanton 
Luzern) oder der Hälfte der Strafzeit eintreten, denn die 
Strafe ist doch auch zur Sühne des Unrechts angeordnet 
und soll nicht allzusehr verkürzt werden. Ebenso soll die 
bedingte Entlassung nach unserer Auffassung einem Rück- 
fälligen höchstens einmal zu teil werden. 

Aber auch dem definitiv Entlassenen kann man wie im 
Kanton St. Gallen die Schutzaufsicht zuwenden, wenn er 
der Vermittlung, der Fürsprache, der Aufsicht, der Auf- 
munterung und Unterstützung bedarf, sei es, daß er das 
Schutzaufsichtskomite dafür ausdrücklich anspricht, sei 
es, daß der Strafrichter darauf erkannt hat, oder daß das 
Schutzaufsichtskomite infolge gemachter Erfahrungen sol- 
ches als geboten und notwendig erachtet. Sobald in diesen 
Fällen aber Schutzaufsicht beschlossen worden ist, so muß 
sie auch gehandhabt und durchgeführt werden, und zu diesem 
Zwecke soll das Strafgesetzbuch die notwendigen binden- 
den und wirksamen Bestimmungen aufstellen. 

Bei der zweiten Lesung des Vorentwurfes zu einem 
schweizerischen Strafgesetzbuch im Schoße der Experten- 
kommission stellte der Berichterstatter, unterstützt von 
Herrn Direktor Dr. Guillaume, folgenden Antrag: „Hat 
ein Sträfling seine Strafe ganz erstanden, so kann er, wenn 
der Richter es als angezeigt erachtet hat, wenigstens auf 
1 Jahr unter Schutzaufsicht gestellt werden.“ Der An- 
trag wurde dem Verfasser des Entwurfes auf dessen Er- 
suchen und im Einverständnis mit den Antragstellern zur 
Prüfung überwiesen. Im bereinigten Vorentwurfe haben 
wir ihn jedoch nicht gefunden. 

Über die Schutzaufsichtsbestellung für bedingt Verur- 
teilte wird später die Rede sein. 

2) Der Herr Referent aus dem Kanton Baselland ver- 
langt, daß die Schutzaufsicht keinen speziellen religiösen 
Charakter habe und nicht im Dienste einer bestimmten 
Konfession stehe. Mit dieser Anschauung scheint mir die- 
jenige der Vorsitzerin der Patronatskommission für das 
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Weiberarbeitshaus in Hindelbank nicht zu kollidieren. Sie 
schreibt bezüglich der zu Gebote stehenden moralischen 
Mittel: „In erster Linie die Liebe Gottes, in dessen Dienst 
wir stehen und dessen Wille es ist, daß allen geholfen 
werde. Jedes Mitglied der Kommission betrachtet es als 
heilige Pflicht, unermüdlich seinen Schützlingen zur Seite 
zu stehen, sie unter die Wirkung des Wortes Gottes zu 
bringen und keinen von sich zu stoßen.“ In diesen letzten 
Worten liegt die Allgemeinheit gewahrt. Man will kei- 
nen, welcher Konfession er auch angehöre, von sich stoßen, 
sondern sich aller annehmen. Das ist ein wertvolles Be- 
kenntnis. Es gesche! 

Bezüglich dieses Punktes entnehmen wir dem Referate 
aus dem Waadtland folgende Stellen: „Partant du fait, que 
dans plus des ®/s des cas la chute est causde par l’abus des 
boissons alcooliques, il importe de corriger le libör6 de ce 
vice pour arriver & un rösultat. Pour celä il sera trös utile 
pour ne pas dire nöcessaire d’obtenier l’engagement d’ab- 
stinence et l’appuis d’une societe de temperance, de pre- 
ference & base religieuse ...... Pour cela le detenu doit, 
deja pendant sa detention, äötre entours d’une atmosphere 
morale et religieuse, mais sans pression aucune.* Auch 
diese Ansicht scheint uns mit derjenigen, daß die Schutz- 
aufsicht keinen speziellen religiösen Charakter haben solle, 
ebenfalls nicht im Widerspruche zu stehen. Sie ist auch 
ganz allgemein gehalten und strebt nur darnach, die Bes- 
serung der Sünder auf Grundlage eines religösen, sittlichen 
Lebens und Sinnes herbeizuführen. 

Wir haben das Werk der Schutzaufsicht für entlassene 
Sträflinge, unser Referat einleitend, als ein eminentes Werk 
der christlichen Nächstenliebe bezeichnet. Wenn sie nun 
wirklich ein solches ist, so beruht sie auf dem schönsten 
Grundsatze der christlichen Religion: Liebe Gott über alles 
und den Nächsten wie dich selbst! Ohne religöse Grund- 
lage wird es beim Besserungswerk nicht gehen, aber die 
Religion und die Religionsübungen sollen nicht Sonder- 
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zwecken, nicht der Propaganda dienen. Die Schutzanf- 
sicht muß allgemein sein und ohne Ansehung des religiösen 
Bekenntnisses und der konfessionellen Färbung alle jene 
Unglücklichen umfassen, welche ihrer Hülfe bedürfen und 
guten Willens sind; dann wird auch der Segen Gottes auf 
ihr ruhen, 

Wenn der Kanton Aargau in einer Verordnung über 
den Vollzug der bedingten Freilassung der Strafgefangenen 
aus dem Jahre 1872 die Schutzaufsicht über alle aus der 
Strafanstalt entlassenen Sträflinge, welche in den betreffen- 
den Kirchgemeinden ihren Wohnsitz nehmen und der 
Schutzaufsicht unterliegen, den Kirchenpflegen überträgt 
und wenn das Reglement über Patronage im Kanton 
Waadt aus dem Jahr 1887 in Art. 4 vorschreibt: „Les 
pasteurs et les suffragants, les cures et les vicaires, ainsi 
que les Comseils de paroisse, sont officiellement charges, 
chacun dans sa paroisse, de seconder activement la Com- 
mission centrale de patronage, so darf man daraus nicht 
schließen, daß es geschehen sei, um die Schutzbefohlenen 
der einen oder andern Konfession zuzutreiben oder der 
Herrschaft der Kirche unterzuordnen, sondern es ist offen- 
bar in guten Treuen so verfügt worden, weil man voraus- 
setzte, daß die Organe der Kirche für diese Ämter nicht 
nur die nötige Zeit zur Verfügung hätten, sondern daß sie 
zur Ausübung derselben auch die zutreffenden Eigenschaf- 
ten und Fähigkeiten, die nötige Einsicht und nach dem 
Vorbilde des göttlichen Meisters einen nie ermüdenden 
Eifer im Werke der Liebe und der Barmherzigkeit besitzen 
und an den Tag legen werden. 

3) Bezüglich der Organisation der Schutzaufsicht ver- 
langt der Herr Referent von Freiburg die Einführung 
eines ständigen Sekretariats. Er sagt: „J’ai toujour reclame, 
depuis la fondation de la soci&te en 1887, l’institution d’un 
secrötariat confi6 a un aumönier de pröference, lequel verrait 
le detenu & son arrivöe au pänitencier, au cours de la deten- 
tion, s’adresserait pour lui & sa famille, & sa commune, puis & 





Ba 
la soci6t6, en vue de son placement & la sortie du pe&ni- 
tencier.“ 

Der Herr Referent aus Baselstadt äußert sich über 
diesen Punkt also: „Ein Komite mit einem Geschäfts- 
führer (am besten versieht diesen Posten der Strafhaus- 
geistliche selbst) sucht jedem Entlassenen so viel wie mög- 
lich in einer der angeführten Weisen weiter zu helfen und 
in möglichstem Kontakte mit ihm zu bleiben.“ Auch der 
Herr Referent aus Baselland ruft einer Stelle mit gleichen 
Obliegenheiten. „An der Spitze der Schutzaufsichtskom- 


mission steht, so fährt er fort, ein Inspektor, der die Haupt- 


arbeit besorgt. Für seine Mühewaltung wird er besoldet. 
Der Inspektor bildet das Zwischenglied zwischen Patron und 
Schutzaufsichtskommission einerseits und zwischen Polizei 
und Schutzkommission anderseits.“ 

Ob man den betreffenden Beamten Sekretär oder Ge- 
schäftsführer oder Inspektor nennen will, auf den Namen 
kommt es absolut nicht an, wenn die Sache selbst empfeh- 
lenswert ist. Und sie ist es in der That. Durch einen 
solchen Geschäftsführer kommt Leben in die Sache. Er 
ist die Persönlichkeit, die den Verkehr allseitig leitet. Er 
ist das Alpha und das Omega der ganzen Angelegenheit. 
Wir haben in That und Wahrheit solche Agenten der 
Schutzaufsicht ja jetzt schon. Sie führen nur keinen be- 
züglichen Namen, aber thätig sind sie da und dort; ohne 
dieselben wäre das Institut der Schutzaufsicht eine Maschine 
ohne Motor. Aber umsonst ist der Tod. Diese Agentur 
gibt Arbeit und braucht Geduld. Derjenige, der ihr Leben 
gibt, muß dafür sorgen, daß er auch leben kann. Man muß 
ihn für seine anstrengenden Bemühungen auch bezahlen. 
Darin hat der Herr Referent aus Baselland recht. 

Für dieses Amt werden die Geistlichen der Strafan- 
stalten vorgeschlagen. Daß sie dafür die richtigen, sich auf- 
opfernden Persönlichkeiten sind, dafür haben wir Beweise 
genug. Sie haben auch Gelegenheit, den künftigen Schütz- 
ling und seine Eigenschaften schon während seines Auf- 
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enthaltes in der Strafanstalt kennen zu lernen. Sie kennen 
aus Unterredungen seine häuslichen Verhältnisse und Be- 
dürfnisse. Sie wissen auch Bescheid und haben eindring- 
liche Worte, wenn es gilt, für einen solchen Unglücklichen 
Arbeit zu vermitteln. Also, wenn die Herren Strafhaus- 
geistlichen für ein solches Amt Zeit haben und sich dieser 
Mühe unterziehen wollen, so erwähle man sie dafür, ent- 
schädige sie aber auch und zwar, wo nicht Fonds vorhan- 
den sind, wie z. B. in St. Gallen, von Staats wegen. Welchen 
Namen man dann dem Erwählten geben will, das ist von 
untergeordneter Bedeutung. Für solche Vermittlerämter 
ist indessen bezüglich volkswirtschaftlicher Fragen in un- 
sern Tagen mehrfach die Bezeichnung „Sekretariat“ und 
„Sekretär“ gewählt worden. Ich würde ihn auch hier pas- 
send finden. 

Der Herr Referent aus Appenzell A.-Rh. wünscht, daß 
in den Gemeinden schon zum voraus Patrone bestellt wer- 
den, welche schon in der Strafanstalt ihr Schutzaufsichts- 
werk beginnen können. Wenn Schutzaufsichts-Sekretäre 
oder Inspektoren aufgestellt werden, so fällt diesen natür- 
lich diese vorbereitende Thätigkeit zu und kann von der 
Erfüllung jenes Wunsches Umgang genommen werden und 
zwar um so lieber, da es der Disziplin der Strafhäuser 
nicht dient, wenn allerlei Elemente mitspielen und im Straf- 
vollzuge noch unkundige Persönlichkeiten hineinregieren 
und ihre Meinung zur Geltung bringen wollen. 

Der Herr Referent aus Baselstadt wünscht, daß die 
verschiedenen Schutzaufsichtsorgane viel innigere Fühlung 
mit einander haben sollten sowohl durch streng durchge- 
führte Meldung beim Übertritt eines Schutzbefohlenen in 
einen andern Kanton, als auch durch häufigere Empfeh- 
lung der Schutzbefohlenen bei andern Vereinen überhaupt. 
Er ruft auch einer Verbindung mit den Armenbehörden, 
hauptsächlich aber mit den Polizeibehördeu, damit nicht 
wertvolle persönliche Opfer durch das geschäftsmäßige (oft 
nicht taktvolle) Vorgehen der Polizei in Frage gestellt 
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werden (vide in diesem Punkte &uch das Referat aus Ap- 
penzell A.-Rh.). Endlich empfiehlt er auch noch ein engeres 
Zusammengehen mit den Nachbarländern in Sachen der 
Schutzaufsicht. 

Bezüglich des Kartelles der Schutzaufsichts-Vereine 
unter sich will der Herr Referent aus der Waadt noch 
weiter gehen. Er sagt: „En ce qui ooncerne la Suisse, nos 
differentes societ&s et commissions devraient avoir un lien 
plus solide et une organisation plus forte et nous devrions 
travailler avec plus d’energie & faire abolir le systeme 
actuel d’expulsions administratives de canton & canton, 
qui est un grand obstacle & un patronage serlieux. 

Sı on obtenait ce resultat, il devrait ötre convenu que 
chaque societe ou commission cantonale s’occupe des de- 
tenus sortant de ses prisons, sans distinction et sans avoir 
le droit de se faire rembourser ses frais par le canton 
d’origine. Celä ne devrait pas empöcher les difförentes 
sociötes de se pröter assistances, lorsque, comme c’est sou- 
vent le cas, il est utile de döpayser le libere pour faciliter 
son rel&vement. 

Die Vorteile der einen und andern dieser Änregungen 
sınd so in die Augen springend, daß wir sie nur unter- 
stützen können und wünschen müssen, daß dieselben in 
ein zukünftiges Programm aufgenommen werden möchten. 
Ohne ein solches harmonisches Zusammenwirken bleibt 
die Wirksamkeit der Schutzaufsicht auf halbem Wege 
stehen. 

5) Baselland ruft für erste, leichte Fälle der bedingten 
Verurteilung mit Schutzaufsicht. Die bedingte Verurteilung 
ist für uns in der Schweiz noch eine wenig gekannte, neue 
Einrichtung. Der Vorentwurf zum schweizerischen Straf- 
gesetzbuch hat über Einstellung des Strafvollzuges folgen- 
den Artikel (50) aufgenommen: 

„Wird jemand zu einer Freiheitsstrafe von weniger als 
6 Monaten verurteilt, der bisher weder in der Schweiz, 
noch im Ausland eine Freiheitsstrafe wegen eines Ver- 
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brechens erstanden hat, so kann das Gericht den Strafvoll- 
zug gegen ihn einstellen, 

Wenn er die That nicht aus niedriger Gesinnung be- 
gangen und den daraus entstandenen Schaden, soweit es in 
seinem Vermögen stand, ersetzt hat, und anzunehmen ist, 
er werde kein Verbrechen mehr begehen. 2 

Begeht der Verurteilte innerhalb 5 Jahren nach Ein- | 
stellung des Strafvollzuges ein Verbrechen, so hat er auch 
die Strafe, deren Vollzug eingestellt war, zu erstehen; an- 
dernfalls fällt dieselbe weg.“ 

Die bedingte Verurteilung oder richtiger ausgedrückt: 
die Einstellung des Strafvollzuges ist ein Pendant zur be- 
dingten Freilassung. Im Auslande besitzt man darüber 
schon Erfahrungen, die empfehlend lauten, bei uns in der 
Schweiz müssen solche aber erst noch gemacht werden. Die 
bedingte Entlassung hat sich in den Kantonen, wo sie an- 
gewendet wird, empfohlen; wir wollen hoffen, daß man mit 
der bedingten Verurteilung nicht minder gute Erfahrungen 
mache. 

Wenn es sich aber empfohlen hat, die bedingt Frei- 
gelassenen unter Schutzaufsicht zu stellen, so wird es sich 
offenbar nicht minder lohnen und als ebenso notwendig 
herausstellen, diese wohlthätige Kontrolle auch den be- 
dingt Verurteilten zuzuwenden. Da gibt es gewiß nicht 
weniger zu raten und zu helfen, zu ermuntern, ermahnen 
und verwarnen als dort. Es wäre demnach angezeigt, daß 
das neue schweizerische Strafgesetzbuch die Bestimmung 
aufnähme, daß alle jene, bezüglich welcher der Strafvollzug 
vorläufig sistiert werde, unter Schutzaufsicht zu stellen 

| seien. Herr Prof. Dr. Zürcher schlägt hier eine polizeiliche 
| oder eine fürsorgliche Schutzaufsicht vor. Von der polizei- 
lichen Schutzaufsicht müssen wir nach den gemachten Er- 
fahrungen sowohl bei bedingt Verurteilten, als auch bei 
den bedingt Entlassenen absolut abraten, da in solchen 
Dingen die Polizeiorgane oft soviel Thätigkeit an den Tag 
legen, daß der Beaufsichtigte einem gehetzten Rehe gleicht, 
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das in der Angst nicht weiß, ob es ins gespannte Garn 
oder in die Kugel des Verfolgers laufen soll. Ruhige, dis- 
krete Beobachtung, nicht Verfolgung und Denunziation 
sind hier am Platz. 

6) Der Herr Referent aus Baselland verlangt, daß das 
Sparguthaben der Gefangenen, das bekanntlich zum größern 
Teile aus dem Verdienstanteil erworben wird, nicht an Ge- 
richtskosten oder zur Bezahlung von andern Schulden ver- 
wendet werde, sondern zu Handen des Schutzbefohlenen 
an die Schutzaufsicht abgeliefert werde. Diese Forderung 
muß mit Nachdruck unterstützt werden. Was nützt dem 
Freigelassenen sein Sparguthaben, wenn man es ihm zur 
Bestreitung von Gerichts- oder Verpflegungskosten etc. ge- 
rade wieder entzieht? Das ist doch nicht der Zweck des 
Pekuliums. Dieses wird zunächst dafür ausgerichtet, um 
dem Entlassenen sein Fortkommen zu erleichtern. Das 
Organisationsgesetz für die aarg. Strafanstalt erklärt das 
Guthaben der Gefangenen für solange gegen jeden Gläu- 
biger (Staat oder Privatmann) als unangreifbar, als der 
Gefangene in der Anstalt sich befindet oder sein Guthaben 
in der Hand der Schutzaufsicht liegt. Es ist anzunehmen, 
daß das eidgenössische Strafgesetz auch allgemeine Bestim- 
mungen für den Strafvollzug aufstellen werde. Da wäre 
alsdann Gelegenheit geboten, auch solche bezüglich der 
Ausrichtung des Verdienstanteiles für die Gefangenen auf- 
zunehmen und dessen Verwendung im Interesse derselben 
und ihrer Angehörigen zu sichern. 

1) Der Berichterstatter von Genf befürwortet ebanfalls 
eine Reorganisation des Schutzaufsichtswesens durch Be- 
stimmungen des Strafgesetzes. Dabei denkt er auch an die 
Gründung von sog. Übergangsstationen (Arbeiterkolonien), 
welche dem aus dem Gefängnis entlassenen Sträfling wäh- 
rend einer bestimmten Zeit als Aufenthaltsort angewiesen 
werden könnten. Schon Herr Direktor Kühne sel. hatte 
die Gründung solcher Übergangsstationen als wünschbar 
erklärt und sich zur Herzenssache gemacht. Der sog. Zug 
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in die Stadt bringt dieses Postulat immer mehr zu Reife. 
Man findet in größern Städten, namentlich zur Zeit einer 
‘Arbeitskrisis für Menschen, die schon im Zuchthaus ge- 
sessen sind, oft nur mit großer Mühe Arbeit und Unter- 
kommen, und da mag es dann für die Schutzaufsichtsorgane 
bei Versorgung von Schutzbefohlenen eine Erleichterung 
sein, dieselben vorübergehend einem solchen Arbeiterheim 
anvertrauen zu können. Vorherrschend ackerbautreibende 
Gegenden fühlen dieses Bedürfnis weniger oder gar nicht, 
weil bei den Landwirten die Klage über Arbeitermangel 
eine beständige und allgemeine geworden ist. Wer arbeiten 
will (aber am Wollen fehlt es gar oft), der findet bei gutem 
Verhalten jahraus jahrein landwirtschaftliche Beschäftigung 
genug. Allein diese ist gar vielen zu mühsam und zu 
schmutzig. Sie ist ihnen zu wenig „menschenwürdig.“ In 
der Stadt gehts leichter und daneben gibts noch Vergnü- 
gungen. Mann trägt dort auch schönere Kleider und der 
Arbeitstag dauert nicht so lang als bei den Bauern; daher 
hängt man das beschwerliche Tagelöhnen auf dem Lande 
an den Nagel, verkauft sein Häuschen, Gärtchen und 
Äckerlein und zieht in die Stadt und richtet sich nach der | 
neuen Mode ein. Doch die Herrlichkeit geht unter Um- 
ständen bald zu Ende; es kommen die Tage der Krisis und 
der Not und damit gar oft auch die Versuchungen zum 
Bösen und was damit weiter zusammenhängt. Das Ver- 
langen nach dem „menschenwürdigern Dasein“ hat schon 
manchem bittere Erfahrungen gebracht. 

Also an der Arbeit fehlt es in der Regel nicht, aber 
am Wollen und an der Ausdauer bei der Arbeit. Die 
Schweiz lässt tausend und tausend Arbeiter aus fremden Lüän- 
dern kommen und belohnt und ernährt sie, für ihre eigenen 
Söhne schafft sie aber mit grossen Geldsummen Arbeiterkolo- 
nien mit ausgedehnten Ländereien, um ihnen Beschäftigung 
bieten zu können. Liegt darin nicht ein Widerspruch, der zu 
denken gibt. 

Wir sind indessen nicht Gegner der Arbeiterkolonien 
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als Übergangsstationen. Es ist Möglich, daß einer leichter 
Aufnahme findet, wenn er aus dem Arbeiterheim kommt, 
als aus der Strafanstalt. Nur soll es dann auch in Wirk- 
lichkeit eine Übergangsstation sein und bleiben und nicht 
zureigentlichen Aufenthaltsstation werden. Natürlich müssen 
diese Übergangsstationen, um bestehen zu können, vom 
Bunde, den Kantonen und Schutzaufsichtsvereinen materiell 
und moralisch unterstützt werden. 

8) Eine ganze Reihe wohlberechtigter Wünsche ent- 
hält endlich der Bericht der Frau Präsidentin der Patro- 
natskommission für das Weiberarbeitshaus in Hindelbank. 
Sie sagt: Die Enthaltungszeit sollte nicht nur als Strafe die- 
nen, sondern uuch die Besserung bezwecken. Ist ein solcher 
Wunsch in unsern Tagen noch nötig? Gibt es denn in 
der Schweiz noch Orte, wo man anderer Ansicht wäre? 
Wir haben gemeint, dieser allseitig zu unterstützende Ge- 
danke sei bei uns überall zur Geltung gekommen und in 
Ausführung begriffen. Es scheint leider nicht der Fall zu 
sein, und da möchten wir denn doch hüben und drüben 
die Aufmerksamkeit der leitenden Persönlichkeiten auf 
diesen wunden Fleck, auf diesen eigentlichen Anachronis- 
mus hinlenken. Wo der Strafvollzug heutzutag nur süh- 
nen und nicht zugleich auch verbessernd und erziehend auf 
den Büßer einwirken will, da hat er seine Aufgabe offen- 
bar noch nicht erfaßt und braucht sich auch mit Schutz- 
aufsichtsprojekten nicht zu plagen, denn die Schutzaufsicht 
ist ja in erster Linie dafür da, das in der Strafanstalt be- 
gonnene Werk der Besserung fortzusetzen und mit allen 
ihr zu Gebote stehenden Mitteln zu ermöglichen und zu 
Ende zu führen. 

Im weitern wünscht die verehrte Berichterstatterin, 
daß schlechte Aufführung einer unter Schutzaufsicht ge- 
stellten Person bestraft werden könnte Diesem Verlangen 
wird bei der bedingten Entlassung Rechnung getragen. 
Ein bedingt Entlassener kann, wenn er sich in der Frei- 
heit nicht gut hält, zur Nachholuug des Strafrestes sofort 





wieder in die Strafanstalt versetzt werden. Das ist das 
erzieherische Moment der bedingten Freilassung. Ein sol- 
ches bietet auch die bedingte Verurteilung. Hält sich ein 
bedingt Verurteilter nicht gut, so wird sein Urteil zur Voll- 
ziehung kommen. Anders verhält es sich mit den definitiv 
Entlassenen, welche unter Schutzaufsicht gestellt werden. 
Diese können offenbar ohne neues Urteil nicht so leicht 
wieder eingebracht werden. Gesetzliche Bestimmungen da- 
für bestehen bis jetzt unseres Wissens keine; es müßten 
solche erst: noch geschaffen werden. 

Nun kommt aber ein Postulat, dem wir nicht beipflich- 
ten können. Es heißt: „So lange sich ein Sträfling nicht 
gut verhält, soll er auch nicht entlassen werden.“ Wenn 
dieses Postulat Grundsatz würde, so müßte man in der 
Schweiz noch viele Strafanstalten bauen. Es ist aber auch 
deshalb verwerflich, weil es zur Heuchelei erziehen würde. 
Wenn ein Individuum in der Strafanstalt unter dem Drucke 
des Freiheitsverlustes oder in der Erinnerung an die trau- 
rige Lage der Angehörigen oft auch nicht besonders auf- 
gelegt und rosig gestimmt, sondern unzufrieden und mür- 
risch ist, so beweist das noch nichts für die Schlechtigkeit 
seines Charakters. Im Gegenteil, diejenigen, die sich fort- 
während ducken und sich alles gefallen lassen, bieten für 
ein späteres gutes Verhalten in der Freiheit wenig Ge- 
rantie. Es ist aufrichtiger und vertrauenerweckender, wenn 
ein Mensch seine innere Stimmung auch zu Tage treten 
läßt, als wenn er seinen Mißmut oder heimlichen Groll 
immer verborgen hält und im Innern fortkochen läßt. Auch 
in der Strafanstalt soll man sich beschweren dürfen, wenn 
man Grund dazu hat, und hat man keinen Grund dazu, so 
erhält man darüber Aufklärung und das Kochen im Innern 
hört auf. 

Gegen die absolute Bosheit, die keine Belehrung will, 
wo also das üble Verhalten in der Strafanstalt mit dem 
bösen Charakter an und für sich zusammenhängt, kann 
man natürlich nicht leicht aufkommen; ein solches Indi- 
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viduum wird aber auch durch eine längere Detention nicht 
besser und mürber werden, sondern nur verbissener und 
für die Freiheit untauglicher. Solche Menschen sollte man 
lebenslänglich internieren können, was auch schon ange- 
strebt wurde. 

Wenn die Strafzeit zu Ende ist, so lasse man daher 
den Büßer ziehen, damit er wieder einmal frische Luft 
schnappen und aufatmen kann. Dieses Aufstmen wird 
auch auf seinen Seelenzustand wohlthätig einwirken. 

Eine Verlängerung der Detentionszeit wegen diszipli- 
narischen Ausschreitungen während der Strafzeit würde sich 
aber auch vom strafrechtlichen Standpunkte aus nicht 
rechtfertigen lassen. Um solchen Ausschreitungen ent- 
gegenzuwirken, dafür hat man verschiedene Disziplinar- 
strafmittel, die ihrer Natur nach sich von der Art der 
Vollziehung der Freiheitsstrafe wesentlich unterscheiden, 
weil sie nicht nur die Freiheit in noch höherm Grade ein- 
schränken, sondern überdies noch mit empfindlichen Ent- 
behrungen und Leiden verbunden sind. Zur Aufrechthal- 
tung der Disziplin genügen diese Disziplinarmittel und sollen 
nicht noch vermehrt werden. 

Wenn die mit offenen Augen beobachtende Bericht- 
erstatterin sich endlich noch zu den Worten veranlaßt 
sieht, es habe den Anschein, uls ob der Staat die Verbrei- 
tung des Lasters befördern wolle durch das Zusammenbringen 
der Jungen und Jüngsten mi den alten Rückfälligen und 
zwar sowohl im Arbeitshaus, als in der Strafanstalt, und 
wenn sie daran die Forderung knüpft, es sei für jugend- 
liche Mädchen eine besondere Anstalt zu gründen, so 
müssen wir dıeses Begehren aus voller Überzeugung unter- 
stützen. Es ist ja gerade unser Verein, der die Gründung 
solcher Anstalten für jugendliche Individuen beider Ge- 
schlechter seit bald 30 Jahren empfiehlt und anstrebt und 
gewiß nicht ohne Erfolg; denn wenn auch der Bund wegen 
Mangel an Kompetenz diesem langjährigen Postulate bis 
jetzt nicht gerecht werden konnte, so haben doch mehrere 
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Kantone von sich aus für ihre jugendlichen Verbrecher 
und Taugenichtse männlichen Geschlechtes Zwangserzieh- 
ungsanstalten errichtet, damit dieselben nicht mehr mit 
ältern Sündern zusammengebracht werden müssen. Für das 
weibliche Geschlecht fehlen solche noch allenthalben, weil 
ein bezügliches Bedürfnis glücklicher Weise weniger em- 
pfanden wird. Im Aargau werden die wenigen jugend- 
lichen Verbrecherinnen zwar in der Strafanstalt unterge- 
bracht, allein sie kommen mit ältern Strafweibern nicht in 
Berührung und werden streng in Einzelhaft gehalten. Man 
beschäftigt sich hier aber auch eifrig mit dem Gedanken, 
in der Zwangserziehungsanstalt Aarburg auch Lokalitäten 
für junge, mißratene Mädchen einzurichten. Und wenn in 
größern Kantonen z. B. im Kanton Bern ein Bedürfnis für 
Errichtung einer weiblichen Zwangserziehungsanstalt vor- 
handen ist, so wird man für diese Art von Prophylaxis 
sicher auch einen Weg finden. 

Für die mutige Anregung aber wollen wir der Bericht- 
erstatterin hier unsern besondern Dank aussprechen und 
dem Bunde und den Kantonen diese Angelegenheit aufs 
neue recht warm ans Herz legen und zwar um so mehr, 
als das Schweizervolk mit großer Mehrheit für Errichtung 
und Unterstützung solcher Zwangserziehungsanstalten sich 
ausgesprochen hat. Hic Rhodus, hic salta! 


C. Die Aufgabe der Schutzaufsicht vor und nach der Ent- 
lassung des Strafgefangenen.' 

Die erste Arbeit für die Schutzaufsicht: hat offenbar 
der Vorsteher oder Hausgeistliche der Detentionsanstalt, 
in welcher der künftige Schützling untergebracht ist, zu 
verrichten, indem er diesen darüber befragt und exami- 
niert, was’ er nach seiner Entlassung, sei dieselbe eine be- 
dingte oder definitive, zu beginnen beabsichtige, wohin er 


1 Aus meinem Referate für den internationalen Kongreß für Schutz- 
aufsicht in Paris im Juli 1900. 
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sich begeben wolle und welche Hülfsmittel ihm dafür zu 
(ebote stehen. Aus diesem Gespräche, sowie aus den ge- 
wechselten Briefen, deren Inhalt er wohl kennt und ken- 
nen muß, kann sich der Direktor oder Hausgeistliche leicht 
darüber orientieren, ob die Thätigkeit der Schutzaufsicht 
notwendig sei und einzutreten habe, oder ob der Entla&- 
ling den Weg durch die Zukunft selbst finden könne; denn 
alle zu entlassenden Detinierten könnte man unmöglich unter 
Sehutzaufsicht stellen und versorgen. Wer vermöge seiner 
Familienstellung, der vorhandenen Mittel, seines Verkehrs- 
geschickes etc. etc. imstande ist, sich selber zu helfen und 
dazu auch den guten Willen besitzt, den lasse man ge- 
trost ziehen. Wenn seiner künftigen Umgebung sein Schick- 
sal noch nicht bekannt ist, so wird er es vorsichtigerweise 
auch nicht verraten und so beim vollen Vertrauen, das ihm 
die Gesellschaft entgegenbringt, sein Fortkommen auch 
leichter finden und zwar ohne Mitwirkung der Schutz- 
aufsicht. 

Ich spreche hier natürlich von denjenigen, welche ihre 
Strafzeit vollendet haben und ganz frei sind; denn anders 
wird sich die Sache gestalten bei denen, welche zur Vol- 
lendung der Strafzeit bedingt auf Wohlverhalten entlassen 
werden, wenn das Gesetz für solche die. Stellung unter 
Schutzaufsicht ausdrücklich vorschreibt. 

Diese und alle andern Entlaßlinge, welche unter Schutz- 
aufsicht gestellt werden, hat der Anstaltsdirektor oder 
Hausgeistliche also über ihre zukünftige Stellung im all- 
gemeinen, sowie insbesondere über ihr Verhältnis zur 
Schutzaufsicht zu belehren, ihnen ihre Pflichten und Ver- 
pflichtungen ans Herz zu legen und sie auf die Folgen 
der Unterlassung derselben aufmerksam zu machen. Gleich- 
zeitig hat er aber auch den Organen der Schüutzaufsicht 
über den künftigen Schützling einen Rapport oder Schlu&- 
bericht zu erstatten, woraus jene diesen kennen lernen 
können. Dieser Rapport soll enthalten: 

1. Den Namen des zu entlassenden Sträflings, seiner 


Eltern, seines Heimats- und Wohnortes, sein Ge- 
burtsdatum, seine Konfession, seinen Civilstand, 
Beruf, Bildungsstand, Gesundheitsstand, seine Er- 
ziehungsweise, sein früheres Verhalten, seine Ar- 
beitstüchtigkeit und geistige Begabung. 

2. Angaben über sein Vergehen oder Verbrechen, über 
Urteil und Gericht, Strafe, Strafantritt, Verhalten 
in der Anstalt, die Art der Entlassung, ob definitiv 
oder bedingt, eventuell auch das Datum des Straf- 
ablaufes und eine kurze Meldung allfälliger, früherer 
Verurteilungen. 

3. Die Wünsche des Schützlings bezüglich seines künf- 
tigen Wohnortes, seiner künftigen Beschäftigung, 
die Angaben über seine Hülfsmittel, sowohl der 
eigenen, als auch derjenigen, welche er von Ver- 
wandten zu erwarten hat, den Betrag seines Spar- 
guthabens in der Anstalt, Ausstattung mit Kleidern 
und Reisegeld, eventuell auch den Namen der 
Person, welche der Entlaßling als Schutzaufseher 
(Patron) wünscht. 

Dieser Bericht muß den Organen der Schutzaufsicht 
rechtzeitig zugestellt werden, d. h. zu einer Zeit, wo es 
diesen noch möglich ist, für den Schützling ein Unterkom- 
men zu suchen und dafür die nötigen Vorbereitungen zu 
treffen, also wenigstens 6 Wochen vor der Entlassung aus 
der Detentionsanstalt. Aus diesem Berichte lernen die 
Schutzaufsichtsorgane den Schutzbefohlenen kennen und 
kommen dadurch in die Lage, ihm für ein seinen leiblichen 
und geistigen Kräften angemessenes Unterkommen zu sor- 
gen. Was sie über den Bericht hinaus noch zu wissen 
nötig haben oder wissen wollen, können sie vom Anstalts- 
vorsteher noch besonders in Erfahrung bringen. 

Beim Suchen eines Unterkommens für den Schützling 
sollen die Schutzaufsichtsorgane mit der größten Vorsicht 
und Behutsamkeit vorgehen, damit sie jenem keinen Scha- 
den zufügen. Von seiner Vergangenheit soll absolut nicht 
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mehr enthüllt werden, als was dem künftigen Arbeitsgeber 
zu seiner vollen Orientierung notwendig ist. Andere Leute, 
außer dem Arbeitsgeber, sollen davon gar nichts erfahren, 
namentlich die Mitarbeiter nicht, damit der Schutzbefoh- 
lene mit bezüglichen Neckereien und Sticheleien nicht ge- 
plagt wird, was ihm sonst seine Stellung verbittern und 
entleiden würde. Natürlich sickert oft trotz aller Vorsicht 
doch etwas durch. In diesem Falle ist es zweckmäßiger, 
die Wahrheit zuzugestehen und bezügliche Belehrungen 
anzubringen, als unrichtige Gerüchte in ihrer bekannten 
Bösartigkeit fortwuchern zu lassen. Gegen allfällige un- 
verschuldete Verfolgungen von seite seiner Umgebung soll 
der Arbeitsgeber den Schutzbefohlenen zu schützen suchen. 
Dafür ist er von den Organen der Schutzaufsicht zu er- 
suchen. Dauern trotzdem die Verfolgungen fort, so muß 
der Platz gewechselt und der Schützling in bedeutender 
Entfernung anderswo versorgt werden. 

Bedient man sich beim Suchen einer Stelle der Aus- 
schreibung in öffentlichen Blättern, so muß natürlich auch 
da möglichste Diskretion beobachtet werden. 

Wenn der Schutzbefohlene auf diese Weise nun ver- 
sorgt ist, so hört deshalb die Thätigkeit der Schutzaufsicht 
doch noch nicht auf. Er bedarf immer noch des Rates, 
der Hülfe und bei Widerwärtigkeiten des Trostes und 
hauptsächlich der Aufmunterung, damit er ausharrt und 
nicht mißmutig die Hände in den Schooß legt oder gar 
rückfällig wird. Die moralische Kraft des einmal Gefal- 
lenen ist nicht gar groß und braucht, soll sie nicht ganz 
erschöpft werden, von Zeit zu Zeit eine lebhafte Stärkung 
und Erfrischung. Solche zu geben, ist ebenfalls Sache der 
Schutzaufsicht. 

Da es nun aber nicht möglich ist, daß die Vorsteher 
der Schutzaufsichtsvereine oder die Schutzaufsichtskommis- 
sionen für die Schutzbefohlenen alle notwendigen Vorbe- 
reitungen zur Versorgung derselben selbst treffen können, 
so müssen dafür von jenen besondere Fonktionäre bestellt 
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werden, welche dafür die nötigen Eigenschaften, insbeson- 
dere genug werkthätige Liebe besitzen. 

Diese Schutzaufseher (patrons) sind, wo möglich, aus 
Mitgliedern der Schutzaufsichtsvereine zu bestellen und 
sollen keine Polizeileute sein, die überall hineinschnüffeln 
und auf den Schützling Jagd machen, so daß er seiner Um- 
gebung auffällig und diese gegen ihn mißtrauisch wird. 
Wenn der Schutzaufseher für den Schutzbefohlenen ganz 
im stillen Arbeit gefunden hat, so braucht er diesen dem 
Arbeitsgeber nicht noch besonders vorzustellen. Der An- 
tritt der Stelle soll sich in gewöhnlicher Weise vollziehen 
und nichts auffälliges im Gefolge haben. Ebenso soll es 
mit den Nachfragen und allfällig nötig werdenden Zu- 
sprüchen geschehen, alles je unter 4 Augen und so ruhig 
als möglich. 

Die Schutzaufsicht muß endlich auch für Geld sorgen; 
sie muß eine Kasse besitzen, der sie Unterstützungen ent- 
nehmen kann, wenn sie geboten erscheinen, Unterstützungen 
nicht blos für den Schützling, bis er sich selbst helfen 
kann, sondern auch Unterstützungen für seine notleidenden 
Angehörigen und zwar nicht erst nach dessen Freilassung, 
sondern schon vorher während seines Aufenthaltes in der 
Strafanstalt. Wenn der Ernährer gefangen sitzt, hat dessen 
Familie in den meisten Fällen Rat und Beistand von nöten. 
Die Familienglieder sind am Verbrechen kaum beteiligt; 
sie können nichts dafür, daß der Vater eingefangen und 
eingesteckt werden mußte; man darf sie deshalb auch nicht 
leiden und darben lassen, sondern muß sie nach Möglichkeit 
unterstützen. Das ist natürlich zunächst Sache der Heimat- 
gemeinde und des Staates, es ist aber auch Aufgabe der - 
Schutzaufsicht, welche zu diesem Zwecke Geldmittel be- 
sitzen soll, die ihr aus mildthätigen Gaben oder Vergabun- 
gen, aus Stiftungen, aus Staatsbeiträgen oder aus den 
Jahresbeiträgen ihrer Mitglieder zufließen. 

Von seinem Sparguthaben ist dem Schützling in der 
Regel nur soviel auszuhändigen, als er zur Reise bedarf. 


1901. L 10 
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Alles weitere ist dem Schutzaufseher zur Verwaltung und 
Bestreitung notwendiger Ausgaben für den Schützling aus- 
zuhändigen. Ebenso sollen auch allfällige Unterstützungs- 
gelder durch den Schutzaufseher vermittelt und dem Schutz- 
befohlenen nicht direkt zugestellt werden. 

Das sind in kurzen Zügen die Mittel und Wege, welche 
die Schutzaufsicht vor und nach der Entlassung des Schütz- 
lings ins Auge zu fassen hat. 


D. Zur Neugestaltung. 


Thesen. 


1) Die Schutzaufsicht für entlassene Sträflinge sei und 
bleibe ein Werk der christlichen Nächstenliebe und als solches 
ein Werk der freiwilligen Thätigkeit der organisierten Schutz- 
aufsichtsvereine oder der Schutzaufsichtskommissionen mit 
Unterstützung der örtlichen Kirchenpflegen oder Vormund- 
schaftsbehörden. Sie hat sich auf beide Geschlechter aus- 
zudehnen und unterstützt sowohl die hilfebedürftigen Ein- 
zelpersonen als auch die Angehörigen derselben — letztere 
nötigenfalls schon während der Detentionszeit jener — mit 
Rat und That, solange sie sich dieser Wohlthat würdig 
zeigen. Polizeiliche Schutzaufsicht ist nicht zulässig. 


2) Unter Schutzaufsicht sind zu stellen: 


a) Alle bedingt auf Wohlverhalten aus Detentions- 
häusern Entlassenen für die Zeit des noch zu ver- 
büßenden Strafrestes und eines Jahres nach Ablauf 
ihrer Strafzeit, wenn der Strafrest nur noch 6 Monate 
und weniger beträgt. 

b) Alle bedingt Verurteilten, bezüglich welcher das 
Gericht den Strafvollzug eingestellt hat, bis zum 
Ablauf der für sie durch Strafgesetz und Urteil 
bestimmten Sistierungsfrist. 

c) Alle definitiv aus Detentionshäusern Entlassenen, 
für welche das Gericht erkannt hat, deß und auf 
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wie lange sie nach der Strafverbüßung unter Schutz- 
aufsicht zu stellen seien. 

d) Endlich alle jene, welche, ob verurteilt oder nicht 
verurteilt, die Schutzaufsicht freiwillig anrufen, weil 
sie es für nötig finden, und sich für eine bestimmte 
Zeit verpflichten, den Anordnungen derselben sich 
zu fügen. 

3) Das eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement 
ist durch das Lokalkomite in Verbindung mit den Central- 
vorständen des interkantonalen Verbandes der schweizeri- 
schen Schutzaufsichtsorgane gund des Vereines für Straf- und 
Gefängniswesen zu ersuchen, bezüglich dieser 4 genannten 
Kategorien von Sakatzaufsichtsbefohlenen und ihrer Ver- 
pflichtungen ws neue eidgenössische Strafgesetzbuch die 
nötigen verbindlichen und wirksamen Bestimmungen auf- 
zungkmen. 

4) Die Schutzaufsicht darf keinen speziellen, tendenziös- 
religiösen Charakter haben und nicht im Dienste einer be- 
stimmten Konfession stehen, sondern sie muß allgemein 
sein und ohne Ansehung des religiösen Bekenntnisses und 
der konfessionellen Färbung alle jene Unglücklichen um- 
fassen, welche ihrer Hülfe bedürfen. 

5) Die Thätigkeit der Schutzaufsichtsorgane hat schon 
während der Detentionszeit zu beginnen. Da die Anstalts- 
vorsteher hiezu die notwendige Zeit aber kaum finden, so 
sollten sich die Herren Strafhausgeistlichen dieser Aufgabe 
unterziehen. Sie haben Gelegenheit, aus den Besprechun- 
gen mit dem Gefangenen seine Anliegen und Lebensver- 
hältnısse kennen zu lernen und sich über dessen Vergan- 
genheit und Gegenwart zu orientieren und daraus für die 
Zukunft die zweckentsprechenden Schlüsse zu ziehen. Da- 
bei muß jedoch, diese Zwischenbemerkung sei uns erlaubt, 
die Ansicht nicht vorherrschen, es müssen «alle Entlaßlinge 
unter Schutzaufsicht gestellt werden. Wer vermöge seiner 
Familienstellung, der vorhandenen Mittel, seiner Verkehr- 
geschicklichkeit etc. imstande ist, sich selber zu helfen und 
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dazu auch den guten Willen besitzt, den lasse man ruhig 
und getrost ziehen. Er wird beim vollen Vertrauen, das 
ihm die Gesellschaft entgegenbringt, sein Fortkommen 
leichter finden, als wenn seine Umgebung es durch bezüg- 
liche Anordnungen vernimmt, daß er in der Strafanstalt 
gesessen ist. Natürlich kann sich dieser Rat nur auf die- 
jenigen beziehen, welche ihre Strafe ganz erstanden haben. 

Wie nun zu dieser Vorbehandlung der Sache der Straf- 
hausgeistliche die geeignetste Persönlichkeit ist, so hat er 
auch für die Fortführung des Schutzaufsichtsgeschäftes, 
wie schon früher gezeigt wurde, in eminenter Weise alle 
nötigen Eigenschaften, hauptsächlich auch das richtige 
Verständnis und die notwendige Hingebung und Aufopfe- 
rungsfähigkeit. Man erwähle also die Herren Gefängnis- 
geistlichen als Schutzaufsichtssekretäre. Ihrer regen Thätig- 
keit, die in gebührender Weise zu entschädigen ist, wird es 
gelingen, das Schutzaufsichtswesen ins richtige und zweck- 
mäßige Geleise zu bringen. 

6) Die durch die Kantons- und Landesgrenze geschie- 
denen Schutzaufsichtsorgane (Vereinsvorstände und Kom- 
missionen) sollen sich gegenseitig unterstützen und zu 
diesem Zwecke auch gegenseitige Fühlung pflegen und 
ihre Vorstands- und Mitgliederverzeichnisse austauschen. 
Ohne Unterschied und Rücksichtsnahme auf die Herkunfi 
und so weit möglich ohne Rückerstattung der bezüglichen 
Kosten haben sich die Schutzaufsichtsorgane eines Kan- 
tons, soweit nötig, aller aus den Gefängnissen des betref- 
fenden Kantons zu Entlassenden anzunehmen. Dabei soll 
die polizeiliche Abschiebung von Schweizerbürgern über 
die Kantonsgrenze endlich aufhören. 

7) Das Sparguthaben der Gefangenen soll denselben 
in vorsichtiger Weise ausgehändigt werden, darf aber nicht 
für Gerichts- oder Verpflegungskosten oder zur Bezahlung 
anderer Schulden Verwendung finden, es sei denn, daß der 
Gefangene dazu einwilligt und dasselbe zu seinem Fort- 
kommen nicht notwendig braucht. Dem Schützling selbst 
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ist davon in der Regel nur so viel zu verabfolgen, als er 
zur Reise bedarf. Alles weitere, auch allfällige Unter- 
stützungsgelder sind den Schutzaufseher zur Verwaltung 
und Bestreitung notwendiger Ausgaben für den Freigelas- 
senen zu übergeben. 


8) Bei Erteilung von Unterstützungen ist alle Vorsicht 
anzuwenden. Die Unterstützungen sollen nicht verlockend 
werden. Es gibt immer Menschen, die sich auf fremde 
Hülfe verlassen und die eigenen Hände behaglich in den 
Schooß legen. Bevor man gibt, hat man daher zu kontrol- 
lieren, wem man gibt und wie man gibt. Auch Kleidungs- 
stäcke und Werkzeuge können, wie die Erfahrung lehrt, 
wieder zu Geld gemacht werden. Größere Geldunterstütz- 
ungen dürfen dem Unterstützungsbedürftigen nur dann auf 
die Hand gelegt werden, wenn man sich von seinem haus- 
hälterischen Sinne überzeugt hat. Namhafte Geldbeträge 
z. B. zum Ankauf von notwendigen Materialien oder Werk- 
zeugen sind gegen eine schriftliche Erklärung des Em- 
pfängers zur Rückzahlung und auch da in der Regel nur 
gegen die vorgelegten Rechnungen nach vorher gegange- 
ner Gutsprache und wenn immer möglich dem Gläubiger 
selbst auszubezahlen. Zu eigentlichen Spekulationszwecken 
sollen Unterstützungsgelder nicht verabfolgt werden. Be- 
scheidene Gesuche um Unterstützungen sind in Erwägung 
zu ziehen, unbescheidene und protzige abzuweisen. Beim 
Geben kann man am besten erziehen, das wissen Eltern und 
Erzieher gar wohl. 


9) Bei dem fortwährenden Mangel an Arbeitskräften 
für die Landwirtschaft sind Entlaßlinge auf diese bestän- 
dige, sicherste und gesündeste, wenn vielleicht auch we- 
niger lohnende Arbeitsquelle aufmerksam zu machen. Zur 
Erlernung dieser Art von Beschäftigung geben für Unge- 
übte die Arbeiterkolonien (Übergangsstationen) Anleitung 
und vorübergehend auch für Geübtere Beschäftigung. Diese 
sind daher ihrer wohltbätigen Wirkungen wegen von seiten 
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des Bundes, der Kantone und der Schutzaufsicht mit ma- 
teriellen und moralischen Mitteln zu unterstützen. 

10) Es sollen, um ein altes, wohlbegründetes Postulat 
zu erfüllen, auch für das weibliche Geschlecht Zwangserzieh- 
ungsanstalten errichtet werden. „Der Bund ist auch be- 
fugt, so heißt der letzte Satz des am 13. November 1898 
vom Schweizervolke erweiterten Artikels 64 der Bundes- 
verfassung, der Bund ist befugt, sich an Einrichtungen 
zum Schutge verwahrloster Kinder (also Mädchen und 
Knaben) zu beteiligen.“ Dieser Satz soll nicht umsonst 
erkämpft und in die Bundesverfassung gesetzt worden sein, 
Seine Ausführung thut not, wie die geehrte Referentin aus 
dem Kanton Bern es mit flammenden Worten bewiesen 
hat. Die Worte sind zur That reif und sollen ins Werk 
gesetzt werden. In diesem Sinne fassen die beiden Ver- 
eine daher Beschluß und gelangen damit in einem beson- 
dern Gesuche an das eidgenössische Justiz- und Polizei- 
departement in Bern, 

11) Der Mißbrauch des Alkohols ist offenbar einer der 
größten Feinde der Bestrebungen der Schutzaufsicht. Wir 
müssen daher fortfahren, diesen Feind mit aller Kraft zu 
bekämpfen und dessen Bekämpfung zu unterstützen. 

12) Eine Erleichterung für das Werk der Schutzauf- 
sicht brächte uns unbedingt die Versorgung der sogenann- 
ten Gefängniskunden (vielfach Rückfälligen) in größern 
Centralanstalten, die mit Unterstützung des Bundes {erweit. 
Art. 64 der B.-V.) von den Kantonen errichtet werden 
könnten. Im Vorentwurfe zum neuen schweizerischen Straf- 
gesetzbuch (Art, 44) ist die Verwahrung vielfach Rück- 
fälliger in besondern Anstalten vorgesehen. Diese Ange- 
legenheit ist nicht aus dem Auge zu lassen. 


Thesega. 
1. Le patronage des dötenus liberes est une @uvre de 
philanthropie chretienne, et comme telle une @uvre de l’acki- 
vite libre des societes et conmımissious de patronage orga- 


151 


nisees, les dernieres agissant avec l’appui des autorites 
paroissiales locales ou d’autoritös de tutelle. Il doit s’etendre 
& l’un et & l’autre sexe et prendre sous sa protection aussi 
bien les personnes considerees isol&ment et privees de 
secours, que leurs parents — ceux-ci au besoin deja pendant 
la dötention des premieres — en les aidant de ses conseils et 
de ses’actes, aussi longtemps que ceux qui sont l’objet de 
cette protection s’en rendent dignes. 

2. Doivent ätre places sous patronage: 

a) Tous les dötenus liberes provisoirement, pendant la 
duree de la peine qui leur reste & subir, et une annee en- 
core aprös l’expiration de la peine, si le reste de la peine 
ne surpasse 6 mois. 

b) Tous les condamnes conditionnellement, et en faveur 
desquels le Tribunal a suspendu l’exöcution de la peine, 
jusqu’& expiration du sursis fixö par le Code penal et le 
Jugement. 

c) Tous les dötenus liberes definitivement, au sujet 
desguels le Tribunal a jugs qu’ils devaient encore, aprös 
expiration de la peine, ötre places pour un temps d6ter- 
mind sous la surveillance de la Societ& de patronage. 

d) Enfin tous ceüx qui, condamnds ou non, Se placent 
de leur propre ehef sous la dependance d’une socidt& de 
pätronage, le trouvant ne&cessaire, et qui B’engagent & Se 
soumettre & ses ordres pour un temps determine. 

3. Le Departement feddral de justice et police sera 
invite par le comitö local, de concert avec les deux eomitös 
centraux de l’Union intereantonale des sociötdös de patronage 
et de la Societ6 suisse des prisons, & introduire dans le 
nouveau Code penal suisse les dispositions näcessaires, effi- 
eacas et obligatoires concernant les quatre susdites catögories 
de personnes designdes comme propres & &tre placdes sous 
patronage, en tenant compte de leurs obligations respec- 
tives. 

4. Le patronage ne doit pas revätir de caractere spe- 
eifiquemenit religieux et tendanciel, ni ötre au service d’une 











confession determinse; Il doit ötre neutre, c’est-A-dire ne 
pas avoir de couleur confessionnelle ni aflicher les prin- 
cipes d’une confession de foi; son action doit s’ötendre 
indistinctement & tous les malheureux qui röclament son 
aide. 

b. L’euvre des soci&tes de patronage doit commencer 
deja pendant le temps de la detention. Les directeurs de 
prisons et de penitenciers trouvant & peine le temps de 
8’y interesser directement, MM. les aumöniers de ces e&ta- 
blissements sont spöcialement qualifies pour s’en charger. 
Par leurs entretiens avec les detenus, ils ont l’occasion de 
faire plus intime connaissance avec les circonstances de 
leur vie, d’apprendre & connaitre leurs desirs et leurs veux; 
ils peuvent ainsi s’orienter sur leur passe et leur present 
et, sur ces bases, rechercher la meilleure voie & prendre 
pour l’avenir du dötenu. Nous nous permettons cependant 
de faire remarquer, en passant, qu’il ne faudrait pas nour- 
rir cette idee que tous les detenus dussent ätre places 
sous patronage. Ainsi il faudra laisser tranquilles ceux qui, 
gräce & leur situation et & leurs conditions de famille, aux 
ressources dont ils disposent, & leur habilet& naturelle, 
peuvent se tirer d’affaire seuls et qui, en outre, ont assez 
d’honneur & coaur pour le faire. Il assurera plus facilement 
son avenir s’il se sent l’objet d’une pleine et entiere con- 
fiance de la part de la societe, que si son entourage, par 
suite de certaines dispositions prises & son &gard, appre- 
nait qu’il a subi une peine d’emprisonnement. Ce conseil 
ne trouve &videmment sa raison d’etre que vis-&-vis de 
ceux qui ont complötement subi leur peine. 

Comme l’aumönier d’un etablissement de detention est 
en quelque sorte la personne predestinde pour entreprendre 
cette @uvre preliminaire, il possede &galement au plus 
haut degre, comme nous l’avons dejä dit, les qualites ne- 
cessaires pour concourir a la continuation de l’auvre du 
patronage, principalement en raison de l’intelligence qu’il a 
des choses et de la sollicitude toute de d&övouement et 








153° 


d’onbli de soi-möme qu’il voue & cette @uvre de rele- 
vement. Les aumöniers sont ainsi tout designes pour rem- 
plir les fonctions de secrelaires de societes de . patronage. 
Gräce & leur activite, & leurs pr&cieux services, pour ..les- 
quels ils doivent etre düment indemnises, ils röussiront & 
maintenir l'’auvre du patronage dans la voie la meilleure 
et ä en assurer la marche progressive. 

6. Les societes et les commissions de patronage can- 
tonales et r6ögionales doivent s’entr’aider, et, dans ce but, 
entretenir des rapports röciproques, faire &change de leurs 
listes de membres de comites et de societes. Les organes 
de patronage d’un canton doivent s’occuper, autant que 
cela est nöcessaire, de tous les detenus dudit canton qui 
doivent: ötre liböres, sans &tablir de difference entre eux, 
sans tenir compte de l’origine de l’individu et, dans la 
mesure du possible, sans exiger la restitution des frais,. 
C'est ainsi que cessera enfin le transport, par la police, de 
citoyens suisses d’un canton dans un autre canton. 

7. Le p&cule d’un detenu doit lui ätre remis avec cir- 
conspection. Il ne doit pas ötre employe & payer des frais 
de justice ou d’entretien ou a acquitter d’autres dettes, 
sinon avec l’assentiment du detenu et a moins que le de- 
tenu n’en ait pas besoin & sa sortie de prison. On ne doit 
lui remettre que la somme absolument necessaire & ses 
frais de route. Pour le reste, y compris &ventuellement les 
secours en argent, on doit s’en remettre au jugement du 
prepose au patronage, qui pourvoira aux döpenses neces- 
saires du detenu libere. 

8. On n’accordera les subsides en secours qu’avec la 
plus grande röserve. Les secours accordes au detenu ne 
doivent pas devenir pour lui un oreiller de securite, c’est- 
a-dire un motif d’en exiger de plus grands. Il est toujours 
des gens qui se reposent sur l’assistance d’autrui et qui 
aiment & rester les bras croisös. Avant de donner, il faut 
savoir & qui Pon donne et comment on donne. Möme des 
pieces de vötements et des outils ou autres instruments, 
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l’experience le prouve, peuvent ötre vendus pour se faire- 
Br. de l’argent. Quant & des secours d’une valeur plus grande,. 
B il ne faut les accorder aux necessiteux que si l’on est as- 
Ä sur6 de son esprit d’&conomie. Des subsides &eleves destines,. 
B: par exemple, & l’achat d'objets indispensables : matiöres- 
Ei premiöres, outils, etc., ne doivent ötre accordes que sur 
B: une dö6claration 6crite du destinataire s’engageant & rem-- 
bourser la somme avancde. Dans ce cas et dans la rögle,. 


4 on n’accordera le subside qu’au vu d’un mömoire ou note- 
E reconnue authentique, ou ce qui est preferable: on remet- 
R ira la somme au creancier en personne. On examinera avec- 
= bienveillance les demandes discrötes de secours, mais, en 
Br revanche, on ne fera aucun cas de demandes indiscretes- 
ee ou arrogantes. (’est en donnant qu’om peut, en general, le 


e.: mieux concourir a l’education, c'est ce Auen Jenorent ni les. 
Be: parents ni les educateurs. 
| 9. Vu le manque de bras, dont souffre l’agriculture,. 
on doit encourager les detenus & .s’adonner aux travaux 
des champs, occupation la plus ässuree, la plus saine, bien 
qu’elle soit peut-&tre moins remuneratrice que d’autres. 
Une bonne occasion de se livrer & ce genre de travail est. 
offerte aux novices par les colonies de travail (stations pro- 
visoires de travail), ainsi que par une occupation passa- 
gere procuree aux plus exerces. En consequence et vu 
leur grande utilite, ces institutions doivent ötre soutenues. 
et encouragees materiellement et moralement par la Con- 
federation, par les cantons et par les societes de patronage., 

10. Pour realiser un ancien postulat, parfaitement jüs- 
tifi& ou motive, on cr&eera, pour le sexe föminin ögalement, 
des etablissements d’education correctionnelle, conforme-- 
ment & la 1’° partie, 4=e alinda de l’art. 64 bis de la ceons- 
titution federale, adopt& par le peuple suisse le 13 novembre 
1898, et ainsi congu: „La Confederation a le droit de pröter 
„son concours & des institutions protectrices de l’enfance 
„abandonnee“ (les filles par consequent y comprises). 

Cet article, introduit dans: la constitution. federale a. 
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la suite de luttes et d’efforts, doit porter ces fruits. Son 
execution est de toute necessite, comme Il’honorable rap- 
porteur feminin du canton de Berne l’a demontre dans 
ses paroles enthousiastes : Les paroles sont müres, Ü faut 
passer aux actes. C'est dans ce sens que les deux socidtes 
prennent la decision de s’adresser, par petition speciale, 
au Departement federal de justice et police. 

11. L’abus de l’alcool est evidemment un des plus 
grands obstacles qui s’opposent & l’auvre du patronage. 
Nous devons donc continuer & le combattre de toutes nos 
forces et concourir, pour notre part, & la lutte engagee 
contre ce vice. 

12. Il est hors de doute que l'internement des habituds 
des prisons, c’est-ä-dire des recidivistes endurcis, dans de 
grands ö&tablissements centraux cr&sös par les cantons avec 
l’appui de la Conföderation (Art. 64 de la Constitution 
federale), aurait pour effet d’alleger la täche des sociötes 
de patronage. L’avant-projet du Code penal suisse prövoit 
(Art. 44) l’internement, dans des &tablissements speciaux, 
des röcidivistes condamneds & reiterees fois. Cette question 
ne doit pas ötre perdue de vue. 
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Das Vereinsarchiv besitzt eine beträchtliche Anzahl von 
Vereinsschriften von der ersten Sitzung an, welche von 
den Mitgliedern, zur Ergänzung ihrer Sammlung, das 
Bändchen zu Fr. 1.--, bei Abnahme aller Jahrgänge zu 
75 Rp., durch Herrn Direktor Hürbin in Lenzburg be- 
zogen ‚werden können. 
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I. Centralvorstand des schweiz. Vereins für Straf- und 
Gefängniswesen. 

Präsident: Herr J. V. Hürbin, Direktor der Strafanstalt 
Lenzburg. | 

Vice-Präsident: Herr Dr. L. Guillaume, Direktor des eidge- 
nössischen statistischen Büreaus in Bern. 

Quästor: Herr Dr. F.Curti, Direktor der Strafanstalt Zürich- 
Regensdorf. 


I. Centralvorstand des Verbandes der schweiz. Schutz- 
aufsichtsvereine. 
Präsident: Herr Pfr. W. Kupferschmid, Zürich. 
Vicepräsident: „ E. Favre, Direktor der Strafanstalt 
Lausanne. 
Sekretär: nn... J. @. Schaffroth, Gefängnis- und An- 
staltsinspektor des Kantons Bern. 


III. Lokalkomitee in Zürich pro 1901. 


Präsident: Herr Dr. J. Stessel, Regierungsrat. 
Vicepräsident: „ Dr. F. Curti, Direktor. 
Quästor: „  Hafner-Tobler. 


Frau Prof. Dr. Ernst-Escher. 
Herr Dr. v. Schulthess, 1. Staatsanwalt. 
Sekretäre: „  U.Grimm, Pfarrer der Strafanstalt. 
A. Jucker, Justizsekretär. 
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Tagesordnung. 


Am Sonntag den 13. Oktober 191, von nachmittags 
5 Uhr an, im Hotel „St. Gotthard“, Bahnhofstrasse, Zürich, 
Empfang der Bankettkarten, Drucksachen etc. (Montag 
und Dienstag im Rathause.) 
Abends 8 Uhr freie Vereinigung ım Hotel „St. Gott- 
hard.“ | 


Montag den 14. Oktober. 


Vorm. 8 Uhr: Versammlung im Rathause in Zürich. 
1. Eröffnungswort des Vorsitzenden Dr. J. Stessel, 
Regierungsrat. 
2. Referate der Herren Prof. Dr. Zürcher in 
Zürich und Prof. Dr. Alfred Gautier in Genf 
über „Die bedingte Verurteilung“. 
3. Diskussion. 
4. Ernennung von Ehrenmitgliedern und Auf- 
nahme. neuer Aktivmitglieder. 
5. Vorstandsbericht und Rechnungsablage des 
Vereins für Straf- und Gefängniswesen. 
6. Bestimmung des nächsten Versammlungsortes. 
12!/s Uhr: Mittagessen in der Tonhalle. 
Nachmittags 3 Uhr: Besuch der neuen Strafanstalt in Regens- 
I dorf. Extrazug '/.3 Uhr. 
Mitteilungen betreffend den Bau durch Herrn 
Baudirektor Reg.-Rat Bleuler. 
Nachher Besichtigung der Anstaltin Abteilungen. 
6 Uhr: Abendessen im „St. Gotthard“. 
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7 Uhr: Abnahme der Rechnung für die Vereinigung 
der schweizerischen Schutzaufsichtsvereine. 
Antrag betreffend Revision von $ 4 der Oentral- 
statuten der Schutzaufsichtsvereine: Das 
Stimmrecht in den Generalversammlungen. 
Über diese Frage haben die Delegierten zu 


entscheiden. 

Generalversammlung des zürcherischen Schutz- 
aufsichtsvereins. 

Nachher freie Vereinigung in der Tonhalle 
(Konzert). 


Dienstag den 15. Oktober. 


Vorm. 8 Uhr: Versammlung im Rathause in Zürich. 
1. Referate der Frau Prof. Dr. Ernst-Escher in Zürich 
und der Frau M. von Gowmoöns- Wurstemberger in 
Bern: 

Die schweizerischen Frauenvereine im Gebiete der 
Schutzaufsicht entlassener Gefangener. 

2. Referate der Herren Strafhausdirektoren Hürbin 
in Lenzburg und Fuvre in Lausanne: 

Die Schutzaufsicht in der Schweiz, wie sie ist 
und wie sie sein sollte, hauptsächlich bezüglich der 
bedingt Entlassenen und der bedingt Verurteilten. 

3. Diskussion. 
12 Uhr: Mittagessen im Hotel „St. Gotthard“. 
Nachmittags, bei gutem Wetter: Fahrt auf den Ütliberg. 
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Teilnehmerliste. 


(Nach den Kantonen geordnet.) 


Den Verhandlungen wohnen folgende Herren bei: 


Zürich. 


Abegg- Veith 

Baumann, Pfarrer 

Benz Ulrich, Statthalter 
Bindschedler, Dr., Arzt 
Blass, Dr., Gerichtsschreiber 
Bleuler K., Reg.-Rat 
Bündgens L. 

Curti F., Dr., Strafanstaltsdirektor 
Frau Dr. Ernst-Escher 

PFiez, Kantonsbaumeister 

Frau Garnaus 

Glättli F., Bezirksanwalt 
Graf, Pfarrer 

Grimm U., Strafaustaltsgeistlicher 
Güller H., Gerichtssubstitut 
Hafter E., Dr., Rechtsanwalt 
Hafner K., cand, jur. 
Hafner-Tobier 

Hess, Pfarrer 

Hottinger, Pfarrer 

Huber, Dr., Staatsschreiber 
Huber F., a. o. Bezirksanwalt 
Jucker A., Direktionssekretär 
Kern H., Reg.-Rat 
Kupferschmid W., Pfarrer 
Leemann, Strafhausverwalter 
Marthaler, Dr. 

Müller H., Statthalter 

Nägeli H., Reg.-Rat 


Horgen 
Kilchberg 
Winterthur 
Zürich 
Horgen 
Zürich 


Regensdorf 
Zürich 
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Hombrechtikon 
Regensdorf 
Zürich 
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Andelfingen 
Stallikon 
Zürich 
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Regensdorf 
Winterthur 
Zürich eo; 
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Nägeli H., Sekretär des Schulwesens 
Pestalozzi H., Stadtpräsident 
Rappold, Dr., Polizeihauptmann 
Rascher, Dr., Gerichtssubstitut 
Rebmann-Stünzi 

v. Schulthess, R. Dr., Staatsanwalt 
Siaeger, Albert, Pfarrer 

Stockar Hans, cand. jur, 

Siossel J., Dr., Reg.-Rat 

Studer, Dr. 

Stünzi-Stünzi Hans 

Welti R., Stadtrat 

Zürcher E., Dr. Prof. 


Bern. 


Burry, Verwalter 

Guillaume Dr., Direktor des eidg. statist 
Frau M. v. Goumoäns- Wurstemberger 
Kistler, Staatsschreiber 

Kronauer, Bundesanwalt 

Pılver, Arbeitshausdirektor 

Schaad, Strafhausverwalter 

Schaffroth J. G., Gefängnisinspektor 
Schäfli, Strafanstaltsgeistlicher 

Wiss E., Pfarrer, Strafhausgeistlicher 


Luzern. 


Hügi, Strafhausdirektor 
Locher Martin, Pfarrer 
Zimmermann, alt Strafhausdirektor 


Uri. 
Hefti, Kriminalrichter 
Glarus. 
Legler, Reg.-Rat 
Zug. 


Meyenberg J., P.-Wachtmeister 
küttimann J., Polizeidirektor 
Freiburg. 


Bise E., Presid. du Trib. | 
Buclin L., Greffier & la Cour d’Appel 


. Bureau 


| 


Zürich 


Horgen 
Zürich 
N.-Weningen 
Zürich 


Winterthur 
Horgen 
Zürich 


» 


St. Johannsen 
Bern 
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Hindelbank 
Thorberg 
Bern 
Thorberg 
Witzwyl 


Luzern 


Altorf 


Glarus 


Zug 
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Solothurn. 
Bültiker, Reg.-Rat 
Stuber, Strafhausdirektor 
Basel. 


Heinis, Strafhausdirektor 

Iselin, Präsident der Patronats-Kommission 
Stückelberger K., Pfarrer 

Widmer, Strafanstaltsdirektor 


Schaffhausen. 
Brütsch, Dr., Advokat 
Frauenfelder E., Staatsan walt 
Huber, Pfarrer der Strafanstalt - 
Hug, Reg.-Rat 
Uhlinger H., Strafanstalts direktor 


Appenzell. 
Graf, Pfarrer 
Juchler Carl, Pfarrer 


St. Gallen. 


Ehrat, Strafhaus-Pfarrer 
Hartmann, Strafhaus-Direktor 


Kuhn-Kelly, Delegierter d. Schutzaufsichts-Vereins 


Graubünden. 


Gerber H., Direktor der Anstalt 
Frau Gerber E., 
Truog Jakob, Pfarrer 


Aargau. 


Fahrländer, Dr., Just.-Dir. 

Fischer G., Pfarrer 

Gloor J., Direktor d. Anstalt Aarburg 
Hässig Hans, Stadtrat 

Hürbin J. V., Strafhausdirektor 
Hassler, Pfarrer 

Lochbrunner, Anstaltsgeistlicher 
Viliger F., Advokat 

Wietlisbach, Just.-Sekr. 


Thurgau. 
Böhi, Justiz-Dir. 
Germann, Dr., Staatsanwalt 


Solothurn 


Schaffhausen 
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Herisau 
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Keller A., Verwalter 
Lichtenhahn, Pfarrer 
Rieser J., Verwalter 
Schuster, Pfarrer 
Steger, Pfarrer 
Schöttler, Dr., Anstaltspfarrer 
Thalmann A., Sek.-Lehrer 

Tessin. 
Chicherio F., Strafanstaltsdirektor 

Waadt. 


Archinard A., Delegierter d. Schutzaufsichts-Vereins 
Bauty Ch., Strafhausgeistlicher 

Cossy It., Cons. d’Etat 

Favre Emil, Strafhausdirektor 

Favre L., Abteilungschef dnr Polizeidirektion 


Neuenburg. 


Ecklin, Strafanstaltsgeistlicher 
Itychner Chr., Strafhausdirektor 


Genf. 
Didier Alfred, Cons. d’Etat 
Gautier Alfred, Prof. Dr. 
Martin F., Justizsekretär 
de Marignac, anc. Juge & la Cour 
Perrin A., Strafhausdirektor 
Roehrick St., Strafhausgeistlicher 


Tobel 
Braunau-Tobel 
Kalchrain 
Stettfurt 
Affeltrangen 
Tobel 
Frauenfeld 


Lugano 


Lausanne 
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Neuenburg 











l. Verhandlungsprotokolle. 


Erste Sitzung 


Montag .den 14. Oktober, vormittage 8 Uhr, im Kantonsrats- 
saule zu Zürich. 


Präsident: Herr Regierungsrat Dr. Stwssel. 
Sekretäre: „ Dr. jur. &. Hafter. 
„ Cand. jur. K. Hafner. 


Herr Regierungsrat Dr. Stessel eröffnet die Verhand- 
lungen um 8!/s Uhr mit folgender Ansprache: 


Hochgeehrte Anwesende! 


In der letzten, im Jahre 1899 ın Bellinzona und 
Lugano abgehaltenen XXI. Versammlung haben die Mit- 
glieder des schweizerischen Vereins für Straf- und Ge- 
fängniswesen und die Delegierten der Schutzaufsichts- 
vereine beschlossen, der Einladung für die auf dieses Jahr 
entfallende Verhandlung nach Zürich Folge zu geben. 

Im Namen und Auftrag des Regierungsrates, wie des: 
Lokalkomitees verdanke ich diesen Beschluss und heisse 
Sie herzlich willkommen. Der Willkommgruss gilt den 
Vertretern der eidgenössischen, kantonalen und städtischen 
Behörden, den Centralvorständen der beiden Vereine, eben- 
so den sämtlichen Delegierten und Vereinsmitgliedern, 
welche sich in Zürich eingefunden haben, also in der- 
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jenigen Kantonshauptstadt, ın welcher im Jahre 1867, nach- 
dem die Herren Strafanstaltsdirektoren Kühne in St. Gallen, 
Müller in Lenzburg und Wegmann in Zürich die Initiative 
ergriffen hatten, der schweizerische Verein für dasGefängnis- 
wesen gegründet wurde. 

Es war den Initianten wohl bekannt, dass der Same, 
den Sie auszustreuen beabsichtigten, hier auf guten Boden 
fallen werde Von den zürcherischen Mitbegründern des 
Vereins, von denen mit besonderem Danke genannt zu 
werden verdienen die Herren Regierungsrat Dr. Benz, 
OÖberrichter Dr. Aloys von Orelli, Antistes Brunner, Staats- 
anwalt Dr. Honegger, Bezirksrat Hofmeister, Stadtpräsident 
Dr. Mousson, Stadtrat Dr. Römer und insbesondere Direktor 
Wegmann, befindet sich niemand mehr am Leben, wie 
auch auf einen Appell der Mitbegründer in andern Kan- 
tonen offenbar wenige mehr zu antworten im Falle wären. 
Wenn zur Zeit der Gründung des Vereins Bundesrat 
Dr. Dubs sich noch in Zürich befunden hätte, so würde 
der gewesene Staatsanwalt und Verfasser eines neuen Straf- 
gesetzentwurfes sich offenbar mit Begeisterung den Be- 
strebungen des Vereins angeschlossen haben, wie er denn 
auch als Bundesrichter dem Vereine beitrat. 

Schon in der ersten Versammlung sah man sehr wohl 
ein, dass eine gute Strafgesetzgebung die notwendige Vor- 
aussetzung eines geordneten Pönitentiarwesens bilde Es 
war daher sehr natürlich, daß der Verein für das Gefängnis- 
wesen sich schon im nächsten Jahre zu einem solchen 
für Strai- und Gefängniswesen erweiterte und wenn die 
Schutzaufsichtsvereine sich anschlossen, wie dies geschehen 
ist, so konnte der gemeinsame Zweck um so viel besser 
erreicht werden. 

Nicht weniger als 32 bedeutungsvolle Themata aus dem 
Gebiete der Gesetzgebung und des Pönitentiarwesens im 
engern Sinne — ein Zeichen, daß die Vereinigung wirklich 
ein Bedürfnis war und daß es ihr an Stoff für eine er- 
spriessliche Thätigkeit keineswegs gebricht — wurden 
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schon bei der ersten Versammlung durch Herrn Direktor 
Kühne zur Diskussion in den spätern Verhandlungen vor- 
geschlagen und Herr Oberrichter Dr. Aloys von Orelli hatte 
die Anbahnung der seither zur Thatsache gewordenen, so 
weit als möglich homogenen schweizerischen Gefängnis- 
statistik angeregt. 

Bei seiner zweiten Besammlung in Zürich im Juni 
1874 nahm der Verein die Berichterstattung des Herrn 
Dr. Guillaume über Verbesserungen und Fortschritte im 
Straf- und Gefängniswesen der einzelnen Kantone ent- 
gegen. Von Zürich wurde berichtet, daß der Umbau der 
Strafanstalt seiner Vollendung entgegen gehe, daß die 
Zahl der Einzelzellen vermehrt worden und mır ein einziges 
gemeinsames Schlaflokal noch vorhanden sei, in welchem 
sich Greise und Invalide befinden. Küche und Waschhaus 
seien mustergültig eingerichtet. | 

Das Referat des nunmehrigen Centralpräsidenten 
Direktor Hürbin behandelte die Organisation des Straf- 
vollzuges in der Schweiz für die einzelnen Kategorien der 
Strafgefangenen, insbesondere auch die Gründung von An- 
stalten für jugendliche Verbrecher und Verwahrloste. 

Die Zeit dafür, daß die von unserm Vereine schon 
seit den Sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts ange- 
strebte Vereinheitlichung des Strafrechts, des Strafver- 
fahrens und Strafvollzuges zur Wahrheit werde, scheint 
endlich gekommen zu sein. Wenn auch die Ausführung 
des beschlossenen Artikels der Bundesverfassung noch auf 
Schwierigkeiten stossen wird, so ist doch immerhin zu 
hoffen, daß diese Schwierigkeiten um so eher gehoben wer- 
den können, als es sich hier um einen Teil des öffentlichen 
Rechtes handelt, das doch vor allem aus einheitlich zu 
gestalten ist, wenn die das Rechtsgefühl tief verletzenden 
Konflikte und Bechtsungleichheiten, welche bisher be- 
standen haben, verschwinden sollen. Mit Genugthuung 
kann der Verein für Straf- und Gefängniswesen konsta- 
tieren, daß die von ihm stets von neuem befürwortete Be- 
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stimmung, dahingehend, daß der Bund seine Mitwirkung 
auch beim Strafvollzuge eintreten lassen solle, bereits 
Früchte getragen hat. 

Der Bund veranstaltete im vorigen Jahre Erhebungen 
betreffend die in den Straf-, Arbeits- und Besserungs- 
anstalten befindlichen Personen, sowie der bedingt Ent- 
lassenen, insbesondere auch betreffend die fehlbaren Per- 
sonen in jugendlichem Alter und die Fürsorge für die 
verwahrlosten Kinder. 

Die Geschäftsprüfungkommission des Ständerates sagt 
diesfalls in ihrem Berichte vom 14. Mai 1901: 

Die durch den schweizerischen Verein für Straf- und 
Gefängniswesen veranlaßte Untersuchung ist ein erster 
Schritt zur Ausführung jenes Teiles des Art 64bi® der 
Bundesverfassung, welcher die Beiträge an die Errichtung 
von Strafanstalten, von Arbeits- und Korrektionshäusern 
und an Einrichtungen zum Schutze der verwahrlosten 
Kinder im Auge hat. Dies ist die Krönung der Verein- 
heitlichung des Strafrechts und das Studium dieser Frage 
soll gleichzeitig mit der Ausarbeitung des Strafrechts- 
entwurfes selbst weiter geführt werden. 

Die Kommission des Ständerates pflichtete ohne Oppo- 
sition aus dem Rate der Ansicht des Vereins für Straf- 
und Gefängniswesen bei, dahingehend, daß besondere An- 
stalten zu errichten seien für die zu Zuchthaus und Ge- 
fängnis verurteilten Personen, sowie für Gewohnheits- 
verbrecher, für gefährliche, und insbesondere für die jugend- 
lichen Verbrecher. 

Der Kanton Zürich besitzt bekanntlich ausser der 
kantonalen Strafanstalt, die nunmehr aus dem alten Ge- 
bäude in Zürich, das über ein Vierteljahrtausend gedieut 
hat, in einen Neubau in Regensdorf übergesiedelt ist, und 
den 11 Bezirksgefängnissen, eine Korrektionsanstalt für 
junge, gerichtlich oder administrativ eingewiesene Personen 
in Ringweil, ferner Zwangsarbeitsanstalten in Uitikon und 
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Kappel. Letztere Anstalt ist leider in der von Herrn 
Inspektor Schaffroth in Bern für den internationalen Kon- 
gress in Brüssel ausgearbeiteten vortrefflichen Darstellung 
nicht verzeichnet, weil dem Verfasser offenbar bezügliche 
Mitteilungen in der Meinung nicht gemacht worden sind, 
es handle sich blo& um eine Bezirksanstalt, während die 
Einweisung in die Korrektionsabteilung auch von seite 
des Kantons stattfindet. 

Große Sorge, man darf es sagen, wird im Kanton 
Zürich den Rettungsanstalten für die verwahrloste Jugend 
zugewendet. | 

Die Pestalozzistiftung in Schlieren hat schon außer- 
ordentlich viel Gutes gewirkt. Neuestens sind von der 
Stadt Zürich aus Pestalozzihäuser in Dielsdorf und Aathal 
eingerichtet worden. Es bestehen Rettungsanstalten in 
Freienstein, Sonnenbühl bei Brütten, Friedheim in Bubi- 
kon, Richtersweil, Wangen, Tagelswangen, Baltensweil 
und Brüttisellen. 

Sehr verdienstlich ist auch die Thätigkeit der Kom- 
missionen für verwahrloste Kinder in Zürich und 
Winterthur. 

Was die Wahl der Themate für die diesjährige Ver- 
sammlung betrifft, so sind sie in Übereinstimmung mit 
den Centralkomitees der beiden Vereine festgestellt worden. 

Rücksichtlich der Schutzaufsicht sollen diesmal neben 
dem aus reicher Erfahrung und umfassendster Sachkenntnis 
schöpfenden Herren Centralpräsidenten Direktor Hürbinauch 
Damen zum Worte kommen, die sich schon große Ver- 
dienste im Werke der Schutzaufsicht erworben haben und 
auf diesem humanen Gebiete extensiv und intensiv mit 
hingebender Begeisterung weiter zu wirken bereit sind. 

Die bedingte Verurteilung hat bisher in der Mittel- 
und Ostschweiz noch wenig Beachtung gefunden. Umso- 
mehr mußte es als angezeigt erscheinen, sie zur Sprache 
zu bringen und der beabsichtigten Einführung derselben 
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durch die eidgenössische GesetZgebung die Wege zu ebnen. 
Das System der bedingten Entlassung hat sich speziell 
im Kanton Zürich sehr gut bewährt. Von 528 Sträflingen, 
die vom Anfange des Jahres 1871 an bis Ende 1900, also 
in einem Zeitraume von 30 Jahren, bedingt entlassen 
worden sind, mußten nur 22 wieder einberufen werden, 
also nur 4 von je 100! 

Wenn nuü auch ein eben so günstiges Ergebnis von 
einer Anwendung des Systems der bedingten Verurteilung 
vielleicht nicht zu erwarten wäre, so sollte der Versuch 
dennoch gemacht werden. 

Den hochverehrten Damen und Herren, welche sich als 
Berichterstatter haben gewinnen lassen, herzlichsten Dank! 

Einer der Gründe, welcher dazu beigetragen hat, daß 

wir heute die Ehre haben, Ihre Versammlung in Zürich 
tagen zu sehen, besteht darin, daß zur Zeit Ihrer letzten 
Zusammenkunft in Bellinzona und Lugano der Bau einer 
neuen Strafanstalt für den Kanton Zürich nicht allein be- 
schlossene Sache, sondern bereits in Ausführung begriffen 
war. Man hoffte, im Frühjahr dieses Jahres die Anstalt 
beziehen zu können. Es ist dies leider nicht der Fall ge- 
wesen. Wie es bei großen Bauten oft der Fall ist, traten 
auch hier manche anfänglich scheinbar unbedeutende 
Hindernisse entgegen, welche. trotz aller Energie der Bau- 
# direktion die Vollendung verzögerten. Noch sind nicht 
ee volle acht Tage verflossen, seitdem die Anstalt bezogen 
AR wurde, die Sie noch heute sehen werden. Es wäre äußerst 
wünschbar gewesen, daß alles in bester Vollendung Ihnen 
vorgezeigt werden könnte, und es war dies selbstverständ- 
lich auch so geplant. Allein heute muß wirklich noch 
um Nachsicht gebeten werden. Immerhin ist zu hoffen, 
daß auch im gegenwärtigen Zustande die Besichtigung 
der Anstalt Ihnen den Beweis liefern werde, daß der 
Kanton Zürich sich bemüht habe, den Anforderungen, welche 
Ihre Sachkundigen an einen rationellen Strafvollzug stellen, 
nach Möglichkeit zu genügen. Was zur Zeit noch fehlt, wird 
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mit möglichster Raschheit verbessert werden. Insbesondere 
werden die Höfe der Anstalt durch die Thätigkeit der 
Gefangenen selbst binnen kurzem einen ganz andern 
Anblick gewähren. Die zum Teil noch nicht bezugs- 
bereiten Häuser werden beförderlichst durch die staatliche 
Bauverwaltung in Stand gestellt sein und die Gärten, 
welche für alle Häuser vorgesehen sind, werden im näch- 
sten Sommer einen sehr freundlichen Gegensatz bieten zu 
den düstern Mauern, welche die Strafanstalt umschließen. 

Die von den Herren Dr. Curti, Direktor der kantonalen 
Strafanstalt und Kantonsbaumeister Fietz verfaßte einläß- 
liche und mit vielen Ansichten ausgestattete Broschüre, 
welche Ihnen eingehändigt worden ist, gibt Ihnen alle 
wünschbaren Aufschlüsse über die Entstehung und Aus- 
führung der Anstalt, über die Vorzüge derselben gegen- 
über dem alten Strafhause, sowie über die Baukosten. 

Wenn die letztern nahe an die zwei Millionen Franken 
für die Strafanstalt allein hinanreichen, so kann allerdings 
um so weniger gesagt werden, daß der Erlös aus dem 
Verkaufe der alten Strafanstalt bezw. des ganzen Oeten- 
bachareals die Baukosten decke, weil wenigstens teilweise 
die Kosten der neuen Polizeikaserne und des in derselben 
erstellten Polizeigefängnisses in Betracht kommen und 
zudem die Beschaffung eines kantonalen Untersuchungs- 
gefängnisses, als welches ein Flügel der alten Strafanstalt 
bisher gedient hat, eine Notwendigkeit ist. Daß auch der 
Betrieb der neuen Strafanstalt bedeutend größere 
Ausgaben, als sie bisher erwachsen sind, mit sich bringen 
wird, daß umgekehrt die Einnahmen aus dem Arbeits- 
verdienste geringer sein werden, ist als sicher anzu- 
nehmen. 

Nichtsdestoweniger haben die handelnden Behörden 
und das Volk des Kantons Zürich die ungesäumte Er- 
stellung der neuen Strafanstalt als in ihrer Pflicht liegend 
angesehen, um so mehr als schon vor Zürich andere Kantone 
verhältnismäßig nicht geringere Opfer gebracht haben. 
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Auch darauf darf hingswiesen werden, was in den 
Republiken bezw. Einzelstaaten der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika geschieht, obschon der Spar-, Erwerbs- 
und Spekulationssinn dort hoch entwickelt ist. Der ofüzielle 
Bericht eines nach den Vereinigten Staaten vom königl. 
würtembergischen Ministerium des Kirchen- und Schul- 
wesens abgeordneten Richters, vom Februar 1900 datierend, 
schildert das Loos der Strafgefangenen in den Vereinigten 
Staaten als ein sehr viel besseres als in der alten Welt. 
Helle, große Räume, elektrisches Licht, ausgezeichnete 
Ventilationseinrichtungen, gute Bibliotheken und manches 
andere, was hierorts als verwerflicher Luxus angesehen 
würde, ist dort allgemein vorhanden. Der Berichterstatter 
fügt aber bei, daß trotzdem die amerikanischen Gefäng- 
nisse keineswegs gesucht seien, auch da nicht, wo ehe- 
malige Gefangene, die keine Arbeit gefunden oder die 
gefundene unverschuldet wieder verloren haben, auf ihr 
Verlangen weiter in der Strafanstalt behalten werden. So 
wird auch bei uns trotz allem, was auf dem Gebiete des 
Gefängniswesens geschieht, der Sühnezweck der Strafe 
keineswegs vernachlässigt, und wer genauer zusieht, wird 
wahrnehmen müssen, daß die wichtigsten und kost- 
spieligsten Maßnahmen, die auch für unsere neue Straf- 
anstalt getroffen werden mußten, nicht nur eine physische, 
sondern auch eine moralische Sanierung bezwecken. 

Die „Geschichte der Gefängnisreformen in der Schweiz* 
verfaßt von einem jungen Zürcher, Dr. Karl Hafner, welche 
Ihnen am heutigen Tage ebenfalls eingehändigt worden 
ist, stellt die Reform des Strafvollzuges im Kanton Zürich 
im Lichte der schweizerischen Gesamtentwicklung dar und 
liefert überhaupt ein interessantes Kulturbild, das der 
Herr Verfasser Ihrer Vereinigung gewidmet hat. 

Auch in der Arbeitsfürsorge für entlassene Gefangene 
geschieht bei uns noch keineswegs zu viel. Es genügt 
allerdings, wenn den Entlassenen „so weit geholfen wird, 
daß sie sich selber helfen können“; aber daß dies 
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immer und überall in der Schweiz geschehe, wird nicht 
behauptet werden können. Noch viel bleibt zu thun. 
Immerhin darf mit einiger Befriedigung darauf hingewiesen 

werden, daß die Schutzaufsichtsvereine im Kanton Zürich 

über 1500 Mitglieder zählen. Und wenn mit dem heutigen 

Tage die Mitgliederzahl des schweizerischen Vereins für 

Straf- und Gefängniswesen im Kanton Zürich von 

28 auf 400 ansteigen wird, so mögen Sie dies als ein 

Zeichen der Sympathie mit Ihren Bestrebungen ansehen 

und gleichzeitig als eine Anerkennung der vorzüglichen 

Leistungen, welche Ihr Verein während seines 33jährigen 

Bestehens aufzuweisen hat. Ich füge auch bei, daß nach 

meiner Ansicht Ihre Leistungen keine geringeren geworden 

sind, seitdem der Verein im Jahre 1885 beschlossen hat, 

künftig seine Versammlungen bloß alle zwei Jahre abzu- 

halten. 

Mit dem Wunsche, daß auch die Verhandlungen Ihrer 
dritten Tagung in Zürich von gutem Erfolge begleitet 
sein mögen, erkläre ich die XXII. Vereinsversammlung 
als eröffnet. 


Es folgt nun das Referat über 


„Die bedingte Verurteilung‘. 
(Siehe Heft I. pag. 27-75) 


Der erste Referent, Herr Prof. Dr. Zürcher, läßt sich 
darüber also vernehmen: 

Die Frage der Rechtseinheit ist im Prinzipe entschieden 
durch Volksabstimmung und zwar mit einem Resultat, das 
wir füglich ein imponierendes nennen dürfen. Es handelt 
sich nun noch um die Ausführung der Gedanken. Wir 


streben nicht bloß eine Einheit, sondern auch eine Reform 
1001. 11 2 
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an. Diese Neuerungen müssen Wir besprechen, um sie dem 
Volke näher zu bringen, nachdem wir dieselben von uns 


-aus geprüft haben auf ihren Wert und ihre Nützlichkeit 


und Notwendigkeit. 

Der Gedanke der bedingten Verurteilung ist keine 
ganz neue Idee, sondern schon seit Jahrzehnten durchge- 
führt in jenen Ländern, von denen wir auf diesem Gebiete 
so viel Anregung empfangen, der Heimat eines Franklin, 
John Howard, E. Fry, Cunningham. Dieser Gedanke hat 
seinen Triumphzug gehalten durch alle eivilisierten Länder, 
und hat sich verwirklicht in Amerika und England mit 


‚seinen Kolonien. Mit Modifikationen wurde das Institut 


der bedingten Verurteilung hinüberverpflanzt nach Belgien 
und von dort aus drang das Institut in die Schweiz ein, 
zunächst bei unsern beweglichern Miteidgenossen der West- 
schweiz, während es in Zürich erst zu einem Entwurfe ge- 
kommen ist, v. pag. 63 f. meines Referates. Sie ist heute 
gemäss den lois d’imitation von Tarde zum Modeartikel ge- 
worden. Glücklicherweise ist nicht bloß die Idee alt und 
ausgereift, sondern wir haben auch über Erfahrungen zu 
verfügen, an denen wir die in verschiedenen Richtungen 
wohlthätigen Wirkungen des Institutes nachprüfen können. 
Ich verweise auf das Beispiel aus Massachusetts. Referat 
pag. 34. Ein kleines Beispiel aus der gazette de tribu- 
naux: ein junger Mann steigt nachts in ein Haus ein um 
ein Mädchen zu besuchen; statt Erhörung zu finden, wird 
er verklagt wegen Hausfriedensbruch; da war man über 
die loi Berenger froh. Oder, ein „älterer Jahrgang“: ein 
armer Familienvater, aus Not getrieben, verschafft sich 
unter falscher Vorgabe ein kleines Darlehen. — Man könnte 
die Beispiele noch unendlich vermehren. Der Richter hat 
Mitleid, das Verbrechen hat seinen Ursprung nicht in 
einem verdorbenen Charakter, sondern die Gewähr ist da, 
dass der Mann, wenn er aufgerüttelt wird, wenn ihm 
gezeigt wird, wohin er kommen könnte, wieder auf den 
guten Weg zurückkehrt. Was würde geschehen sein, wenn 
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man in diesen Fällen die bedingte Verurteilung nicht ge- 
habt hätte? Entweder man hätte die Strenge des Gesetzes 
walten lassen und dann wäre unser junge Mann, der nach- 
her eine glänzende Karriere gemacht, in Massachusetts 
für sein Lebenlang gebrandmarkt gewesen. Sein ganzer 
standard of life wäre heruntergedrückt, seine fernere Exi- 
stenz geknickt gewesen. Wir hätten einen der Gesell- 
schaft gefährlichen Menschen an ihm gehabt. So wäre es 
auch dem andern jungen Manne in unsern Beispielen ge- 
gangen. Den Familienvater hätte man seiner Familie ent- 
zogen und dadurch die letztere in noch grössere Not ge- 
bracht. 


Die Richter sind aber keine Unmenschen, besonders 
nicht die Geschworenen, und da hätte der umgekehrte Fall 
eintreten können: die Leute wären freigesprochen worden, 
und das wäre für die Leute noch viel gefährlicher gewesen: 
es wäre geradezu ein Aufruf gewesen, sich den Verlockungen 
in die Arme zu werfen. Oder die Leute wären verurteilt 
und dann begnadigt worden. Diese Begnadigung wäre 
aber in diesem Falle eine unbedingte gewesen und hätte 
nicht zuerst verdient werden müssen wie diejenige der 
bedingten Verurteilung. 


Die Vorteile sind in ihrer Richtung verschieden. Dies 
Institut ist dem bedingt Verurteilten selber eine Stütze, 
an der er sich aufraffen kann. Es ist im Interesse der 
Geschädigten, da auf werkthätige Reue hingearbeitet wird. 
Es bietet auch dem Staate selber einen Vorteil, indem es 
einen rettet, der sich sonst ans Verbrechen und an die 
Gefängnisluft gewöhnt bätte. 


Es handelt sich um den Erlass kurzer Freiheitsstrafen, 
‘ die in den Bezirksgefangenschaften abgesessen werden, die 
nicht so eingerichtet werden können wie eine kantonale 
Strafanstal. Wenn diese kleinen Gefängnisse davon ent- 
lastet werden, so werden wir nicht mehr so viele kleine 
Zellengefängnisse notwendig haben. Dabei käme man auch 
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2 tonen nıchb zu verachten wär®. 
E; Es erhebt sich die Frage der Wirkung der bedingten 


Veruteilung auf Dritte: Schwächt dieser bedingte Straf- 
erlass nicht die Furcht Dritter vor der Strafe überhaupt? 
Die rechten Leute verabscheuen eine schändliche That um 
| ihrer selbst willen, nicht aus Furcht vor der Strafe. Und 
Ei die bedingte Verurteilung ist immerhin eine Strafe Es 
ist ein schwerer Gang vor den Strafrichter, auch wenn man 
auf bedingte Verurteilung hoffen zu dürfen glaubt. Und 
für die gefährlichen Leute ist eine solche Norm von vorn- 
herein nicht geschaffen. Für solche Leute (z. B. Kuppler, ge- 
R- werbsmäßige Verbrecher) bedeutet die bedingte Verurteilung 
nur einen ganz kurzen Aufschub und bietet ihnen daher 
keinen irgendwie erheblichen Vorteil. Sie kommen aber 
überhaupt nicht dazu. Der Richter wird jemandem, von 
dem er annimmt, er habe auf die bedingte Verurteilung 
spekuliert, diese nicht gewähren. Ein Vorteil wird da- 
durch das Verbrechen nicht, die Früchte bleiben dem 
BP Thäter nicht, er hat im Gegenteil sein möglichstes zu 
Br thun, die Sache wieder gut zu machen. 
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Die Gefahr, daß der Richter sich in dem Charakter 
des Thäters irrt, ist zuzugeben. Der Richter gibt viel- 
leicht in einem Falle die Wohlthat der bedingten Verur- 
teilung nicht, wo sie am Platze wäre; das ist fatal, aber | 
noch nicht so sehr, als wie wenn er sich in der Urheber- | 
schaft des Verbrechens getäuscht hätte. Und schliesslich 
hat dann der Thäter just so viel als er jetzt hat. Wenn 
der Richter einem Unwürdigen die bedingte Verurteilung Ä 
gewährt hat, dann wird dieser wieder kommen, und wir | 
werden ihn dann als Rückfälligen behandeln. Wenn sich 
dann aber der Unwürdige gut hält und einige Jahre heu- 
chelt? Ja, meine Herren, dann wird dem Betreffenden das 
Bravsein zur guten Gewohnheit und wir sind darob bald 
getröstet. 
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Vielleicht wird eingewendet, die Gelechei kei 5 

1e cht da eıngewe Fa gKkelt kKöOlnte 

darunter leiden, indem nicht mehr alle Vor dem Gesetze 
gleich seien, wenn ein T'eil der Übelthäter der Strafe ent- 
gingen. Wie viele entgehen aber der Strafe dadurch, daß 
die Strafe nicht entdeckt wird, der Strafantrag zurückge- 
zogen wird, der Richter die Thatsachen nicht richtig zu 
würdigen versteht. An der Idee der Gerechtigkeit müssen 
wir natürlich festhalten; wir können sie aber verschieden 
auffassen. Roher, rein äußerlich als Wiedervergeltung 
dessen, was der Mensch gethan, indem wir wie das alt- 
germanische Recht die Größe der Verletzung ins Auge 
fassen; diesen Standpunkt aber haben wir auf allen Ge- 
bieten des menschlichen Lebens überwunden. Wir würdigen 
heute die Umstände, das Individuum und die Individualität 
des Falles nach der persönlichen Seite hin. In diesem 
Sinne können wir dann aber sagen: einem jeden geschieht 
sein Recht. Sind wir aber davon überzeugt, daß wir hier 
mit einem mindern Aufwand von Zerstörung einen gewissen 
Zweck erreichen, so wäre es ungerecht, einen größern 
Aufwand zu machen. Diese genaue Individualisierung ist 
auch Verwirklichung des Gerechtigkeitsgedankens. 

Was nun die Ausführung anbetrifft, so ist die An- 
lehnung an das belgische System gutzuheißen, das durch 
Verurteilung konstatiert: der Thäter hat gesündigt. Die 
Beweismittel würden sonst von Jahr zu Jahr schwächer 
werden. Andererseits ist auch das Massachusetts-Systen 
herbeizuziehen: die Schutzaufsicht ist notwendig für die 
bedingt Verurteilten. Hier ist eine große und schöne 
Arbeit für die Schutzaufsicht. 

Ein anderer Gedanke ist der, daß es nicht genügt, wenn 
der Mensch, der gefehlt hat, nun nicht neuerdings bestraft 
wird, sondern er soll auch eine Lebensführung beginnen, 
die uns für sein künftiges Wohlverhalten eine Gewähr 
bietet. Einem Alköholiher kann man vorschreiben, er 
müsse sich von der Trunksucht heilen lassen. Bei zweifel- 
haften Fällen von Epileptikern könnte man denselben auch 
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die Bedingung stellen, dass Si® Sich einer gewissen Kur 
unterziehen. 

Man wird eine Auswahl treffen unter den zu Be- 
strafenden, indem man darauf sieht, daß man die Wohl- 
that der bedingten Verurteilung nur den noch Nichtvor- 
bestraften zu teil werden läßt; Jugendlichen wird man 
sie eher zukommen lassen als ältern. Das Vorleben des 
Individuums wird nach verschiedenen Seiten hin einer 
Prüfung unterzogen. Ferner wird geprüft, ob die be- 
gangene That nicht allzuschwer sei, um gewissen Ansichten 
im Volke Rechnung zu tragen und weil die Schwere der 
That immerhin ein gewisses Indiz für die Individualität 
des Thäters ist. Man wird auch sehr vorsichtig sein in 
der Erteilung. der Wohlthat an Ausländer. Dem Richter 
soll allgemein gesagt sein: Du sollst nur demjenigen die 
Wohlthat zukommen lassen, bei denen du siehst, dass es 
ihnen und der Gesellschaft zum Segen gereichen wird. 

Das sind kurz die Gründe, die uns dafür sprechen 
lassen, das Institut jetzt schon in einzelnen Kantonen ein- 
zuführen und im Vorentwurfe beizubehalten. Die Einfüh- 
rung der bedingten Verurteilung hat auch den bedeutenden 
Vorteil, daß die Richter in grösserem Umfange gezwungen 
werden, zu individualisieren, den Menschen zu beurteilen. 
Das wird von guten Folgen sein für den gelehrten Richter 
sowohl als für den Laienrichter, welch letzterer seine 
Menschenkenntnis hier in dankbarer Weise anwenden kann. 

Die bedingte Verurteilung ist kein Universalmittel, 
aber auf einem beschränkten Gebiete wird sie segensreich 
wirken für den Einzelnen wie für die Allgemeinheit. 


Herr Regierungsrat Dr. Stessel verdankt Herrn Prof. 
Dr. Zürcher als Vorsitzender die beiden Referate, das 
schriftliche wie das mündliche und’ erteilt dann Herrn 
Prof. Dr. Gautier von Genf das Wort über das gleiche 
Thema. 
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M. le professeur Dr. Alfred Gautif”; A Geneve, co- 
rapporteur, declare tout d’abord que 8 1 y a opposition, 
ce n’est pas de lui qu’elle viendra. Il est en effet plein.. 
ment d’accord avec l’orateur precedent et les thöses qu’il 
a present6es ne font que developper celles du rapporteur. 
Ces thöses sont ainsi concues: 


I 


C’est avec raison que le Projet de code penal suisse 
a admis le principe de la condamnation conditionnelle. 


II 


La decision sur l’octroi ou le rejet du sursis ne devra 
jamais &tre prise par .le Jury. 


III 


Le defaut de condamnations anterieures n’est pas une 
justification suffisante pour l’octroi du sursis. Le jugement 
devra dans chaque cas indiquer les motifs qui ont determine 
le tribunal. 

IV 


Les condamnations pour imprudence et pour delits 
speciaux ne devront entrainer ni le rejet ni la revocation . 
du sursis. 


V 
“ Les condamnations &trangeres devant ötre assimilees 
aux nationales pour le rejet et la revocation du sursis, il 
y & urgence & regulariser la transmission des bulletins de 
condamnation tant entre cantons qu'avec l’tranger. 


VI 
Partout oü la loi consacre la conversion en prison de 
l’amende impayee, il y a lieu d’appliquer le sursis aux 
<ondamnations & l’amende. 
v1 
Le benefice du sursis devrait pouvoir ätre accorde 
aux condamnes pour contraventions. 
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vll 
A defaut de surveillance officielle, la tutelle des societes 
de patronage devra s’etendre 3Ux condamnes mis & l’epreuve. 


IX 


En octroyant le sursis, le juge devra pouvoir imposer 
au condamne mis & l’epreuve des conditions dont l'inobser- 
vation entrainera la r&evocation du sursis. 


X 


La commission d’une infraction nouvelle pendant le 
delai d’&preuve entrainera la revocation du sursis, alors 
möme que la condamnation ne serait intervenue qu’apres 
’expiration de ce delai. 


Avant d’aborder la justification de ces theses, deux 
observations preliminaires s’imposent. La premiere a trait 
au nom donne & l'institution nouvelle, dont l’etat civil n’est 
pas encore bien fixe. Le nom de condamnation condition- 
nelle, adopte en Belgique, et celui de peine conditionnelle, 
usit& a Geneve, sont inexacts l’un et l’autre, puisque, dans 
le systeme europeen, peine et condamnation sont pures et 
simples. Le terme de sursis & l’execution (Vaud, Valais) 
est plus fächeux encore, puisqu’il n’y aura sursis qu’au 
cas oü l’&preuve ne sera pas soutenue, c’est-a-dire dans 
I’hypothese qu’on desire ne pas voir se realiser. Le nom 
d’attenuation, choisi par la loı francaise, ne correspond 
point & la chose. Bref, jusqu’ici les legislateurs ont eu la 
main malheureuse. Peut-&tre conviendrait-il d’emprunter 
le langage du droit civil et de parler d'une remise condi- 
tionnelle de la peine. 

La seconde remarque est suggeree par l’itineraire qu’a 
suivi la condamnation conditionnelle dans sa marche & 
travers le monde. Il est curieux de constater la defiance 
temoignee jusqwici par les pays germaniques & cette inno- 
vation d’origine anglo-americaine. Il est plus singulier 
encore de retrouver en Suisse ce contraste entre les races. 
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Presque tous les cantons romands et Tessin sont deji 
pourvus de lois sur le sursis. Pas un seül canton allemand 
n’a encore adopt6& l'innovation; Zurich Seu] lui a fait place 
dans son projet de loi sur la procödure penale. Serait-ce 
que nous ne decidions & une reforme qu’aprös les grands 
etats qui nous servent de guides? KEst-ce l’adoption du 
sursis par la France qui a determine les romands; les can- 
tons allemands ont-ils imite la prudence de l’Allemagne ? 

Arrivons & la question fondamentale (These I) qui peut 
ötre ainsi formulee : Convient-il que le legislateur suisse 
suive l’exemple des 6tats &trangers et des cantons qui ont 
adopt& le sursis; ou plus exactement, faut-il approuver, en 
principe, la solution adoptee par le Projet de code penal 
suisse, qui fait figurer la condamnation conditionnelle dans 
son article 50? 

Pour justifier l’introduction dans notre loi d’une mesure 
nouvelle, on peut employer deux categories d’arguments 
tirös, les uns des merites intrinseques de l'ınnovation, les 
autres des experiences faites par les legislations qui nous 
ont devances. Examinons-les successivement. 

4. Merites intrinseques. Il taut ici se borner aux raisons 
principales. Ce sont surtout: 

1° Le sursis permet d’eviter la prison au debutant. 
Sans doute, tous les membres de cette assemblee ont voue 
leur interöt, plusieurs leur vie entiere, au progres peni- 
tentiaire; mais un seul d’entre eux oserait-il affirmer que 
nos prisons actuelles sont un sejour moralisateur? La 
prison corrompt et c’est cette gangrene dont il faut pre- 
server ceux dont on peut encore esperer quelque chose. 
Le danger est evident surtout pour les peines courtes, dans 
l’execution desquelles ni l’isolement ni le travail ne peuvent 
etre suffisamment organises. — La prison döprime. D’avance, 
celui qui ne la connait pas encore, a peur et honte d’y 
penetrer. Apres un premier sejour cette crainte s’evanouit 
et cette honte s’&mousse. Ce n’est plus un epouvantail, 
c'est une vieille connaissance qu’on retrouve sans trop 
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dennui. Ne detruisons pas 4 p Nisir ses sentiments d’hon- 


neur et d'amour propre que Peut nourrir encore le con- 
damne; menageons en lui la virginite penitentiaire. — Enfin, 
la prison stigmatise. Ceux qui s’occupent du patronage 
savent trop bien l’accueil qui attend le detenu a sa sortie. 
Ils connaissent les dedains, les refus de travail auxquels 
se heurte celui qui a passe par la mauvaise porte. N’aug- 
mentons pas le nombre de ceux qui portent cette flötrissure. 
— A ces motifs si puissants, si l’on ajoute la raison econo- 
mique, l’epargne en argent et en efforts, chacun devra 
convenir qu’il est de mauvaise politique de prodiguer la 
peine privative de liberte. 

2° Le sursis stimule le condamne. C’est un energique 
avertissement ä se bien conduire, c’est une menace si l’on 
veut, mais la menace est un excellent moyen pedagogique, 
pourvu qu’on n’hesite pas & l’executer r&solument des que 
ses conditions sont realisees. On l’a critiquee comme un 
appel aux cötes bas de la nature humaine, mais l'Etat, 
dans la lutte qu’il soutient contre les criminels, ferait euvre 
de dupe en ne faisant appel qu’aux sentiments genereux. 
D’ailleurs, la remise de la peine s’adresse aussi aux bons 
instincets. Tout condamne, non encore avili, doit se mon- 
trer sensible & cette sorte de pardon & lui accorde. On a 
dit souvent de lui: son sort est remis entre ses mains. 
Peut-ötre la formule est-elle trop absolue, le pronostic trop 
optimiste. Replonge dans le milieu ancien, soumis & nou- 
veau aux influences qui l’ont perdu, le condamne pourra-t-il 
soutenir l’epreuve? Livre & ses seules forces, trouvera-t-il 
l’energie necessaire pour remonter la pente? Mieux vau- 
drait ne pas le laisser dans l’isolement et c’est surtout 
ici qu’apparait la superiorite du procede americain com- 
pare au systeme belge. — Cependant, möme dans l’etat 
actuel des lois europeennes, la condamnation avec sursis 
est une mise en garde, un appel qui a son &loquence. 

3° Le sursis stimule aussi le juge. Sans vouloir refaire 
ici le portrait un peu pousse & la caricature qu’ont trac6 
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certains ecrivains, il faut reconnaitre® Que beaucoup de 
magistrats, dans l’exercice de leurs for Clions penales, ne 
parviennent pas ä se debarasser de leurs Preoccupations de 
droit eivil. Ils jugent d’apres les precedents qu/’ils se sont 
crees; ıils jugent trop souvent d’apres les seuls caracteres 
exterieurs de l’acte. La procedure actuelle contribue A 
perpetuer cette routine. Elle ne met le juge face a face 
avec le prevenu que pendant une courte audience, et ne 
permet guere a ce magistrat d’acquerir une connaissance 
suffisante de celui qu’il doit juger. Or, si l’application de 
la loi de sursis doit ötre serieuse, cette connaissance est 
indispensable. Il faudra donc bien que le juge arrive a 
voir l’homme et & se rendre compte des motifs qui chez 
ce debutant militent en faveur du sursis. Ce serait, en 
effet, une erreur impardonnable d’admettre que tout de- 
linquant primaire merite d’ötre mis & l’epreuve Ilya 
dans leurs rangs de precoces gredins et le vaccin preventif 
du sursis ne doit pas ötre gaspill& sur ces malades. Il ne 
faut pas non plus enraciner le prejug6 qui veut qu’avec la 
condamnation conditionnelle le premier delit ne compte 
plus. Bref, il faut dans chaque cas des motifs speciaux de 
clömence et pour les trouver, le juge devra s’enquerir du 
caractere du condamne, du milieu d’oü il est sorti, des 
mobiles qui l’ont pousse, des chances de guerison qu’il pre- 
sente encore. Ces recherches feront sortir le juge de la 
routine actuelle et developperont chez lui l’esprit d’investi- 
gation intelligente. C’est ainsi que le sursis contribuera 
a elever peu & peu la magistrature penale a la hauteur de 
sa täche. 


B. Experiences fuites. Les statistiques etrangeres sont 
favorables. Celle de Genöve semble aussi donner de bons 
resultats. Elle nous apprend que dans les huit premieres 
annees d’application de la loi (1893—1900) 212 condamnes 
(sur un total de 1112 condamnes correctionnels) ont obtenu 
le sursis (soit le 19 9,0). Sur ces 212 favorises, 8 seulement 
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(soit le 3,5 °jo) se sont fait condamner pendant le delai 
d’epreuve. 

Observons d’abord que cette statistique gagnerait & 
etre plus detaillee. Elle devrait notamment fournir la pro- 
portion entre le nombre des condamnes pouvant obtenir 
le sursis et ceux qui l’ont reellement obtenu; elle ne donne 
aucun renseignement sur la nature des delits, non plus que 
sur l’äge et le sexe des condamnes favorises. 

En outre, ce chiffre de 8 rechutes ne doit ötre accepte 
que comme un & peu pres. Deux raisons conduisent a croire 
que ce nombre est au-dessous de la verite: 

/° La transmission des bulletins de condamnation, tant 
avec l'’etranger qu’entre cantons, ne s’opere pas avec la 
regularitö et la rapidite voulues. Il en resulte, que les 
rechutes qui se produisent pendant le delai d'epreuve, 
mais hors du canton, ne parviennent pas ou pas toujours 
a la connaissance des autorites genevoises. Sans doute, 
la loi exige la justification d'un &tat civil et d’un domicile, 
mais souvent on s’est contente de renseignements insuffi- 
sants. Sur ces 212 favorises, un grand nombre n’etaient 
a Geneve qu’en passage et ont depuis quitte le canton. 
Certains möme ont ete frappes d’expulsion. On ne sait 
donc ce qu’ıls sont devenus, ni comment ils se sont com- 
portes a l’etranger. Les 8 rechutes constatees proviennent 
toutes de delits commis a Genöve; il serait tömeraire d’ad- 
mettre qu’aucun des 204 autres beneficiaires n’a recidive 
a l’etranger. Le seul remede & cette incertitude serait la 
creation d’un casier judiciaire international et intercantonal. 

2° D’ailleurs möme pour Geneve le chiffre officiel des 
rechutes constatees est inexact, et la cause doit en ötre 
cherchee dans la faiblesse de notre jury correctionnel. Dans 
le projet de loi primitif, la decision concernant le sursis 
devait Etre prise par la cour, mais la commission et apres 
elle le Grand Conseil a modifi6 ce texte et charg& le jury 
d’une mission qui excede ses forces. Il en resulte, qu’attendri 
par l’avocat qui plaidait la rigueur excessive du cumul des 
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peines, le jury, & plusieurs reprises, a acquitte des con- 
damnes poursuivis pour un nouveau delit commis pendant 
le temps d’epreuve! 

Mais ces abus proviennent non pas de l'ınstitution elle- 
möme, mais de la mauvaise application qui en est faite. 
Il est certain, qu’a Genöve, l’experience a ete tentee dans 
des conditions defavorables. Et cependant nos praticiens 
sont unanimes a reconnaitre les services signales, rendus 
par la peine conditionnelle. Aucun d’entre eux ne voudrait 
la voir supprimer, ils souhaitent seulement qu’elle ne soit 
plus accordee ou refusee par le jury (These II). Les merites 
de cette innovation paraissent donc d’autant plus incon- 
testables, qu’elle a resist& victorieusement a l’application 
maladroite que nous en avons faite. 

C’est donc sans arriere-pensde que l’on peut approuver 
le projet suisse d’avoir fait place au sursis conditionnel. 
Jusqu’a l’entrdee en vigueur du code suisse, les cantons 
agiront sagement en Introduisant, A.l’exemple de Zurich, 
la condamnation conditionnelle dans leur lögislation. 


C. Comment faire la loi? 

D’'une maniere generale, il convient que le legislateur 
se montre large et reduise au minimum les exclusions A 
priori. Il faut au contraire que le juge se montre prudent 
et avise dans l’application de la loi. 


Ad These III. Le benefice ne doit ötre accorde qu’äa 
ceux qui peuvent en profiter. Le juge doit savoir pour- 
quoi ıl fait cette faveur et indiquer expressement ses motifs. 


Ad These IV. Les condamnations pour imprudence ou 
pour delits sp6ciaux n’impliquent pas perversite. Anterieures 
au delit, elles ne doivent pas entrainer le rejet du sursis; 
prononcees pendant le delai d’epreuve, elles ne doivent pas 
en entrainer la r&övocation. 

Ad These V. En face du crime, phenomene cosmo- 
polite, l’Etat ferait euvre de dupe en nationalisant la re- 
pression. Les condamnations &trangeres doivent avoir sur 
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le sursis les mömes effets que les condamnations prononc6es 
par nos tribunaux. 

Ad These VI. Tant que regnera le systeme inique, 
qui fait ıncarcerer pour non-paiement les condamnes & 
l’amende, il conviendra d’etendre le sursis aux peines 
pecuniaires, 

Ad These VII. Deux raisons militent pour l’extension 
du sursis aux delits de police. D’abord ıl n’y & entre ces 
infractions et les -delits correctionnels aucune difference 
intrinseque. Ensuite et surtout les petites peines de police, 
tres souvent subies en commun et dans l’oisivete, sont cor- 
ruptrices entre toutes. Il y a urgence & leur arracher le 
plus de debutants possible. 

Ad These VIII. Le condamne a l’&preuve devrait ötre 
non seulement surveill&e, mais surtout soutenu, encourage 
dans ses efforts vers la bonne conduite,. Il est tout aussi 
digne d’interöt que le detenu libere. Il y a donc lieu 
(puisque nos lois europeennes ne paraissent pas vouloir 
instituer un fonctionnaire de surveillance) de faire un chaleu- 
reux appel aux societes privees de patronage, pour qu'elles 
etendent au condamne conditionnel le bienfait de leur tutelle. 

Ad These I\. Les adversaires de l'innovation ont 
souvent fait valoir contre elle le peu de serieux de l’&preuve 
imposee. Seule une condamnation intervenant pendant le 
delai fait revoquer le sursis. Le condamne, a-t-on dit, a 
done beau jeu pendant cette pretendue &preuve pour se 
livrer a l’oisivet6, a l’ivrognerie et a toutes les indelica- 
tesses qui &chappent a la lettre du code. Il faut reconnaitre 
qu’il y a la un abus possible. Pour y parer, il conviendrait 
de donner au juge le pouvoir d’imposer au condamne fa- 
vorisö certaines conditions speciales, dont l’inobservation 
entrainerait la revocation du sursis. Ainsi l’obligation de 
travailler, de s’abstenir de boissons alcooliques, de resider 
dans un lieu determine et surtout l’obligation de r&parer 
le prejudice. Dans le projet suisse cette r&paration figure 
dans les conditions prealables; le juge peut refuser le sursis 
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& celui qui n’a pas indemnise la vieti © Pour aulant gJu‘] 
le pouvait. Ce systöme a des inconvönl@Nts, Un juge ad- 
versaire du sursis pourrs s’en prevaloir POur refuser syste- 
matiquement le benefice, en se fondant sur une mauvaise 
volonte pretendue. En outre le temps peut manquer au 
condamne. Il vaut done mieux que le juge accorde le sursis, 
mais avec cette condition rigoureuse que dans un certain 
delaı le condamne devra justifier du paiement de l’indem- 
nit6 ou tout au moins des efforts qu’il a faits dans ce but. 
Ainsi le condamne sera forc6 de travailler dans la mesure 
de ses moyens et la victime obtiendra plus frequemment 
la reparation du prejudice souffert. 

Ad These X. Certaines lois (France, Valais) exigent 
pour la r&vocation du sursis une condamnation nouvelle, 
prononcee pendant le delai d’&preuve. Or, il est immoral 
de dispenser de la peine ancienne celui qui apres avoir 
commis un d6lit, a l’habilite de le dissimuler jusqu’a ’echeance 
du delai. C'est l’infraction elle-möme et non pas la con- 
damnation qui doit entrainer la revocation du sursis (dans 
ce sens Vaud); c’est elle qui prouve l’indignite du condamne 
mis & l’&preuve. 

En terminant, l’orateur insiste pour l’introduction dans _ 
la loi suisse de la condamnation conditionnelle. C'est un 
moyen rationnel de röpression, c’est une clömence intelli- 
gente, c’est un pas franchi vers cet ideal encore lointain, 
P’individualisation de la peine. 


Der Vorsitzende verdankt dem Herrn Prof. Dr. Gau- 
tier das Korreferat und teilt verschiedene Entschuldigungs- 
schreiben mit, speziell dasjenige von Herrn Regierungsrat 
Dr. von Engelberg, dem Vorsitzenden im Ausschuß des 
Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten, der es sehr 
bedauert, daß er am Erscheinen geschäftlich verhindert 
sei. Die Frage der Mitarbeit der Frauenvereine an der 
Schutzaufsicht beschäftige nämlich gegenwärtig auch die 
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Frau SroßheXzogin von Baden- Eis seisuch zu erwähnen, 
Aaß auf det Versammlung des VeF@in, der deutschen Straf- 
anstaltsbeaMten in Nürnberg (1901) ein engerer Anschluß 
an den schweizerischen Verein uU eine gegenseitige Füh- 
lung sehr befürwortet wurde. 

Dann konstatiert er die Anwesenheit der Vertreter 
verschiedener kantonaler Regierungen, z. B. der Herren 
Justizdirektoren Böhi, Frauenfeld, Hug, Schaffhausen und 
Büttiker, Solothurn. 


Herr Bauty, Strafhausgeistlicher von Lausanne, ersucht 
die Redner, sich möglichst kurz zu fassen, damit man 
nicht mit der Zeit allzusehr in Rückstand gerate. 


Herr G. Fischer, Pfarrer, Reitnau, Aargau: 

Wir sind dem Oentralkomitee außerordentlich dankbar, 
daß die Frage der bedingten Verurteilung auf die Liste 
der heutigen Traktanden gesetzt worden ist. Es ist eine 
gegenwärtig in der Luft liegende Frage. Wir sind über- 
zeugt, daß diese Neuerung ihren Siegeslauf auch durch 
die Schweiz machen wird. Es ist aber interessant zu sehen, 
wie man in der fraglichen Angelegenheit immer nüchterner 
geworden, je mehr sie in ihrem Zuge von Amerika her 
gen Osten gekommen ist. Während im Staate Massachu- 
setts in 5 Jahren 30,000 Personen bedingt verurteilt wor- 
den sind, hat die Kabinetsordre des Königs von Preußen 
diese Strafeinrichtung ausdrücklich auf Leute unter acht- 
zehn Jahren, die nicht zu mehr als 6 Monaten Freiheits- 
strafe verurteilt worden sind, beschränkt. 


Es sind einige Bedenken, die uns veranlassen, in dieser 
Angelegenheit recht vorsichtig zu sein. In unserm Volke 
herrscht noch die Anschauung, daß ein jedes an den Tag 
getretene Verbrechen gesühnt werden müsse durch Strafe. 
Hüten wir uns diese Rechtsgrundlage zu erschüttern und 
die Besserung der Sühne gegenüber zu sehr in den Vorder- 
grund zu rücken. Dann darf man auch nicht vergessen, 
daß unsere Richter nicht genug Qualitäten besitzen, um 
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bei dem Angeklagten zu sondieren, ob e9 Sich wirkliels Zur 
um eine Verführung oder um einen bÖö3en Hang handja 
Seien wir also vorsichtig. Wir wollen das Schifflein des 
Strafvollzuges nicht in Strudel und Wirbel hineintreiben 
lassen, sondern das Steuer in fester Hand behalten, auf 
dass wir vorwärts gleiten in fortschrittlicher Bewegung. 


M. le Dr. Guiliaume s’associe aux remerciements qui 
ont ete adresses a MM. les rapporteurs. Ü'est la premiere 
fois que deux &minents criminalistes elucident devant la 
societe penitentiaire une question & laquelle tous les direc- 
teurs de penitenciers prennent depuis longtemps le plus 
vif interöt. En principe, les fonctionnaires de prisons sont 
favorables & l’introduction descondamnations conditionnelles. 
lls reconnaissent en elles un des moyens efficaces de reduire 
& un minimum le nombre des peines & courte duree qui, 
repetees, favorisent la recidive MM. les rapporteurs ont 
«donc präche & des convertis; mais ils ont soutenu leur 
these d’une maniere si convaincante, qu’on Eprouve un seul 
regret, c’est celui que leurs &loquents discours n’aient pas 
et6 entendus par un plus grand nombre d’auditeurs. On 
ne doit pas se dissimuler que le public est loin d’ötre encore 
prepare a comprendre que des mesures legislatives, comm e 
celle qui est proposee, sont avant tout dans l’interöt de 
la societe et, en second lieu seulement, dans celui des de- 
linquants. En realıte, ces deux interöts sont identiques. 
Aussi, aux Etats-Unis d’Ameörique, oü le systeme des sen- 
tences conditionnelles et möme celui des sentences a duree 
indeterminee ont ete introduits, a-t-on auparavant e&claire 
l’opinion publique, non seulement par des articles de jour- 
naux, par des brochures et des conferences, mais aussi en 
instituant un dimanche des prisons, un „Prison Sunday“, 
a l’occasion duquel, de toutes les chaires des differentes 
€glises, les membres du clerge pröchent le devoir chretien 
envers l’enfance malheureuse et les prisonniers, et exposent 
des mesures a prendre dans une societe bien organisee pour 
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prevenir l& crime. Le Prison Sunday & exerc& dans ce 
pays-l& une salutaire influence, et les femmes qui, comme 
en Suisse, assistent regulierement et en grand nombre aux 
services religieux, ont ete gagnees aux id&ees modernes de 
la science pönitentiaire; aussi fait-on appel & leur coope- 
ration non seulement pour la direction des penitenciers de 
femmes, mais aussi pour l’administration des etablissements 
d’&ducation correctionnelle destines aux jeunes dölinquants, 
MM. les rapporteurs ont rendu hommage aux progrös realises 
dans les Etats-Unis d’Amerique et ont reconnu l’opportunite 
de leur emprunter certaines mesures legislatives reconnues 
efficaces; or, pour faire adopter chez nous ces dernieres, 
il n’est pas moins indique de suivre l’exemple donnö par 
les Americains pour Eclairer l’opinion publique sur P’utilite 
des reformes proposees dans le domaine penal et peniten- 
tıaire. Ce n’est que par de semblables moyens que les lois, 
surtout celles qui doivent ätre soumises & la sanction po- 
pulaire, auront chance d’ötre comprises, adoptees et ensuite 
observöes. 

Le Comit& central de la societ& penitentiaire aura & 
examiner de quelle maniere il pourrait contribuer & popu- 
larıser davantage les mesures pr&ventives du crime et le 
traitement rationnel des delinquants. En attendant, le 
rapport de M. le professeur Zürcher et les deux discours 
quı viennent d’ötre prononces & l’appui du systeme des 
condamnations conditionnelles, devraient ötre publies, com- 
muniques & tous les organes de la presse et distribu6s dans 
la population a un grand nombre d’exemplaires. 


Herr Dir. Dr. Curti, Zürich: 

Es sind nun etwa 10 Jahre her, daß wir in Basel die 
Wünschbarkeit einer einheitlichen Strafgesetzgebung be- 
sprachen. Damals schon sprach ich von der Wünschbar- 
keit der bedingten Verurteilung, hatte aber besonders 
Widerspruch von den HH. Prof. v. Orelli und Pfenninger. 
Nun hat die Idee mehr und mehr an Boden gewonnen. 
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Was mich gestoßen hat, ist das, daß die Thesem Yon 
Herrn Prof. Gautier erst heute verteilt WOrden sind. 

Jch wünsche, daß die beiden Referenten sich einigen 
und mir scheint das leicht möglich zu sein; ihre Ansichten 
gehen ja nicht auseinander. Es wäre wünschenswert, auf‘ 
die geeinigten Thesen hin Beschluß fassen zu können. 
Diese Thesen sollen ja Propaganda machen im Volke 
draussen; die Institution bedarf der Erläuterung und Er- 
klärung und diese kann dadurch geschehen, daß man ein- 
heitlich solche Thesen aufstellt. 


Herr alt Direktor Zimmermann, Luzern: 

Ich bin mit dem Prinzipe des Strafaufschubes einver- 
standen, bin jedoch der Meinung, daß der suspendierte 
Strafvollzug nur durch eine neue Strafthat in Thätigkeit 
gesetzt werde (entgegen These 9). Wenn es nun aber dem 
Richter. freigestellt wird, die Verwirkung von der Nicht- 
erfüllung ihm zweckmäßig erscheinender Bedingungen 
abhängig zu machen, so wird dadurch meines Erachtens 
das Institut der bedingten Verurteilung auf eine ganz 
andere Grundlage gestellt, nämlich von der richterlichen 
auf die administrative. Legen wir dem Richter nicht 
allzugroße Verfügungsgewalt in die Hände! Ich meiner- 
seits würde lieber etwas Schablone in den Kauf nehmen ; 
so manches auch gegen sie spricht, die Schablone korri- 
giert sich ein wenig in ihrer Anwendung auf die Massen. 

Es ist nicht dasselbe, ob die Strafsuspension nur durch 
ein neues Vergehen verwirkt werde, oder nebstdem auch 
durch einen Fall von Alkoholgenuß, Übertretung eines 
Zwangsdomizilbezirkes oder dergleichen. 


Herr Bundesanwalt Kronuuer, Bern: 

Vor allem erlaube ich mir darauf aufmerksam zu 
machen, daß die These 4, a des Referenten Prof. Zürcher 
von Herrn Direktor Hürbin in dessen Bericht über die 
Schutzaufsicht (pag. 135 der Referate) energisch bekämpft 
worden ist, soweit nämlich Prof. Züricher die Bethätigung 
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von Pohz A Organen bei der Schu Ezaufsicht für unter Er- 
probung &@stellte Personen poE"Nljert hat. Es dürfte am 
Platze sein, über diesen Punkt @ine Verständigung herbei- 
zuführen. 

Im Laufe der heutigen Diskussion wurde sodann die 
Befürchtung laut, daß die Idee der bedingten Verur- 
teilung beim Volke kein rechtes Verständnis finde. Nach 
meiner Ansicht ist es gerade Aufgabe von Vereinigungen 
unserer Art, durch Wort und Schrift derartige neue Ge- 
sichtspunkte weitern Kreisen vertraut zu machen, zu zei- 
gen, welche Wichtigkeit sie für die Verbesserung des 
ganzen Strafverfahrens haben. Das ganze Volk ist ja daran 
interessiert, daß die auszusprechenden Strafen den Erfolg 
der Abschreckung und der Verhütung neuer Verbrechen 
haben. Es sollte nicht schwer fallen, noch weniger un- 
möglich sein, auch dem Laien klar zu machen, wie vor- 
teilhaft die bedingte Verurteilung für die Verminderung 
der Kriminalität wirken müsse. 

Dabei darf allerdings der Gesetzgeber es nicht’ unter- 
lassen, diese neue Strafart mit allen notwendigen Kautelen 
zu umgeben. Sie soll da ausgeschlossen sein, wo ihre heil- 
same Wirkung mit Rücksicht auf die Person des Thäters 
nicht zu erwarten ist, bei Rückfälligen und Unverbesser- 
lichen. Ihre Anwendung soll ferner beschränkt sein auf 
die Fälle, wo das Motiv zur That ein menschlich entschuld- 
bares ist und nicht auf moralisch verdorbene Gesinnung 
schließen läßt, was ja auch der Referent bereits hervor- 
gehoben hat. Insbesondere aber soll sie vorzugsweise an- 
gewendet werden gegenüber Jugendlichen, deren Herz und 
Geist noch lenksam, für die mit dem bedingten Straf- 
vollzug verbundene Androhung noch empfänglich ist und 
die auch während der Aufschubsfrist noch überwacht 
werden kann. Zeigt man bei solcher Beschränkung der 
Institution noch, welch gute Wirkung das auf der ganz 
gleichen Idee beruhende System der bedingten Ent- 
lassung hatte, dann wird wohl erwartet werden dürfen, 
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daß die Bedenken schwinden und aucP . Qieser BausC&12 
eingefügt werden könne in das neue GeV&ude des verezz- 
heitlichten Strafrechts. — 


Der Vorsitzende ersucht die beiden Referenten, sich 
im Sinne des Votums von Direktor Curti auf gemeinsame 
Thesen zu einigen, da sie sich ja eigentlich nicht wider- 
sprechen. 


Herr Direktor J. V. Hürbin: 

Ich kann bezüglich der bedingten Verurteilung nicht 
aus Erfahrung reden, da wir im Kanton Aargau dieselbe 
noch nicht kennen. Wir haben davon einen einzigen schüch- 
ternen Versuch des Großen Rates. Ein wegen Vergehens 
gegen die öffentliche Ordnung zu 6 Wochen Korrektionshaus 
Verurteilter sollte eingebracht werden; man ließ ihn aber auf“ 
Woblverhalten hin frei, und bis heute ist er noch nicht 
angekommen. Ich bin von der wohlthätigen Wirkung des 
Institutes aber überzeugt; ich habe schon in manches Auge 
und in manches Herz hineinzublicken Gelegenheit gehabt 
und dabei gesehen, daß nicht überall bloß Untiefen sind. 
Leider aber gehen Vielen die Augen zu spät auf. Ich 
habe noch nicht alles Vertrauen zur Menschheit verloren. 
Wenn alle Verbrecher rückfällig würden, dann könnte man 
allerdings der bedingten Verurteilung nicht das Wort 
reden. Aber wır haben z. B. im Aargau in den letzten 
ö Jahren durchschnittlich nur 32°% Rückfällige: Kriminelle 
bloß 18%. Korrektionelle 38° und Zwangsarbeiter 39°). 
Es bleiben also immer noch fast 70°, die primitiv sind 
und nicht rückfällig werden. Wenn den Leuten aber die 
Augen endlich aufgegangen sind, was sollen sie dann weiter 
noch büßen? Ich bin überzeugt, daß viele sich bessern, 
auch wenn man sie nicht iu die Strafanstalt bringt, wenn 
ihnen nur das Damoklesschwert über ihr Haupt gehängt 
wird. Man will nicht den Tod des Sünders, sondern daß 
er sich bekehre und lebe, darum muß ich das Institut der 
bedingten Verurteilung empfehlen. Freilich ist die größte 
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Vorsicht am Platze. Wo das Vorleben irgendwie dunkel 
war, da keine bedingte Verurteilung! Man täuscht sich 
bei den andern noch oft genug. Ich bin also für An- 
nahme der Thesen. 

Betr. These 4, a des Herrn Prof. Zürcher hat Herr 
Bundesanwalt Kronauer ganz recht. Ich bin entschieden 
dafür, daß in dieser These das Wort „polizeiliche“ gestrichen 
werde. Ich muß vor polizeilicher Schutzaufsicht warnen und 
werde morgen nochmals darauf zurückkommen.. Prof. Gau- 
tier hat von polizeilicher Schutzaufsicht nichts gesprochen; 
er wünscht die Schutzaufsicht der Schutzaufsichtsvereine. 
Prof. Zürcher möge einfach sagen: „eine Schutzaufsicht 
einzurichten.“ 


Der Präsident frägt die beiden Referenten an, ob sie 
sich bezüglich der Thesen geeinigt haben. 


Herr. Prof. Zürcher: 

Am einfachsten wäre es, der Versammlung nur vor- 
zuschlagen, die bedingte Verurteilung zu empfehlen. 

These 1 Zürcher deckt sich mit These I Gautıer. 
These 2 Z. entspricht These 2—5 G.; hier findet sich nur 
eine etwas weitere Ausführung. These 3 Z. deckt sich 
mit These 6 und 7 von G., ebenso 4, aZ. und These 8 von 
G. Die These 8 von Prof. Gautier gibt wahrscheinlich 
den Gedanken besser wieder, als es mir in These 4, a ge- 
Jungen ist. Ich bin einverstanden mit der Ausmerzung 
der polizeilichen Schutzaufsicht;: ich habe dabei an den 
probation officer gedacht. Ich bin auch einverstanden, an 
Stelle meiner These 4, a einfach die These 8 des Kor- 
referenten aufzunehmen. Zu 4, b Zürcher ist These 9 Gau- 
tier eine Ergänzung; ich bin sehr einverstanden damit, 
daß man sie auch aufnehme. Das Richtigste wird sein, 
wenn ich These 5 und der Korreferent These 10 fallen läßt. 


Herr Regierungsrat Dr. Stoessel. 
Sie haben nun die allseitige Zustimmung zu den 
Thesen vernommen. Es herrscht einzig noch Streit dar- 
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über, ob der Richter im Sinne der Thesen 4, b von Zro£f 
Zürcher und 9 .von Prof. Gautier weitere Bedingungen 
aufzustellen die Befugnis haben solle. Sie haben die daraus 
entspringenden Vor- und Nachteile gehört. Wir müssen 
hier natürlich an vernünftige Richter und vernünftige 
Gesetzesanwendung denken. Die Diskussion möge uns 
hierüber noch weitern Aufschluß geben. 


M. E. Bise, president du Tribunal a Fribourg. 

En octroyant le sursis, le juge devra pouvoir imposer 
au condamne mis & l’epreuve, des conditions, en particulier 
V’obligation de reparer le dommage cause, dont linobserva- 
tion entrainera la revocation du sursis. La condamnation 
<conditionnelle ne doit pas ötre contre les interöts du lese. 

Nous nous rapprochons par la du systeme du projet 
italien. Je crois qu’il est nöcessaire que cette question de 
la röparation du dommage soit expressöment visee par la 
loı. Le juge donnera au condamned un delai de six mois, 
par exemple, & l’expiration duquel le l&s& devra ötre des- 
interesse, ou le sursis est r6övoque de plein droit. Le con- 
damne fera son possible pour satisfaire la partie civile, 
tandis qu’& l’heure actuelle il arrive trop souvent que les 
vietimes d’infractions sont abandonnees & leur triste sort, 
les condamnes ne se pr&occupant en aucune facon de re&- 
‚parer le dommage qu’ils ont cause. 


M. le prof. Dr. A. Gautier. 

On peut hesiter sur la question de savoir si des con- 
ditions speciales doivent pouvoir accompagner l’admission 
du sursis; pour ma part, je crois que c’est le meilleur moyen 
de donner & l’&preuve le serieux voulu. Il est vrai que c'est 
une täche nouvelle et difiicile qu’on impose au juge; il 
faudra du tact & ce magistrat pour decider dans chaque 
cas si l’inobservation de la condition ımposee est assez grave 
pour faire revoquer le sursis. Cette täche sera d’ailleurs 
facilit6e par l’action des societes de patronage qui contrö- 
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leront la conduite du condamn& & l’öpreuve. On peut he- 
siter aussi sur le choix des conditions. L’assignation de: 
residence peut avoir du bon pour eloigner le condamne 
de son milieu, ou de la victime. Mais c’est surtout la re- 
paration du prejudice a laquelle il conviendra d’obliger le 
condamne. — J’accueille avec le plus grand plaisir la non- 
velle que vient de nous donner M. le professeur Bise. 
L’adoption d’une loi fribourgeoise consacrera la conquete 
de la Suisse romande tout entiöre par la condamnation 
conditionnelle En revanche, la disposition du projet fri- 
bourgeois qui fait dependre le sursis de la r&paration preu- 
lable du prejudice, me parait tres dangereuse. Ü’est une 
inegalıte creee au detriment du pauvre qui ne pourra se 
payer le sursis. Au moins faudrait-il que l’insolvabilit& 
constatee füt assimildee au paiement. 
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Vereinbarte und von der Versammlung angenommene Thesen. 


.1) Die Einführung der bedingten Verurteilung in die 
schweiz, Strafgesetzgebung ist zu empfehlen, und es 
ist daher zu begrüßen, daß der Vorentwurf für ein 
schweiz. Strafgesetzbuch dieselbe aufgenommen hat. 


2) Die bedingte Verurteilung ist als verstärkter Verweis 
eine milde Warnungsftrafe und daher nur gegen solche 
Leute anzuwenden, bei denen die Wirkung einer sol- 
chen Verwarnung vorausgesetzt werden darf. 


3) Die bedingte Verurteilung kann bei Urteilen, die auf 
Gefängnis lauten, ebensowohl angewendet werden als 
bei solchen, die auf Geldbuße gehen. 

4) Das Massachusettssystem ist in zwei Richtungen wieder 
aufzunehmen: 

a. indem über den unter Erprobung Gestellten eine 
fürsorgliche Schutzaufsicht einzurichten ist; 
b.dem Richter die Möglichkeit gegeben werden 

soll, auch noch andere Bedingungen des Straf- 
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nachlasses aufzuerlegen als nur die, daf der zu 
Erprobende kein neues Verbrechen innerhalb 
der Probezeit begehe. 


Ehrenmitglieder-Ernennung. 


Auf den Vorschlag der Centralvorstände (Bern am 
19. Sept. 1901) werden als Ehrenmitglieder des schweiz. 
Vereins für Straf- und Gefängniswesen ernannt: 

Frau Prof. Dr. Ernst-Escher in Zürich. 

n„  M. von Goumoens- Wurstenberger ın Bern. 

Herr Dr. jur. von Engelberg, Reg.-Rat, Präsident des 
Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten und 
Direktor des Landesgefängnisses zu Mannheim. 

n J. Berney, alt Staatsrat in Lausanne. : 

n M. Stockmar, alt Reg.-Rat, Direktor der J.S.B. 
in Bern. 

n Konrad Meyer, alt Inspektor der schweiz. Mobiliar- 
assekuranzgesellschaft in Zürich. 


Aufnahme neuer Aktivmitglieder. 


Es wurden 353 neue Mitglieder in den schweiz. Ver- 
ein für Straf- und Gefängniswesen aufgenommen, davon 
335 aus dem Kanton Zürich. Um ihre Namen nicht zwei- 
mal aufführen zu müssen, so werden dieselben im Mit- 
gliederverzeichnis (siehe daslelbe) mit einem * bezeichnet 
werden. 








B. 


Bericht des Centralvorstandes des schweiz. Vereins für 
Straf- und Gefängniswesen, 


erstattet von Herrn Direktor Hürbin. 


Sitzung des Centralvorstandes am 20. Juli 1900 in Luzern. 


1) Der Vereinsquästor Herr Dr. Curti gibt Kenntnis 
davon, daß auch diesmal wieder eine größere Anzahl von 
Postnachnahmen für Vereinsmitglieder-Beiträge nicht ein- 
gelöst, sondern refüsiert worden seien, obschon die betref- 
fenden Mitglieder die Vereinsschriften in Empfang genom- 
men hätten. Es wurde beschlossen, an diese Mitglieder 
wie früher eine Zahlungsaufforderung ergehen zu lassen, 
worauf noch 13 Mitgliederbeiträge eingingen. 


.2) Die Vereinsversammlung vom 10. Oktober 1899 in 
„Bellinzona hatte Zürich als nächsten Versammlungsort 
bestimmt. In Ausführung dieses Beschlusses soll Herr 
Reg.-Rat Dr. Stoessel als Vorsteher der Justiz- und Polizei- 
direktion des Kantons Zürich ersucht werden, die erforder- 
lichen Einleitungen für die Versammlung, welche im Herbste 
1901 stattfinden soll, zu treffen, zur Leitung der Geschäfte 
ein Lokalkomitee zu bilden und dessen Präsidium zu über- 
nehmen. Die Vorschläge für die zu wählenden Traktanden 
und die bezüglichen Referenten sollten bis zum Monat 
Oktober eingereicht werden. 


3) Für den im August stattfindenden internationalen 
Gefängniskongreß zu Brüssel hat Herr Inspektor J. @. Schaff- 
rot sich der großen Mühe unterzogen, über den Strafvoll- 
zug in unserm Vaterlande einen umfassenden Bericht zu 
schreiben. Mittel und Wege zu finden, wie dieser inter- 
essante Bericht den Vereinsmitgliedern zugestellt werden 
könnte, darüber soll in der nächsten Sitzung Beratung ge- 
pflogen werden. 


43 


—e 


Sitzung der Centralvorstände für Gefängniswesen und 
Schutzaufsicht und der Abordnung des Lokalkomitee in 
Bern am 11. November 1900. 


1) Es wird eine Reihe von Themata aufgestellt und 
besprochen, aus denen das Lokalkomitee in Zürich für die 
Versammlung des Vereins für Straf- und Gefängniswesen, 
sowie für Schutzaufsicht eine Auswahl treffen kann. 

2) Dem anwesenden Herrn Inspektor Schaffroth wird 
seine Bemühung bezüglich Abfassung des schon in der 
vorhergehenden Sitzung erwähnten Berichtes über den 
Strafvollzug in der Schweiz geziemend verdankt. Es ist 
Aussicht vorhanden, daß jedem Vereinsmitglied ohne große 
Kosten ein Exemplar zugestellt werden kann, 

3) Unser Ehrenmitglied Herr Generaldirektor Wiesel- 
gren in Stockholm hat von seinem höchst interessanten 
Berichte über die Entwicklung des Gefängniswesens in 
Schweden dem Vorstande zwanzig Exemplare zugesandt. 
Dieselben wurden in angemessener Weise an Vereinsmit- 
glieder und öffentliche Bibliotheken verteilt und dem Geber 
aufs beste verdankt. 


Sitzung der Centralvorstände für Gefängniswesen und 
Schutzaufsicht in Bern am 19. September 1901. 


1) Beratung der vom Lokalkomite für die General- 
versammlung entworfenen Tagesordnung. Dieselbe wird 
ergänzt und genehmigt. 

2) Herr Strafhausdirektor Widmer in Basel hat eine 
Wiederwahl als Revisor der Vereinsrechnung abgelehnt. 
An seine Stelle wird Herr Verwalter Kellerhals in Witz- 
wyl gewählt. a 

3) Zur Ernennung als Ehrenmitglieder werden der Ver- 
einsversammlung 2 Damen und 4 Herren, die sich um das 
Straf- und Gefängniswesen verdient gemacht haben, vor- 
geschlagen. (Siehe pag. 41.) 
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Seit der letzten Vereinsversammlung in Bellinzona— Lu- 
gano sind von 603 Mitgliedern 52 ausgetreten und zwar 
infolge Tod 28 und infolge Rücktritt 24. 

Gestorben sind: 


Herr A. Gross, Verwalter der Zwangsarbeitsanstalt Uitikon. 
„ Antoine, Bezirksprokurator in Pruntrut. 
„ Dubach, Amtsschreiber in Trachselwald. 
„ Eoggimann, Großrat in Sumiswald. 
„ Folletete, (asimir, Nat.-Rat in Pruntrut. 
„ "Maurer, Adolf, Notar in Meiringen. 

„ Müller, Dr., Professor der Theologie in Bern. 
„ Oppikofer, Joh. Konr., Telegr.-Inspektor in Bern. 
„ Dr. Schwab in Bern. 
.,  Tieche. Gerichtsschreiber in Münster. 
.‚ Zeerleder, Dr., Professor in Bern. 
„ Bieri, Dr. Fürsprech in Entlebuch. 
„ Ressli, Alfd., Dr. med. in Freiburg. 
„ Schaller, H., Reg.-Rat und Ständerat in Freiburg. 
„  ]Jnı Hof-Rüsch, alt Ratsherr, Basel. 
‚„  Thurneysen, Ed., Dr., alt Strafgerichtspräsident, Basel. 
‚„ Schmidheini, evang. Strafhauspfarrer. St. Gallen. 
„ Kurz, Fürsprech und Nat.-Rat, Aarau. 
„ Straub, Fürsprech, alt Reg.-Rat, Aarau. 
„  Beruldingen, Hektor, Advokat, Mendrisio. 
.„ Broye Jean, Bundesrichter, Lausanne, 
„ Deytard, alt Pfarrer, Lausanne. 
.,‚ Meystre, Pfarrer in Pülly. 
„ Morel, Dr., Bundesrichter, Lausanne. 
‚„„ Soldun, Bundesrichter, Lausanne. 
„ Zngeler, alt Strafhausverwalter, Bischofszell. 
„„  Dwupusquier, Advokat, Neuenburg. 
„ Lombard, Victor, Präsident des Schutzaufsichtsvereins 

in Genf, 





Die Versammlung ehrt das Andenken an diese ver- 
storbenen Mitglieder dadurch, daß sie sich von ihren Sitzen 
erhebt. 
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Nun erfolgt die Rechnungsubluge für den Vererz für 
Straf- und Gefängniswesen, die einen erfreulichen Vor- 
schuß, eine Vermögensvermehrung von Fr. 810. 42 auf- 
weist. Sie wird genehmigt und folgt hier im Auszug. 


Rechnung für den schweiz. Verein für Straf- und 
Gefängniswesen, 


umfassend den Zeitraum vom 1. Oktober 1899 bis Ende 
September 1901, erstattet vom Quästor Direktor Dr. F. Curti. 


Einnahmen. 


1) Barsaldo der letzten Rechnung . . Fr. 333. 59 
2) Halbjährliche Obligationenzinse . 9975 
3) Für Vereinsschriften . an 48. 99 
4) Direkt eingegangene Veran beitape 2. 15. 07 
5) Von der Post an Nachnahmen von Ver- 
einsbeiträgen erhalten „ 1691. 04 


6) Nachträglich Eingegangene Veröinsbeitiäge : 39. -- 
ı) Vom Centralvorstand der schweiz Schutz- 
aufsichtsvereine an die Druckschriften 
erhalten 2 > m 878. 51 
9), Halbjährliche Olten o 
10) Vom Konto-Korrent der Kantosalbank : 
11) Halbjährliche Obligationenzinse . 5 91. 25 
12) Vom Konto-Korrent der Kantonalbank R 
13) Halbjährliche Obligationenzinse e 


Summa Fr. 3208. 15 


Ausgaben. 
1) Abschriften durch das Gewerbebüreau der 
Strafanstalt Zürich . Fr. b. 50 
2) Rechnung d. Buchdruckerei H. R. Baer. 
länder & Co. samt Porto . s - n  _180. 40 


Zu übertragen Fr. 185. 90 
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Übertrag 

3) Rechnung der Buchdruckerei J. Leemann 
1000 Stück Nachnahmekarten 

4) Marken für die Nachnahmen, 594 Stück 
a 12 Rp. 1 Stück a 35 Rp. 

5) Adressieren von Karten durch das Ge- 
werbebüreau der Strafanstalt Zürich 

6) Rechnung d. Buchdruckerei H. R. Sauer- 
länder samt Porto 

f) Erworben 4°) Obligation de: Zürcher 
Kantonalbank Nr. 374047 . 

8) Sitzung des Centralvorstandes in Luzern, 
Reiseauslagen 

9) Sitzung des Ceutralvoretäides in Bern, 
Reiseauslagen . 

10) Direktor Dr. von Engelberg. in Mann: 
heim, Betrag der Rechnung für den 
Druck der Schrift von Schaffroth: 
„Der Strafvollzug in der Schweiz“. 
Mark 77 und Porto 

11) Rechnung d. Strafhausverwaltung Täns: 
burg für diverse Porti und Arbeits- 

leistungen mit Porto. 

12) Rechnung der Buchdruckerei Stämpfli 
und Co., Bern, nebst Porto 

13) Rechnung d. Strafhiansverwaltiiig Benz 
burg für Porti ete. 

14) Sitzung des Centralvorstandes in Ban. 
Reiseauslagen 


Summa 


Schlussrechnung. 


Die Einnahmen betragen 
„ Ausgaben ® 


Somit ergibt sich ein Saldo von 


Fr. 


Fr. 


97. 
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Vermögensausweis. 


I. 5 Obligationen d. Zürcher Kantonalbank 
a Fr. 1000. — Nr. 321,099, 327,756, 


327,157, 337,847, 374,047 . . Fr. 5000. -- 
II. Saldo der Rechnung 1899/1901 . nm. 488. 8 
Ennde September 1901 beträgt der Vermögens- 

bestand : Fr. 5488. 81 


Vermögensbestand auf Ende September 1899 | ,„ 4678. 39 
Es ergibt sich ein Vorschlag von Fr. 810. 42 





Als nächster Versammlungsort wird Genf bestimmt, 
indem man einer Einladung des Regierungsrates von Genf 
Folge leistet. Chur wird bei Geneigtheit als übernächster 
Versammlungsort in Aussicht genommen. 


Der Präsident macht noch aufmerksam auf den während 
dieser Tage (14.—17. Oktober) in Aarau stattfindenden In- 
struktionskurs für kirchliche Liebesthätigkeitl, speziell auf 
das Mittwoch, 16. Oktober, zu behandelnde Thema über: 
„Die Arbeit an jugendlichen Verbrechern und Verwahr- 
losten“. 

Darauf schließt ‘er die heutige Sitzung und man be- 
gibt sich zum Bankett in die Tonhalle. 

Am Bankett spricht Stadtrat Welti namens des Stadt- 
rates; dann bringt Direktor Dr. Curti in launiger Aussprache 
(„Sage mir, mit wem du umgehst, und ich sage dir, wer 
du bist!“) dem Optimismus sein Hoch und Staatsrat Didier 
von Genf beehrt den Verein für Straf- und Gefängniswesen 
mit einem Gruß aus der Westschweiz. 


Um 2° führt ein Extrazug die Teilnehmer nach Re- 
genstorf hinunter zur Besichtigung der neuen zürch. kan- 
tonalen Strafanstalt. Reg.-Rat Baudirektor Bleuler gibt 
zunächst einige Mitteilungen über die Geschichte des Baues 
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und über die neue Einrichtung der Strafanstalt. Dann teilt 
ınan sich zur Besichtigung derselben in vier Gruppen. 
Nach der Besichtigung Rückkehr per Extrazug nach Zürich. 


Abendessen um 6 Uhr im St. Gotthard. 


Die Zürcher Weine haben über die verschiedenen 
Dreier französischen Weines obgesiegt. Eine allgemein 
fröhliche Stimmung erhält die Oberhand. Doch wurden 
die beiden auf der Liste stehenden Traktanden noch tadel- 
los abgewickelt. 


Versammlung der interkantonalen Vereinigung der 
schweiz. Schutzaufsichtsvereine. 


Der Präsident Herr Pfr. Kupferschmid konstatiert die 
Anwesenheit der Vertreter aus den verschiedenen Kantonen 
und erteilt dann für die Rechnungslegung das Wort Herrn 
Staatsanwalt v. Schulthess. 

Die Rechnung wird geprüft, richtig befunden, abge- 
nommen, genehmigt und verdankt. Sie schließt ab mit 
einem Defizit von Fr. 24. —. 

Darauf ergreift Herr Staatsanwalt v. Schulthess wieder 
das Wort. 

Die Rechnung schließt mit einem Defizit. Wir müssen 
daher auf eine andere Speisung der Kasse bedacht sein. 
Es ist nicht in der Ordnung, daß die großen und die kleinen 
Kantone gleichviel beitragen müssen. Daher sollen auf 
Grund der Gefängnisstatistik des eidg. statistischen Büraus 
drei Kategorien geinacht werden. Sie sind vielleicht will- 
kürlich, aber es sind immerhin Kategorien. 

1) Große Kantone, die in den letzten zwei Jahren 
über 150 Sträflinge hatten. Hierher gehören: 
Zürich, Bern, St. Gallen, Aargau und Waadt. 
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2) Mittlere Kantone, die über 50 Sträflinge zählen. 
Es sind: Luzern, Freiburg, Basel, Thurgau und 
Neuenburg. 
3) Kleine Kantone, die unter 50 Strafgefangene hatten. 

Die erste Kategorie würde jährlich 50, die zweite 30 
und die letzte 20 Fr. bezahlen. 

So käme man zu einer kleinen Steigerung der Ein- 
nahmen und hätte voraussichtlich kein Defizit mehr zu 
befürchten. 

Wenn der Verein für Straf- und Gefängniswesen mit 
den Druckkosten ein schönes Stück Geld verdient (?), wie 
heute morgen dargethan worden, dann könnte er uns auch 
unsern Beitrag an die Druckkosten reduzieren. 


Herr Pfr. Kupferschmid. Das Deflzit ist nicht so 
schrecklich, als man glauben könnte. Nach dem Rechnungs- 
abschluß kamen noch rückständige Beiträge, so dal das 
Defizit in Wahrheit nur 4 Fr. beträgt. 

Betr. des Vorschlags des Hrn. Vorredners, Beitrags- 
minderung an die Drucklegungskosten, wird man noch 
Unterhandlungen pflegen müssen. 


Hr. Pfr. Ecklin, Neuenburg, verlangt, daß, wenn die 
Beiträge verschieden sein sollen, auch das Stimmrecht 
verschieden sein soll. 


Hr. Pfr. Kupferschmid. Auf diesen Vorschlag werden 
wir wohl kaum eintreten können. | 

Ich konstatiere, daß sich kein Gegenantrag gegen diese 
Beitragskategorien erhoben hat; ich nehme daher an, daß 
die Delegierten damit einverstanden sind, und so wird für 
die beiden nächsten Jahre nach Maßgabe dieser Kategorien 
der Beitrag bezogen werden. 

Und nun der Antrag betr. die Statutenrevision. Es 
wäre wohl am besten, den $ 4 zu streichen, wonach bei der 
Generalversammlung jede Sektion sich nur mit einer Stimme 
vertreten lassen kann. In Lugano hatten wir keine Zeit 

1901. II. 4 
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. mehr zu einer diesbezüglichen Betrachtung und nun wollen 
wir die Sache bereinigen. 
Es wird kein Gegenantrag gestellt, auch nicht von 
den welschen Kantonen. Es gilt daher der Antrag für 
beschlossen. 


} r 


Ygnaya 1 ;’ 
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Am Schlusse des Tages vereinigte noch ein Konzert 
die Gäste in der Tonhalle. 
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Zweite Sitzung 


Dienstag den 15. Oktober, vormittags 8 Uhr, im Kuntonsrats- 
saale zu Zürich. 


Präsident: Herr Regierungsrat Dr. Stassel. 
Sekretäre: „ Dr. jur. E. Hufter. 
„ Cand. jur. K. Hafner. 


- 


Die Versammlung tritt sofort auf das erste Traktan- 
dum ein: 


Die schweiz. Frauenvereine im Gebiete der Schutzauf- 
sicht entlassener Gefangener. 


Erste Referentin: Frau Prof. Dr. Ernst-Escher ın Zürich. 

Die Referentin verweist auf ihre im ersten Hefte zum 
Abdruck gelangten Ausführungen über die Frage, deren 
wesentliche Punkte sie hier skizzieren will; es soll vor 
allem gezeigt werden, wie und in welchem Umfange an den 
verschiedenen Orten die Schutzaufsicht von den Frauen 
ausgeübt wird, um daraus zu folgern, was sich für die Zu- 
kunft als gut und zweckmäßig erweisen dürfte. Die sämt- 
lichen Frauenvereine sind gleichmäßig von dem Wunsche 
beseelt, die Entlassenen zu stützen und ihnen zu 'geord- 
neter Lebensführung zu verhelfen. 

Im einzelnen hebt Frau Dr. Ernst hervor, daß der 
buslerische Frauenverein seine Thätigkeit nicht nur auf die 
aus der Strafanstalt Entlassenen, sondern auch auf Polizei- 
gefangene beziehe; von 716 Entlassenen stellte er 540, d. 
h. °/a unter sein Patronat. In der Grenzstadt Basel, wo 
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die Abschiebung der Landesverwiesenen eine große Rolle 
spielt, muß namentlich oft Hülfe geleistet werden, um den 
Ausgewiesenen die Reise zu ihren Familien oder in die 
für sie bestimmten Asyle zu ermöglichen, Auch Familien 
oder einzelne Angehörige gefangener Männer werden unter- 
stützt. Die Thätigkeit der Schutzaufsicht, über die das 
Komitee in gedruckten Jahresberichten Rechenschaft ab- 
legt, wird von einer kleinen Zahl Frauen ausgeübt, denen 
die finanzielle Unterstützung weiterer Kreise die Durch- 
führung ihrer Arbeit ermöglicht. 

Die Jahresberichte von Genf weisen namentlich auf 
die Fürsorge für die Jugendlichen hin, deren Großzahl aus 
dem Polizeigefängnis entlassen und in Rettungshäusern und 

| Asylen untergebracht werde. Ferner gehören nicht nur 
gerichtlich Verurteilte, sondern auch Freigesprochene und 
z solche, gegen die die Untersuchung eingestellt und die 
| dann aus der Untersuchungshaft entlassen wurden, zu den 
Schutzbefohlenen des Komitees. Die Bemühungen für 
solche Schützlinge gehen von dem beherzigenswerten Grund- 
“ satz aus, daß es leichter ist, zu stützen, als schon Gefallene 
aufzuheben. Die Praxis, sich der Polizei- und Unter- 
suchungsgefangenen anzunehmen, erfordert freilich oft 
schnelles und energisches Eingreifen. Geldmittel erhält 
i- das Genfer Damenkomitee vom Männerverein, der seiner- 
s seits aus deın Alkoholzehntel mit einem regelmäßigen Bei- 
- trag bedacht wird. 
Das Damenkomitee von Luusanne ist eine Subkommis- 
> sion des Männervereins, der auch die Auslage auf seine 
Rechnung nimmt. Der Schutz dehnt sich aus auf die Ent- 
lassenen der Strafanstalt und die Weiber, die aus dem 
Arbeitshaus in Rolle entlassen werden. 

Der Kanton Bern hat zwei siebengliedrige Damen- 
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k. kommissionen, die durch die Polizeidirektion eingesetzt 
gr- . . 

dr und vom Staate auch durch eine Zuweisung aus dem 
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Alkoholzehntel bedacht werden. Die eine Kommission ar- 
beitet für die Entlassenen des Weiberarbeitshauses Hindel- 
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bank, die andere für diejenigen aus dem Weibergefäzgunis 
St. Johannsen. Die Patronatskommission von Hindelbank, 
Sırz in Bern, nimmt sich nicht nur der Entlassenen jener 
Anstalt an, sie sorgt auch nach Kräften für die Kinder 
jener Insassen und dehnt ihre Thätigkeit auch auf den 
Schutz entlassener Polizeigefangener aus. 

Die sämtlichen Frauenvereine weisen auf den wohl- 
thätigen Einfluß der in den letzten Jahrzehnten errich- 
teten Arbeitshäuser hin. Die Arbeit der Schutzaufsicht 
wird dadurch sehr erleichtert: Arbeitsscheue und Dirnen 
hüten sich vielfach, gegen Gesetz und Ordnung zu ver- 
stoßen, seit sie wissen, daß ihnen eine längere Arbeits- 
haft droht, die z. B. im Berner-Arbeitshaus im Minimum 
1 Jahr und im Rückfall mindestens 2 Jahre beträgt. Diese 
Beobachtungen sind eine deutliche Mahnung zur Errich- 
tung von Arbeitshäusern, wo solche nicht bestehen. 

Daß die Thätigkeit des zürcherischen Frauenkomitees 
oft geringe Resultate zeitigt, liegt zum Teil in den räum- 
lichen Verhältnissen der zürcherischen Strafanstalten. Her- 
vorzuheben ist für Zürich, daß seit 60 Jahren die jeweili- 
gen Direktionen der kantonalen Strafanstalt den Damen 
des Komitees erlaubten, die weiblichen Gefangenen — mit 
Auswahl — schon während der Strafzeit zu besuchen. 
Durch den persönlichen Verkehr kann oft ein richtigerer 
Einblick in die Verhältnisse gewonnen werden. In früheren 
Jahren war auch Jas Bezirksgefängnis Zürich der Thätig- 
keit des Komitees geöffnet; seit dasselbe aber ganz für die 
Untersuchungsgefangenen in Anspruch genommeu wird und 
alle zu kürzerer Freiheitsstrafe Verurteilten in die Gefäng- 
nisse der übrigen Bezirke verbracht werden, entzieht sich 
diese Kategorie von Gefangenen der Schutzaufsicht fast 
gänzlich und das Material, das noch am ehesten eine Ein- 
wirkung gestattet, geht für die Thätigkeit der Vereine fast 
ganz verloren. Die Errichtung eines Bezirksgefängnisses 
ın Zürich wird hoffentlich auch diese Verhältnisse bessern. 
Endlich ist zu hoffen, das Arbeitsfeld der Schutzaufsicht 
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werde sich mit der Zeit auch durch die Fürsorge für die 
aus dem Untersuchungsverhaft Entlassenen vergrößern. 
Dann wäre aber auch vermehrte finanzielle Hülfe vonnöten ; 
wie anderwärts ließe sich auch in Zürich eine Zuwendung 
aus dem Alkoholzehntel in Erwägung ziehen. 


Jum Schlusse stellt die Referentin auf Grund ihrer Aus- 


führungen folgende Thesen auf: 


1. 


Die weibliche Schutzaufsicht hat sich nicht nur auf die 
Zuchthaus- und Arbeitshaussträflinge, sondern auch auf 
die Gefängnissträflinge zu erstrecken. 


. Die Schutzaufsicht soll nicht erst mit der Entlassung 


aus der Haft beginnen, sondern auch durch Besuche 
während der Strafzeit auf die Gefangenen einwirken 
und insbesondere sie zu veranlassen suchen, daß sie sich 
bei der Entlassung unter das Patronat des Schutzvereins 
begeben, 


. Es ist darauf hinzuwirken, daß dem weiblichen Schutz- 


verein Kenntnis gegeben werde von allen Unter- 
suchungen, welche gegen Frauen und Mädchen unter 
25 Jahren geführt werden, auch wenn sie nicht zu einer 
Anklage führen, damit der Schutzaufsichtsverein nötigen- 
falls sich alleınstehender weiblicher Personen annehmen 
kann. 


, Die Thätigkeit auf dem Gebiete der Schutzaufsicht ver- 


langt keine großen Vereine mit vielen Mitgliedern, son- 
dern vielmehr kleine Verbände, deren Glieder gewillt 
sind, sich ihrer Aufgabe mit ihrer ganzen Persönlich- 
keit zur Verfügung zu stellen. Zur Deckung finanzieller 
Bedürfnisse sind Sammlungen in weiten Kreisen not- 
wendig, über deren Verwendung Rechenschaft abzu- 
legen ist. 


. Angesichts des Umstandes, daß ein großer Teil des 


Elends, das auf weiblichen Sträflingen und Entlassenen 
lastet, direkt oder indirekt durch den Alkohol verur- 
sacht wird, erscheint es als gerechtfertigt und notwendig, 
daß auch die Bestrebungen der Frauenvereine aus dem 
Alkoholzehntel unterstützt werden. 
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Die zweite Referentin, Frau M. v. Goumoens- Wurstem- 
derger in Bern, verliest ihren im I. Heft der diesjährigen 
Verhandlungen (S. 82—87) abgedruckten Bericht über die 
Ausübung der Schutzaufsicht im Weiberarbeitshaus zu 
Hindelbank. (Siehe denselben.) 


Herr Direktor Hürbin verdankt den beiden Damen ihre 
Referate, er erklärt auch seine Zustimmung zu den Thesen 
der Frau Dr. Ernst, macht aber ad These 2 darauf auf- 
merksam, daß Besuche der Schutzaufsichtsmitglieder bei 
den Gefangenen während der Strafzeit nur angängig seien, 
wenn dabei die äußerste Diskretion und Vorsicht geübt 
werde. Die Besuche sollten nur bezwecken, die privaten 
und persönlichen Verhältnisse der Insassen kennen zu lernen. 
Der Betrieb der Anstalt darf dadurch in keiner Weise ge- 
stört oder beeinflußt werden. 

Zu den Ausführungen der Frau v. Goumoöns, daß wie- 
derholte Disziplinarstrafen ein Grund sein sollten, die Ent- 
lassung ‘der Gefangenen zu verzögern, bemerkt der Redner, 
daß nur der Richter die Strafzeit verlängern könne; zudem 
würde man mit der Drohung: Ihr müßt länger dableiben, 
wenn ihr euch nicht korrekt benehmt, vielfach Heuchler 
und Duckmäuser erziehen, was in Strafanstalten absolut 
zu vermeiden sei. 

Frau v. Goumoens erwidert hierauf, daß ihre Bemerkung 
sich nur auf die Anstalt Hindelbank und die dort gesam- 
melten Erfahrungen beziehe. 

Der Vorsitzende macht darauf aufmerksam, daß nach 
der Tagesordnung eine Diskussion erst nach Anhörung der 
zwei weitern Referate vorgesehen sei; wenn kein Gegen- 
antrag gestellt werde, so soll nach dem Programm vorge- 
gangen werden. Die Versammlung stimmt diesem Vor- 
schlag durch Stillschweigen zu. 
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Es folgt daher das Referat des Herrn Direktor Hürbin 
über: 


„Die Schutzaufsicht in der Schweiz, wie sie ist und wie 
sie sein sollte, hauptsächlich bezüglich der bedingt Ent- 
lassenen und der bedingt Verurteilten‘“. 


Herr Direktor Hürbin läßt sich also vernehmen: 

Meine Damen und Herren, Sie mögen es mir gestatten, 
eine Ehrenpflicht zu erfüllen, bevor ich zu meinem Referate 
übergehe. Herr Dr. jur. Karl Hafner hat uns vor einigen 
Tagen mit einem wertvollen Buche: „Geschichte der Gefäng- 
nisreform in der Schweiz‘‘ erfreut. Dieses Werk, das Zeugnis 
giebt sowohl vom regen Forscherfleiße des Hrn. Verfassers, 
der in umfassender Weise auf den Gegenstand eingetreten 
ist, als auch von der richtigen Auffassung und vom vollen 
Verständnis der Sache, hat der Verfasser dem Schweizer, 
Verein für Straf- und Gefängniswesen anläßlich seiner Zu- 
sammenkunft in Zürich im Herbste 1901 gewidmet. Ich 
fühle mich nun verpflichtet und benutze den heutigen Anla& 
dazu, im Namen des genannten Vereines dem Herrn Ver- 
fasser diese freundliche Widmung von Herzen zu verdanken. 

Übergehend zur Schutzuufsichtsfrage, kann ich ‘mich 
heute um so kürzer fassen, als Ihnen mein bezügliches 
Referat gedruckt vorliegt. (Siehe die Vereinsverhandlungen 
pro 1901, I. Heft, pag. 76—155.) Den Herren und Damen, 
welche mich bei meiner Arbeit so bereitwillig mit ihren 
Berichten aus den einzelnen Kantonen unterstützt haben, 
danke ich auch an dieser Stelle aufs beste. Wie Sie ge- 
sehen haben, so kamen ihre Berichte meistens in extenso 
zur Verwertung. Meine Thesen sind teilweise etwas lang 
geworden; zur Umformung resp. Verkürzung fand ich eines 
eingetretenen Augenleidens wegen leider keine Gelegenheit 
mehr.! 

Die erste These bezeichnet die Ausübung der Schutz- 
aufsicht als ein Werk der christlichen Nächstenliebe. Nur 
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die Liebe, welche auch im gefallenen Mitmenschen noch den 
Bruder oder die Schwester sieht, ist geeignet, zur Über- 
nahme der Schutzaufsicht zu begeistern und dabei trotz all-. 
fälligen Täuschungen auszuharren. Die Werke der Liebe sind 
als solche aber nicht befohlene, sondern bloß empfohlene, 
nicht erzwungene, sondern freühälige und freiwillige, sie 
hören daher auch nie auf, sondern dauern wie ihre Träger, 
indem immer wieder einer an die Stelle des andern tritt, 
ins Unendliche fort als Zeichen und Denksteine der er- 
habenen Christuslehre. Die Staatsorgane haben für solche 
Liebeswerke zu wenig Zeit und zu wenig Geduld. Dazu 
gehört eine besondere Geistesweihe, eine spezifische Qua- 
lität, ein unermüdliches, mitleidiges und gutes Herz, das 
sich dutzend- und dutzendmal täuschen läßt und doch den 
Glauben an eine Möglichkeit zur Besserung nicht verliert, 
sondern nach jeder Täuschung wieder von vorne anfängt. 

Allerdings bedarf auch die Schutzaufsicht einer be- 
stimmten Organisation und Leitung. Diese sei aber keine 
staatliche, nur zu bald ermüdende, sondern eine freithätige, 
in sich selbst pulsierende, unermüdliche. Freiwillig organi- 
sierte Schutzaufsichtsvereine und Schutzaufsichtskommis- 
sionen sollen die Schutzaufsicht ausüben und dabei unter- 
stützt werden von den staatlichen und kirchlichen Organen, 
von den Behörden des Bundes, der Kantone und der Ge- 
meinden. Insbesondere werden die Organe der christlichen 
Kirche nach dem Vorbilde ihres großen Meisters dem ver- 
irrten Schafe nachlaufen und zu retten suchen, was ver- 
loren war. 

Hiebei hat man sein Augenmerk aber nicht nur auf 
das verlorene Schaf und seine Rettung selbst zu richten, 
sondern auch auf dessen Angehörige, welche vielfach in 
Not geraten sind, weil ihnen derjenige entzogen werden 
mußte, der ihnen Brot und Lebensunterhalt schaffen sollte. 
Aus den Briefen dieser Angehörigen (Frauen und Kinder) 
kann man so häufig entnehmen, daß ihr Los, das sie nur 
zum kleinsten Teile oder auch gar nicht verschuldet haben, 
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viel härter ist als dasjenige des Gefangenen. Die Heimat- 

gemeinden, die Unterstützung gewähren sollten, sind oft 

sehr hart und lassen es aufs äußerste ankommen. 

Herr Prof. Dr. Zürcher hat in seinen Thesen für die 
bedingt Verurteilten gestern auch polizeiliche Schutzaufsicht 
vorgeschlagen. Ich möchte davon abraten. Eine polizeiliche 
Schutzaufsicht wird sich, wie die Erfahrung zeigt, nicht 
bewähren. Die Schutzaufseher müssen Ruhe und Geduld 
haben und dürfen nicht schneidig dreinfahren. Die Polizei- 
organe haben in der Regel diese Ruhe nicht; es muß biegen 
oder brechen. Sie sind, wie es der Beruf zum Aufspüren 
mit sich bringt, unruhiger Natur. Sie müssen Jagd machen, 
unterscheiden dabei zwischen den Persönlichkeiten viel zu 
wenig und werden gar leicht indiskret, wo Diskretion ab- 
solut notwendig wäre. Das sind, kurz gesagt, die Gründe, 
warum wir von polizeilicher Schutzaufsicht abraten müssen. 

Auf die Frage, wer nun unter Schutzaufsicht zu stelleu 
sei, antworte ich: ; 

a) Alle bedingt auf Wohlverhalten aus Detentionshäusern 
Entlassenen für die Zeit des noch zu verbüßenden 
Strafrestes, im Minimum aber auf ein Jahr, wenn der 
Strafrest auch weniger beträgt. 

b) Alle bedingt Verurteilten, bezüglich welcher das Gericht 

den Strafvollzug eingestellt hat, bis zum Ablauf der 

für sie durch Strafgesetz und Urteil bestimmten Sistie- 
rungsfrist. 

Alle definitiv aus Detentionshäusern Entlassenen , für 

welche das Gericht erkannt hat, daß und auf wie lange 

sie nach der Strafverbüßung unter Schutzaufsicht zu 
stellen seien. 

Endlich alle jene, welche die Schutzaufsicht freiwillig 

anrufen und sich für eine bestimmte Zeit verpflichten, 

den Anordnungen derselben sich zu fügen. 

ad a. An allen Orten, wo die bedingte Entlassung auf 

Wohlverhalten eingeführt ist, enthalten die bezüglichen 

Gesetzesbestimmungen die Weisung, daß die bedingt Frei- 
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gelassenen für die Zeit ihres Strafrestes unter Schutzauf- 
sicht zu stellen und bei nicht vorschrifisgemäßem Ver- 
halten wieder ın die Strafanstalt zurückzuversetzen seien. 
Es kommt nun bei kleinern Freiheitsstrafen vor, daß der 
bezügliche Strafrest nur noch etwa 2—3 Monate beträgt. 
Diese Zeit ist für die anzustellende Probe zu kurz. Der 
Freigelassene wird wieder frei und selbständig, bevor er 
sich an ein solides Leben gewöhnt hat. Zudem wäre es 
nicht der Mühe wert, wegen 2—3 Monaten den ganzen 
Schutzaufsichtsapparat in Bewegung zu setzen; daher wird 
vorgeschlagen, daß die Schutzaufsicht wenigstens ein Jahr 
betragen soll, wenn der Strafrest auch kürzer ist. 

ıd b. Wird ein Urteil nicht vollzogen, sondern der 
Verurteilte unter der Bedingung, daß er sich gut verhalten 
werde, frei gelassen, so wird der Richter eine bestimmte 
Zeit festsetzen, innert welcher er die Probe zu bestehen 
hat, resp. auf wie lange der Strafvollzug sistiert werde. 
Es wird nun angezeigt sein, den bedingt Verurteilten für 
diese Zeit unter Schutzaufsicht zu stellen und zwar schon 
deshalb, damit jemand das Verhalten des zu Erprobenden 
kontrolliere, sodann aber auch, um ihn von Zeit zu Zeit 
zu ermuntern, auf dem betretenen sichern Wege fortzu- 
wandeln und wenn er schwach werden sollte, ihn zu stärken. 

‘ad c. Aus dem letztgenanuten Grunde möchte es aber 
auch für alle, die sich zu schwach gezeigt haben, den an- 
stärmenden Versuchungen zu widerstehen, also hauptsäch- 
lich für die Rückfälligen zweckmäßig sein, dieselben auch 
nach verbüßter Strafe noch eine Zeit lang unter Schutz- 
aufsicht zu stellen. Diese Verfügung müßte aber der 
Richter, der aus dem Studium der Untersuchungsakten das 
Individuum kennen gelernt hat, aussprechen, sobald er sie 
für notwendig erachtet hat. Ohne eine solche Fixierung 
im Urteil bliebe die Unterstellung unter Schutzaufsicht, 
wie die Erfahrung hinlänglich gezeigt hat, ein unbeachteter, 
frommer Wunsch. Gesetz und Richter müssen hier Hand- 
habe schaffen und es muß Mittel geben, Renitente und Ab- 
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fallende an ihre Pflicht erinnern zu können. So gut man 
solche, die unter dem Wirtshausverbote stehen, zu hand- 
haben imstande ist, wenn sie dem Verbote zuwiderhandeln, 
ebensogut wird man auch unter Schutzaufsicht Gestellte zu- 
rechtweisen und zur Ordnung bringen können. Nur muß 
das Gesetz dafür die nötigen Bestimmungen aufstellen. 
Nach einer solchen gesetzlichen Handhabe sehnen sich die 
meisten Schutzaufsichtsorgane. Das neue schweiz. Straf- 
gesetzbuch wird ihrem Wunsche hoffentlich entgegenkom- 
men. Bei der zweiten Lesung des bezüglichen Vorent- 
wurfes im Schoße der Expertenkommission stellt der heu- 
tige Referent, unterstützt von Herrn Direktor Dr. Guil- 
laume, folgenden Antrag: „Hat ein Sträfling seine Strafe 
ganz erstanden, so kann er, wenn der Richter es als an- 
gezeigt erachtet hat, wenigstens auf ein Jahr unter Schutz- 
aufsicht gestellt werden.“ Dieser Antrag wurde dem Ver- 
fasser des Entwurfes zur Prüfung überwiesen. Im be- 
reinigten Vorentwurf habe ich ihn indessen nicht gefunden. 

ad d. Es gibt auch Entlaßlinge, welche die Schutz- 
aufsicht freiwillig anrufen. Vielen ist es damit ernst, an- 
dere buhlen damit um irgend eine Unterstützung und 
kehren der Schntsaufsicht den Rücken, wenn sie jene er- 
langt haben. Natürlich sollten auch diese auf irgend eine 
Weise gesetzlich gebunden werden. — 

Es wird nun angezeigt sein, daß die heutige Versamm- 
lung mittels einer Eingabe das eidg. Justiz- und Polizei- 
departement ersucht, bezüglich dieser genannten vier Kate- 
gorien von Schutzaufsichtsbefohlenen und ihrer Verpflich- 
tungen in den Entwurf des neuen schweizer. Strafgesetz- 
buches die nötigen verbindlichen und wirksamen Bestim- 
mungen aufzunehmen. Würde letzteres nicht geschehen, 
so wäre die Thätigkeit der Schutzaufsicht auch in Zukunft- 
ein resultatloses Versuchsfeld. — 

Die Schutzaufsicht darf keinen speziellen, tendenziös 
religiösen Charakter haben und nicht im Dienste einer be- 
stimmten Konfession stehen und etwa dazu mißbraucht 


werden, um Proselyten zu machen, sondern sie muß allge- 
mein sein und ohne Ansehung des religiösen Bekenntnisses 
alle jene Unglücklichen umfassen, welche ihrer Hülfe be- 
dürfen. Wir unterscheiden also zwischen Religion und Kon- 
feesion und geben zu, daß die Schutzaufsicht auch die reli- 
giöse Seite ihrer Schützlinge in Anspruch nehmen und 
pflegen dürfe; dagegen müßten wir uns gegen jenen Miß- 
brauch verwahren, der an die schutzaufsichtliche Hülfe- 
leistung die Bedingung des Übertrittes zu einer andern 
Konfession knüpfen oder die gegebene Gelegenheit benutzen 
würde, die Konfession des Schützlings herabzuwürdigen, 
um sie ihm zu verleiden und verächtlich zu machen. 

Kommen wir nun zu der Frage, wer sich mit der Auf- 
gabe der Schutzaufsicht zu befassen habe, so stimmen darin 
alle Ansichten überein, daß sich als Schutzaufseher der- 
jenige am besten eignet, der dazu Zeit, Geduld und eine 
gewisse Berufung hat. Es ist nicht jedermanns Sache, den 
verirrten und verlorenen Schafen nachzugehen, in (seduld 
sie zu hüten und vor Schaden zu bewahren. Leicht wird 
es daher nicht sein, die dafür geeigneten Personen immer 
zu finden und die richtige Auswahl zu treffen. 

Die Thätigkeit der Schutzaufsichtsorgane sollte nun 
schon während der Detentionszeit beginnen. Für diese 
Bethätigung finden die Anstaltsvorsteher neben den andern 
ihnen überbundenen vielseitigen Geschäften aber kaum die 
notwendige Zeit; weit besser eignen sich in dieser und 
auch noch andern Beziehungen dafür die Strafhausgeist- 
lichen. Sie haben Gelegenheit, aus den Besprechungen mit 
dem Gefangenen seine Anliegen und Lebensverhältnisse 
kennen zu lernen und sich über dessen Vergangenheit und 
Gegenwart zu orientieren und daraus für die Zukunft die 
zweckentsprechenden Schlüsse zu ziehen. Dabei muß je- 
doch, diese Zwischenbemerkung sei uns erlaubt, die An- 
sicht nicht vorherrschen, es müssen «ulle Entlaßlinge unter 
Schutzaufsicht gestellt werden. Wer vermöge seiner 
Familienstellung, der vorhandenen Mittel, seiner Verkehr- 
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geschicklichkeit etc. imstande ist, sich selber zu helfen und 
dazu auch den guten Willen besitzt, den lasse man ruhig 
und getrost ziehen. Er wird beim vollen Vertrauen, das 
ihm die Gesellschaft entgegenbringt, sein Fortkommen 
leichter finden, als wenn seine Umgebung es durch bezüg- 
liche Anordnungen vernimmt, daß er in der Strafanstalt 
gesessen ist. Natürlich kann sich dieser Rat nur auf die- 
jenigen beziehen, welche ihre Strafe ganz erstanden haben. 

Wie nun zu dieser Vorbehandlung der Sache der Straf- 
hausgeistliche die geeignetste Persönlichkeit ist, so hat er 
auch für die Fortführung des Schutzaufsichtsgeschäftes, 
wie schon früher gezeigt wurde, in eminenter Weise alle 
nötigen Eigenschaften, hauptsächlich auch das richtige 
Verständnis und die notwendige Hingebung und Aufopfe- 
rungsfähigkeit. Man erwähle also die Herren Gefängnis- 
geistlichen als Schutzuufsichtssekretüre. Ihrer regen Thätig- 
keit, die in gebührender Weise zu entschädigen ist, wird es 
gelingen, das Schutzaufsichtswesen ins richtige und zweck- 
mäßige Geleise zu bringen. 

Der waadtländische Schutzaufsichtsverein hat für 
diesen Zweck einen „.igenten‘‘ bestellt. Dieser besorgt 
die nötigen, einleitenden Vorbereitungen und die bezüg- 
lichen Skripturen, kontrolliert die Thätigkeit der Schutz- 
aufseher und erstattet dem Vorstande des Vereins über den 
Gang der Angelegenheit Bericht. Diese Einrichtung wird 
gerühmt. Die Sache geht gut, wenn man dafür die rich- 
tige Persönlichkeit findet, aber jeden Unberufenen könnte 
man nicht ohne Risiko mit den Strafgefangenen in freien 
Verkehr treten lassen. Die bezügliche Verantwortlichkeit 
ist groß. 

Die durch die Kantons- und Landesgrenze geschiedenen 
Schutzaufsichtsorgane (Vereinsvorstände und Kommissionen) 
sollen sich gegenseitig unterstützen und zu diesem Zwecke 
auch gegenseitige Fühlung pflegen und ihre Vorstands- 
und Mitgliederverzeichnisse austauschen. Die Verbrecher 
kennen in der Regel die Kantons- und Landesgrenzen 
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nicht oder, wenn sie dieselben auch kennen, so überschreiten 
sie dieselben ohne Bedenken. Diese Thatsache bedingt es 
auch, daß diejenigen, welche den verlorenen Schafen nach- 
eilen wollen, auch ihre Thätigkeit über die Kantons- und 
Landesgrenze hinaus verlegen und sich gegenseitig unter- 
stützen müssen, wenn ihr Werk ein ganzes werden und 
nicht auf halber Höhe stehen bleiben soll. 

Ohne Unterschied und Rücksichtsnahme auf die Her- 
kunft, und soweit möglich ohne Rückerstattung der bezüg- 
lichen Kosten haben sich die Schutzaufsichtsorgane eines 
Kantons, soweit nötig, aller aus den Gefängnissen des 
betreffenden Kantons zu Entlassenden anzunehmen. Dabei 
soll die polizeiliche Abschiebung von Schweizerbürgern über 
die Kantonsgrenze endlich aufhören. Über dieses Kapitel 
hat unser Verein schon im Jahre 1876 zu Luzern ver- 
handelt und in diesem Sinne Beschlüsse gefaßt und zwar 
gestützt auf ein bezügliches Referat des Herrn Professor 
Dr. Hilty in Bern. 

Das Sparguthaben der Gefangenen soll denselben in 
vorsichtiger Weise ausgehändigt werden, darf aber nicht 
für Gerichts- und Verpflegungskosten Verwendung finden. 
Es kommt auch vor, daß Gläubiger eines Strafgefangenen 
schon während seiner Detentionszeit Anspruch auf seinen 
Verdienstanteil (Pekulium) erheben. Solchen ist zu be- 
deuten, daß das Pekulium in erster Linie den Zweck habe, 
das Fortkommen der aus der Strafanstalt Entlassenen zu 
erleichtern. Jedenfalls darf von diesem Sparguthaben, 
das auch gesetzlich geschützt ist, ohne Einwilligung des 
Eigentümers in solchem Falle nichts ausgehändigt werden, 
und auch dann nicht, wenn es nicht mehr beträgt, als der 
Entlassene zu seinem Fortkommen notwendig braucht. 

Dem Schützlinge selbst ist von seinem Sparguthaben 
in der Regel nur so viel zu verabfolgen, als er zur Reise 
bedarf. Alles weitere, auch allfällige Unterstützungsgelder 
sind dem Schutzaufseher zur Verwaltung und Bestreitung 
notwendiger Ausgaben für den Freigelassenen zu übergeben 
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Bei Erteilung von Unterstützungen ist alle Vorsicht 
anzuwenden. Die Unterstützungen sollen nicht verlockend 
werden. Es gibt immer Menschen, die sich auf fremde 
Hülfe verlassen und die eigenen Hände behaglich in den 
Schoß legen. Bevor man gibt, hat man daher zu kontrol- 
lieren, wem man gibt und wie man gibt. Auch Kleidungs- 
stücke und Werkzeuge können, wie die Erfahrung lehrt, 
wieder zu Geld gemacht werden. Größere Geldunterstütz- 
ungen dürfen dem Unterstützungsbedürftigen nur dann 
auf die Hand gelegt werden, wenn man sich von seinem 
haushälterischen Sinne überzeugt hat. Namhafte Geldbeträge 
z. B. zum Ankauf von notwendigen Materialien oder Werk: 
zeugen sind in der Regel nur gegen die vorgelegten Rech- 
nungen nach vorher gegangener Gutsprache und wenn 
immer möglich dem Gläubiger selbst uuszubezahlen. Zu 
eigentlichen Spekulationszwecken sollen Unterstützungs- 
gelder nicht verabfolgt werden. Bescheidene Gesuche um 
Unterstützungen sind in Erwägung zu ziehen, unbescheidene 
und protzige abzuweisen. Beim Geben kuınn man um besten 
erziehen, das wissen Eltern und Erzieher gar wohl. 

Es ist eine eigentümliche Erscheinung, daß man ın 
unserer Zeit genötigt ist, für arbeitslose Lundeskinder da- 
durch Arbeit zu schaffen, daß man für schweres Geld Län- 
dereien ankauft und sog. Arbeiterheime (Arbeiterkolonien) 
gründet, währenddem Hunderttausende von fremden Arbeitern 
in der Schweiz ihren Lebensunterhalt finden und die Bauer- 
same beständig darüber Klage erhebt, daß sie keine Ar- 
beiter und keine Dienstboten mehr auftreiben könne. So 
kommt es auch, daß die Landwirte aus Mangel an arbei- 
tenden Händen immer mehr zum Maschinenbetriebe sich 
bequemen müssen. Der Zug der ländlichen Bevölkerung 
nach der Stadt wird immer lebhafter. Leichtere Arbeit, 
kürzere Arbeitszeit, bare Löhnung auf die Hand, schönere 
Kleider, mehr Vergnügen und Lustbarkeiten, das sind die 
Faktoren, welche die Arbeiter von der heimatlichen Scholle 
hinweg in die Stadt locken, um dort ein „menschenwür 
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digeres“ Dasein zu genießen. Dabei denkt man nicht 
daran, daß man bei einer allfällig hereinbrechenden Krisis 
brotlos dasteht und den Bettelsack in die Hand nehmen. 
muß. Dienstboten und Taglöhner haben allerdings eine 
härtere, vielleicht auch eine weniger lohnende, dafür aber 
eine beständigere und gesündere Arbeit. Zu erlernen ist 
dieselbe nicht schwer, auch reicht eine geringere Intelligenz 
dafür aus. Was hindert uns daher, Entlaßlinge auf land- 
wirtschaftliche Beschäftigung aufmerksam zu machen und 
sie ihnen als die sicherste zu empfehlen? 

Zur Erlernung dieser Art von Beschäftigung geben 
für Ungeübte die Arbeiterkolonien (Übergangsstationen) An- 
leitung und vorübergehend auch für Geübtere Beschäf-. 
tigung. Diese sind daher ihrer wohlthätigen Wirkung 
wegen von seite des Bundes, der Kantone und der Schutz- 
aufsicht mit materiellen und moralischen Mitteln zu unter- 
stützen. Ebenso sollen auch die Dienstbotenschulen der ' 
gleichen Unterstützung sich zu erfreuen haben, denn auch 
sie wirken nach dieser Richtung höchst wohlthätig. 

Um ein altes, wohlbegründetes Postulat zu erfüllen, 
sollten auch Zwangserziehungsanstalten für das weibliche 
Geschlecht errichtet werden. „Der Bund ist befugt, sich 
an Einrichtungen zum Schutze verwahrloster Kinder (also 
Mädchen und Knaben) zu beteiligen“, so heißt der letzte 
Satz des am 13. November 1898 vom Schweizervolk er- 
weiterten Artikels 64 der Bundesverfassung. Dieser Satz 
soll nicht umsonst erkämpft worden sein. Seine Ausfüh- 
rung thut not, wie die erfahrene Referentin aus dem Kanton 
Bern es mit flammenden Worten bewiesen hat. Die Worte 
sind zur That reif und sollen endlich zur Ausführung 
kommen. Allerdings kann darüber noch Zweifel walten, 
ob nach dem Wortlaut des Artikels der Bund oder die 
Kantone in dieser Sache die Initiative zu ergreifen haben. 
Am schnellsten wird man damit zum Ziele kommen, wenn 
die Kantone selbst, sei es einzeln, sei es verbindungsweise 
solche Mädchenerziehungsanstalten in einfacher Weise er- 
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richten und den Bund dabei um seine Unterstützung er- 
suchen. Noch gäbe es keine Zwangserziehungsanstalten 
für die Knaben, wären die einzelnen Kantone in der Grün- 
“dung solcher nicht von sich aus vorgegangen. Das einmal 
gegebene Beispiel wird zur lebhaften Nachahmung Veran- 
lassung bieten. 

Der Mißbrauch des Alkohols ist offenbar einer der größ- 
ten Feinde der Bestrebungen der Schutzaufsicht. Wir 
müssen daher fortfahren, diesen Feind mit aller Kraft zu 
bekämpfen und dessen Bekämpfung zu unterstützen. Unsere 
Vereine haben in ihrer letzten Versammlung in Lugano 
(1899) darüber umfassende und klar leuchtende Referate 
vernommen und nach gewalteter eingehender Diskussion 
nur allzu schüchterne Resolutionen gefaßt. Das Übel ist 
so bedenklicher und verderblicher Art und so weit ver- 
breitet und so tief eingewurzelt, daß zu seiner Ausrottung 
ein allgemeiner, sowohl belehrender, als auch gesetzlich 
geordneter, tief eingreifender Feldzug notwendig ist. 

Inn Vorentwurfe zum neuen schweizerischen Straf- 
gesetzbuch (Art. 44) ist die Verwahrung vielfach rückfälliger 
Individuen in besondern Anstalten vorgesehen. Diese An- 
gelegenheit, welche aus den Erfahrungen in den Straf- 
anstalten herausgewachsen und vom Verein für Straf- und 
Gefängniswesen schon wiederholt befürwortet worden ist, 
hat für die Bestrebungen der Schutzaufsicht und für Er- 
leichterung im Strafvollzuge eine ganz enorme Bedeu- 
tung und darf daher nicht zur Ruhe kommen, bis sie sich 
verwirklicht hat. Die „Gefängniskundschaft“ soll durch Ein- 
weisung in größere, hiezu eigens geschaffene Versorgungs- 
anstalten, wenn nicht ganz aufgehoben, so doch wenigstens 
reduziert werden. Wenn ein Individuum im gleichen 
Jahre zwei- und dreimal aus der Strafanstalt, gut ausge 
rüstet, entlassen wird und in wenigen Tagen je wieder in 
dieselbe zurückkehrt, so hat es damit doch bewiesen, da& 
es sich in der Freiheit nicht halten und nicht erhalten 
kann. Es fehlt ihm an der nötigen Energie und diese kann 
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ihm niemand verleihen. Es gehorcht nur dem Zwange und 
fügt sich dessen Maßregeln, weil es zur Einsicht gekommen 
ist, daß es nicht anders geht. Warum sollte man einem 
solchen Individuum und seinem individuellen Bestreben, 
iımmer wieder in die Strafanstalt zurückkehren zu wollen, 
weil es sich in derselben wohl fühlt, nicht entsprechen und 
ihm in einem solchen Arbeitskloster das Bürgerrecht geben’? 
Es gibt alte „Zuchthäusler“*, welche sich nur dann wohl 
und heimisch fühlen, wenn sie im Strafhause wieder am 
altgewohnten Platze stehen. Wenn man sie aber nicht 
wieder dorthin stellt, so drohen sie einem damit, dal sie 
das nächste Mal nicht wieder zurückkehren, sondern ein 
anderes Logis suchen werden. Aber sie kommen leider 
immer wieder. Der erweiterte Artikel 64 der Bundesver- 
fassung räumt nun dem Bunde die Befugnis ein, den Kan- 
tonen zur Errichtung von Straf-, Arbeits- und Besserungs- 
anstalten Beiträge zu gewähren. Warum sollten die Kan- 
tone von diesem Anerbieten nicht Gebrauch machen und 
entweder einzeln oder in Verbindung solche absolut em- 
pfehlenswerte und notwendige Arbeitsanstalten errichten, 
die dem Strafvollzuge und der Schutzaufsicht so wesent- 
liche Erleichterungen bringen würden? Natürlich müßte 
die Strafgesetzgebung dafür zuerst eingerichtet und mit 
einer bezüglichen Bestimmung versehen werden, wie sie 
der Vorentwurf des neuen schweiz. Strafgesetzbuches in 
Artikel 44 für Verwahrung vielfach Rückfälliger in be- 
sondern Anstalten enthält. 

Ich schließe, indem ich Ihnen für Ihre Geduld und 
Aufmerksamkeit verbindlich danke und wünsche, daß Gottes 
Segen unsere heutige Arbeit begleiten möge. 

Meine Thesen lauten in verkürzter Fassung nun also: 
1. Die Schutzaufsicht für entlassene Sträflinge sei und 

bleibe ein Werk der christlichen Nächstenliebe und als 
solches ein Werk der freiwilligen Thätigkeit der organi- 
sierten Schutzaufsichtsvereine oder der Schutzaufsichts- 
kommissionen, unterstützt von Staats-, Kirchen- und 
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Gemeindebehörden. Polizeiliche Schutzaufsicht ist nicht 

zulässig. 

. Unter Schutzaufsicht sind zu stellen: 

a) Alle bedingt auf Wohlverhalten aus Detentions- 
häusern Entlassenen für die Zeit des noch zu ver- 
büßenden Strafrestes, im Minimum aber auf 1 Jahr, 
wenn der Strafrest auch weniger beträgt. 

b) Alle bedingt Verurteilten, bezüglich welcher das 
Gericht den Strafvollzug eingestellt hat, bis zum 
Ablauf der für sie durch Strafgesetz und Urteil be- 
stimmten Sistierungsfrist. 

c) Alle definitiv aus Detentionshäusern Entlassenen, 

. für welche das Gericht erkannt hat, daß und auf 
wie lange sie nach der Strafverbüßung unter Schutz- 
aufsicht zu stellen seien. 

d) Endlich alle jene, welche die Schutzaufsicht freiwillig 
anrufen und sich für eine bestimmte Zeit verpflich- 
ten, den Anordnungen derselben sich zu fügen. 

. Das eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement ist 

durch die Organe der heutigen Versammlung und im 

Auftrage derselben zu ersuchen, bezüglich dieser vier 

genannten Kategorien von Schutzaufsichtsbefohlenen 

und ihrer Verpflichtungen ins neue eidgenössische Straf- 
gesetzbuch die nötigen verbindlichen und wirksamen 

Bestimmungen aufzunehmen. 

. Die Schutzaufsicht darf keinen speziellen, tendenziös- 

religiösen Charakter haben, sondern sie muß allgemein 

sein und ohne Ansehung des religiösen Bekenntnisses 
alle jene Unglücklichen umfassen, welche ihrer Hülfe 
bedürfen. 

. Die Thätigkeit der Schutzaufsichtsorgane hat schon 

während der Detentionszeit zu beginnen. Da die An- 

staltsvorsteher hiezu die notwendige Zeit aber kaum 
finden, so sollten sich die Herren Strafhausgeistlichen 
dieser Aufgabe unterziehen. Ihrer regen Thätigkeit als 

Schutzaufsichtssekretäre, die in gebührender Weise zu ent- 
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schädigen ist, wird es gelingen, das Schutzaufsichtswesen 
ins richtige und zweckmäßige Geleise zu bringen. 


. Die durch die Kantons- und Landesgrenze geschiedenen 


Schutzaufsichtsorgane (Vereinsvorstände und Kommis- 
sionen) sollen sich gegenseitig unterstützen und zu 
diesem Zwecke auch gegenseitige Fühlung pflegen 
und ihre Vorstands- und Mitgliederverzeichnisse aus- 
tauschen. Ohne Unterschied und Rücksichtsnahme auf 
die Herkunft, und so weit möglich ohne Rückerstattung 
der bezüglichen Kosten, haben sich die Schutzaufsichts- 
organe eines Kantons, soweit nötig, der aus den Ge- 
fängnissen des betreffenden Kantons zu Entlassenden 
anzunehmen. Dabei soll die polizeiliche Abschiebung 
von Schweizerbürgern über die Kantonsgrenze endlich 
aufhören. 


. Das Sparguthaben der Gefangenen soll denselben in 
vorsichtiger Weise ausgehändigt werden, darf aber nicht 


für Gerichts- und Verpflegungskosten Verwendung fin- 
den. Dem Schützling selbst ist davon in der Regel 
nur soviel zu verabfolgen, als er zur Reise bedarf. Alles 
weitere, auch allfällige Unterstützungsgelder sind dem 
Schutzaufseher zur Verwaltung und Bestreitung not- 
wendiger Ausgaben für den Freigelassenen zu über- 
geben. 


. Bei Erteilung von Unterstützungen ist alle Vorsicht an- 
zuwenden. Die Unterstützungen sollen nicht ver- 


lockend werden. Namhafte Geldbeträge z. B. zum An- 
kauf von notwenigen Materialen oder Werkzeugen sind 
gegen eine schriftliche Erklärung des Empfängers zur 
Rückzahlung und wenn immer möglich dem Gläubiger 
selbst auszubezahlen. Zu eigentlichen Spekulations- 
zwecken sollen Unterstützungsgelder nicht verabfolgt 
werden. 


. Bei dem fortwährenden Mangel an Arbeitskräften für 


die Landwirtschaft sind Entlaßlinge auf diese bestän- 
dige, sicherste und gesündeste, wenn vielleicht auch 


wiemer 


Be BIN ae 


BETTER TRETEN ET TR 





10. 


11. 


12. 


10 


weniger lohnende Arbeitsquelle aufmerksam zn machen. 
Zur Erlernung dieser Art von Beschäftigung geben für 
Ungeübtere die Arbeiterkolonien (Übergangsstationen) 
Anleitung und vorübergehend auch für Geübtere Be- 
schäftigung. Diese sind daher ihrer wohlthätigen Wir- 
kung wegen von seiten des Bundes, der Kantone und 
der Schutzaufsicht mit materiellen und moralischen 
Mitteln zu unterstützen. 

Es sollen, um ein altes, wohlbegründetes Postulat zu 
erfüllen, auch für das weibliche Geschlecht Zwangs- 
erziehungsanstalten errichtet werden. Der Bund ist 
befugt, sich an Einrichtungen zum Schutze verwahr- 
loster Kinder (also Mädchen und Knaben) zu beteiligen. 
Der Mißbrauch des Alkohols ist offenbar einer der 
größten Feinde der Bestrebungen der Schutzaufsicht. 
Wir müssen daher fortfahren, diesen Feind mit aller 
Kraft zu bekämpfen und dessen Bekämpfung zu unter- 
stützen. 

Eine „Erleichterung für das Werk der Schutzaufsicht 
brächte uns unbedingt die Versorgung der sogenannten 
Gefängniskunden (vielfach Rückfälligen) in größern 
Centralanstalten, die mit Unterstützung des Bundes 
(Art. 64 der B.-V.) von den Kantonen errichtet werden 
sollten. 


Herr E. Fuvre, Direktor der Strafanstalt Lausanne, legt 


der Versammlung als Correferent folgende Thesen vor: 


1o Le patronage des detenus liberes est une @uvre de plii- 


lunthropie chretienne, et, comme telle, une auvre de 

Factivite libre des societes el commissions de patronaye. 
Il est dans l’inter&t de la societ& que les autorites 

federales, cantonales ou communales, paroissiales et de 


tutelles, facilitent autant que possible ces societes et 


commissions et leurs agents, en leur procurant des sub- 
sides et en les aidant par des directions et des conseils. 





2° — Doivent ötre patrones: 

a) Tous les dötenus liberes conditionnellement, pendant 
la duree de la peine qui leur reste a subir; 

b) tous les condamnes conditionnellement, qui ont ete 
mis par le Tribunal au benefice du sursis & l’exe- 
cution de la peine, jusqu’a l’expiration de ce sursis; 

c) tous les detenus liber6s döfinitivement, dont le pe- 
cule a et& confi6 aux societes ou commissions de 
patronage, par les administrations des prisons, pour 
en faire un emploi judicieux et qui les garantisse 
de rechutes; 

d) enfin tous les condamnes, qui se placent de leur 
propre chef sous la dependance d’une societe de pa- 
tronage et qui s’engagent ä se soumettre & ses direc- 
tions. 


3° Le systöme pratique actuellement par les autorites can- 
tonales, des expulsions, du rapatriement par la police, des 
detenus liböres d’un canton dans un autre est un serieux 
obstacle au bon fonctionnement du patronage. Il est 
en outre anti-patriotique. 


4° Le patronage doit s’exercer indistinctement en faveur 
de tous ceux qui en ont besoin, sans distinction d’opi- 
nions on de confessions religieuses. 


5° L’euvre des Soci6tes de patronage doit commencer dejä 
pendant le temps de la reclusion. Les aumöniers sont 
tout specialement chargös de cette partie de l’auvre. 
Il peut toutefois leur ötre adjoint d’autres personnes 
qualificees, qui devront obtenir l’autorisation de visiter 
les prisonniers. 


Ces visiteurs devront se soumettre aux reglements 
et ne pas abuser des facilites qui leur sont accordees. 


La question de la nomination d’agents speciaux 
charges du patronage, sous la direction des comites, est 
recommandee, & l’etude des societes d’une certaine im- 
portance. 
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ee zellen, 


7° Le pecule d’un detenu doit lui ätre remis avec circon- 
spection. Il ne doit pas etre employe & payer des frais 
de justice ou d’entretien, ou & acquitter d’autres dettes, 
sinon avec l’assentiment du detenu, et & moins que ce 
dernier n’en ait pas besoin & sa sortie de prison. 

On ne doit lui remettre que la somme absolument 
necessaire & ses frais de route. 

Le surplus sera remis aux soci6tes de patronage pour 
&tre entierement employe en faveur du deötenu, au nom 
duquel il est depose. 

Ce n’est que tout & fait exceptionnellement que ce 
societes lui remettront de l’argent; elles devront payer 
elles-mömes les frais d’etablissement et les fournisseurs 
de vötements, outils, etc. 

9° Vu le manque de bras dont souffre l’agriculture, les de- 
tenus liberes devront ätre encourages a s’adonner aux 
travaux des champs. 

Dans le but de les aider & entrer sur cette voie, les 
societes de patronage sont invitees & creer partout oü 
le besoin s’en fera sentir, des fermes ou colonies de tra- 
vail, cantonales ou intercantonales, dans le genre du 
Tannenhof, pouvant servir aussi aux ouvriers agricoles 
momentansment sans Occupation. 

Les fermes devront &tre encouragees et soutenues 
materiellement et moralement par la Confödöration et 
les cantons. 

13° Le syst&me de placements provisoires des liber6s, tel 
qu’il est pratique par la Societe vaudoise de patronage, 
et recommande & l’etude des soci6tes suisses. 


Resolution. La Societe suisse des prisons et l’Union 
des Societes suisses de patronage, reunies,A Zurich les 13 
et 14 octobre 1901, chargent leurs comites respectifs et le 
comite local qui a organise la reunion: 
1° de demander au Departement federal de justice et po- 

lice d’introduire dans le nouveau code penal suisse 
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les dispositions necessaires pour rendre obligatoire le 
patronage dans les cas fixes aux $$ a, b et c de la 
these 2 du rapport prösente par M. le Directeur Hürbin. 

2° de communiquer aux Gouvernements cantonaux la thöse 3 
du rapport de M. Hürbin, de leur demander de renoncer 
par une entente mutuelle au droit que leur accorde l’ar- 
ticle 45 de la Constitution föderale, d’expulser et de 
rapatrier les condamnes suisses qui ont 6ete prives de 
leurs droits civiques ou punis & reiterees fois pour de- 
lıts graves; 

3° de faire la möme communication au Departement de ju- 
stice et police fed6ral en lui demandant l’ötude de la 
modification de l’article 45 precite. 


Hiezu giebt Herr Favre folgende Erklärungen und 
Erläuterungen: 


Mesdames, Messieurs, 


Permettez-moi d’abord de vous demander pardon, si 
ma connaissance tres imparfaite de la langue allemande, 
m’empöche de discuter, comme je voudrais, les theses de 
M. Hürbin. La traduction frangaise qui en a 6te faite, et 
qui me servira, est certainement mauvaise et donne parfois 
une id6e inexacte de ce qu’a voulu leur auteur. 

Laissez-moi, mesdames, vous dire toute ma joie de vous 
voir pour la premiere fois dans nos r&eunions! Je salue 
votre presence, süir d’avance que nous vous verrons toujours 
& P’avenir prendre part & nos travaux. 

La femme est l’öducatrice predestinse de l’'humanite, 
Si, en cette qualite, elle s’occupe avant tout de l’education 
de l’enfance, est-ce & dire qu’elle n’est pas aussi la mieux 
qualifiße pour refaire cette &ducation, quand celle-ci a 6dte 
faussee jusqu’& conduire au crime? 

La femme est, en outre, seule bien placde pour s’oc- 
cuper du patronage des liberes. Depuis longtemps, en Suisse, 
nous l’avons compris, mais il est a desirer que le patronage 
par la femme se d&veloppe toujours plus. 
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Si jai salu& avec jole la presence de nos saurs, j’ai 
pourtant eu une lögere deception en entendant la lecture 
du rapport de madame de Goumoöns. Lorsque, dans la 
derniere seance des comit6s centraux, On nous & annonce 
qu’un rapport serait prösente a notre r6union d’aujourd’hui 
par mesdames Ernst et de Goumoöäns, je n’ai pas doute 
un instant que cette derniere ne nous donna le sien en 
francais; vous comprendrez donc ma deception. J’en accuse 
les comites et non madame de Goumoöns. 

Je remercie chaleureusement celle-ci, ainsi que madame 
Ernst, pour les rapports si interessants et si suggestifs 
qu’elles nous ont prösentes. Si je manifeste le desir de voır 
a l’avenir les questions ötudiees par les fommes, devant 
nos societes, donner lieu a un co-rapport francais, c’est que 
je pense, mesdames, & vos saurs de la Suisse frangaise, 
qui seraient heureuses de lire ses etudes et dont beaucoup 
ne le pourront. 

x n * 

J’en arrive maintenant & la question qui nous occupe, 
soit du rapport de M. Hürbin. 

Je laisserai de cöte la premiere partie de ce rapport, 
traitant de ce qu’est actuellement le patronage en Suisse. 
Mon honorable collögue a fait & ce sujet une enquöte qui 
me parait serieuse et & laquelle je n’ai rien & ajouter. 

Etudiant la seconde partie de la question, soit: „qu’est-ce 
que devrait äötre le patronage en Suisse“, M. Hürbin est 
arrive & ömettre les douze thöses qui terminent son rapport. 
Mieux que moi vous connaissez la competence de l’hono- 
rable president de la Societe suisse des prisons, pour tout 
ce qui touche ä celles-ci et & leurs malheureux pensionnaires; 
aussi suis-je, d’une maniere generale, d’accord avec lui et 
avec les propositions qu’il vous fait. — J’aurai cependant 
certaines röserves & faire, et j'avais prepare & cette effet 
un petit rapport que je pensais vous lire; mais l’ayant 
soumis & mon honorable collögue, et celui-ci ayant admis 
quelques-unes de mes observations, je renonce & cette lecture. 
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Je ferai d’abord aux theses de M. Hürbin une critique 
toute generale qui s’applique surtout & leur traduction 
francaise, puisque ma connaissance tres imparfaite de la 
langue allemande ne m’a pas permis d’ötudier celles-cı dans 
leur texte original. Ces thöses me paraissent entrer beau- 
coup trop dans les details. Il est des idees qu’on peut 
emettre dans un rapport, dans l’ötude d’une question, mais 
qui ne doivent pas n&cessairement pour cela se transformer 
en theses. J’ai donc pris la libert& de vous faire distribuer 
celles que j’ai moi-möme redigees, dont la traduction alle- 
mande est probablement aussi mauvaise que la traduction 
francaise des theses de M. Hürbin, Vous me pardonnez 
cette negligence en tenant compte du peu de temps que 
jJai eu pour etudier la question qui nous occupe, puisque 
ce n’est qu’au commencement de septembre que jai ete 
avise que j’aurais a la traiter devant vous. 

Ceci dit, je reprendrai successivement chacune des 
theses de M. Hürbin. 


* 


I 


Je suis heureux de pouvoir approuver sans reserve la 
premiere partie de cette thöse. 

J’ai deja eu l’occasion, & reiterees reprises, de faire 
ressortir ce fait que le patronage des detenus liberes est 
surtout, et sera toujours, une @uvre de charüte chretienne. 
Si, par hasard, il se trouvait dans notre assembl&e une 
personne n’ayant pas la foi au Christ, fils de Dien, il n’en 
. pourra pas moins adopter, sans arriere-pensee, notre these, 
puisqu’il est incontestable que le Christ historique est, et 
restera, le grand, le sublime modöle de la charite. 

Le patronage officiel, avec des employes ä caractere 
administratif, ne donnera jamais des fruits serieux, nous 
le savons pour en avoir essay& dans le Canton de Vaud, 
et M. Bauty, ici present, qui l’avait organise d’une maniere 
trös rationnelle, ne me contredira pas, si je dis que ce 
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patronage, dont l’action n'a pas &ete nulle — je me plais a 
me reconnaitre — n’a cependant donne que des resultats 
tres imparfaits et sans comparaison avec ceux que nous 
obtenons aujourd’hui. | 

Constatant le peu de succes obtenu par le patronage 
officiel, nous avons pensd qu'il fallait cr6er une soci6te et, 
pour cela, nous adresser & toute la population. Nous avons 
donns de nombreuses conf6rences dans le canton pour faire 
connaitre l’auvre du patronage des detenus liberes, et le 
resultat a ete la creation d’une societ& qui compte actuelle- 
ment plus de quatre mille membres. 

Sı le patronage est une @uvre de philanthropie libre, 
est-ce a dire que l’Etat et l’Eglise doivent s’en desinte- 
resser? Je ne le crois pas, et je pense möme qu’ils peuvent 
luı etre tr&es utiles en l’aidant de leurs conseils, de leurs 
subsides et en facilitant par tous les moyens possibles ses 
agents. 

Je fais une reserve & la seconde partie de la premiere 
theses : „le patronage doit-il s’ötendre aux parents des 
liberes?* Il est des cas oü ce sera bon, necessaire möme, 
mais je crois que c’est lä une exception et qu’il serait 
dangereux de l’eriger en rögle. Laissons a chaque societe 
le soin de voir ce qu’il y a & faire et ne prenons pas la 
place des autorit6s communales, paroissiales ou de tutelle. 
Sı ces autorites ont besoin de notre concours, nous ne le 
leur refuserons pas. 


Il 


M. Hürbin a renonce, dans sa these deux, & prolonger 
le patronage obligatoire une annee aprös la liberation de- 
finitive, et je lui en suis reconnaissaänt. Si le temps d’epreuve 
de la liberation conditionnelle n’a pas suffi pour amender 
le libere, je ne crois pas qu’une annee de plus produira 
un meilleur resultat. 

D’une maniere generale, je crois tr&s peu & la valeur 
ddu patronage obligatoire, d’oü resulte pour moi la conviction 
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que ce patronage ne doit pas depasser le temps de /& coz- 
damnation. Est-ce ä dire que le detenu liber6 sera laisse 
a ses propres forces des que sa peine sera terminde? cer- 

tainement pas! la societe sera toujours la, affectueuse et. 

prevenante, pröte a donner ses conseils et son appui, chaque 

foıs qu’ils luıi seront demandes, ou qu’elle les jugera elle- 

möme utiles ou nöcessaires. 

Les arguments que je viens de presenter contre la fin 
du $ a, s’appliquent aussi — et a plus forte raison — au 
$ c. Je crains, en effet, que l’adoption de cette mesure 
dans la loi p&nale ne fasse prendre en horreur les societes 
de patronage par les condamnes qui ne considereront plus 
celles-ci comme des amies qui travaillent avec eux & com- 
pleter leur relevement, mais comme des instruments desti- 
nes & prolonger leur punition. 

J'avais dans ma thöse deux remplace le $c de la thase 
Hürbin par le suivant: 

c) „tous les detenus liberes definitivement, dont le pecule 
„a 6ete confie aux societes ou commissions de patronage 
„par les administrations des prisons pour en faire un emploi 
„jJudicieux et qui les garantisse de rechutes.“. 

Je ne crois pas qu’il soit necessaire de dövelopper 
longuement l’interet qu’il y a & adopter cette proposition. 
Il s’agit ici d’un cas exceptionnel, ou le patronage force 
a son utilite. L’administration des prisons, qui connait son 
homme et qui est en droit de craindre qu’il ne fasse un 
tres mauvais usage de son pecule, remet celui-ci & la so- 
ci6t& de patronage. Celle-ci veillera a ce que ce pecule soit 
judicieusement employe et facilitera le reclassement du 
libere. Je rappelle ici que le Congrös pönitentiaire de Paris 
de 1895 a vöte une resolution dans le möme sens. 

Si le $c de la these Hürbin etait conserve tel quel, 
il y aurait lieu d’ajouter a cette these le paragraphe ci- 
dessus. 

Une simple question & mon honorable collögue au sujet 
du $d: qui sont les gens „non condamnes“ qui demanderont 
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& se placer sous la dependance d’une societe de patronage 
des detenus liber6s? Je crois qu’il ne s’en presentera guere 
et si, par hasard, le cas arrivait, est-il necessaire d’un vote 
de l’Union des sociötes suisses de patronage et de la So- 
ciete des prisons pour engager la societe sollicitee a s’oc- 
cuper d’une personne qui lui demandera son appui? 


III 


° 


Il ne s’agit pas ici & proprement parler d’une thöse, 
mais d’une decision que prendrait notre assemblee. J’en 
recommande l’adoption et en ai fait l'objet de la premiere 
partie de la resolution que je vous propose & la suite de 
mes thöses. Je reviendrai plus tard sur la thöse que jai 
moi-m&me proposee sous n® III. 


IV 


Nous sommes tous d’accord pour reconnaitre que si 
le patronage est une @uvre de charite chretienne, il ne 
doit pas faire de propagande et, surtout, il ne doit pas 
avoir une couleur ecclesiastique. 

Le detenu libere soumis au patronage, soit obligatoire- 
ment, soit volontairement, doit se sentir tout & fait libre 
et & l’aise, ei ne pas avoir l’impression qu’on ne s’occupe 
de lui que dans le but d’en faire un proselyte. 

Est-ce & dire, qu’il sera interdit a tous ceux qui s’oc- 
cupent de patronage, de parler & leurs proteges de choses 
religieuses et morales? Je ne le pense pas. L’essentiel est, 
qu’il ne soit pas fait de differences entre les patrones, parce 
qu’ils declarent appartenir & telle ou telle confession, ou 
bien se disent libre-penseurs ou möme incredules. La vraie 
charite ne fera jamais de differences, mais aller plus loın 
et defendre aux personnes qui s’occupent du patronage de 
parler aux liberes de choses religieuses, c’est, & mon avis, 
porter au patronage un coup mortel. 
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Cette these est, & elle seule, tout un rapport et touche 
a des points bien differents. 

Je suis aussi de l’avis que l’auvre du patronage doit 
commencer dans la prison et, que celui qui est’ le mieux 
place pour ce travail est l’aumönier. Mais ressort-il de la 
que ce dernier seul doive s’en occuper et qu'il soit toujours 
designe pour le suivre a la sortie du detenu? 

N’oublions pas que, dans nombre de cantons, l’aumö- 
nier n’est pas seulement charge du travail religieux et 
moral aupres des detenus, mais qu’il a, & cöte de cela, 
d’autres missions. Et möme & supposer qu'il n’ait pas autre 
chose, peut-il toujours, & cöte de son travail dans la prison, 
s’occuper, comme cela est necessaire, desliberes, leur chercher 
de l’ouvrage, les placer, correspondre avec eux et avec les 
personnes chargees de leur surveillance, les visiter, etc., etc.? 
Je n’hesite pas & repondre negativement. 

Comme vous avez pu le voir dans les quelques lignes 
que j'’ai adressees & M. Hürbin, la „Societe vaudoise de 
patronage“ a remis cette täche a un agent qui s’en occupe 
specialement. ÜCet agent est en rapport constant avec le 
bureau du comite et ne fait rien sans l’assentiment de celui-ci. 
Nous nous felicitons de cette organisation qui nous a permis 
de faire un excellent travail. Il est vrai que nous avons 
eu la main heureuse dans le choix de notre agent et que 
nous avons trouve un homme de caur; mais laissez-moi 
penser qu'il ne sera pas difhicile a nos societes saurs de 
trouver aussi bien dans leur milieu. Toutes les societes 
suisses de patronage ne peuvent pas avoir un agent et n’en 
ont pas besoin, mais je conseille aux societes de grands 
cantons d’essayer de notre systeme; je suis certain qu’elles 
s’en trouveront bien. 

Tout en etant pleinement d’accord avec mon honorable 
collegue, que tous les detenus liberes definitivement ne 
doivent pas necessairement ötre patrones, je crois qu’il est 
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superflu de le dire. Il est clair qu’un detenu libere, qui 
a famille et fortune, ne saurait que faire du patronage: 
tout au plus pourra-t-on lui donner quelques conseils au 
moment de sa liberation. 


" vi 


La derniere phrase de cette these tend a confondre 
deux questions, celle du patronage intercantonal et celle 


des expulsions de canton & canton, soit du rapatriement 
par mesure legale ou administrative. 


Comme j’ai deja eu l’occasion de le dire, je suis d'ac- 
cord avec mon honorable collögue, pour manifester le desir 
de voir nos differentes associations de patronage s’unir 
plus etroitement, vivre d’une vie plus intime, s’entr’aider 
mutuellemont plus souvent qu’elles ne l’ont fait jusqu’ici. 
Nous allons möme plus loin, estimant que, dans lu regle, 
chaque societe ou commission cantonale ou regionale devrait 
s’occuper des detenus sortant des prisons de son canton 
ou de sa region, sans reclamer le remboursement des frais 
qu’elle a faits a la societe du canton- d’origine. — J’ai dit 
„dans la regle“, car il peut y avoir des exceptions, lorsque 
dans l’interöt du bon patronage et des chances de releve- 
ment du condamne, ce dernier devra öätre rapatrie. 


Je suis d’accord avec M. Hürbin sur la premiere partie 
de sa these, mais je differe de maniere de voir avec lui 


% 


quand il dit: „qu’il suffira que nous mettions & exe&cution 
le mode de patronage propose pour arriver a supprimer 
les expulsions de canton & canton.“ J’estime au contraire, 
qu’aussi longtemps que nos autorites administratives can- 
tonales n’auront pas renonce a ces expulsions, nous ne pour- 
rons mettre & execution le patronage au lieu du domicile. 
Comment, en effet, charger la societe de Lausanne de s’oc- 
cuper du placement d’un homme qui, & la fin de sa peine, 
sera conduit A St-Gall, alors qu’il est peut ötre ne dans le 


canton de Vaud et y a passe toute sa vie? 
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Je sais que ma proposition trouvera de l’opposition ; 
Jaıi eu l’occasion d’en parler hier a deux de nos honorables 
collögues qui, charges de la direction des departements de 
police de leurs cantons, estiment que cette proposition est 
ınacceptable. Je ne l’en maintiendrai pas moins, persuade 
que si elle regoit un accueil trös froid de quelques gou- 
vernements cantonaux, elle n’en a pas moins pour elle 
l'avenir. Je suis un federaliste convaincu, mais, dans le 
cas particulier, j’avoue ne pas comprendre ces expulsions 
continuelles de citoyens qui, apres tout, sont Suisses. Toutes 
les personnes qui ont & s’occuper de patronage dans notre 
pays, ont constate les graves inconvenients qui resultent 
du systeme qui y est admis aujourd’hui, consistant & ex- 
pulser purement et simplement tous les condamnes d’autres 
<cantons qui ont ete prives de leurs droits civiques ou qui 
ont ete, A reiterees fois, punis pour delits graves. Nous 
savons que, dans la realite, tous les delits sont consideres 
comme „graves“ et peuvent donner lieu a expulsion, 

Quel est le resultat pratique des expulsions administra- 
tives des condamne6es liberes? Je ne crois pas ıne tromper 
en disant qu’il est nul au point de vue de la diminution 
de la criminalite, et je ne serais möme pas @loign& de penser 
qu’il tend & dövelopper celle-ci. Selon la pittoresque ex- 
pression de M. le ministre d’Etat Le Jeune „...nous nous 
rejetons reciproquement nos ordures par-dessus le mur“ et 
<’est tout! 

Que nous ne puissions arriver a abolir ces procedes 
d’un autre äge, dans nos rapports avec les pays qui nous 
avoisinent, nous le comprenons a la rigueur; les chinoiseries 
administratives sont si tenaces! Mais qu’entre confederes 
nous en soyons encore la, c’est humiliant, pour ne pas dire 
plus! Faisons donc une vigoureuse demarche aupres de 
nos autorites cantonales, pour les engager & renoncer aux 
droits que leur accorde l’article 45 de la Constitution fede- 
rale et travaillons de notre pouvoir a obtenir la modifi- 
<ation de cet article. 


7901. II. 6 





82 


En resume, je suis d’accord avec la these six deM. Hür- 
bin, sauf a en detacher la derniöre phrase qui serait rem- 
placee par la these que je vous propose sous numero trois 
et & laquelle on pourrait donner une autre place. Je vous 
propose, en outre, d’adopter la resolution qui suit nos thöses. 


vi 


N 


Je n’ai rien a objecter a cette thöse, sauf que je vou- 
drais rediger.la fin a partir de „frais de route“ de la ma- 
niere suivante: 

n...le surplus sera remis aux societes de patronage, 
„pour ötre employe entierement en faveur du detenu au 
„nom duquel il a ete depose. Ce n’est que tout a fait ex- 
„ceptionnellement que ces societes lui remettront de l’argent: 
„elles devront payer elles-mömes les frais d’etablissement 
„et les fournisseurs de vötements, outils, etc.“ 

Cette redaction permettrait de supprimer la these VIII 
qui me parait entrer dans beaucoup trop de details. 


IX 


Je comprends que mon cher collegue de Lenzbourg ait 
eu le desir de rendre service a l’agriculture, tout en tra- 
vaillant au reclassement des condamnes literes. Nous y 
avons pense aussi dans le canton de Vaud des le moment 
de la reorganisation du patronage; les essais tentes dans 
le canton de Berne, au Tannenhof entre autres, nous ont in- 
teresses et nous avons constitue un fonds destine & creer 
aussi une ferme du travail. J’avoue ‘que, personnellement, 
jai actuellement des craintes serieuses quant a la reussite 
de ce desideratum, car plus j’avance, plus je constate la 
diffieulte que nous rencontrons & faire aller nos liberes & 
la campagne. Aujourd’hui que, gräce aux idees avancees, 
les balayeurs des rues recoivent cing francs de salaire par 
jour, comment faire comprendre A nos liberes qu'ils ont 
interet ä& aller travailler & la campagne pour un prix infe- 
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rieur? Je suis cependant de l’avis que nous devons faire 


% 


notre possible pour arriver ä ce resultat. 


x 


Je ne voudrais pas laisser croire que dans ma pensee 
„U n’y en a point comme nous“, car je sais mieux que 
personne tous les progres que nous avons encore & faire; 
mais je ne puis cependant m’empöcher de constater que le 
canton de Vaud a depuis longtemps realise le desideratum 
emis par la these dix. Sans compter ses nombreux orphe- 
lınats, !’institution officielle de l’enfance abandonnde etl'ins- 
tıtution libre de „la Solidarit&“ qui s’occupent les uns et 
les autres d’orphelins et d’enfants abandonnes des deux 
sexes, NOUB avons, pour les jeunes delinquants et garcons 
difliciles „les Croisettes® et „Serix* et, pour les jeunes 
filles „I’Ecole officielle de reforme“ de Moudon. Cette der- 
niere est destinee aux enfants du sexe feminin, coupables 
ou complices de delits, mais renvoydes au Conseil d’Etat 
comme ayant agi sans discernement, et aux filles ayant donne 
& leurs parents des sujets de mecontentement tres graves 
et d’un caractere difficile. Nous avons, en outre, l’insti- 
tution libre des asiles de Begnins et du Chätelard sur Lutry, 
pour les filles de cette derniere categorie. 


Je sais aussi que d’autres cantons ne sont pas restes 
en retard sous ce rapport et ont cres de nombreux etablisse- 
ments, dont plusieurs sont representes ici. 


Si, malgr& cela, on pense que notre appui soit ne&ces- 
saire pour augmenter le nombre et developper ces insti- 
tutions, donnons-le sans reserve. Mais pour cela il serait 
bon de savoir sous quelle forme et d’ötre au clair, car j'avoue 
que je n’y suis pas. M. Hürbin, veut-il des etablissements 
federaux, cr&es par la Confederation, ou demande-t-il simple- 
ment que celle-ci „pröte son concours & des institutions pro- 
„tectrices de Penfance abandonnde“, comme la Constitution 
fed&rale l’y autorise? 
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Dans lun comme dans VAutre cas je suis perplexe. 
Nous vivons a une &poque ou tOUt Je monde en Suisse tombe 
sur cette bonne möre „la Confederation“, pour lui deman- 
der de l’argent ou la pousser aux depenses. Je reconnais 
qu’il est des depeuses qui sont la source de vrais gains, et 
certainement, celle faites en faveur de l’enfance abandonnee 
sont de ce nombre: elles tendent, en effet, a faire des ci- 
toyens travailleurs et producteurs, au lieu de criminels qui 
sont la source de frais considerables pour la Conföderation 
et les cantons. 


XI et XII 


Je n’aı pas d'observations & presenter sur ces deux 
theses, que je vous recommande chaleureusement. 


* * 
* 

Dans ma lettre a M. Hürbin, je mentionnais que nous 
avions essaye quelquefois de faire faire, a nos frais, un 
petit stage ä& nos liberes, soit dans un etablissement (asile 
temporaire, refuge, asile pour buveurs, etc.), soit dans une 
famille. Permettez-moi, avant de terminer, de revenir sur 
cette question et de la recommander & l’etude de nos sec- 
tions saurs. 

Il arrive frequemment qu’un detenu doive öätre libere 
sans qu’on ait pu lui procurer du travail, ou que le comite 
de patronage ne se sente pas la liberte de le placer, parce 
qu’il n'est pas assez sür de lui. Dans ces cas, laisser le 
malheureux sortir de la prison et chercher lui-möme son 
gagne-pain, c’est souvent l’exposer a retomber immediate- 
ment; aussi avons-nous essaye du systeme indique, dont 
nous nous sommes bien trouves. Quelquefois les döpenses 
se sont 6levees A un chiffre assez fort et ont ete faites en 
pure perte, mais nous avons eu aussi le bonheur de voir 
de nos gens reprendre ainsi conscience de leur responsa- 


bilite et rentrer ensuite dans la bonne voie, 





Si vous pensez qu'il y a l& quelque chose de bon & 
prendre, vous pourriez voter la thöse que je vous presente 
sous num6ro treize: | 

„Le systeme des placements provisoires des liberös, tel 
„guil est pratique par la Societ6 vaudoise de patronage, 
„est recommande a l’etude des Societes suisses“. 


%* * 
% 


Vous me pardonnerez, si j’ai 6t& plus long que je le 
pensais en commengant, et mon cher collegue ne prendra 
pas en mal de ne pas me voir partout d’accord avec lui. 


Bevor auf die Diskussion eingetreten wird, teilt der 
Herr Präsident noch mit, daß diejenigen Redner, die wün- 
schen, daß ihre Voten im Verhandlungsprotokolle veröffent- 
licht werden, ersucht seien, dieselben schriftlich dem Bureau 
einzureichen. 

Herr de Murigynuc, Präsident der Schutzaufsichtsvereine 
in Genf, wird noch als Mitglied des Vereins aufgenommen. 


Es entspinnt sich hierauf über die gehaltenen Referate 
eine lebhafte Diskussion. 

Herr Staatsrat Didier (Genf): 

Die polizeilichen Abschiebungen von Kanton zu Kanton 
mögen hart sein, im Interesse der öffentlichen Sicherheit 
sind sie aber eine unbedingte Notwendigkeit. Wollten wir 
Art. 45 der Bundesverfassung abändern, so würden wir 
damit nicht bloß auf die interkantonalen Abschiebungen, 
sondern infolge der Niederlassungsverträge auch auf die 
Abschiebungen der Ausländer verzichten müssen; das würde 
namentlich für die Grenzstädte unhaltbare Zustände zei- 
tigen. In dieser Frage muß man sich nicht nur auf den 
philanthropischen, sondern namentlich auch auf den prak- 
tischen Standpunkt stellen. Ich will damit nicht Beschlüsse 
der Versammlung unterdrücken, die sich über die Aus- 
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weisungen aussprechen, aber der Weg, den Herr Favre 
vorschlägt, führt zu keinem Ende. 


Herr Pfr. Fischer (Reitnau) verdankt namentlich den 
beiden Damen ihre von warmer Nächstenliebe getragenen 
Referate. Die Ausführungen des Herrn Direktor Hürbin 
bringen nicht nur trockene Theorie, sondern es ist sorg- 
fältig verarbeitetes statistisches Material, das ein Bild von 
der Wirklichkeit gibt. Zu den Thesen Hürbin-Favre möchte 
Redner nur 2 Bemerkungen machen: Die postulierte Bei- 
tragsleistung der Behörden an die Schutzaufsicht scheint 
ihm von zweifelhaftem Wert, die Gemeinderäte z. B. könnten 
sich aus finanziellen Leistungen leicht Rechte anmassen, 
denn: wer zahlt, befiehlt. Ferner sieht Herr Fischer in dem 
Institut der Spezialagenten, das in These V des Herrn 
Favre erwähnt ist, die Gefahr, daß solche speziell angestellte 
Personen den Schutzbefohlenen durch zu häufige Nachfragen 
Schwierigkeiten bereiten könnten. 


Herr Prof. Zürcher führt aus, wie weit die Gesetzgebung 
den Voten des Vereins wird Nachachtung verschaffen können. 
Vom gesetzgeberischen Standpunkte aus sind folgende 
Fragen zu prüfen: 

1. Die Organisationsfrage: Soll die Thätigkeit der Schutz- 
aufsicht freiwillig oder ofüziell sein? 

2. In welchen Fällen ist‘ Schutzaufsicht zu verhängen’? 

3. Rechte und Pflichten der Schutzorgane und der Schutz- 
befohlenen. 

4. Was für gesetzliche Zwangsmittel für die Darı h- 
führung der Schutzaufsicht sind vorzusehen ?’ 


In der ersten Frage will Professor Zürcher gerne den 
Kantonen die Konzession machen, daß die Organisation 
ihnen zu überlassen sei, je nach den örtlichen Verhältnissen 
wird die Frage sich auf die eine oder andere Art lösen 
lassen. Dagegen soll der Bund gesetzliche Bestimmungen 
darüber aufstellen, in welchen Fällen die Aufsicht zu ver- 
hängen ist. 
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Einmal gehören die bedingt Entlassenen und bedingt 
Verurteilten unter die Schutzaufsicht, denen gegenüber 
dann auch das Zwangsmittel der Wiedereinziehung zu 
Gebote steht. | 

Wünschbar wäre die Schutzaufsicht oft auch für die 
definitiv Entlassenen; diese Aufsicht wäre durch Richter- 
spruch festzusetzen. Schwierig ist hier aber die Durch- 
führung, denn es bleibt fraglich, ob der Richter fähig ist, 
die Zweckmäßigkeit dieser Maßregel zum voraus abzu- 
wägen; hier wäre das Massachusetts-System von großem 
Nutzen, wonach der probation officer dem Gericht bezüg- 
lıche Anträge einreicht. 

Am notwendigsten ist die Schutzaufsicht für die be- 
dingt entlassenen Jugendlichen ; aber hier soll die Sorge 
in erster Linie den Eltern oder dem staatlichen Vormund 
- zufallen. 

Klar ist, daß diejenigen, die sich freiwillig unter die 
Schutzaufsicht stellen, aufzunehmen sind; fraglich bleibt 
hier nur, ob auch diesen gegenüber Zwangsmittel an- 
gängig sind. 

Zu der dritten Frage ist zu bemerken, daß ein eid- 
genössisches Gesetz, das die Organisation der Schutzauf- 
sicht den Kantonen überläßt, auch die Regelung der Rechte 
und Pflichten der Aufsicht und der Schutzbefohlenen den 
Kantonen überlassen müßte. Nur über das Peculium, das 
der Schutzaufsicht übergeben wird, hat der Bundesgesetz- 
geber Bestimmungen aufzustellen. 

Bei der Frage nach den Zwangsmitteln für die Durch- 
führung der Schutzaufsicht ist die Lösung leicht für die 
bedingt Entlassenen, die wieder eingezogen werden, wenn 
sie sich einem schlechten Lebenswandel hingeben. Bei 
den bedingt Verurteilten soll man eine Einweisung nicht 
etwa in das Belieben eines strengen Schutzaufsehers stellen, 
sondern der Richter hätte vielmehr im Urteil gewisse Be- 
dingungen festzustellen, deren Übertretung Einberufung 
zur Folge hat. Bei der Durchführung der Schutzaufsicht 
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gegenüber den definitiv Entlassenen steigen dagegen ge- 
waltige Bedenken auf: wäre hier die Drohung von Dis- 
ziplinar- oder gerichtlichen Ungehorsamsstrafen angängig? 
Wie ferner, wenn der Schutzbefohlene auswandern wollte? 
Soll man ihn dann festhalten? Bei denjenigen endlich, 
die sich freiwillig unter Schutzaufsicht stellen, ist das 
Freiwilligkeitsverhältnis auf beiden Seiten nicht außer acht 
zu lassen. 

Zum Schlusse erwähnt der Redner noch der vielfach 
Rückfälligen, der sogenannten „Gefängniskunden*“, für dıe 
und gegen die die beste Schutzaufsicht die Verwahrungs- 
anstalt ist; da die Errichtung einer solchen durch den 
Bund nach der Verfassung ausgeschlossen ist, muß mit 
allen Mitteln danach getrachtet werden, durch die Initiative 
der Kantone eine solche Anstalt ins Leben zu rufen. 


Herr Direktor Curti stellt hierauf den Antrag, es sei, 
da die Großzahl der Kantone das Institut der Fraüen- 
schutzvereine noch nicht eingeführt hat, an die Spitze der 
Thesen von Frau Dr. Ernst der Satz zu stellen: 

„Die Bildung von besondern Frauen-Vereinen zum 
Schutze entlassener weiblicher Sträflinge ist zu empfehlen.“ 

Redner weist darauf hin, wie ausgezeichnet nach seinen 
Erfahrungen der Einfluß ist, den diese Damenkomitees 
ausüben ; den Damen soll gestattet werden, die weiblichen 
Sträflinge schon während der Strafzeit zu besuchen. 

Mit der 5. These der Frau Dr. Ernst kann man nur 
einverstanden sein; allerdings soll die heutige Versammlung 
darauf dringen, daß Zuweisungen aus dem Alkoholzehntel 
an die Schutzaufsichtsvereine überhaupt erfolgen. 

Das Institut der „Agenten“, auf das Herr Favre 
lobend hinweist, verdient allgemeine Würdigung. Anstatt 
des Namens „Agenten“ wäre bei uns vielleicht eher der 
Ausdruck „Inspektoren“ angezeigt; dann‘ wäre darauf 
zu schauen, daß diese Beamten dem Weiberhause fern 
bleiben. 
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Im Anschluß an die Vorschläge Curtis beantragt der 
Präsident, an die Spitze der Thesen von Frau Dr. Ernst 
den Satz zu stellen: 

„Es wird dringend empfohlen, dass in ullen Kuntonen, 
in welchen sie noch nicht bestehen, besondere F'ruuenvereine 
zum Schulze entlassener weiblicher Sträflinge gebildet werden.“ 

In These V wäre einfach das Wort „weiblichen“ zu 
streichen und „Frauenvereine“ durch das allgemeine Wort 
„Schutzaufsichtsvereine“ zu ersetzen, was auch beschlossen 
wurde. Ferner sollen sämtliche ın der Versammlung über- 
haupt aufgestellten Thesen unter Mitwirkung der Referenten 
durch das Bureau bereinigt und mit einer Adresse als 
Wünsche dem eidg. Justiz- und Polizeidepartement über- 
mittelt werden. 


Herr /selin (Basel) empfiehlt ebenfalls dringend die 
Annahme der von Frau Dr. Ernst aufgestellten Thesen. 
Nötig ist vor allem, daß die weiblichen Sträflinge schon 
während der Strafzeit aufgesucht werden, wobei sich die 
amtenden Damen von selbst nur «uf die Ausübung der 
Schutzaufsicht beschränken werden. Zur Durchführung der 
Aufgabe werden wir allerdings auf Zuweisungen aus dem 
Alkoholzehntel angewiesen sein; dann soll aber auch in 
den Strafanstalten, die in ihre Verpflegungsordnung die 
regelmäßige Verabreichung von Wein- oder Bier aufge- 
nommen haben, diese Regel abgeschafft werden. Auch 
Iselin glaubt mit Didier, daß im Hinblick auf die inter- 
nationalen Verträge die polizeilichen Abschiebungen von 
Kanton zu Kanton nicht zu ändern sein werden. 


Herr Inspektor Schaffroth hält es für unmöglich, dab 
den Anstaltsgeistlichen, die, wenigstens im Kanton Bern, 
alle zugleich Ortsgeistliche sind, die Hauptlast in der 
Schutzaufsichtsthätigkeit zugewiesen werde; deshalb werden 
wir spezielle Agenten oder Inspektoren anstellen müssen. 
Um diese aber ihren Leistungen entsprechend besolden zu 











_n_ 
können, sind wir auf Zuweisungen aus dem Alkoholzebntel 
angewiesen. 

Die Verwahrungsanstalt für vielfach Rückfällige ist 
unbedingtes Bedürfnis, am zweckmäßigsten wäre es, eine 
solche „interkantonale“® Anstalt nach Witzwyl ins große 
Moos zu verlegen. 


Herr Direktor Fuvre repliziert kurz. Auf die Aus- 
führungen Didiers bemerkt er: Daran ist festzuhalten, daß 
die Aufhebung der polizeilichen Abschiebungen von Kan- 
ton zu Kanton mit aller Energie zu erstreben ist, selbst 
wenn es gelten würde, die internationalen Übereinkünfte 
abzuändern. An dem Namen „agents“ hält Favre gegen- 
über den Ausführungen von Direktor Curti nicht fest; 
auch er ist mit Hürbin damit einverstanden, daß die Be- 
suche im Weiberhaus nur mit größter Diskretion auszu- 
führen seien. 


Herr Direktor Heinis (Liestal). Baselland .hat keine 
eigentlichen Schutzaufsichtsvereine, sondern nur eine von 
der kantonalen gemeinnützigen Gesellschaft ernannte 
Schutzaufsichtskommission, in der auch eine Dame sitzt, 
welche die weiblichen Gefangenen schon während der 
Strafzeit besucht und mit Erfolg auf sie einwirkt. Redner 
hält die Schaffung besonderer Damenschutzaufsichtsvereine 
für unnötig; die Frauen, die hierin arbeiten wollen, haben 
sich den bestehenden Organisationen anzuschließen. Vom 
neuen schweiz. Strafgesetzbuch erhoffen wir die Mittel zur 
Durchführung der Schutzaufsicht; die Organisation im 
Einzelnen wird sich nach den örtlichen Verhältnissen zu 
richten haben; auf alle Fälle sollte der Staat aus dem 
Alkoholzehntel die Kosten der Durchführung bestreiten. 


Herr Direktor Hürbin will sich der vorgerückten Zeit 
anpassen und sich kurz fassen. Als Referent hält er an seinen 
verkürzten Thesen fest. Thesen sind Meinungssätze, aber 
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keine Gesetze, an die man gebunden ist. Die lokalen Ver- 
hältnisse werden im Einzelnen maßgebend sein. In der 
Hauptsache werden seine Thesen das Richtige treffen. 
Dagegen sei er bereit, diejenigen Punkte aus den Thesen 
des Herrn Favre anzunehmen, welche in zweckmäßiger 
Weise zur Ergänzung seiner eigenen beitragen können. 
| Herr Direktor Favre glaubt im allgemeinen sehr wenig 
an den Wert der obligatorischen Schutzaufsicht. Meine 
Erfahrungen, fährt Herr Hürbin fort, haben mich zu der 
Ansicht gebracht, daß die obligatorische Schutzaufsicht 
sicher und gut wirkt, die fakultative dagegen hinfällig und 
schwach ist. Ohne Obligatorium kommen wir nicht vom 
Fleck und bleiben auf unfruchtbarem Boden sitzen. Zum 
Obligatorium gelangen wir aber einzig durch Gesetz und 
Urteil. Daß man nach der Meinung des Herrn Favre durch 
Aushändigung des Sparguthabens der Entlassenen an die 
Schutzaufsicht das Obligatorium der Schutzaufsicht er- 
setzen könne, daran glaubt kein erfahrener Schutzaufseher. 
Die gute Wirkung, die man daraus herleiten will, dauert 
nur so lange an, bis das Geld verbraucht ist; hernach hört 
sie auf und der Schützling macht, was er will. 

Wenn endlich Herr COollega Favre glaubt, ınan könne 
von der Mutter Helvetia nicht alles erwarten, man dürfe 
sie nicht immer am Barte streicheln — bitte um Vergebung, 
sie hat ja keinen Bart, aber ein grolies Portemonnaie —, 
so wiederhole ich, was ich schon einmal gesagt habe: Der 
Bund hat Geld genug, um sich gegen äußere Feinde, die 
gegen die Schweizergrenze vorrücken und in unser Land 
eindringen wollen, zu rüsten und die Grenzen mit Kraft 
zu verteidigen; er erbaut Festungen und bewaffnet und 
instruiert seine Soldaten, daß sie im Notfalle das Land zu 
schützen vermögen. Ganz recht ! Nach der Statistik 
besitzt die Schweiz nun aber über 30,000 innere Feinde, 
Feinde gegen die gesetzliche und staatliche Ordnung, dar- 
unter zum Teil große Übelthäter und Verbrecher. Sollte 
Mutter Helvetia nun kein Geld haben und ausgeben dürfen, 
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um diese innern Feinde bekämpfen und in Schranken 
halten zu können. Sapienti sat! — 


Herr Iselin spricht dem Lokalkomitee und seinem Vor- 
stande, ferner dem Bureau namens der Kongreßteilnehmer 
seinen herzlichen Dank aus für die fruchtbare Durchführung 
der Verhandlungen, während der Herr Präsident seinerseits 
den Kongreßteilnehmern im Namen des Lokalkomitee für 
die große Teilnahme und rege Anteilnahme dankt. 

Damit werden die Kongreßverhandlungen um 12'/; Uhr 
geschlossen. 


Das Mittagessen vereinigte die Teilnehmer rin großen 
Saale des Hötel St. Gotthard. In den gehaltenen Tisch- 
reden sprach sich allgemein die hohe Befriedigung über 
den ersprießlichen Verlauf des Kongresses aus. 

Herr Direktor Dr. Curti entbot den Welschen den 
Gruß der deutsch-schweizerischen Kongreßteilnehmer. Herr 
Direktor Hürbin dankte im Namen der Vereine für die 
gastfreundliche Aufnahme derselben in Zürich und trank, 
nach einigen humoristischen Zwischenbemerkungen, auf die 
Itegierung des Kantons Zürich und die stadtzürcherischen 
Behörden. 

Herr Pfarrer Beuty (Lausanne) lieh der Solidarität der 
Kantone und dem Zusammengehen und Zusammenstreben 
des Vereins für Straf- und Gefängniswesen und der 
Schntzaufsichtsvereine ein beredtes Wort. 


Da nach telephonisch eingelangtem Bericht die Höhe 
des Ütliberges im Nebel lag, wurde von dem projektierten 
Bergausflug abgesehen und der städtische Belvoirpark als 
Ziel des abschließenden Nachmittagsausfluges gewählt. In 
zwangloser und animierter Vereinigung ließ sich noch 
manch tüchtiges Wort austauschen, noch manche wertvolle 
Belehrung schöpfen. 








ll. Eingegangene Nekrologe. 


Vorbemerkung. Dem Verzeichnis der seit der Versammlung in Bellinzona - 
Lugano verstorbenen Vereinsmitglieder (pag. 44) sind noch folgende 
Namen beizufügen: 


Lietha, Anton, alt Direktor der Anstalt Realta in Seewix. 
Brenner, (Carl, Dekan und Pfarrer in Müllheim. 


Chicherio, Joseph, commissaire du gouverneinent, Bellinzona, 
Fiaux, Louis, notaire, Lausanne. 





+ Dekan Karl Brenner. 
1832 — 1899. 


Karl Brenner war der Sohn eines Arztes in Wein- 
felden. Von früh an stand bei ihm der Entschluß fest, 
Pfarrer zu werden. In Basel besuchte er Gymnasium und 
Universität, hörte Vorlesungen bei den trefllichen Lehrern 
Hagenbach, Riggenbach, Auberlen, Steffensen. Ein Semester 
war er in Tübingen. Dann kehrte er heim nach Wein- 
felden und bestand mit Ehren sein theologisches Examen. 
Er wurde der Nachfolger Thomas Bornhausers, indem die 
(emeinde Müllheim ihn nach dem Tode desselben zu ihrem 
Pfarrer wählte. Am 8. September 1856 wurde er daselbst 
installiert, und seither hat er 43 Jahre ununterbrochen das 
Pfarramt dieser Gemeinde bekleidet. 
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Nach und nach wurde der tüchtige Mann bemerkt und 
hervorgezogen. Er wurde zum Schulinspektor und bald 
darauf zum Religionslehrer an der Kantonsschule in Frauen- 
feld gewählt. Mit besonderer Freude versah er 18 Jahre lang 
diese Stelle. Er verstand es, die Jünglinge zu fesseln und 
ihnen die hohe Bedeutung der christlichen Religion klar 
zu legen. Viele Jahre war er der ideale Präsident der 
gemeinnützigen (Gesellschaft. Mit klarem, praktischen Ge- 
schick erkannte er die Notstände und Bedürfnisse des Volks- 
lebens, faßte das Ziel fest ins Auge und verstand es meister- 
haft, die gangbaren Wege ausfindig zu machen, Klippen 
klug zu umgehen und verschiedenartige Menschen für seine 
Pläne zu gewinnen. Die Haushaltungsschule in Neukirch, 
die Anstalt für schwachsinnige Kinder in Mauren, das 
Lungensanatorium in Braunwald, die Arbeiterkolonie Her- 
dern, das Institut der Naturalverpflegung, das Lehrlings- 
patronat sind alle unter seiner Leitung und Mitwirkung 
geschaffen worden. Unter der Geistlichkeit des Kantons 
genoß er großes Ansehen, er wurde Dekan des Kapitels 


- Weinfelden, Mitglied des kantonalen Kirchenrates und Prä- 


sident der thurgauischen Pastoralgesellschaft. Dem prote- 
stantischen Hülfsverein und der Mission brachte er leb- 
haftes Interesse entgegen. Er arbeitete mit an der Schaffung 
eines religiösen Lehrmittels für die Unterweisungsschüler 
und eines Leitfadens für Konfirmanden. Noch den 15. und 16. 
November 1899 wohnte er solchen Kommissionssitzungen bei 
und gab am 17. noch Unterricht in der Sekundarschule. 
Sonntags den 19. ließ er sich vertreten. Er spürte Hals- 
weh; doch erst in einigen Tagen zeigte es sich, daß die 
Diphtheritis ihn ergriffen hatte. Es stellte sich fast plötz- 
lich ein Kräfteverfall ein, und er entschlief friedlich und 
sanft im Alter von 67 Jahren, 2 Monaten und 3 Tagen. 
Sein so plötzliches Ende rief überall große Erschütterung, 
tiefe Trauer und wehmütige Klagen hervor; denn allgemein 
war die Überzeugung, daß ein Mann von hervorragender 
Bedeutung aus unserer Mitte abgerufen worden sei. Seine 
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Beerdigung gestaltete sich zu einer großen Kundgebung 
der Liebe und Verehrung, sowie der Trauer und des 
Schmerzes. R.I.P. | 


+ Juge federal Jean Broye. 
1828— 1899. 


Le 19 octobre 1899, est mort a Lausanne, apres une 
courte maladie, Jean Broye, fribourgeois, juge federal. Il 
avait 71 ans. | 

M. Broye, qui etait fils d’un ancien conseiller d’Etat, 
fit ses etudes au collöge Saint-Michel & Fribourg, puis son 
droit & Zurich et a Jena. 

Rentr6 au pays, M. Broye fut successivement substitut 
du ministre public, greffier du tribunal cantonal, professeur 
de droit et avocat. 

Il fut encore depute du Lac au (Grand Conseil de Fri- 
bourg, puis juge d’instruction pour la Suisse romande. 

Nomme& juge suppleant au Tribunal föderal en 1872, 
il devint membre de ce corps quatre ans plus tard et le 
presida en 1895 et 1896. 

La mort de M. Broye a laisse un grand vide dans notre 
magistrature et chez ses nombreux amis. C’ötait un homme 
d’une haute culture, d’une grande simplicite de manieres 
et d’un caractere des plus affables. 


+ Pasteur Louis Deytard. 


Le 12 avril 1899, decedait & Lausanne, a l’äge de 
soixante et quelques anndes, Louis Deytard, ministre du 
Saint-Evangile. Il avait ste pasteur & Montet, Vully et 
a Pully. Dans l’une et l’autre paroisse il fut trös apprecie. 
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N " ayant pas de descendants directs, M. Deytard legua 
Erst de Vaud une somme assez considerable, dont la 


ajeume partie en faveur de l’Universite. 


+ Avocat Alphonse Du Pasquier. 
1829 —1%01. 


Alphonse Du Pasquier vient de succomber, dans sa 72% 
annee, & une courte maladie. Bien qu’il eüt atteint un 
äge avance, son apparence robuste, ses facult&s intactes, la 
vivacite de son intelligence ne laissaient pas prevoir une 
fin aussi rapide. 

Le röle qu’il a jous dans la politique du parti liberal 
et dans les affaires du pays a ete important. Il avait com- 
menc6 ses etudes au college de sa ville natale et les pour- 
suivit & Heidelberg et & Paris. Revenu & Neuchätel, oü 
il exerca jusqu’a sa mort la profession d’avocat, il entra 
au Grand Conseil en 1856 et fit partie du corps legislatif 
jusqu’a 1874, puis de 1877 a 1892. Des 1857, il fut membre 
du Conseil administratif de l’ancienne commune et cela 
pendant une longue periode d’annees. Il fut elu ensuite 
au Conseil general, mais se retira lors des &lections de 1900. 
Il revötit pendant quelque temps la charge de substitut 
du ministere public et avait ete confirm®, il y a un mois, 
dans ses fonctions de membre de la cour de cassation pe- 
nale. Dans le militaire, ıl atteignit le grade de major et 
commanda, sauf erreur, un bataillon, lors de l’occupation 
des frontieres pendant la guerre franco-allemande. 

Dans tous les‘ domaiues de sa multiple activite, M. 
Alphonse Du Pasquier manifesta des dons naturels supe- 
rieurs. Il possedait une remarquable facilit&e de travail, 
une clarte d’esprit dont sa recente brochure sur le Re- 
gional a fourni une derniere preuve, un talent de parole 
qui Juni valut, — lors de la grande assemblee temue ä 
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Colombier a l’epoque du rachat du Jur a.Industrie/ ON£re 
autres, — des succes eclatants. 

Il avait toutes les qualites de l’orateür, mais son elo- 
quence, qui trouvait des accents passionnes pour la döfense 
des idees qu’il estimait justes, ne lui fit Jjamais d’ennemis, 
L’amabilite de son caractere desarmait toutes les preventions. 
Il etait incapable d'un sentiment de jalousie, de haine ou 
de rancune. C’est pourquoi il etait aime et sera regrette 
sincerement de tous ceux qui l’ont connu, qu’ils aient ou 
non partagd ses opinions en matiere de politique ou autre. 

Nous voulons ajouter encore que le defunt a fait partie 
depuis l’annee 1874 de la Commission de surveillance du 
Penitencier de Neuchätel. Il a rempli sa täche avec beau- 
coup de d&övouement et de comp6tence; c'est toujours avec 
un nouveau plaisir qu’on le voyait arriver au Pönitencier, 
soit pour assister aux seances de la Commission, dont il 
etait l’un des membres les plus assidus, soit pour y visiter 
les detenus, auxquels il avait toujours de bonnes paroles d’en- 
couragement & adresser; il savait parler & leur ceur, et sa 
grande bont6 envers ceux d’entre eux qui le meritaient a 
certes contribu& pour une bonne part a leur amendement 
et & leur regeneration. R.I.P. 


—.. 


t Verwalter A. E. Engeler. 
1824 — 1900. 

Angust Alois Engeler, am 28. August 1824 in Etten- 
hausen (Kantons Thurgau) geboren, wurde nach Absol- 
vierung der Primarschule in das von „Vater“ Wehrli 
geleitete thurgauische Lehrerseminar in Kreuzlingen ver- 
bracht, um sich dort mit Energie und Ausdauer für den 
Lehrerberuf vorzubereiten. Der Aufenthalt in Kreuzlingen, 
wo „Vater“ Wehrli ein etwas pedantisches, aber mit voller 
Hingabe für seine pädagogischen Ziele und Bestrebungen 
arbeitendes Regiment führte, gehörte offenbar zu den 
schönsten Jugenderinnerungen Engelers, der gern und oft 
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88 
seinen Kindern, Verwandten, Freunden und Bekannter 
von „Wehrli und dem Seminar“ erzählte, 


Im Jahre 1844, als Engeler das Seminarexamen be- 
standen hatte, wählte ihn seine Heimatgemeinde Etten- 
hausen als Lehrer. In dieser Stellung, wie als Dirigent 
des Kirchenchors Tänikon erwarb er sich die ungeteilte 
Liebe der ihm anvertrauten Schulkinder, wie der Eltern 
und Einwohner der Gemeinde, war ihm doch nichts zu 
viel, um den Ansprüchen seiner Pflichtstellung zu ge- 
nügen; das überaus karge Salär eines Dorfschullehrers 
hinderte ihn daran nicht, um so weniger, als er vom Vater 
einige „Gulden“ erhalten hatte und eine kleine Landwirt- 
schaft ihm noch etwas Lebensunterhalt zu bieten vermochte. 
Zwanzig Jahre wirkte er am: selben Orte. Im Jahre 1856 
verehelichte er sich mit Carolina, geb. Moser, aus dem 
„Schäfle“ in Goldach, mit der er bis zu deren Ableben im 
Jahre 1875 in denkbar glücklichster Ehe lebte. 


1864 wurde Engeler zum Verwalter (Direktor) der 
thurgauischen Strafanstalt in Tobel gewählt, als welcher 
er im Jahre 1889 das 25-jährige Jubiläum feierte. Im 
Jahre 1891 erbat sich Engeler, der sich anno 1876 zum 
zweiten Male verehelicht hatte, um sich noch einige Jahre 
der Ruhe gönnen zu können, vom thurg. Regierungsrat 
auf 1. November 1891 die Entlassung von seiner Stelle 
und beharrte auf dem Ansuchen trotz mehrfacher Versuche 
des Regierungsrates, ihn noch länger auf dem Posten zu 
erhalten. Der Rücktritt wurde ihm unter Verdankung 
der „langjährigen und ausgezeichneten Dienste* bewilligt. 
Engeler hat die Strafanstalt Tobel — ein ehemaliges 
Johanniterstift — wesentlich umbauen und den Bedürf- 
nissen des Strafzweckes anpassen lassen. 


Im Jahre 1885 erfreute Herr Verwalter Engeler unsern 
Verein, dessen Versammlungen er immer mit großem In- 
teresse besuchte, zu Lenzburg mit einem wohldurchdachten 
Referate über den Verdienstanteil der Sträflinge. 
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Nachdem er zuerst in Horn, dann in Arbon und 
schließlich in Bischoffszell ein beschauliches, aber nicht 
interesseloses Leben geführt, erlag er am 7. Mai 1900 den 
Folgen eines Schlagflusses, betrauert von seiner edeln 
zweiten Gattin und 4 erwachsenen Kingern. 


nn nn no 


+ Notaire Louis Fiaux. 
1845 —1%00. 


Ne & Lausanne le 24 mars 1845, Louis Fiaux y est 
mort le 9 mars 1900, a un äge oü il aurait pu ötre encore 
tres utile a son pays. 

Apres avoir suivi les cours de droit a l’academie de 
Lausanne et passe ses examens, Louis Fiaux ouvrit dans 
cette ville une etude de notaire. 

Deja pendant qu’il faisait son stage, il avait &t6 nomme& 
greffier-substitut au tribunal du district de Lausanne; il 
entra dans ce corps, en qualite de juge, en 1871 et en fut 
nommö vice-president en 1875. Il remplit dignement ces 
fonctions jusqu’en 1882. 

Membre et secretaire du Conseil communal pendant 
de nombreuses annödes, les autorites communales eurent 
souvent recours & ses lumieres et a sa grande connaissance 
des affaires. 

Il &tait un ami sür et un conseiller recherche et &coute. 


-_ ob 


+ Ratsherr J. J. Imhof. 
1815—19%00. 


Wie kommt der feinsinnige Förderer der Kunst zu 
unserer Gesellschaft? Er war ein vielseitiger Mann und 
gehörte seit 1843 dem Stadtpolizeigericht, dem Civil- und 
Appellationsgericht zu Basel an. Handwerker, Kaufmann, 





100 


Richter, Staatsmann, am bekanntesten als Kunstmaler und 
Stifter des St. Jakobdenkmals und der Kunsthalle. Er hielt 
es für seine Pflicht mitzuarbeiten, wo er berufen ward. 
In seiner Familie hat er viel Glück und viel Leid erlebt. 
In den bittern Zeiten, da das Leid nicht aufhören wollte, 
suchte und fand er seine Aufrichtung nicht in Kunst und 
Gunst der Menschen, sondern in der Gnade Gottes. Der 
Gedanke an das eigene Ende begleitete ihn seit Jahrzehnten 
wie ein treuer Freund. Seine Aufzeichnungen schließen 
mit den Worten: „Nächst der Religion war die Kunst mein 
Leitstern, der mich zum Höchsten, zu Gott führen sollte. 
Sie war mein Ideal zur Hebung der Menschheit, nicht mein 
Idol, das ich angebetet hätte; gibt es doch für die Menschen- 
seele ein höheres, göttliches Erschauen, eine Ahnung der 
Vollkommenheit, die Religion.“ 


+ Nationalrat Erwin Kurz. 
1846 — 1901. 


Erwin Kurz wurde als ein Sohn des Kantonsschul- 
professors Heinrich Kurz zu Aarau 1846 geboren und be- 
suchte die Schulanstalten dieser Stadt, um dann in Zürich 
und Leipzig die Rechte zu studieren. 1868 erwarb er sich 
das aargauische Fürsprecherpatent und war von 1871-75 
Sekretär der Justizdirektion. Kurze Zeit wirkte er als 
Stadtschreiber von Aarau und errichtete hierauf im Jahre 
1875 ein eigenes Advokaturbüreau. Bald war er als tüch- 
tiger Rechtsanwalt ein überall gesuchter und vielbeschäf- 
tigter Mann. Nach seinem Rücktritt als Stadtschreiber 
blieb er eine Periode Mitglied des Stadtrates; von 1881 
bis 1887 saß er in der Direktion des Lehrerinnenseminars:. 
Im Jahre 1876 wählte ihn der Kreis Aarau als Vertreter 
in den Großen Rat. 1882 wurde er Nationalrat. Den 
aargauischen Großen Rat präsidierte er 1886, den National- 
rat 1888. | 
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Aber nicht bloß im Ratsaale, auch als Volksredner 
an Festen wußte Kurz wirksam zu sprechen und mit der 
Kraft und Wärme seiner Überzeugung einen gesunden 
Humor und beißenden Witz zu vereinigen; so hat er am 
Kantonalschützenfest zu Baden eine glänzende Probe seiner 
populären Beredtsamkeit abgelegt. 

Im Militär schritt er in gleicher Weise vorwärts. 
Rasch avancierte er zum Major und kommandierte das 
Bataillon 56; dann ward er Regimentschef und seit 1892 
Oberst im Justizstab und Stellvertreter des Oberauditors. 
Im Jahre 1891 führte er neben Forrer von Winterthur vor 
den eidgenössischen Geschworenen die Verteidigung der 
Tessiner Aufständischen siegreich durch. Bis zu seinem 
Tode blieb der Verewigte ein Hauptführer der demokrati- 
schen Partei sowohl im aargauischen Großen Rate, als ım 
Nationalrat. 

Am 8. Februar 1901 ist er seiner Familie, seinen Be- 
kannten und dem Vaterlande durch den unerbittlichen Tod 
entrissen worden. R. I. P. 


+ Direktor Anton Lietha. 
1832 — 1901. 


Anton Lietha, am 17. Oktober 1832 zu Seewis Pr. ge- 
boren, besuchte das Seminar in Schiers und einige Jahre 
die Kantonsschule in Chur. Er wurde zunächst Landwirt 
und von seiner Heimatgemeinde mit verschiedenen Ämtern 
betraut. Im Jahre 1861 zum Kreispräsidenten gewählt, 
war er auch Mitglied des Großen Rates von 1861 — 1867. 

Im Jahre 1868 berief ihn der Kleine Rat als Direktor 
der Korrektions- und Irrenanstalt Realta. Hier fand er 
ein dorniges Arbeitsfeld, dessen Bebauung ihm infolge von 
Unverstand und Neid vielfach erschwert wurde. Seine 
gerade und zähe Bergnatur ließ sich aber dabei nicht irre 
machen. Sein energisches, einfaches und gerades Wesen 
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ebnete ihm einen sichern Weg. Die Domäne Realta mußte 
größtenteils erst in Kulturland umgewandelt werden und 
dies konnte nur durch lange, stille Arbeit geschehen, eine 
Arbeit, die frommet, aber nicht glänzt. Er war da mehr 
zum Säen als zur Ernte berufen, hatte aber die Freude, 
den Erfolg zu sehen, obschon er schließlich die Sichel 
nicht mehr führte. — Auch in der Anstalt selbst wirkte 
er ın erzieherischer und humanitärer Weise so viel, als bei 
der gegebenen Einrichtung geleistet werden konnte. Sein 
streng rechtliches Verfahren gegenüber den Korrektionellen, 
sein gutes Herz gegenüber den unheilbaren Geisteskranken 
und sein stetes Bemühen, ihre Lage zu verbessern, brachten 
ihm und ihnen große Befriedigung. Gewiß ist, daß ihm 
viele, ehemals Untergebene Achtung und Dankbarkeit 
hewahrten. 

Ein Vierteljahrhundert hielt er treu auf dem beschwer- 
lichen Posten aus und zog sich im Jahre 1893 in seine 
Heimat zurück, bekleidete dort noch einige Jahre das Amt 
eines Gemeindepräsidenten und gehörte von 1895 —1897 
wieder dem Großen Rate an; gleichzeitig das Kreispräsi- 
dium zu übernehmen, war er aber nicht mehr zu bewegen. 

Ein mustergültiger Beamter, ein thatkräftiger Ratgeber 
seiner Umgebung, ein humorvoller Gesellschafter, ein 
Freund der Armen und von großer Treue gegen seine 
Freunde, hatte er sich im Volke große Sympathien er- 
worben. Und als er, nach kaum viertägiger Krankheit, 
den 31. Juli 1901 starb, trauerte das ganze Dorf mit der 
tief gebeugten Familie, die ihren guten, lieben Vater ver- 
loren hatte. R. I. P. 


r Vietor Lombard. 
1846—1900. 
Vietor Lombard, ne ä Genöve le 20 septembre 1846, 
etait le fils d’Alexandre Lombard-Rieu, l’apötre bien connu 
de l’observation du Dimanche. 
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Les traditions de sa famille le destinaient ä la Banque, 
et, pour se preparer & cette carriere, a l’issue de ses ötudes 
<lassiques, il travailla successivement dans des maisons de 
banque & Francfort, a Londres, & Paris, a Berlin et aux 
Etats-Unis; en 1867, il revient & Gendve pour entrer dans 
la maison de banque Lombard, Odier et Cie, dont son pere 
avait 6te associ6 et dont il devint lui-möme un des asso- 
cies en 1875. 

Au printemps de cette möme annee, V. Lombard fut 
frappe subitement, au cours d’une promenade, par une ma- 
ladie de l’6pine dorsale, dont il devait souffrir pendant onze 
ans. Pendant cette longue maladie, V. Lombard, dont la 
foı chrötienne etait ardente, chercha ses consolations dans 
la religion et s’interessa, dans la mesure de ses forces, 
aux @uvres d’evangelisation. 

En 1886, V. Lombard fut l’objet d’une gu6rison ines- 
peree et qu’il a constamment considerde comme miraculeuse, 
et cette circonstance, augmentant chez lui la foi et le be- 
soin d’en rendre t6moignage, il consacra desormais a l’evan- 
gelisation tout son temps et ses forces. 

Il fut appele, a la place de son pere, ä faire partie 
d’un des comites de la Societe pour l’observation du Di- 
manthe; il fut agröge au Comit6 auxiliaire des Missions 
bäloises, au d6epartement du colportage de la Societ&, övan- 
gelique et au presbytere de l’Eglise libre; il rendit des 
services serieux a l’Evangelisation populaire et a la Societe 
de temperance de la Croix bleue. 


Mais la plus grande partie de ses peines et de son 
temps fut consacree a la Societe de patronage des de- 
tenus liböres, qu’il a organisde en 1886, ainsi qu’a la creation 
de deux @uvres d’assistance par le travail, le Chantier du 
Pre-l’Evöque et l’Adresse-Office, et d’un asile destins a 
fournir un abri et un travail momentanes aux personnes 
dans la göne, @uvres qui rendent journellement d’impor- 
tants services & la Soci6te de patronage. 

Pendant 12 ans V. Lombard presida cette societe et en 
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fut \e& centre, la cheville ouvriere; visitant röguliörement 
et sans se lasser les detenus, il savait trouver des paroles 
pour gagner leur confiance et les relever, il ne se laissait 
rebuter ni par les tromperies, les hypocrisies ou les oppo- 
sitions de ceux qu'il cherchait a sortir de l’abime, ni par 
les deceptions frequentes de ce difficile apostolat; apres la 
liberation des prisonniers, il restait en correspondance avec 
un grand nombre d’entre eux et a obtenu parfois des resul- 
tats rejouissants, qui le r&compensaient de ses efforts. 

Non seulement V. Lombard fut le president de la So- 
ciete de patronage, mais, pendant cette prösidence de 12 
annees, il en fut aussi le trescrier et n'hesita jamais 
& lui fournir, de sa bourse, les ressources dont elle avait 
besoin. 

Malheureusement, une telle activite etait plus que n’en 
pouvait supporter une sant& qui avait 6t6 si rudement com- 
promise. Dans l’öt6 de 1899 une congestion, dont Lombard 
fut frappe pendant une visite quil faisait a un malade, 
vint y mettre un terme. Apres plusieurs mois de penibles 
souffrances, il mourut & Territtet le 14 mai 1900, laissant 
de profonds regrets dans tout le public religieux et phi- 
lanthropique de Geneve et l’exemple d’une vie consacree 
au devouement et a la veritable charite qui est l’amour 
du prochain. 


+ Pasteur Emile Meystre. 


Emile Meystre, pasteur & Pully, et successeur du prece- 
dent, est deced& lui aussi en 1899, le 16 Juin. Il fut frappe 
d’apoplexie au moment oü il pröchait l’Evangile a ses 
propres paroissiens. Ces derniers avaient pour lui une 
grande affection et certes il la meritait sous tous les rapports. 
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t Bundesrichter Dr. J. K. P. Morel. 
1825— 1900. 

Joseph Karl Pankraz Morel war am 8. Februar 1825 
in St. Gallen geboren; er entstammte einer ursprünglich 
savoyischen Familie, die um die Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts in die st. gallische Stadt Wyl übergesiedelt war. 
In seiner Vaterstadt St. Gallen genoß er den Jugend- 
unterricht und vollendete seine juristischen Studien auf 
den Universitäten Tübingen, Heidelberg und Paris. Nach- 
dem er in seinen Heimatkanton zurückgekehrt war, wandte 
er sich dem Anwaltsberufe zu, für den er eine hervor- 
ragende Begabung mitbrachte. Bald rückte er auch in 
öffentliche Stellungen ein. Von 1859 bis 1874 war er 
Mitglied des st. gallischen Gemeinderates; von 1859 bis 
1865 Präsident des Untergerichts, von 1861 bis 1874 Mit- 
glied des Großen Rates, dessen Präsidium er zweimal, im 
Jahre 1866 und 1871 bekleidete. In den Jahren 1867 
bis 1873 war er Präsident des Kassationsgerichtes, 1872 
und 1873 Mitglied der Anklagekammer. Von 1869 an ver- 
trat er seinen Heimatkanton im Ständerat; er wurde JI874 
Vicepräsident dieser Behörde. Im Jahre 1870 war er zum 
Mitglied des damals noch nicht ständigen Bundesgerichtes 
gewählt worden. Bei der Neuorganisation, die dieser 
oberste Gerichtshof der Schweiz auf Grund der Bundes- 
verfassung von 1874 erfuhr, wurde auch Morel wieder in 
denselben berufen und siedelte nun, in seinem fünfzigsten 
Lebensjahre, an dessen Sitz im schönen Waadtlande über. 

Während mehr als 25 Jahren hat Morel dem zur 
ständigen Behörde gewordenen Bundesgericht, dessen Präsi- 
dent er 1879/1880 war, angehört, und in demselben eine 
hochangesehene Stellung eingenommen. Sein unantastbarer 
Charakter, sein unverrückbarer Gerechtigkeitssinn, ein un- 
beugsames, strenges Pflichtgefühl und eine umfassende 
Bechtskenntnis qualifizierten ihn in ausgezeichnetem Maße 
zu dem hohen Amte, dem er mit ganzer Seele ergeben war. 
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Wie kaum ein zweiter war Morel mit der Geschichte un- 
seres Schweizerlandes und seiner staatsrechtlichen Insti- 
tutionen vertraut; es war geradezu erstaunlich, wie er, 
mit einem nie versagenden Gedächtnis begabt, in diesem 
Gebiete bis in die kleinsten Details hinein stets Bescheid 
wußte. Zum Ausdruck seiner Gedanken stand ihm eine 
nicht geringe Beredsamkeit zur Verfügung; mit Tempere- 
ment und Geschick verfocht er, was er einmal für recht 
und gut erkannt, und sein im übrigen ruhiges Votum 
konnte in den Ton der Entrüstung übergehen, wenn er 
etwa in einem seiner Beurteilung unterstellten Falle eine 
offenbare Gesetzesumgehung, oder ein unlauteres Gebaren 
erblickte. Stets mild und wohlwollend gesinnt, hielt er 
unbeugsam am klaren Rechte fest, immer von dem Grund- 
satze ausgehend, daß der Geist und vernünftige Sinn des 
Gesetzes, wie er aus dem Zusammenhang und Zweck des- 
selben hervorgehe, über dem toten Buchstaben stehe. 


Neben seiner richterlichen Wirksamkeit hat Morel sich 
auch schriftstellerisch bethätigt, so vor allem durch seine 
Neubearbeitung desHandbuches desschweizerischen Bundes- 
staatsrechtes von Dr. J. J. Blumer auf Grundlage der 
Bundesverfassung von 1874. In Anerkennung der Ver- 
dienste, die er sich durch dieses namentlich für den Prak- 
tiker äußerst wertvolle Werk erworben, erteilte ihm die 
Universität Bern im Jahre 1879 die Doktorwürde honoris 
causa. Als kleinere litterarische Arbeiten sind zu nennen 
seine Abhandlungen über die Preßfreiheit und den Ge- 
richtsstand in Ehescheidungssachen. 

Das schweizerische Bundesstaatsrecht machte Morel 
ferner zum Gegenstand von Vorlesungen, die er in den 
Jahren 1837 bis Wintersemester 1890 an der Hochschule 
zu Lausanne hielt, und infolge welcher er im Jahre 1891 
zum Honorarprofessor dieser Anstalt ernannt wurde. 

Ein begeisterter Anhänger und Förderer der schwei- 
zerischen Rechtseinheit trat er für diese namentlich im 
schweizerischen Juristenverein ein. 1881 bis 1887 war er 








Präsident und 1881 bis 1895 Mitglied des Oentralkomitees 
dieser Vereinigung, an deren Jahresfesten er bis In sein 
letztes Lebensjahr regelmäßig teilnahm. Vielfach ist Morel 
auch in Kommissionen zur Vorberatung von Gesetzen be- 
rufen worden, und er hat insbesondere im Jahre 1893 die 
Verhandlungen der Expertenkommission des Justiz- und 
Polizeidepartements über den Vorentwurf zu einem schwei- 
zerischen Strafgesetzbuch als deren Vorsitzender geleitet. 

Aber nicht nur dem würdigen, hochachtbaren Magi- 
straten, dem hervorragenden Kenner des Schweizerischen 
Staatsrecht, sondern auch dem edlen Menschen galt die 
allgemeine Verehrung, die der Verstorbene in so reichem 
Maße genoß. Bei aller Würde, mit der er auftrat, war 
Morel eine durchaus einfache Natur, von ungewöhnlicher 
Herzensgüte und unbeschränktem Wohlwollen; ein humor- 
voller, feinsinniger Gesellschafter, begeistert für alles Schöne 
und Gute. 

Am 13. Dezember 1900 batte die Bundesversammlung 
die Wiederwahl des Bundesgerichtes vorzunehmen, und 
dabei zwei erledigte Sitze neu zu bestellen: denjenigen 
eines seiner jüngsten Mitglieder, des vor wenigen Wochen 
in kraftvollstem Mannesalter plötzlich dahingerafften Charles 
Soldan, und den Sitz des Seniors, des allverehrten Herrn 
Morel, der trotz seinen mehr als 75 Jahren die Rüstig- 
keit seines Geistes bewahrt hatte, aber durch die Abnahme 
seiner Sehkraft sich gezwungen sah, auf den Ablauf der 
Amtsdauer seinen Rücktritt zu erklären. 


Mit den Worten hoher Anerkennung für die großen 
Verdienste, die sich Morel in langer, segensreicher Thätig- 
keit um das schweizerische Rechtsleben erworben, verband 
der Vorsitzende, als die Bundesversammlung von der Rück- 
trittserklärung Kenntnis genommen, den Wunsch, es möge 
dem um unser ganzes Rechtswesen so hochverdienten 
Manne trotz dem schweren Übel, das ihn betroffen, noch 
ein recht heiterer und glücklicher Lebensabend beschie- 
den sein. 
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Dieser Wunsch sollte nicht in Erfüllung gehen. Zu 
derselben Stunde, da er ausgesprochen wurde, hielten den. 
dem er galt, bereits die Schatten des Todes umfangen. 
Have anima pia. 


tr D' med. Alfred Ressly. 


Nous regrettons la mort de M. le D' Alfred Reessly, 
survenue le 7 mars 1901. C’etait un jeune medecin qui 
avait donne de grandes esperances et qui joignait a la 
science du praticien des qualites de cur qui l’avaient fait 
grandement apprecier des misereux et des petits. 

Il fut pendant quelque temps medecin des peniten- 
ciers. R.].P. 


+ Conseiller d’Etat Henri Schaller. 
1828 — 1900. 


M. Henri-Gaspard de Schaller etait ne & Versailles le 
8 octobre 1828. Il etait fils de M. Jean de Schaller, ins- 
pecteur general des troupes et conseiller d’Etat de Fribourg, 
et de Mm° Almire de Schaller, nee de Clermont-Gallerande, 
une des plus anciennes familles aristocratiques de France. 

Apres avoir parcouru brillamment le cycle des &tudes 
de droit & Fribourg, a Würzbourg, a Heidelberg et a Paris, 
M. Henri de Schaller entra a l’etude de M. l’avocat Louis 
Wuilleret. Le 20 decembre 1855, le jeune stagiaire fut 
noınme greffier du Tribunal cantonal. Deux ans plus tard, 
le 28 juin 1857, le Conseil d’Etat appelait M. Henri Schaller 
aux fonctions de prefet du district de la Singine et le 15 
octobre de la möme annee, le corps &lectoral singinois l’en- 
voyait sieger au Grand Conseil comme depute du district 
allemand. 
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Le 11 mai 1858, la contiance du Grand Conseil appe- 
lait M. Henri Schaller au poste de conseiller d’Etat. En 
cette qualite M. Schaller a presid6 quatre dicasteres: la 
Direction des Cultes, de 1858 a 1861; celle de }’Interieur, 
de 1861 a 1872; la Direction de l’Instruction publique, de 
1S72 a 1886; enfin la Direction Je Police, de 1886 a 1900. 

L’activite de M. Schaller comme conseiller d’Etat fut 
heureuse et feconde pour le pays. 

Dans les importantes fonctions de Directeur de l’Ins- 
truction publique, M. Schaller eut la täche ardue d’organi- 
ser nos ecoles. Comme directeur de la Police, il gera ce 
Departement avec la conscience et la sollicitude de l’'homme 
penetre de ses hautes responsabilites. Notre legislation 
d’assurance est son @uvre, de möme que l’amelioration de 
notre systeme penitentiaire. Convaincu de la desastreuse 
influence de la multiplication des debits d’alcool sur la 
moralite et le bien-ötre publics, il lutta de toutes ses forces 
pour restreindre le mal autant que faire se pouvait avec 
une legislation qui ouvre toute grande la porte aux abus. 


L’activit&e de M. Henri Schaller ne se borna pas aux 
affaires cantonales. Le 16 fevrier 1870, il fut &lu depute 
au Conseil des Etats et conserva cette charge jusqu’au 
25 octobre 1896. Dans ce long laps de vingt-six ans, et 
depuis, comme reprösentant du XXIm® arrondissement au 
Conseil national, M. Schaller se cr6a, au sein des chambres 
federales, une place marquante par la competence et le 
talent dont il fit preuve dans les debats sur les questions 
soumises aux deux Conseils, par l’amabilite de son carac- 
tere et l’exquise courtoisie qui decelait en lui le veritable 
gentilhomme. 

Aussi ces &minentes qualites valurent-elles a M. Schaller 
d’abord la vice-presidence du Conseil des Etats, a laquelle 
il fut appele le 1° juin 1891, puis les honneurs de la pre- 
sidence, qui lui &churent l’annee suivante, & la seance des 
Chambres du 2 juin. 

Homme d’une haute culture, passionne pour les re- 
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cherches histOriques, M. Henri Schaller a laisse, de son 
activit& dans le domaine des lettres et de l’histoire, plu- 
sieurs monuments precieux. | 

C’est d’abord l’Histoire «des troupes suisses uu service de 
France sous le regne de Napoleon I®, dont la premiere edition 
parut a Fribourg en 1882 et la seconde a Lausanne l'annee 
suivante; puis les Souvenirs d’un Officier fribourgeois (1798 
1848), qui ne sont autres que ceux du pere möme de l’auteur, 
le general Jean de Schaller, et dont deux &ditions parurent 
a Fribourg en 1889 et en 1890; enfin, l’ Histoire de la Garde 
suisse pontificale, publiee & Fribourg en 1897. 

La consideration dont M. le conseiller d’Etat Schaller 
jouissait bien au delä des frontiöres cantonales lui valut 
egalement l’honneur de presider, en 1874, la reunion de la 
Societ& suisse d’utilite publique; en 1883, celle de la So- 
ciöte helvetique de Saint-Maurice; en 1887, le Congres de 
la Societe suisse pour la reforme penitentiaire. Le sym- 
pathique magistrat a &te, en outre, prösident d’honneur du 
tir federal de Fribourg, en 1881. 

La nuit du 19 mai 1900, M. Henri Schaller a succomle 
a une maladie dont il souffrait depuis longtemps. 

Le peuple fribourgeois gardera pieusement sa memoire. 


— m mn 


+ Pfarrer Johann Peter Schmidheini. 


18351 —1M1. 


Am 18. Januar 1901 ist in Genf Pfarrer Johann 
Peter Schmidheini gestorben, der lange Jahre in St. Gallen 
als Geistlicher der Strafanstalt St. Jakob und als Mitglied 
des Bezirksschulrates gewirkt und bei seinen Amtsgenossen, 
sowie in weitern Kreisen ein so freundliches Andenken 
hinterlassen hat, daß es uns treibt, ihm auch hier ein paar 
Worte der Erinnerung zu widmen. 

Joh. Peter Schmidheini war der älteste Sohn des 
Goldschmiedes Salomon Schmidheini, geboren am 31. Januar 
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1831 in Chur. Erst sechsjährig verlor er den Vater 
und bald auch seine jüngern Geschwister durch den Tod. 
Vom 13. Jahre an besuchte er die Kantonsschule in Chur; 
im Herbst 1850 bezog er die Universität Basel mit sehr 
bescheidenen Mitteln, aber begleitet vom Segen seiner 
totkranken Mutter. Er mußte sich knapp behelfen. Seine 
Studien beendigte er in Göttingen und empfieng dann 
1853 die Weihe der Ordination in Chur. Sofort wurde 
er von der Gemeinde Davos-Dörfli zum Pfarrer gewählt. 
Sie gewann ihn bald sehr lieb. Schon da, wie in seinen 
spätern Amtsstellen, widmete er sich mit Eifer und Liebe 
der Schule und war stets der treue und geachtete Berater 
der Lehrer. Schon im Jahre 1855 folgte er einem Rufe 
als Feldprediger nach Neapel und blieb dort bis zur Ent- 
lassung der Schweizerregimenter im Jahr 1860. 


Kaum nach Chur zurückgekehrt, bekleidete er, zuerst 
provisorisch, die Pfarrstelle in Felsberg und wurde bald 
einstimmig zum Pfarrer gewählt. 1863 folgte er einem 
Rufe nach Poschiavo. 1873 siedelte er nach seiner Hei- 
matsgemeinde Balgach über, wo er neben dem Pfarramt 
die Stelle des Bezirksschulratspräsidenten des Unter-Rhein- 
tals bekleidete. 1878 verheiratete er sich mit der Witwe 
U. Olgiati-Fanconi von Poschiavo, welche ihm drei Töchter 
schenkte, denen er eine überaus sorgfältige Erziehung an- 
gedeihen ließ und die denn auch seines Alters Trost und 
Freude waren. Seit 1885 wirkte er als Geistlicher an der 
Strafanstalt St. Jakob in St. Gallen. Sein ganzes Wesen 
zog ihn nicht zum Studium wissenschaftlicher theologischer 
Fragen hin, sondern zu scharfer Beobachtung der realen 
Lebensverhältnisse.. Dazu bot ihm sein Amt überreiche 
Gelegenheit, wobei ihm sein ruhiger Gleichmut sehr wohl 
zu statten kam. Schmidheini erwies sich als trefflicher 
Menschenkenner und Psychologe. Merkwürdigerweise fehlte 
ihm dagegen für die soziale Bewegung unserer Zeit das 
Verständnis. Den seiner Obhut Anbefohlenen war er ein 
treuer Seelsorger. Er war bei aller äußern Ruhe mit dem 
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Herzen bei der Sache, Sein schweres Amt war ihm lieb, 
und er harrte darin aus, bis seine Kraft aufgebraucht war. 
Auch in St. Gallen widmete er sich dem Schulwesen mit 
lebhaftem Interesse und leistete Tüchtiges im Bezirks- 
schulrat. 

Schon seit vielen Jahren litt er an einer schweren, 
unheilbaren Krankheit. Aber erst vier Monate vor seinem 
Tode entschloß sich der schon längst so schwer Leidende, 
aus seinem Amte zu scheiden. Zum Leidwesen seiner 
Freunde siedelte er nach Genf über. Dort 'schien er sich 
zu erholen, aber anfangs Januar 1901, von einem neuen 
Krankheitsanfalle ergriffen, verschied er an einer Herz- 
lähmung. Möge er im Frieden ruhen! 


t Juge federal Dr. Charles Soldan. 


1855 — 1900. 


Ne le 20 mars 1855, Charles Soldan, juge federal, de- 
cedait subitement, frappe d’une attaque d’apoplexie fou- 
droyante, dans un des corridors du palais federal de Lau- 
sanne, le 16 novembre 1900. 

Fils d’un refugie politique allemand devenu citoyen 
suisse, Charles Soldan fit ses etudes au Gymnase et & l’Aca- 
demie de Lausanne, dont il fut un brillant eleve. Apres 
avoir fait un ou deux semestres a Leipzig, il entra comme 
stagiaire dans le bureau d’avocat de Louis Ruchonnet. 

En 1881, alors qu’il avait 26 ans, le Grand Conseil 
vaudois le nommait membre du Tribunal contond. En 1888, 
il entrait au Conseil d’Et«at et enfin, en 1891, l’Assemblee 
federale l’appelait & faire partie du Tribunal federal. 

Dans toutes ces hautes fonctions, Charles Soldan fit 
preuve de grandes capacites. C'etait un grand travailleur, 
ayant beaucoup d’ordre et de preöcision. Il etait peu ex- 
pansif, mais d’une amitie solide. 





De l’interessante est historique &tude sur /a peine de 
mort dans le canton de Vaud, nous ne citons ici que les 
principaux points que Soldan lui-möme a reunis sur la 
naissance de la dite question: „La question de la sup- 
pression de la peine de mort est soulevee (sc. dans le oanton 
de Vaud) par des esprits gendreux deja dans le premier 
quart de ce siecle. Dans le second, elle franchit le zenil 
de l’assemblee lögislative. Les abolitionnistes ne sont alors 
qu’une petite minorit6. En 1854, ils forment deja plus du 
tiers des deputes au Grand Conseil; en 1868, ils en sont 
presque la majorits; en 1884, disposant d’environ les deux 
tiers des voix, ils insorivent l’abolition dans la loi fonde- 
mentale du canton et leur @uvre est ratifi6e par le peuple.“ 

Soldan termine ses expositions: avec les phrases im- 
portantes: „Telle est bien la situation vraie. Les auteurs 
da futur Code penal föderal auront & choisir entre deux 
doctrines. De leur choix dependra que la centralisation 
du droit p6nal suisse soit un progres ou un recul.“ 

Bien trop töt Soldan fut enleve & la science juridique 
ei & son pays. 


’ Fürsprech Robert Straub. 
1833—1%01. 

Am 8. Juli 1901 starb in seiner Vaterstadt Baden, wo 
er seit 1879 den Beruf als Anwalt ausübte, nach längerer 
Krankheit Herr Fürsprech Robert Straub. — Geboren in 
Baden im Jahre 1833 besuchte er nach Absolvierung der 
Gemeindeschulen zu Baden, der Bezirksschule Muri, der 
sein Vater von 1848 bis 1859 als Rektor vorstand, das 
Gymnasium in Aarau und hernach, um sich als Jurist aus- 
zubilden, die Universitäten Heidelberg und Zürich. 1857 
als aarg. Anwalt patentiert, praktizierte Straub bis 1860 
in Aarau, um alsdann das Amt des Gerichtspräsidenten zu 
übernehmen, das er jedoch schon 1863 aufgab, um wieder 

1901. 1. 8 
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zum Anwaltsberufe zurückzukehren. Vom Kreis Aarau 
in den Grossen Rut gewählt, gehörte er diesem während 
mehreren Amtsperioden an und leitete zweimal in vortreff- 
licher Weise Jessen Verhandlungen. Seine Wahl in den 
Regierungsrat, dem er von 1868 bis 1877 angehörte, und 
die nachherige Wahl in den Nutionalrat bildeten den Glanz- 
punkt in Straubs politischer Thätigkeit. Beredt, schlag- 
fertig und geschäftsgewandt. errang er in kurzer Zeit 
überall Einfluß und Ansehen und in den obersten Landes- 
behörden eine hervorragende Stellung. — Nach dem im 
Jahr 1879 erfolgten Tode seiner Gattin siedelte er nach 
Baden über, wo sein Anwaltsbüreau wiederum eine zahl- 
reiche Klientel hatte. Herr Straub war ein vortrefflicher 
Parlamentarier und gewandter Anwalt; sein Scharfsinn und 
seine Beredtsamkeit befähigten ihn in hohem Grade zur 
Vertretung und Erledigung der schwierigsten Fragen 
privat- und staatsrechtlicher Natur. Obschon thätig und 
arbeitsam, war er leider in finanzieller Beziehung nicht 
vom Glücke begünstigt und schwere Schicksalsschläge, die 
mit dem Betrieb der Landwirtschaft und des Weinbaus 
im Zusammenhang stunden, verdüsterten den Lebensabend 
des einst so fröhlichen, geistig und körperlich starken 
Mannes. Nun hat er ausgerungen; seine Freunde und 
Bekannten haben ihn in Trauer zur ewigen Ruhe geleitet 
und werden dem Verstorbenen ein treues Andenken be- 
wahren. R. 1. P. 


+ Strafgerichtspräsident Dr. Eduard 
Thurneysen. 
1824 —1%0. 

Ed. Thurneysen war ein Schüler von J. Kettiger, studierte 
hierauf die Rechte und hielt sich längere Zeit in Neuen- 
burg, Genf und Paris auf. 1849 wurde er Statthalter am Civil- 
gericht, übernahm die Mitarbeit an den Basler Rechtsquellen, 
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Ganz, Julius, Pfarrer, 
Ganz, Rud., 
Gattiker, A., a. Präsident, 
Geilinger, Kud,, Nationalrat, 
Geilinger-Scheele, 
Geiser, Arnold, Stadtbaumeister, 
Geller, Joh. Friedr., Prediger, 
Giesker, Heinrich, Dr. jur, Rechtsanwalt, 
Glättli, Franz, Bezirksanwalt, 
Gloor, Arnold, Rechtsanwalt, 
Gnehm, R,, Prof. Dr,, 


Goldschmied, Ed., Dr. jur,, Bezirksanwalt, 


Goßweiler, H., Gerichtssubstitut, 
Gottschall, Pauline, Dr. med., 

Graf, Alfred, Pfarrer, 

Graf, Joh. Jak., Pfarrer, 

Graf, Johs., Kantonsrat, 

Greulich, H., Arbeitersekretär, 

Grimm, Ü,, Strafanstaltspfarrer, 

Grob, Joh. Emanuel, Spitalverwalter, 
Groß, Johs., Fabrikinspektor, 
Groß-Weber, Kantonsrat, 

Großmann, Hans, Bezirksrat, 

Gubser, Paul, Dr. jur., Rechtsanwalt, 
Guggenheim, H., Dr. jür., Rechtsanwalt, 
Güller, Heinrich, Gerichtssubstitut, 
Gut, J. J., Notar, 

Guyer, E,, Zeugbausverwalter, 
Guyer-Freuler, Eduard, 
Guyer-Hanhart, Th., 

Gwalter, Hermann, Bezirksrichter, 

Gyr, Erost, Bankdirektor, 

Gysler, Emil, Dr. jur., Justizsekretär, 
Haab, Dr., Oberrichter, 

Hafner, Karl, Dr. jur., 

Hafner, H., Dr. jur., Direktionssekretär, 
Hafner-Tobler, Kantonsrst, 

Hafter, A., a. Regierungsrat, 

Hafter, Dr. jur., Bezirksanwalt, 
Haggenmacher, Heinrich, Rechtsanwalt, 
Habhnloser, Emil, Dr. jur., Rechtsanwalt, 
Hamann, Jakob, Bezirksgerichtsschreiber, 
Hanhart, Dr. jur., Rechtsanwalt, 


Zürich 1. 
.ı 2 
a 
a. sD& 
Winterthur. 
Zürich 1. 


3 ua 333 13 93 93 


Hombrechlikon. 
Herrliberg. 


Kempten-Wetzikon. 


Zürich 5. 
Regensdorf. 
Winterthur. 
Zürich 5. 
Brüttisellen. 
Höngg. 
Zürich 1. 

„. LE 

u 
Andelfingen. 
Winterthur. 
Zürich 2. 
Bauma. 
Höngg. 
Uster. 
Zürich 5, 


3 2 33 3 3 


>» nm Mm 


Ru) 
Winterthur. 
Zürich 3. 

„. 





Hartter, Friedrich, Rechtsanwalt, 
Hauser, Jakob, Bezirksrat, 
Heim-Vögtlin, Marie, Dr. med., 
Heink, P.F. Dr. jur., Rechtsanwalt, 
Henneberg, G., 

Herold, Konrad Otto, Dekan, 

Heß, Edwin, Gerichtsschreiber, 

Heß, Gustav, Bezirksrichter, 

Heß, Hans, Pfarrer, 

Heß, Heinrich, Nationalrat, 

Heusser, Heinrich, Rechtsanwalt, 
Heusser, L., Kantonsrat, 

Heusser, W., Bezirksrat, 

Hiestand, Heinrich Albert, Basirintchter: 
Hiestand, Paul, Dr. jur., Rechtsanwalt, 
Hintermann, Konr., Ratsschreiber, 
Hintermeister, Jak., Gerichisschreiber, 
Hiller, Aug., Rechnungssekretär, 
Hirzel, Fritz, Dr. jur., Rechtsanwalt, 
Hirzel, H., Pfarrer, 

Hirzel-v. Schwerzenbach, Elise, 
Hitzig, Hermann, jun., Prof. Dr., 
Hofmann, Albert, Notar, 

Hofstetter, J. R., Bezirksrichter, 
Hommel, A., Dr. med., 

ionegger, Dr., Bundesrichter, 
Hottinger, Friedr., Pfarrer, 
Hottinger, Th., Bezirksrichter, 
Hottinger, Pfarrer, 

Huber, Ed., Bezirksrat, 

Huber, Fritz, Bezirksanwalt, 

Huber, Karl, Pfarrer, 

Huber, Oskar, Dr., Stadtrat, 

Huber, Rudolf, Ratsfchreiber, 
Hürlimann, G., Dr. jur,, Rechtsanwalt, 
Imhoof, Th., Rechtsanwalt, 

Irminger, Eug., Rechtsanwalt, 
Irminger, Heinrich, Bezirksrat, 
Jucker, A., Justizsekretär, 

Jung, Ernst, Dr. jur., Rechtsanwalt, 
Karrer, U., Notar, 
Keel, Georg, Dr. jur., 
Keller, Gustav, Dr. jur., 
Keller, E,,. Bezirksrichter, 


Bezirksgerichtsfchreiber, 
Rehtsanwalt, 


Ziriecb I 
Kelisaı. 
Zürich 5. 
1 


Fe 
Winterthur, 
Dielsdorf. 


Ober-Engstringen. 


Andelfingen. 
Wald. 
Zürich 1, 
Seegräben. 
Gossau, 
Hütten. 
Zürich V, 


Regensdorf-Watt, 


Hinweil. 
Zürich 


voaromıa 


» 3 3% 3 


Rüti. 
Zürich 2 
Lausanne. 
Weißlingen, 
Bubikon. 
Stallikon. 
Mettmenstetten. 
Zürich 3. 
Sternenberg. 
Winterthur, 
Andelfingen. 
Zürich 1. 

=; 1% 
Wetzikon. 
Wangen. 
Zürich 5. 
Winterthur, 
Zürich 1. 

je DR 
Winterthur. 
Zürich 5. 








124 
Keller, C., Dr. jur., Oberrichter, 
Keller, Jak., Gerichtsfchreiber, 
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Leemann, J., Strafhausverwalter, 
Leuzinger-Scheller, A., 
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Simon, Gottlieb, Vorsteher der Anstalt Kehrsatz 


bei Bern 
Simonin, Oberrichter, 
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Käslin, Josef, Fürsprech, Stans. 
Zug. 
Rüttimann, J., Fürsprech, Zug. 
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Gallatti, R., Fürsprech, Glarus, 
Legler, Reg.-Rat, E 
Tschudi, J., Verhörrichter, s 
Freiburg. 
Birbaum, J., president du tribunal, Tafers (Tave)). 
Bise, M., commissaire general, Fribourg, 
Bise, E., president du tribunal, M 
Bornet, J., aumönier du penitencier, Er 
Brülhart, I: directeur de la maison de eorreotion, er 
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Fasel, Louis, greffier du tribunal, 
Gottofrey, V., Dr., professeur de droit, 


Hartmann, Charles R., Notaire et Secretaire du De- 
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Theraulaz, Alph., conseiller national, 
Weck, Ch., conseiller d’etat, 


Wuilleret, Alex., greffier du tribunal de district, 


Solothurn. 
Brosi, Nationalrat, 
Büttiker, Eugen, Reg.-Rat, 


Jecker, Albert, Verwalter der Zwangsarbeitsanstalt 


Schachen, 
Kaufmann, Direktor der Hypothekarbank, 
Munzinger, Ständerat, 
Sesseli, alt Strafbausdirektor 
Stuber, Friedr,, Strafhausdirektor, 
Von Arx, U1ss, 
Weber, Leo, Dr. jur., alt Bundesrichter, 
Wyß, A, residierender Domberr, 


Basel-Stadt. 


Bartb, Paul, Dr., Arzt, Stadthausgasse, 

Bischoff-Sarasin, Albert, alt Polizeigerichts- 
präsident, 

Bischoff, Karl, Dr., Notar, 

Brenner, Ernst, Dr., Bundesrat, 

Burckardt, Hans, Dr., Civilgerichtsfchreiber, 

David, H., Dr., Reg.-Rat, 

Göttisheim, Emil, Dr., Advokat, 

Halter, alt Regierungsrat 

Häring, Karl, Untersuchungsrichter, 

Heusler, Andreas, Dr., Professor, 


Huber-Burckhardt, Albert, Dr., Civilgerichts- 


präsident, 


Bulle. 
Lausanne, 


Chätel-St-Denis. 


Fribourg. 


” 


Fribourg. 


Solothurn. 


LE) 


Deitingen. 
Solothurn. 
q . 
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benssine; 
Solothurn. 
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Hübscher, C., Dr., Strafgerichtspräsident 

Iselin, Isaac, Dr., Regierungsrat und Na 

Iselin, Rudolf, Waisenamtspräsident, ’ 

Iselin, Th., Präsident des Schutzaufsich *S'"leins 
Basel, Blumenrain 34, 

Köchlin, Ernst, Dr., Notar, 

Kündig, Rudolf, Dr., Notar, 

Müller, Arnold, Dr., Staatsanwalt, 

Salis, von, alt Strafhausdirektor, 

Scherrer, Paul, Dr., Notar, Ständerat, 

Siegfried, Traugott, Dr., Appellationsgerichis- 
schreiber, 

Speiser, Paul, Dr., ltegierungsrat, 

Steinmann, W,, Strafrichter, 

Stückelberger, K., Strafanstaltspfarrer, 

Sulger, August, Dr., Notar, 

Teichmann, A., Dr., Professor, 

Temme, R., Dr., Notar, 

Völlmy, Hans, Dr., Polizeigerichtspräsident, 

Von der Mühll, Wilhelm, Dr., Notar, 

Widmer, David, Strafanstaltsdirektor, 

Wieland, Carl, Dr., janior, Notar, 


Basel-Land. 
(Glaser, Dr., Regierungsrat, Liestal, 
Gysin, Dr., Fürsprech, rn 
Heinis, Direktor der Strafanstalt, n 
Schwarz, Direktor d. Basellandschaftl. Hypotheken- 
bank, Liestal, 
Tanner, E., Regierungsrat, e: 
Schaffhausen. 
Brütsch, Dr,, Advokat, Schaffhausen, 
Solothurn. 


Bohrer, Josef, bischöfl, Kanzler, 
Frauenfelder, -E., Staatsanwalt 
Huber, Pfarrer, 


Hug, Reg.-Rat, 
Uehlinger, Heinrich, Strafhausdirektor, , 


Schaffhausen. 
“ 


Appenzell A.-Rh. 


Baumann, J., Dr., Polizeidirektor, 
Graf, J. J., Pfarrer, 


Trogen. 
Schwellbrunn, 


ınnlo 





a 
Juchler, K., Pfarrer, 
Sondergger, J. J., Landammann, 


Appenzell I.-Rh. 


St. Gallen. 
Brändle, Pfarrer, 
Christ, Paul, Pfarrer, 
Eberle, J., Strafbausverwalter, 
Ehrat, kath. Strafhauspfarrer, 
Geel, J., Kantonsrichter, 
Geser, Wilh,, Polizeihauptmann, 
Gsell, R., Dr., Bezirksammann, 
Hartmann, Klemens, Strafhausdirektor, 
Hilty, Dr,, Arzt, 
Holenstein, Th., Dr., Advokat, 
Keel, J. J., Regierungsrat, 
Kessler, E., Architekt, 
Kuhn-Kelly, Gemeinderat, 
Menet-Tanner, Bankpräsident, 
Morel, R., Dr., Advokat, 
Scheitlin, C., Dr., Advokat, 
Scherrer-Füllemann, J., Nationalrat, 
Scherrer, Ed., Dr,, Regierungsrat, 
Zuppinger, C,, städtischer Polizeidirektor, 


Graubünden. 
Gerber, Hartmann, Direktor der Anstalt 
Truog, Jak. R., Pfarrer, Präsident des Schutz- 
aufsichtskomitees 


Aargau. 
Albrecht, Carl, Mitglied der Armenpflege, 
Bertschi, J., Strafhausarzt, 
Braun, Jakob, Kaufmann, 
Brentano, ÜÖ,, Staatsanwalt, 
Burkart, Hans, Pfarrer, 
Conrad, P,, Regierungsrat. 
Döbeli, Arn., kath, Pfarrer, 
Erismann, O,, Direktor der S. C. B., 
Fahrländer, Karl, Dr. jur., Regierungsrat, 


Fischer, Gustav, Pfarrer, Aktuarder Schutzaufsichts- 


kommission, 


Fleiner, Hans, Mitglied der Strafhauskommission 


Gimmi, W., Pfarrer, 


Herisau. 


St. Gallen. 
Basel. 
St. Gallen. 


Realta, 


Tamins. 


Lenzburg. 
Lenzburg 
Aarau. 
Magden. 
Aarau. 
Basel. 
Base), 
Aarau. 


Reitnau. 
Aarau. 
Lenzburg. 


Gloor-L’Orsa, J., Direktor der Zw.-Erzieh.-Anstalt, Aarburg. 
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Häßig, Hans, Stadtrat, Aura ız. 
Haßler. C. G., Pfarrer, Präsident def Schutz. 

aufsichtskommission, Seenger. 
Häusermann, S,, Strafhausverwalter, Lenzburg. 
Hürbin, J. V., Strafbausdirektor, en 
Hürbin, Gustav E., Dr. jur., Advokat, Brugg. 
Irmiger, H., Oberrichter, Lenzburg. 
Isler, E., Fürsprech und Ständerat, Aarau. 


Käppeli, G., Dr. jur., Regierungsrat, 
Lochbrunner, Karl, Strafhauslehrer u. Geistlicher, onzburg. 


Rohbr-Reiner, Hans, Oberrichter, Aarau. 
Sauerländer, R., Verlagsbuchhändler u. Großrat, en 
Stuber, Josef, Pfarrhelfer, Muri. 
Thut, Wilhelm, Rektor, Lenzburg. 
Villiger, F., Fürsprech, Mitglied der Strafhaus- 
kommission, en 
Wildi, Oberrichter, Brugg. 
Thurgau. 
Bachmann, Dr., Bundesrichter, Lausanne. 
Böhi, Justizdirektor, Frauenfeld. 
Braun, Paul, Sekundarlehrer, Bischofzell.. 


Febr, Dr., Oberrichter, Frauenfeld. 
Germann, A., Dr., Staatsanwalt, r 
Haffter, alt Regierungsrat, 


Keller, A., Verwalter der Strafanstalt, Tobel. 
Leumann, alt Pfarrer, Kreuzlingen. 
Merkle, Fürsprech, Frauenfeld, 
Rieser, J., Verwalter der Zwangsarbeitsanstalt, Kalchrain, 
8Sandmeyer, Dr., Fürsprech, Fı auenfeld, 
Scherb, Bundesanwalt, Bern. 
Scherrer, Ed., Pfarrer, Thal (St.Gallen). 
Schöttler, B., Dr,, Strafhauspfarrer, Tobel. 
Schuster, Ed., Pfarrer, Präsident des Schutzauf- 

sichtsvereins Stetifurt. 
Steger, Pfarrer, Affeltrangen. 
Thalmann, A., Sekundarlehrer, Frauenfeld. 
Wild, Fürsprech, gi 

Tessin. 

Andreazzi, Hector, ingenieur, Lugano 
Antognini, Francois, avocat, Bellinzons 


Azzi, Francois, avocat, Lugano 
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Balestra, Louis, avocat, depute au Grand Conseil, 

Balli, Francois, maire, 

Battaglini, Antoine, avocat, conseiller aux Etats, 

Battaglini, Helvetius, avocat, depute au Grand 
Conseil, 

Bernasconi, Constantin, ancien colonel federal, 

Bertoni, Brennus, avocat, vice-presid. du tribunal 
d’appel, 

Bolla, Cesar, conseiller national, 

Bonzanigo, Ange, avocat, 

Bonzanigo, Eugene, medecin, 

Bonzanigo, Philippe, avocat, 

Bonzanigo, Rodolphe, avocat, 

Borella, Achille, avocat, conseiller national, 

Borella, R., commissaire du gouvernement, 

Bossi, Emile, Dr., publiciste, 

Bruni, Brune, avocat, 

Bruni, Germain, avocat, procureur general, 

Bruni, Guillaume, avocat, depute au Grand Conseil, 

Buzzi, Jean, avocat, depute au Grand Conseil, 

Casella, George, medeein, conseiller d’Etat, 

Cattaneo, Antoine, Dr., juge au tribunal de district, 

Cattaneo, Louis, avocat, 

Cattori, Joseph, avocat, depute au Grand Conseil, 

Censi, Charles, Dr., 

Censi, Emile, avocat, 

Chicherio, F., directeur du penitencier, 

Chicherio-Scalabrini, Richard, avocat, president du 

. tribunal de district, 

Chiesa, Francois, professeur, 

Colombi, L., Dr., conseiller d’Etat, 

Conti, Ange, avocat, 

Curti, Curtius, avocat, conseiller d’Etat, 

Dazzoni, Jean, avocat, depute au Grand Conseil, 

Ferri, Marius, cand. jur., 

Franchini, F., avocat, juge au tribunal d’appel, 

Fransioli, Antoine, commissaire du gouvernement, 

Franzoni, Jacques, avocat, pres. du tribunal de 
district, 

Fraschina, Jean, av,, juge au tribunal de district, 

Fratecolla, Casimir, medecin, 

Fusoni, Antoine, depute au Grand Conseil, 

Gabuzzi, Stefano, Dr, jur., avocat, 

Garbani-Nerin, avocat, depute au Grand Conseil, 


Bioggio 
Locarno 
Lugano 


Lugano 
Chiasso 


Lugano 
Olivone 
Bellinzona. 


y 


b. ] 
» 
Mendrisio 


Lugano 
Bellinzona. 


Lugano 


Bellinzona. 
Mendrisio 
Faido 
Locarno 
Breganzona 


” 
Lugano. 
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Lugano 
Bellinzona 
Lugano 
Bellinzona 
Faido 
Lugano 
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Locarno 
Lugano 
Bellinzona 
Lugano 
Bellinzona 
Locarno 
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Gianettelli, Att,, avocat, 

Hoch, pasteur, 

Lepori, Antoine, etudiant en droit, 

Lotti, Jacques, juge d’instruction, 

Luechini, Henri, av., presid. du tribunal de district, 
Lurati, Jean, avocat, conseiller national, 
Mantegani, Emile, notaire, presid. du trib. de district, 
Manzoni, Romeo, Dr., conseiller national, 
Mariani, Joseph, professeur, 

Martinoli, Sebastien, avocat, 

Melo, Joseph, maire, depute au Grand Conseil, 


Maroni, Fidele, avocat, depute au Grand Conseil, 


Olivetti, A. O., docteur, de Bologne, 


Pagnamenta, Thomas, av., depute au Grand Conseil, 


Pedrazzini, Att., avocat, 
Pedretti, Achille, avocat, 
Pedroli, Emile, depute au Grand Conseil, 
Pedrotta, Victor, avocat, 
Pellegrini, Americ, Dr., 


Perucechi, Pline, avocat, deput6 au Grand Conseil, 


Pıoda, Alfred, Dr., conseiller national, 
Pometta, Elige, Dr., publiciste, 

Primavesi, Ant., avocat, juge au tribunal d’appel, 
Rava, Emile, commissaire du gouvernement, 
Rensi, J., Dr., publiciste, 

Respini, Joseph, Dr., 

Riva, Antoine, avocat, 

Rossi, Dominique, avocat, juge au tribunal de district, 
Rusca, Tran., commissaire du gouvernement, 
Rusca, Noel, avocat, 


Rusconi, Emile, avocat, president du tribunald’appel, 


Rusconi, Philippe, avocat, conseiller national, 
Scacchi, Charles, Dr., juge au tribunal d’appel, 
Semini, Constantin, medecin, 

Simen, Rinalde, conseiller aux Etats, 


oldini, Adolphe, maire, depute au Grand Conseil, 


Traversa, J.B., avocat, 

Vassalli, Francois, medecin, 

Vigizzi, Albert, avocat, 

Volonterio, Jean-Bap., avocat, conseiller d’Etat, 


Volonterio, Joseph, av., depute au Grand Conseil, 


Zanolini, Dr., secretaire du Depart. de Justice 
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Archinard, Auguste, juge suppleant, 
Bauty, C., aumönier du penitencier, 
Beranger, Emile, pasteur, 

Bergier, Theodore, notaire, 
Bernard-Magnin, juge de paix, 
Berney, J., ancien conseiller d'etat, 
Bischoff, Jean, pasteur, 

Blanchod, avocat, 

Blonay, S. de, avocat, 

Boiceau, Ch., avocat, 

Bolomey, Eugöne, prefet, 

Bonzon, Ulisse, juge de paix, 

Borle, Louis, pasteur, 

Bornand, Louis-Henri, juge informateur, 
Bourgeois, Alfıred, juge de paix, 
Bourget, louis, Dr. medecin, 

Briod, Ami, directeur de la colonie, 
Brossy, Charles, pasteur, 

Burnand, Charles, assesseur, 

Buttin, Auguste, ancien pasteur, 
Cerenville, H. de, directeur de la Suisse, 
Corboz, Constant, prefet, 

Correvon, Adolphe, pasteur, 
Correvon, Ernest, avocat, 

Correvon, Gustave, juge cantonal, 
Cossy, R., conseiller d’stat, 

Cottier, Ch.-Auguste, prefet, 

Uruchet, Denis, pasteur, 

Cuenoud, Samuel, syndic, 

Cuenoud, Adolphe, assesseur, 
Decoppet, Conseiller d’Etat, 
Delessert, Carmnille, directeur des postes, 
Druey, Fritz, juge de paix, 

Dubois, Henri, pasteur, 

Dubuis, Alphonse, avocat, 

Dubuis, Ls-Ct., juge de paix, 

Dumur, Benjamin, president du tribunal, 
Dupraz, August, avocat, 


Emery, Frederic, substitut du procureur general, 


Falconnier, Gustave, prefet, 
l'avey, juge federal, 
Favez, Louis, pasteur, 


Lausanne. 
Lausanne. 
Mezieres. 
Lausanne. 
L’ Isle. 
Lausanne. 
Yverdon. 
Lausanne, 


Vevey, 
Pompaples. 


Oulens (Echallens). 


Lausanne. 
Bex. 
Lausanne. 
Orbe. 
Cbardonne. 
Lausanne. 


7 


Epesses. 
Bex. 
Lausanne. 


„ 


Chäteau d’Oex. 
Montagny s/Yverdon. 


Lausanne. 
y. 


LE 


2) 
Faoug. 
Gingins. 
Lausanne. 
Rossiniöre, 
Lausanne. 


” 


Nyon. 
Lausanne, 
Leysin. 
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Favre, E.. directeur du penitencier, 

Favre, Louis, chef de service, 

Fornerod, Alois-Auguste, professeur, 

Gailloud. Henri, pasteur, 

Galley, Jules, pasteur, 

Gamboni, Amedee, avocat, 

Gander, Samuel, president du tribunal de Grandson, 
Getaz, Francois, prefet, 

Girardet, Louis, pasteur, 

Gottret, Joseph, cur6 de la paroisse catholique, 
Grand. Leon, cure, | 
Grellet, Georges-Ls., negociant, 

Guex, Heli, prefet, 

Guignard, Gabriel, pasteur, 

Hafner, Henri, Dr. jur., juge federal, 
Jaccard, Louis, prefet, 
Jaulmes-Calame, pasteur, 

Junod, Constant, juge de paix, 
Kobler, Jules, pasteur, 

Lagier, Constant-Louis, pasteur, 
Lambelet, Edouard, pasteur, 
Lehmann, Philippe, negociant, 
Luquiens, Alexis-Emmanuel, pasteur, 
Malan, Auguste, pasteur, 

Masson, Albert, juge de paix, 

Mayor, Eugene, depute, 

Mercanton, Eugöne, juge cantonal, 
Metraux, Eugöne, avocat, 

Millioud, pasteur, 

Moehrlen, ancien pasteur, 

Monnet, Louis, conservateur des D. R., 
Morax, Jean, Dr-med., chef du conseil de sante, 
Moreillon, Ch., pasteur, 
Moreillon, Ls., president du tribunal de -Nyon, 
Morel, Francois, pasteur, 

Muyden, van, syndic, 

Neiss, Edouard, medecin, 

Paccaud, Auguste, juge cantonal, 

Paschoud, Henri, professeur, 

Paul, Ernest, pasteur, 

Payot, Paul, pasteur, 

Pelet, Francois, juge cantonal, 

Peyrollaz, juge de paix. 

Peyrollaz, pasteur, 


Lausz 24 2 


„ 


la Praz. 

Bullet. 
Lausanne. 
Vaugondry. 
Aubonne. 
Yverdon. 
Vevey. 
Montreux. 
Lausanne. 
Moudon. 
Montpreveyres. 
Lausanne, 
Sainte-Croix. 
Noville, 
Sainte-Croix. 
Moudon. 
Moudon. 
Rossiniöre. 
Lausanne, 
Uheseaux. 
Payerne. 
Veytaux. 
Clarens. 
Lausanne. 
Lausanne. 
Montreux. 


Penthalaz pres Cossonay. 


Lausanne. 
Morges. 


Burtigny s/Begnins. 


Coinsins, 
Gryon s/Bex. 
Lausanne. 


.. 


Agiez. 
Montreux. 
Lausanne. 
Chexbres. 
Ependes. 
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Pilliod, Constant, juge de paix, Blonay. 
Pingoud, Alfred, prefet, Lausanne, 
Prelaz, Adolphe, secretaire au tribunal föderal, ; 
Redard, Maurice, pasteur, Poliez le Grand pr&s Echallens. 
Redard, ancien pasteur, Corsier s/ Vevey. 
Reymond, Alphonse, prefet, Orbe. 
Reymond, Auguste, directeur de la discipline des 

Croisettes a Vennes sur Lausanne. 
Reymond, Louis, pasteur, Prilly. 
Rochat, Eugöne, president du tribunal d’Orbe, Romainnötier. 
Roguin, ancien juge federal, professeur, Gendve. 
Rosse, Emile, pasteur, Begnins. 
Rosset, Louis, notaire, Montreux. 
Savary, Jules, pasteur, Clarens. 
Schnetzler, Andre, avocat, Lausanne. 
Secretan, Francois, juge de paix ” 


Siber, Henri, municipal, „ 
Spengler, Georges-Louis-Jean, medecin, 


Spiro, Jean, pasteur, Vufflens-la-ville. 
Stamm, juge föderal, Lausanne. 
Tallichet, redacteur de la Bibliothöque universelle, re 
Thuillard, Ch., juge de paix, Froidenville. 
Tuscher, John, pasteur, Faoug. 
Tuscher, Julien, pasteur, Orbe. 
Viret, Öscar, juge cantonal, Lausanne. 
Virieux, Ferdinand, conseiller, d’etat, Lausanne. 
Virieux, Eugöne, pasteur, Crassier. 
Vuagnaux, Jules, juge de paix, Moudon. 
Vuichoud, Emile, avocat, Montreux. 
Vuilleumier, professeur de theologie, Lausanne. 
Wagner, Gustave, pasteur, Aigle. 
Wild, Emmanuel, pasteur, Denezy. 
Winkler, Jean, Dr. jur., juge federal, Lausanne, 
Zimmer, Louis, pasteur, Ballens, 
Wallis. 

Neuenburg. 

Berthoud, Jean, conseiller d’Etat, Neuchätel. 


Borel, Eugen, Dr,, avocat, 

Ducommun, Henri-Fran;ois, ancien membre du 
Grand Conseil, Chaux-de-Fonds. 

Ecklin, aumönier catholique du p£nitencier Neuchätel. 

Guera, caissier-comptable du penitencier, > 


’, 
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Guillaume, Louis, Dr., directeur du bure#l fede- 
ral de statistique, Berne. 
Heer, Jean, negociant, Neuchatel_ 


Jeanneret, Paul, avocat, membre du Grand Üonseil, Chaux-dee— on d; 
Lardy-de Perrot, pasteur, aumönier du penitencier, Neuchätes] _ 7 
Michaud, Louis, Dr., professeur de droit et presi- 


dent du tribunal cantonal, =: 
Montmollin, Henri de, meödecin du penitencier, ” 
Perregaux, Fröderic de, membre du Grand Üonseil, 7 


Rychner, Chr., directeur du p6nitencier de y 


Genf. 
Didier, Alfred, conseiller d’Etat, Gendve. 
Favre, Ernest, vice-prösident de la Societe& de pa- 
tronage, a 
Gautier, Alfred, Dr., professeur de droit penal, 
Guinand, Marcel, avocat, rue Petitot 10, = 


Jornot, Edouard, directeur de la Police centrale, s 
Lafond, Marc, directeur de la prison de St-Antoine, „, 
Marignac, de, ancien juge A la cour, president de 

la societ6 de patronage, ie 
Martin, Fred., secretaire du Departement de Justice 


et Police, 5 
Perrin, Alexandre, directeur de la prison de l’Evöche, Mi 
Renaud, Jobn, avocat, n 
Roehrich, H., pasteur et aumönier des prisons de 

Gendve, 53bis rue des Päquis, si 
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B. Ehren-Mitglieder. 


Barrows, Sam., membre de Jacommission penitentiaire 


internationale Washington. 
Beltrani-Scalia, Conseiller d’etat, ancien Directeur 

gen6ral des prisons, Ministöre de l’Interieur, Rome. 
Berney, J., ancien conseiller d’Etat, Lausanne. 
Brinkerhoff, geueral, president de la Societ6 ame- 

ricaine des prisons, Mansfield (Ohio). 
De Latour, directeur de l’administration peniten- 

tiaire et de la särete publique, Bruxelles. 
Duflos, ancien directeur de l’administration peni- 

tentiaire de France, Paris. 


Engelberg, von, Dr. jur., Reg.-Rat, Präsident des 

Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten und 

Direktor des Landesgefüngnisses, i Mannheim. 
Fuchs, Geh, Oberfinanzrat, Karlsruhe. 
Goos, Carl, Dr, jur., anc. ministre de la justice, Copenhague. 
Jagemann, Dr. Eugen von, Geb. Legationsrat und - 

außerord. Gesandter und bevollm. Minister in Berlin. 
Laszloö, S. de, Dr., Conseiller ministeriel, anc. membre 


de la commission penitentiaire internationale, Budapest. 
Riviöre, Louis, 91 rue Jouffroy Paris. 
Ruggles-Brice, chef de l’administation peniten- 

tiaire d’Angleterre, Whiteball, Londres. 
Salomon, Generaldirektor des Gefängniswesens, St. Petersburg. 
Stockmar, M., Direktor der J.-S.-B., Bern. 
Wieselgren, directeur general de l’administration 

penitentiaire de Suöde, Stockholm, 


Wirth, Oskar, Dr. jur., kgl. preuß. Geb. Justizrat 
und Direktor der Strafgefängnisse zu Rummels- 


burg und Plötzensee bei Berlin. 
Woxen, Friedrich, General-Gefängnisdirektor, Christiania. 
Frau Prof. Dr. Ernst-Escher, Zürich. 


»„ M. von Goumo&ns-Wurstemberger, Bern. 
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Zürich 


Schwyz 


Freiburg 
Solothurn 
Basel-Stadt 
Basel-Land 
Schaffhausen 


Appenzell A „Rh. 
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Rekapitulation. 
Mitglieder. 
362 Übertra = 
139 Appenzell I.- Rh. .. 
13 St. Gallen Be 
2 Graubünden ! ie 
2 Aargau 2 
ı Thurgau 2 L 
2 Tessin Li 
3 Wandt 85 
26 Wallis 119 
10 Neuenburg BE 
3l Genf S 
5 BR 
6 899 
N Ehrenmitglieder 21 
Übertrag 606 Total 920 
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Verurteilung ; : , : i . 5 ; i 23 
4. Diskussion : 
a) Votum des Herrn Pfarrer G. Fischer . ; : : 32 
b) Votum des Herrn Dr. Guillaume 2 e ' . 33 
c) Votum des Herrn Direktor Dr. Curti : : 34 
d) Votun des Herrn alt Direktor Zimmermann z ; 35 
e) Votum des Iierrn Bundesanwalt Kronauer . ; i 35 
f) Votum des Herrn Direktor Hürbin s 5 37 
g) Votum des Herrn Präsidenten FE. Bise i 89 
5. Vereinbarte und von der Versanımlung angenommene Thesen 40 
6. Ehrenmitglieder-Ernennung j j ; i / 41 
T. Aufnahme neuer Aktivmitglieder 41 
8. Bericht des Gentralvorstandes des schweiz. N eeehne für Straf- 


und Gefängniswesen, erstattet von Herrn Direktor Hürbin. 

a) Sitzung des Gentralvorstandes vom 20. Juli 1900 in. 
Luzern . N 42 

b) Sitzung der Centralvorstände für "Gefängniswesen ind 
Schutzaufsicht und der Abordnung des Lokalkomitee 


in Bern aın 11. November 1%0 . 43 

e) Sitzung der Centralvorstände für Gefahren una 
Schutzaufsicht in Bern am 19. September 1901 43 
Yy. Rechnungsablage des Vereins für Straf- und Gefängniswesen 4 
10. Bestimmung des nächsten Versammlungsortes . 47 


Abends 7 Uhr: Sitzung der interkantonalen Vereinigung der 
schueiz. Schulzaufsichtsvereine , r j ; 48 
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Zweite Versammlung, Dienstag den 15. Oktober, vormittags 8 Uhr 

im Kantonsratssaale zu Zürich. 

1. Referat der Frau Prof. Dr. Ernst-Escher in Zürich über 
weibliche Schutzaufsicht ; ; s : : : f 51 

2. Referat der Fran M. v. Goumoßns- Wurstemberger über 
weihliche Schutzaufsicht : ’ : 55 

3. Referat des Herrn Direktor Hürbin mit Thesen über Sehutz- 
aufsicht ; : 56 

4. Referat des Herrn Direktor Farrı re mit Thesen üben Se hits 
aufsicht j F i i s 2 : j 70 

9. Diskussion : 
a) Votum des Herrn Staatsrat Didier y i ß 8 
b) Votum des Herrn Pfarrer Fischer 3 i ; 86 
c) Votum des Herrn Prof. Dr. Zürcher 86 
d) Votum des Herrn Direktor Dr. Curti . 88 
e) Votum des Herrn Th. Iselin ; 89 
f) Votum des Herrn Inspektor Schaffrath ; 5 
x) Votum des Herrn Direktor Favre el) 
h) Votum des Herrn Direktor Heinis ! 5 : Ho 
i) Votum des Herrn Direktor Hürbin . R % 
II. Eingegangene Nekrologe. 
Dekan Karl Brenner s ; £ 2 } ; A ; i 93 
Juge federal Jean Bruoye i e i Ä i ; B ; 35 
Pasteur Louis Deytard . f \ s s ; j i z nA) 
Avocat Alphonse Du Pasquier 2 ö Ä i : > 
Verwalter A. E. Engeler ’ i j j j s 2 i 9€ 
Notaire Louis Fiaux 2 s ; ö ä ; R A 99 
Ratsherr J. J. Imhof i ! Ä ; j 5 ; E i 9% 
Nationalrat Erwin Kurz . i ; : A i : s i 100 
Direktor Anton Lietha . ; . h i : i ; : 101 
Victor Lombarıl ; ö ie j ; j ; 102 
Pasteur Emile Meystre . ; i & FE k £ e 1U4 
Bundesrichter Dr. J. Morel . 5 : : ; 3 2 105 
Dr. med. Alfred Roessliy ; e i : : 3 : 108 
Conseiller d’Etat Henri Schaller . R i i ö k ; 108 
Pfarrer Johann Peter Schmidheini A . 5 g ; P 110 
Juge federal Dr. Charles Soldan . R ; : ; 112 
Fürsprech Robert Straub e i s N N : 113 
Strafgerichtspräsident Dr. Eduard Thurneysen : A 114 
III. Mitgliederverzeichnis. 

A. Aktivmitglieder 3 2 : . : s : 119 
B. Ehrenmitglieder i : i ; ä ; 2 ö ; 142 
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I. 
Der zukünftige Strafvollzug. 


nach dem Vorentwurf zu einem Schweizerischen Strafgesetz- 
buch und zu einem Bundesgesetz betreffend Einführung des 
Schweizerischen Strafgesetzbuches. 


Referat für die Versammlung des schweizerischen Vereins 
für Straf- und Gefängniswesen zu Genf am 4. und 5. Ok- 
tober 1904 von E. Heinis, Direktor der Strafanstalt Liestal. 





Der schweizerische Verein für Straf- und Gefängnis- 
wesen hat schon seit Jahrzehnten ein einheitliches Straf- 
gesetzbuch für die schweizerische Eidgenossenschaft an- 
gestrebt und mit Sehnsucht auf ein solches schon lange 
Jahre gewartet. Das hohe, schweizerische Justizdepartement 
hat nun durch eine Kommission, bestehend aus den Herren 
Nationalrat Professor Dr. Zürcher in Zürich, Bundesanwalt 
O. Kronauer in Bern, Prof. Dr. W. Mittermaier ın Bern, 
Gefängnisinspektor J. G. Schaffroth in Bern, Prof. Dr. 
Alfred Gautier ın Genf, Oberstaatsanwalt Nationalrat 
Jeanhenry in Neuenburg und Prof. A. Reichel, Chef der 
Abteilung für Gesetzgebung beim schweiz. Justizdepar- 
tement in Bern, einen vollständigen Vorentwurf: zu einem 
schweiz. Strafgesetzbuch ausarbeiten lassen. Nach dem 
ım Mai 1902 erfolgten Tode des Kommissionsmitgliedes 
Herrn Nationalrat Jeanhenry wurde Herr Bundesrichter 
Favey in Lausanne in diese Kommission berufen. Der 
erste Vorentwurf zu einem schweizerischen Strafgesetz- 
buch, redigiert von Professor Dr. Carl Stoss und durch- 


beraten von einer fünfzehngliedrigen Expertenkommission, 
I 
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stammt aus dem Jahre 1896. An der Versammlung des 
schweizerischen Vereins für Straf- und Gefängniswesen am 
14. und ı5. Oktober 1895 in Lausanne, wo Herr Direktor 
Hürbın ein bezügliches Referat hielt, lag der Vorentwurf 
noch nicht vor, während er nun ın den Händen der 
Versammlung vom 4. und 5. Oktober 1904 liegt. Es ist 
der Wunsch des geehrten Vorstehers des schweizerischen 
Justizdepartements, Herrn Bundesrat Brenner, dass sich 
die Männer des Strafvollzuges über den Vorentwurf, so- 
weit es sich um den Strafvollzug handelt, aussprechen und 
ihn begutachten. Der geehrte Vorstand des schweiz. Ver- 
eins für Straf- und Gefängniswesen hat mich beauftragt, 
in Genf das bezügliche Referat zu halten und mich über 


‘ den Vorentwurf auszusprechen. Auf den ersten Blick er- 


scheint die Lösung dieser Aufgabe keine so schwierige 
zu sein, nach näherm Eintreten auf dieselbe musste ich 
sie als gross bezeichnen, und da ich einsah, dass ihre 
Lösung meine bescheidenen Kräfte übersteige, war ich 
gezwungen, die Ansichten meiner werten Kollegen über 
die Frage des Strafvollzuges einzuholen. Ich spreche 
Ihnen, geehrte Herren Kollegen, meinen besten Dank aus 
für die Bereitwilligkeit, mit der Sie mir unterstützend zur 
Seite standen und die vorgelegten Fragen meist eingehend 
beantworteten. Durch dies mein Vorgehen bin ich imstande, 
Ihnen die Ansichten der sämtlichen Strafanstaltsdirektoren 
der Schweiz über den Strafvollzug, wie er in dem schweiz. 
Strafgesetzbuch: und im Bundesgesetz betreffend Einfüh- 
rung desselben niedergelegt werden soll, mitteilen zu 
können. 


A. Der Strafvollzug. 


1. Unsere Anforderungen an das schweiz. Strafgesetz- 


buch bezüglich Strafvollzug. 


Zur Durchführung eines Strafvollzuges, der sowohl 
den erzieherischen und pönitentiären, als auch humanen 
Anschauungen unserer Kulturstufe entsprechen soll, sind 
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unserer Ansicht nach, wie wir sie an ein modernes Straf. 
gesetzbuch stellen zu müssen glauben, in kürze folgende: 
Beim Vollzuge einer von dem Strafgericht oder von 
einer administrativen Behörde gemäss dem Strafgesetze 
ausgesprochenen Strafe soll ın erster Linie neben der 
Sühne für das begangene Vergehen das Moment der Er- 
ziehung des Verbrechers zu einem bessern Menschen, ja zu 
einem später wieder brauchbaren Gliede der menschlichen 
Gesellschaft vorherrschen. Dieses pädagogische Moment 
des Strafvollzuges, das sowohl die Besserung des innern 
Menschen, als auch die Erhaltung des Körpers auf leistungs- 
fählgem Zustande und die Aneignung der Fähigkeit des 
spätern Broterwerbes (auf redliche Weise) umfasst, schliesst 
den Zweck der Sühne nicht aus, im Gegenteil, der Vollzug 
der Sühne muss in den Dienst der erzieherischen Aufgabe 
des Strafvollzuges gestellt werden. Ist der sittliche und 
moralische Stand des Verurteilten als nicht eigentlich 
defekt zu erachten, was aus seinem Vorleben und dem 
Charakter zu entnehmen ist, so soll von der Durchführung 
des Strafvollzugs in einer streng geführten Anstalt abge- 
sehen und die Erziehung dieses Verurteilten anderen In- 
stitutionen überlassen werden. Wird die Durchführung der 
ausgesprochenen Strafe im Interesse des Verurteilten und 
der menschlichen Gesellschaft als notwendig erachtet, so 
ıst der Strafvollzug so durchzuführen, dass der Verurteilte 
ın der Anstalt gebessert wird oder wenigstens nicht 
schlimmer und moralisch defekter dieselbe nach Verbüssung 
der Strafe verlassen kann. Die Erziehung des Verurteilten 
zu einem bessern Menschen halten wir jedoch durch den 
Aufenthalt in der Anstalt nicht als beendigt, sondern sie 
soll nach seiner Entlassung noch fortgesetzt werden, d.h. 
der die Anstalt Verlassende bedarf noch einiger Zeit der 
moralischen und finanziellen Stütze, damit er nicht wieder 
in den frühern moralisch defekten Zustand zurückfalle. 
Zur Durchführung dieses, nach unserm Ermessen wichtig- 
sten (srundsatzes, der beim Strafvollzug vorherrschen soll, 
verlangen wir also: 
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. Den bedingten Straferlass resp. den Strafaufschub 
bei solchen Verurteilten, welche als moralisch nicht 
defekt zu erachten sind. 


. Unterstellung dieser bedingt Verurteilten unter Auf 
sicht während ‚einer angemessenen Probezeit. 


. Besondere Fürsorge für jugendliche Verbrecher: 

a) für weniger verwahrloste und sittlich verdorbene 
jugendliche Verbrecher, 

b) für verwahrloste und sittlich verdorbene jugend- 
liche Verbrecher, 

c) für sittich ganz verdorbene jugendliche Ver- 
brecher. 

. Versorgung der volljährigen korrektionell Verurteil- 

ten (Gefängnissträflinge): 

a) der nicht vielfach Rückfälligen in besondern Ge- 
fängnissen, | 

b) der vielfach Rückfälligen in Verwahrungsgefäng- 
nissen. | 

. Versorgung der volljährigen kriminell Verurteilten 

(Zuchthaussträflinge): 

a) der nicht Rückfälligen in besondern Zuchthäusern, 

b) der Rückfälligen in besondern Verwahrungszucht- 
häusern. 

. Versorgung arbeitsscheuer und liederlicher Personen: 

a) der nicht vielfach Rückfälligen (Zwangsarbeiter), 

b) der vielfach Rückfälligen (Verwahrungsarbeiter). 

. Versorgung der zu Haft Verurteilten in besondern 

Anstalten: 


a) jugendlicher Personen, 
b) volljähriger Personen. 


. Anwendung der vollständigen Einzelhaft gegenüber 
sämtlichen Verurteilten während der ersten Zeit des 
Strafvollzugs und des progressiven Systems (Dis- 
ziplinarklassen) während der übrigen Strafzeit. 


E: 
9. Anwendung des bedingten Strafnachlasses an Stelle 
der Begnadigung und Unterstellung der bedingt 
Freigelassenen unter Aufsicht. 
ıo. Einstellung in der bürgerlichen Ehrenfähigkeit und 
eventuelle Wiederzulassung zu einem Berufe, Ge- 
werbe oder Handelsgeschäft, gestützt auf eine in der 
Freiheit absolvierten Probezeit nach weiterem Zeit- 
raume. 


11. Fürsorge für jugendliche Verbrecher. 


Die Fürsorge für jugendliche Verbrecher ist in Art. 14 
des Strafgesetzbuches niedergelegt. Dieser lautet: 

„Das jugendliche Alter ist das Alter vom Beginn des 
fünfzehnten bis zum vollendeten achtzehnten Lebensjahre. 

Ein Jugendlicher, der eine als Verbrechen bedrohte 
‘Tat begeht, wird nach folgenden Grundsätzen behandelt. 

$ ı. Ist er verwahrlost oder sittlich verdorben, so 
verweist ihn der Richter in eine Zwangserziehungsanstalt, 
die ausschliesslich diesem Zwecke dient. Er verbleibt in 
der Anstalt, bis er gebessert erscheint, jedoch mindestens 
ein Jahr und höchstens bis zum zurückgelegten zwanzig- 
sten Altersjahr. 

Ist er sittlich so verdorben, dass er ın eine Zwangs- 
erziehungsanstalt nicht aufgenommen werden kann, so 
verweist ihn der Richter in eine Besserungsanstalt für 
Jugendliche, die ausschliesslich diesem Zwecke dient. Er 
verbleibt ın dieser Anstalt, bis er gebessert erscheint, 
jedoch mindestens drei Jahre und höchstens zwölf Jahre. 

Kann ein Jugendlicher wegen seiner sittlichen Ver- 
derbnis in einer Zwangserziehungsanstalt nicht verbleiben, 
so verweist ıhn dıe zuständige Behörde in eine Besserungs- 
anstalt für Jugendliche. 

Über die Entlassung eines Jugendlichen aus der 
Zwangserziehungsanstalt oder der Besserungsanstalt ent- 
scheidet die zuständige Behörde nach Anhörung der Be- 
amten der Anstalt. Die Entlassung ist vorläufig. 
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Die Behörde, die den Jugendlichen entlässt, sorgt mit 
den Organen der Schutzaufsicht für seine Unterkunft und 
überwacht ıhn. Missbraucht der Entlassene die Freiheit 
innerhalb eines Jahres nach seiner Entlassung, so wird er 
ın die Anstalt zurück versetzt; andernfalls ist die Entlassung 
endgültig. Doch soll ihm die Schutzaufsichtsbehörde auch 
nach dieser Zeit Schutz und Hilfe gewähren. 

Hat der Täter am Tage der richterlichen Entscheidung 
das achzehnte Lebensjahr zurückgelegt, so verurteilt ıhn. 
der Richter zu der gesetzlichen Strafe, die jedoch gemil- 
dert wird. (Art. 49.) 

$ 2. Erfordert der Zustand des Jugendlichen eine 
besondere Behandlung, ist er insbesondere geisteskrank, 
schwachsinnig, taubstumm, epileptisch, oder ist er ın seiner 
geistigen oder sittlichen Entwicklung ungewöhnlich zurück- 
geblieben, so ordnet der Richter die Behandlung an, die 
der Zustand des Jugendlichen erfordert. 

$ 3. Ist der Jugendliche weder verwahrlost noch sitt- 
lıch verdorben und bedarf er keiner besondern Behand- 
lung, so wendet der Richter Verweis oder abgesonderte 
Einschliessung von drei Tagen bis zu zwei Monaten als 
Zuchtmittel gegen den Fehlbaren an. Die Einschliessung 
findet in einem Gebäude statt, das nicht zur Freiheitsent- 
ziehung für Erwachsene dient. Der Ieenaehe wird an- 
gemessen beschäftigt. 

Der Richter kann den Vollzug der Esehliessike auf- 
schieben und dem Jugendlichen eine Probezeit von sechs 
Monaten bis zu einem Jahre auferlegen, wenn nach dem 
Charakter und der bisherigen Aufführung des Jugendlichen 
zu erwarten ist, dass er dadurch von weitern Verbrechen 
abgehalten werde und sich bessere. Rechtfertigt er diese 
Erwartung bis zum Ablauf der Probezeit, so fällt die Ein- 
schliessung weg, andernfalls wird sie vollzogen.“ 

Die Versorgung jugendlicher Verbrecher (15. bıs 18. 
Altersjahr) in einer besondern Anstalt (in einer Zwangser- 
ziehungsanstalt) wird von sämtlichen Vorstehern der Straf- 


= 7 

anstalten in der Schweiz ohne Ausnahme bejaht. Der Vor- 
steher der Zwangserziehungsanstalt Aarburg verlangt je- 
doch, dass diese Versorgung jugendlicher Verbrecher 
schon mit dem zurückgelegten ı3. Altersjahr, also vom 
14. bis ı8. Altersjahr, eintreten sollte. Herr Direktor 
Hürbın schreibt: „Wenn man jugendliche Verbrecher mit 
altern im gleichen Hause zusammenbringt, so entzieht man 
sie dem Laster nicht, sondern erzieht sie geradezu für 
dasselbe. Das jugendliche Herz ist für das Böse nicht 
minder empfänglich, als für das Gute. Ältere Verbrecher, 
wenigstens ein Teil derselben, haben ein schadenfrohes 
Interesse, eine freudige Genugtuung daran, junge Leute 
ebenfalls auf die Verbrecherbahn zu verlocken. Diese bos- 
hafte Bemühung macht den geschworenen Feinden der 
staatlichen Ordnung Freude Mit Worten, Gesten und 
Gebärden, ja selbst mit Blicken, suchen sie junge Mit- 
gefangene zu gewinnen und zum Ungehorsam, zur Ord- 
nungswidrigkeit und Widersetzlichkeit aufzumuntern und 
zu verleiten. Böse Beispiele verderben gute Sitten. Ein 
böses, heimliches Lächeln kann mehr verderben, als eine 
lange Straf- und Erbauungsrede zurecht macht. Aus diesen 
Gründen arbeitet der schweiz. Verein für Straf- und Ge- 
fängniswesen seit dem Jahre. 1869 an der Gründung 
von Rettungsanstalten und Zwangserziehungsanstalten für 
jugendliche Verbrecher.“ 

Die Versorgung jugendlicher Verbrecher, getrennt von 
der der Volljährigen, ist ein allgemein verlangter Grund- 
satz des Strafvollzuges, dessen Begründung mir nicht 
nötig erscheint; nur bezüglich der Absonderung dieser 
Jugendlichen nach ihrer Verdorbenheit in besondere An- 
stalten sind die Ansichten verschieden. Der Vorentwurf 
des Strafgesetzbuches verlangt: 

a) Einschliessung Jugendlicher, die weder verwahr- 
lost noch sittlich verdorben sind, in einem Gebäude, das 
nicht zur Freiheitentziehung für Erwachsene dient, von drei 
Tagen bis auf zwei Monate. 
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.b) Versorgung jugendlicher Verbrecher, die verwahr- 
lost und sittlich verdorben sind, in eine Zwangserziehungs- 
anstalt auf mindestens ein Jahr. 

c) Versorgung ganz verdorbener jugendlicher Ver- 
brecher in eine besondere Besserungsanstalt oder Bewahr- 
anstalt für Jugendliche 

Nach meiner Ansicht verlangt hier der Vorentwurf 
grundsätzlich das Richtige, indem er drei Stufen bezeich- 
net und die getrennte Versorgung der jugendlichen Ver- 
brecher je nach dem Grad der Verderbtheit in besondern | 
Gebäuden vorsieht. Die Einschliessung sonst gut gearteter 
jugendlicher Personen, die sich eines Vergehens schuldig 
gemacht haben, in Einzelhaft kann ohne Gefahr für den 
Geisteszustand nicht zu weit ausgedehnt werden und ist 
auch nicht nötig. Wenn der Richter eine Einschliessung 
von mehr als einem Monat dem Vergehen gemäss auszu- 
sprechen für angezeigt erachtet, so kann schon nicht mehr 
von einem nicht verwahrlosten oder sittlich verdorbenen 
Jungendlichen die Rede sein, und er sollte daher ın die 
Zwangserziehungsanstalt verwiesen werden. Eine beson- 
dere Anstalt für Freiheitsentziehung Jugendlicher halten 
wir für wünschenswert, doch nicht so dringend. Diese 
Freiheitsentziehung Jugendlicher könnte einstweilen in der 
Zwangserziehungsanstalt in besonders reservierten Einzel- 
arbeitszellen oder in den Rettungsanstalten, die hiefür be- 
sondere Einrichtungen vorzusehen hätten, durchgeführt 
werden. Basel z. B. würde solche Freiheitsentziehung 
Jugendlicher in seiner Anstalt Klosterfiechten (Knaben) 
oder in Riehen (Mädchen), Baselland, in der Rettungsanstalt 
Augst oder Sommerau durchführen können. Die meisten 
Kantone wären mit den ähnlichen Rettungsanstalten ver- 
sehen. Auf keinen Fall sollten Bezirks- oder Gemeinde- 
gefängnisse für diese Freiheitsentziehung der Jugendlichen 
verwendet werden. 

Die Zwangserziehungsanstalt für jugendliche Ver- 
brecher ist eine unbestrittene Forderung des rationellen 


ıI_ 
Strafvollzugs und unserer heutigen Kulturstufe entsprechend. 
Da diese Anstalten, allen Anstalten für den Strafvollzug 
voraus, die moralische Besserung der Insassen zum Haupt- 
zwecke haben müssen, ist auch die individuelle Behand- 
lung der Jugendlichen allein am Platze. Diese ist aber 
nur ın kleinern Anstalten möglich, weil in grössern dem 
einzelnen Individuum nicht die entsprechende Aufmerksam- 
keit gewidmet werden kann. Auch die Errichtung einer 
Zwangserziehungsanstalt für‘ weibliche Jugendliche wird 
angezeigt sein. Es ist selbstverständlich, dass in der Zwangs- 
erziehungsanstalt das progressive System mit Einzelhaft- 
zellen, stetigen Nachtzellen, Arbeitssälen, landwirtschaft- 
lichen Arbeiten, Schul- und kirchlichem Unterricht, ge- 
werblichem Unterricht etc. Platz greifen muss. Auf die 
berufliche Bildung ist ein Hauptgewicht zu legen, ebenso 
auf vorläufige Freilassung, Sorge für die Unterkunft und 
Unterstellung des Entlassenen unter Schutzaufsicht. 

Die Versorgung sittlich ganz verdorbener Jugendlicher 
oder solcher, die ın einer Zwangserziehungsanstalt nicht 
verbleiben können, in einer besondern Besserungsanstalt 
ist nicht nur wünschbar, sondern ein dringendes Bedürfnis. 
Der Ausdruck „Besserungsanstalt für Jugendliche“ ist nicht 
ganz zutreffend; der Ausdruck „Besserungs- und Bewahr- 
anstalt für jugendliche Verbrecher und Taugenichtse“ wäre 
richtiger. Eine solche Anstalt hätte den Zweck, ganz ver- 
dorbene Jugendliche auch über das zwanzigste Jahr hinaus 
aufzunehmen und für die Allgemeinheit unschädlich zu hal- 
ten, also für solche, die immer und immer eine Klage der 
Mitmenschen werden. Hier hat lang andauernde Einzel- 
haft mit Einzelarbeit und strenge Disziplin zu herrschen. 
Die Insassen hätten vier und mehr Jahre lang in dieser 
Anstalt und nach der Entlassung auch unter Schutzauf- 
sicht zu bleiben. Das Bedürfnis einer solchen Bewahr- 
anstalt für ganz verdorbene Jugendliche wird zwar auch 
in Frage gestellt, indem angenommen wird, dass in der 
gewöhnlichen Zwangserziehungsanstalt Einrichtungen ge- 
trorfen werden könnten, wonach diese ganz verdorbenen 
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Jugendlichen in vollständiger Isolierhaft gehalten werden 
können. 

In Betracht des Umstandes, dass diese Insassen 
der Zwangserziehungsanstalt eine Gefahr für die übrigen 
bilden und ihre totale Abschliessung im Interesse der 
Gesundheit, der beruflichen Ausbildung und der moralischen 
Besserung nicht gemäss dem erzieherischen und strafvoll- 
züglichen Grundsatz durchführbar wäre, berücksichtigt jene 
Ansicht nicht das Ziel und das Bestreben eines Strafvoll- 
zuges, der den heutigen Anforderungen entspricht. ‘Ich 
halte die Versorgung dieser ganz verdorbenen, jugend- 
lichen Verbrecher in einer besondern Bewahranstalt als eine 
dringende Notwendigkeit und als den Ausbau der Zwangs- 
erziehungsanstalt. 


III. Der Strafvollzug bei volljährigen Verbrechern. 


Dieser Teil des Vorentwurfes für ein Strafgesetzbuch 
ist für den eigentlichen Strafvollzug der nächstliegende. 
Die Fürsorge für die Jugendlichen soll durch seine er- 
zieherische Wirkung die Frequenz der eigentlichen Straf- 
anstalten mindern helfen und verhüten, dass Personen, 
deren Gefühl für eigenes richtiges oder unrechtes Handeln 
schwankend ist, in ihrem spätern Leben wieder der gesetz- 
lichen Ordnung zuwiderhandeln. Beim Strafvollzug bei 
volljährigen Verbrechern soll neben dem Ziel der Besserung 
des Verbrechers auch das der Sühne in Beachtung gezogen 
werden, d. h., der Strafvollzug muss in dem Verbrecher 
das Bewusstsein der Sühne wecken. Dieses Zusichselbst- 
kommen muss aber wieder als ein Hebel zu der Besserung 
des Verbrechers benützt werden können und es ist daher 
alles fernzuhalten, was auf den Insassen irgend einer 
Anstalt für den Strafvollzug nachteilig einwirken kann. 
Daher verlangt der Vorentwurf des Strafgesetzbuches für 
den Strafvollzug bei volljährigen Verbrechern mit vollem 
Recht eine Klassifizierung der Verbrechen und eine voll- 
ständige Ausscheidung der einzelnen Kategorien in be- 
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sondere Strafhäuser.: Die Grundsätze hiefür sind nieder- 
gelegt in den Artikeln 28-33, 36 und 228. 
Es werden folgende getrennte Anstalten für diesen 
Strafvollzug verlangt: ° 
I. Die Verwahranstalt für vielfach Rückfällige (29 u. 30). 
2. Das Zuchthaus für kriminelle volljährige Verbrecher (26). 
3. Das Gefängnis für korrektionelle volljährige Verbrecher. 
4. Das Arbeitshaus für Verbrecher, deren Tat sich auf 
Liederlichkeit und Arbeitsscheu zurückführen lässt (31). 
. Staatliche Vorkehrungen für Bussenabverdiener und 
für die Abbüssung von Haftstrafen in Einzelhaft (36 
und 228). 


an 


1. Die Verwahranstalt für vielfach Rückfällige. 


Die Artikel 29 und 30 des Vorentwurfes, die diese 
Verwahrungsanstalten ins Leben rufen sollen, lauten: 

29. „Begeht jemand ein Verbrechen gegen Leib und 
Leben, gegen das Vermögen, gegen die geschlechtliche 
Sittlichkeit, gegen die gemeine Sicherheit von Menschen 
und Eigentum oder gegen die Sicherheit des Handels- und 
Geschäftsverkehrs, der wegen solcher Verbrechen schon 
viele Freiheitsstrafen erstanden hat, und sınd zur Zeit der 
Begehung des Verbrechens noch nicht drei Jahre abge- 
laufen, seit er die letzte dieser Freiheitsstrafen erstanden 
hat, so erkennt das Gericht anstatt der angedrohten 
Freiheitsstrafe auf Verwahrung des vielfach Rückfälligen 
für mindestens zehn und höchstens zwanzig Jahre, wenn 
es überzeugt ist, dass der Schuldige nach Erstehung der 
Freiheitsstrafe wieder rückfällig würde, und es die Ver- 
wahrung für geboten erachtet.“ 

30. „Die Verwahrung vielfach Rückfälliger wird in 
einem Gebäude vollzogen, das ausschliesslich diesem Zwecke 
dient. | 

Die Verwahrten werden streng zur Arbeit angehalten. 
Nach Ablauf von fünf Jahren kann die zuständige Behörde 
die vorläufige Entlassung des Verwahrten für die übrige 
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Zeit der Verwahrung anordnen, wenn er zum ersten Mal 
verwahrt wird und anzunehmen ist, er werde keın Ver- 
brechen mehr begehen.“ 

Wie wir dem Wortlaute dieser Artikel entnehmen 
können, sollen solche Verbrecher, welche wir als energie- 
lose, unselbständige Gefängnis- und Zuchthauskunden 
kennen, in die Verwahranstalt verbracht werden und zwar 
in einem Gebäude, das ausschliesslich diesem Zwecke dient. 
Diese vielfach Rückfälligen gehören zu den unverbesser- 
lichen Verbrechern, die in den Anstalten als ruhige, zahme, 
meist fleissige Insassen bekannt sind, die sich in der Ge- 
fangenschaft tadellos halten, in der Freiheit aber, trotz den 
gefassten Vorsätzen, die in dieselbe mitgebrachten Mittel 
(Geld, Kleider etc.) sofort verjubeln, dann als schwache 
und energielose Menschen in Not geraten, zu dem Ver- 
brechen, meist Eigentumsdelikte, greifen, nur um wieder 
in das Asyl, die Strafanstalt zu gelangen. Diese Schwäch- 
linge sind es, welche die Verwahranstalt bevölkern werden. 
In dieser Anstalt werden sich die Insassen bei ıhrer Willen- 
losigkeit und Unselbständigkeit gut halten, und an die 
Sicherheit einer solchen Anstalt brauchen keine hohen 
Anforderungen gestellt zu werden. Auch die Einwirkungen, 
die auf Besserung der Insassen hinzielen, werden ohne 
grosse Wirkung sein. Diese Anstalt wird hauptsächlich 
die übrigen Strafanstalten entlasten. Es ist somit zu be- 
grüssen, wenn solche Verwahrungsanstalten ins Leben 
gerufen werden. 


2. Das Zuchthaus. 


Nach Artikel 26 des Vorentwurfes ist die Zuchthaus- 
strafe in einem Gebäude zu vollziehen, das ausschliesslich 
diesem Zwecke dient. Durch diese Forderung ist mit 
vollem Recht die strenge Trennung der Zuchthäuser von 
den Gefängnissen festgesetzt. Das Zuchthaus wird durch 
seinen sichern, soliden und zweckmässigen Bau, volle 
Sicherung der Insassen, länger andauernde, rationell aus- 
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geführte Einzelhaft, gute sanitarische Anlage, rationelle 
Ernährung, Kleidung, Lagerstätte, Lüftung, Bewegung im 
Freien, gute Ordnung und Disziplin, hinlänglich gebildetes 
und geschultes Aufsichtspersonal, religiöse Belehrung und 
Schulung, strenge Durchführung des progressiven Systems 
für genauen und strengen Strafvollzug sorgen und daher 
in der Lage sein, zugleich Anstalt für schwere und gefähr- 
lche Verbrecher und Ausbrecher, sowie Verwahrungsan- 
stalt für gefährliche Rückfällige zu sein. Zur Arbeit ın 
dem Zuchthause werden sich nur die Gewerbe wie Korb- 
machen, Schneiderei, Schusterei, Schreinerei, Bürsten- 
fabrikatioh etc. eignen. 

“ Wir gestehen offen, dass wir lieber die Schaffung einer 
modernen Zentralanstalt für gefährliche Verbrecher und 
gefährliche Rückfällige gesehen hätten. 


3. Das Gefängnis für volljährige Verbrecher. 


Die Ausscheidung der Zuchthaussträflinge einerseits 
und die Zuweisung derjenigen Verbrecher, deren Vergehen 
auf Liederlichkeit und Arbeitsscheu zurückzuführen ist, ın 
das Arbeitshaus, bedingt ein besonderes Gebäude für die 
Gefängnissträflinge, das Gefängnis. Die meisten Vorsteher 
der Strafanstalten der Schweiz würden diese Ausscheidung, 
die der Vorentwurf verlangt, sehr begrüssen, und sie muss 
im Sinne eines gerechten Strafvollzuges verlangt werden. 
In diesen Gefängnissen wären die kleinern Gefängnisstrafen 
von acht Tagen bis zwei Jahren abzubüssen. Auch hier 
sollte das progressive Strafvollzugssystem mit anfänglicher 
Einzelhaft und Einzelarbeit, späteren Nachtzellen, mit gemein- 
samer Arbeit sowohl, als mit allen übrigen pönitentiären 
Vorkehrungen herrschend sein. Der Sträfling soll (Art. 28. ı) 
‘ möglichst mit solchen Arbeiten beschäftigt werden, die 
seinen Fähigkeiten entsprechen und durch die er sich nach 
seiner Entlassung seinen Unterhalt erwerben kann. Da im 
Gefängnis mit der kurzen, höchstens zwei Jahre dauern- 
den Freiheitsentziehung eigentliche Gewerbe, indem die 
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neu Eingetretenen beruflich unvorbereitet zu denselben 
kommen, sich kaum gut entwickeln können und, abgesehen 
von Handwerkern, die den Beruf schon erlernt haben, 
meist zur Landwirtschaft gegriffen werden muss, um den 
Insassen überhaupt Arbeit übermitteln zu können, so wird 
diese Forderung nicht allgemein, höchstens in ganz grossen 
Anstalten durchführbar und möglich sein. 


4. Die Arbeitsanstalt. 

Diese Anstalt wird durch Artikel 31 des Vorentwurfes 
verlangt. Dieser lautet: 

„Ist ein Verbrechen auf Liederlichkeit oder auf Arbeits- 
scheu zurückzuführen, so kann das Gericht anstatt der 
Gefängnisstrafe oder neben der Gefängnisstrafe auf Ein- 
weisung des Schuldigen in eine Arbeitsanstalt für die Zeit 
von ein bis drei Jahren erkennen. 

Der Eingewiesene wird zur Arbeit angehalten. Hat 
der Eingewiesene zwei Dritteile der bestimmten Zeit und 
wenigstens ein Jahr ın der Arbeitsanstalt erstanden, so 
kann ihn die zuständige Behörde für die übrige Zeit der 
Einweisung vorläufig entlassen, wenn anzunehmen ist, er 
werde nicht wieder in Liederlichkeit oder Arbeitsscheu 
verfallen.“ | 

Diese Anstalt würde also nach einer Richtung die 
jetzige sogenannte Zwangsarbeitsanstalt sein, und ın diese 
könnten nach meinem Ermessen, unbeschadet ıhrem Rufe 
und ihrer Ehre, auch die auf administrativem Wege wegen 
Skandal, Vagantität, Prostitution etc. zu Zwangsarbeits- 
haft verfällten Personen eingereiht werden. Da die hier 
untergebrachten Gefangenen wenigstens acht Monate (bei 
bedingter Freilassung) und höchstens drei Jahre verweilen 
müssen, kann sowohl der Landwirtschafts-, als auch der - 
Gewerbebetrieb in Aussicht genommen werden. Es ist wohl 
selbstverständlich, dass die Trennung der Geschlechter 
in besondere Gebäude vorzusehen ist. Die Verwahrung 
der Insassen in Einzelzellen, wenigstens während der Nacht, 
ist ein unbedingtes Erfordernis. 
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5. Bussenabverdiener und Haftstrafen. 


Es muss als eine humane Proposition bezeichnet wer- 
den, wenn der Vorentwurf verlangt, dass eine vom Richter 
ausgesprochene Busse auf dem Wege des Abverdienens 
durch freie Arbeit für den Staat oder eine ‚Gemeinde ab- 
verdient werden kann und erst wenn dies nicht der Fall 
ist, der Verurteilte in eine öffentliche Anstalt zum ÄAbver- 
dienen oder zum Absitzen der Busse durch Haft einge- 
zogen wird. Die Anstalt, wo dies Abverdienen stattfinden 
soll, wird ein Bezirksgefängnis oder nur ausnahmsweise 
auch das Arbeitshaus sein. Die Abbüssung der Haftstrafen 
muss ın Einzelhaft geschehen, und der Häftling ist ange- 
messen zu beschäftigen. 


6. Diverse Punkte des Vorentwurfes. 


Nach Artikel 28. 2 des Vorentwurfes zum Strafgesetz- 
buch hat jeder Sträfling während der ersten drei Monate 
in Einzelhaft zuzubringen und überdies so lange, als es das 
Gericht oder die Aufsichtsbehörde anordnet und nach Nr. 3 
des gleichen Artikels wird der Sträfling gemeinsam mit 
andern zur Arbeit angehalten, während die Nachtruhe und 
die übrige Ruhezeit in Einzelhaft zu verbringen ist. Hiebei 
ist natürlich angenommen, dass diejenigen, die sich bei 
der gemeinsamen Arbeit nicht gut halten, wieder in Einzel- 
haft zurückversetzt werden sollen. Es verlangt dies das 
progressive System beim Strafvollzug und wirkt günstig auf 
die Erziehung der Sträflinge. Die Durchführung der voll- 
ständigen Einzelhaft, wenigstens in den ersten drei Monaten 
(der Haft), muss unbestritten bei Zuchthausgefangenen, eben- 
so bei Gefängnissträflingen von längerer Dauer im Interesse 
der Erziehung des Sträflings zur Anwendung kommen; ob 
es aber angezeigt ist, sämtliche Sträflinge, auch solche, 
welche eine kürzere Strafe als ein Jahr abzubüssen haben, 
diese drei Monate in Einzelhaft zu halten, diese Frage 
muss verneint werden oder doch auf alle Fälle die Dauer 
dieser Einzelhaft dem Ermessen des Anstaltsvorstehers 
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überlassen bleiben. Bei längerer Strafzeit hat diese Einzel- 
haft jedoch wenigstens drei Monate anzudauern. Die Iso- 
lierung aller Sträflinge während der Nacht und Ruhezeit 
ist eine unbestrittene Forderung. Auch die Forderung in 
Art. 33 $ 2, der vollständige Isolierung der Gefangenen, 
welche das zwanzigste Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
haben, verlangt, halten wir durchaus als berechtigt. Diese 
Einzelhaft muss sich absolut auf Zelle, Arbeit und Spazier- 
gang erstrecken, wenn die Einwirkung der übrigen Ge- 
fangenen auf den empfänglichen, jungen Menschen nicht 
nachteilige Folgen haben soll. 

In Artikel 28, 4 und Artikel 32 wird mit Recht 
die vorläufige Entlassung resp. die bedingte Entlassung 
nach zwei Drittel der Strafzeit an Stelle der Begnadigung 
gestellt, und die eigentliche Begnadigung soll nur bei 
Krankheit, gestützt auf das ärztliche Zeugnis, und bei 
Härten des Strafgesetzbuches auf Empfehlung des Richters 
zur Anwendung kommen. Nach dem Vorentwurf (Art. 28, 4) 
soll diese bedingte Freilassung nur auf die Sträflinge an- 
wendbar sein, welche wenigstens ein Jahr erstanden haben 
und wenn sie den Schaden, den sie durch das Verbrechen 
verursacht haben, soweit ihre Mittel ausreichten, ersetzt 
haben. Die Bestimmung, dass nur solche der bedingten Ent- 
lassung teilhaftig werden sollen, welche mindestens ein Jahr 
erstanden haben, halten wir als zu enge. Wir würden diese 
Zeit auf alle Sträflinge ausdehnen, die wenigstens sechs 
Monate erstanden haben. Diese Begünstigung soll aber 
nur noch beim zweiten Rückfalle eintreten, und die Zurük- 
versetzung resp. Probezeit beim Missbrauch der Freiheit 
bei der zweiten vorläufigen Entlassung vergrössert werden. 
Die bedingte Freilassung an die Schadenersatzpflicht zu 
knüpfen, ist unseres Erachtens zu weitgehend. Kann der 
Verurteilte den angerichteten Schaden aus seinen Mitteln 
ersetzen, so wird das Straf- oder eventuell das Zivilgericht 
die Schadenersatzforderung festsetzen, und es ist nichts als 
billig, dass dann der angestittere Schaden ersetzt wird; 
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als unrichtig würden wir es erachten, wenn der Verdienst- 
anteil des Sträflings, der zu einer längeren Freiheitsstrafe 
verurteilt ist, zum Schadenersatz verwendet würde (Art. 39). 
Wir halten diese Forderung des Vorentwurfes so unrich- 
tig, als die Wegnahme eines Teiles des Pekuliums zur 
Bestreitung der Strafprozesskosten. Der Hauptzweck des 
Pekuliums ist, den Sträfling zum Arbeitsfleisse anzuspor- 
nen, sich durch seinen Arbeitsfleiss dıe Mittel für sein 
späteres Fortkommen zu erwerben oder nächste, notleidende 
Angehörige damit zu unterstützen. Diese Bestimmung des 
Pekuliums ist von erzieherischem Werte und eine ander- 
seitige Verwendung wie sie Art. 39. 2 vorsieht, wird nicht 
anspornen, sondern eher schädigend einwirken. 

Obwohl Art. 32 des Vorentwurfes, die bedingte Ent- 
lassung betreffend, in das Gebiet der Schutzaufsicht, somit 
nicht in ein Referat über Strafvollzug zu gehören scheint, 
ist dieselbe doch das Endglied in dem progressiven System 
der Strafvollzuges, also blos ein Strafvollzug anderer Art, 
ein solcher, den der Verurteilte in der Freiheit ersteht. 
Da der Sträfling nur bei gutem Verhalten aus der obersten 
Disziplinarklasse der Anstalt in diese letzte Stufe des 
Systems, in die Freiheit, gelangen kann, wie er bei un- 
richtigem Verhalten in der Anstalt aus: der einen Dis- 
ziplinarklasse in eine tiefere zurückversetzt werden kann 
und soll, so muss folgerichtig auch der bedingt Entlassene 
bei Missbrauch der Freiheit wieder in die Anstalt zurück- 
versetzt werden können. Zur Versetzung eines Sträflings 
in diese oberste Disziplinarklasse wird selbstverständlich 
den Anstaltsbeamten mit Recht das gewichtigste Wort 
eingeräumt werden müssen und nur nach diesem Gutachten 
wird die zuständige Behörde die bedingte Entlassung aus- 
sprechen oder nicht. Die eventuelle Rückversetzung aber 
wird durch Verfügung der Behörden allein erfolgen müssen. 
Fassen wir die bedingte Entlassung als ein Glied des 
progressiven Systems des Strafvollzuges auf und wird sie 
aus diesem Gesichtspunkte vollzogen, so muss sie auch 
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vorteilhaft auf das Betragen der Sträflinge in den Diszi- 
plinarklassen der Anstalt selbst einwirken. Wenn der 
Sträfling Aussicht hat, nach zwei Drittel der Strafzeit be- 
dingt entlassen zu werden, so wird er eher bestrebt sein, 
die vorher in der Anstalt durchzumachenden Disziplinar- 
klassen tadellos zu passieren. Die Durchführung der 
Schutzaufsicht über diese bedingt Entlassenen wird auf 
alle Fälle unter die Diktatur staatlicher Organe und Be- 
amten fallen, und wenn der Staat (Bund oder Kantone) 
das sonstige Patronat für vollständig entlassene Sträflinge 
auch philantropischen, freiwilligen Vereinigungen überlässt, 
so kann er, da diese bedingte Entlassung einen Teil des. 
Strafvollzuges bildet, diese nicht aus der Hand geben und 
freiwillige Vereinigungen in den Rechtsvollzug der Gesetze 
eingreifen lassen. Das gleiche ist der Fall bei der Durch- 
führung des vorgesehenen, bedingten Straferlasses (Art. 57); 
auch hier wird der Verurteilte nur rein staatlichen Schutz- 
aufsichtsorganen zu unterstellen sein. Da die Schutzauf- 
sicht, wie sie in dem Vorentwurf zum Strafgesetzbuch vor-- 
gesehen ıst, noch von anderer Seite behandelt werden soll, 
so kann hier von näherm Eintreten abgesehen werden. 
In Artikel 45 des Vorentwurfes zum Strafgesetzbuche 
„ordnet der Richter die Veröffentlichung des Strafurteils 
in den amtlichem Blättern des Bundes oder des Kantons 
und in einer oder mehreren Zeitungen auf Kosten des. 
Verurteilten an, sofern das öffentliche Interesse oder das. 
Interesse des Verletzten es erfordert.“ Es ist unbedingt 
wahr, und alle Bürger, die ein offenes Auge haben, wer-. 
den uns beipflichten, dass die Bekanntmachung der Straf- 
urteile in den öffentlichen Blättern mit der Beifügung und 
Ausschmückung des Vergehens ın alle Details schon viel 
Schaden angerichtet hat und besonders auf die Jugend 
schädlich einwirken muss. Allerdings ist die Frage, ob 
und wie weit das öffentliche oder private Interesse die 
Veröffentlichung eines Strafurteiles erfordert, nicht immer 
leicht zu beantworten, und es scheint daher am Platze zu 
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sein, dass das Gericht selbst diese Frage in jedem ein- 


zelnen speziellen Falle zu entscheiden habe. Allein sank- 
tioniert diese amtliche Publikation nicht gerade die jetzige, 
oft skandalöse publizistische Verwertung der Strafurteile 
ın der Tagespresse ? Kürzlich lasen wir in einer täglich 
erscheinenden Zeitung ein Referat über eine Gerichtsver- 
handlung mit sieben verschiedenen Straffällen. Das Gericht 
hatte für alle sieben Fälle Geldbussen oder kleinere Frei- 
heitsstrafen ausgesprochen, im ganzen zusammen Fr. 120 
Bussengelder und in drei Fällen zusammen sechs Wochen 
Gefängnisstrafe. Obgleich alle Vergehen von keiner Be- 
deutung waren, erzählte der betreffende Reporter die ein- 
zelnen Fälle in mehr als 100 Zeilen bis in die kleinsten, 
teilweise pikanten Details. Solche Veröffentlichungen sind 
ein öffentlicher Skandal und Gift für die Jugend. Wir 
begnügen uns, hierauf hingewiesen zu haben. 


Die Arbeit in den Detentionsanstalten. 


In den verschiedenen Artikeln des Vorentwurfes zu 
dem Strafgesetzbuch wird von der Arbeit gesprochen. 
„Der Jugendliche wird angemessen beschäftigt.“ „Der 
Häftling wird zur Arbeit angehalten.“ „Die Verwahrten 
werden streng zur Arbeit angehalten.“ Und „der Einge- 
wiesene wird zur Arbeit angehalten.“ Mit vollem Recht 
wird unter den Grundsätzen, nach welchen dıe Zuchthaus- 
strafe und die Gefängnisstrafe vollzogen werden soll, das 
Mittel der Arbeit und die Pflicht des Sträflings zur Arbeit 
aufgestellt. Hiebei ist jedoch nicht ausser Auge zu lassen, 
dass der möglichst hohe Arbeitsverdienst der Anstalt nicht 
das Ziel ist, auf das hingearbeitet werden muss, sondern, 
dass eben die Arbeit eines der besten Erziehungsmittel in 
einer Detentionsanstalt ist. Wenn bei der Zuteilung der 
Arbeit auf die Fähigkeiten und auf die Zukunft des Sträf- 
lıngs gesehen wird, und dieser dahin gebracht werden 
kann, durch diese hier erlernte Ärbeitsfähigkeit nach der 
Entlassung zu einem ehrlichen Broderwerb zu kommen, 
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so wäre das höchste Ziel der Gefängnisarbeit erreicht. 
Obgleich die anstrengende, körperliche, nutzbringende 
Arbeit wohl das beste Erziehungsmittel ist, so darf die 
Art der Arbeit, sowie der Betrieb derselben dem Grund- 
satze des modernen Strafvollzuges, die Erziehung des 
Sträflings zur Befähigung in der nachfolgenden, persön- 
lichen Freiheit, auf redliche Weise ein ehrliches und tätiges 
Leben zu führen, nicht widersprechen, ebenso nicht den 
strengen, pönitentiären Disziplinaranforderungen. Auch muss 
die Arbeitszuteilung dem progressiven System angepasst 
sein. Aus diesen Gründen kann der reine Gewerbe-, so 
wenig wie der reine landwirtschaftliche Betrieb in einer 
Detentionsanstalt ausschliesslich getrieben werden, sondern 
es ist eine weise Verbindung beider Betriebe am Platze. 
Besonders darf der ausschliessliche Landwirtschaftsbetrieb 
den richtigen Strafvollzug nicht illusorisch machen, wohl 
aber kann dieser Betrieb mit Vorteil verwertet werden, 
die oberste Disziplinarklasse durchzuführen. Der Vorent- 
“ wurf zum Strafgesetzbuch stellt bezüglich der Arbeit nur 
den Grundsatz der Arbeitszuweisung und Arbeitsverpflich- 
tung für die Sträflinge auf, enthält sich aber der näheren 
Bestimmungen hierüber, d.h., er lässt Arbeitsart, Arbeits- 
beschaffung und Arbeitsabsatz noch als offene Frage, 
nichtsdestoweniger glauben wir, hier noch einige Worte 
anbringen zu sollen. 


Arbeitsarten in den vorgesehenen Detentionsan- 
stalten. 


Von sehr grosser Wichtigkeit ist der Arbeitsbetrieb 
in den verschiedenen Detentionsanstalten für Jugendliche, 
indem hier das Erziehungsprinzip einerseits Arbeiten ver- 
langt, welche die Sinne und den Geist des Zöglings in 
Anspruch nehmen und so die sensiblen Gedanken des- 
selben nicht leicht auf Abwege gelangen lassen, anderseits 
eine Beschäftigung erfordert, durch welche der Zögling 
für sein späteres Fortkommen, also für eine Lebensstellung, 
die erforderliche Berufsausbildung erhält. 
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In der Einschliessungsanstalt für nicht verwahrloste 
Jugendliche wird die Berufsausbildung nicht in Frage 
kommen, sondern es ist hier nur für angemessene Beschäf- 
tigung des Sträflings in Einzelhaft zu sorgen. Es kann 
dem jugendlichen Häftling nur solche Arbeit zugewiesen 
werden, welche er in wenigen Tagen, ja Stunden zu erlernen 
imstande ist, wie etwa die Papiersackfabrikation, Fabrikation 
ganz einfacher Korbwaren etc. Wenn der für wenige Tage 
eintretende Jugendliche die Fabrikate auch nicht ganz zu 
erstellen erlernen kann, so wird er doch ın solchen Betriebs- 
zweigen so beschäftigt werden können, dass seine Arbeit 
eine werterzeugende ist. 

In der Zwangserziehungsanstalt für Jugendliche muss 
in erster Linie der Gewerbebetrieb resp. das Handwerk 
zur Anwendung gebracht werden, indem die jugendlichen 
Detinierten zur Erlernung eines Handwerkes angehalten 
werden sollen. Dem heutigen Lehrlıngswesen in vielen 
Betrieben wird mit Recht der Vorwurf gemacht, dass die 
l.ehrlinge in dem Beruf während der Lehrzeit nicht die 
erwartete Fertigkeit erhalten und dass sie nur als Arbeiter 
ausgenützt werden; der Zwangserziehungsanstalt darf dieser 
Vorwurf nicht gemacht werden können — den schon be- 
stehenden kann er nicht gemacht werden — und daher 
sind solche Gewerbebetriebe am Platze, die eine manuelle 
Fertigkeit, weniger Maschinenbetrieb erfordern, z. B. 
Körberei, Schusterei, Schneiderei, Wagnerei, Bäckerei, 
Schlosserei etc. Dieser Anstalt muss aber auch der Vor- 
wurf erspart bleiben, dass sie einseitig die stetig zuneh- 
mende Zahl der Gewerbe- und Industriearbeiter vermehren 
helfe und auf die Landwirtschaft, wo Mangel an Arbeits- 
kräften herrsche, keine Rücksicht nehme. Die Zwangs- 
erziehungsanstalt muss also auch die Heranbildung der 
Zöglinge zu Landwirten berücksichtigen, d. h. neben dem 
Gewerbebetrieb auch die Landwirtschaft und zwar in 
Regie betreiben, aber doch nicht ım Grossbetriebe. In 
gewöhnlichen Zeiten wird nur eine beschränkte Zahl von 
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Jugendlichen in diesem Betriebe beschäftigt und nur zur 


- Zeit der Hauptwerke auch solche des Gewerbes. Diese 


temporäre Zuziehung der Insassen aus dem Gewerbe zur 
Landwirtschaft muss aber nur denjenigen zuteil werden, 
welche gemäss ihrem Verhalten der obersten Disziplinar- 
klasse angehören. 

Die Besserungs- oder Verwahranstalt für Jugendliche 
wird sich fast ausschliesslich mit dem Gewerbebetrieb und 
nur mit der sogenannten kleinen Landwirtschaft, Gemüse- 
und Gartenbau im Hofraum, befassen können. 

In dem Gewerbe wird hauptsächlich die Fabrikation 
von Massenartikeln vorherrschend sein; die Verwendung 
in der Landwirtschaft kann nur solchen Inhaftierten zu- 
kommen, die in der obersten Disziplinarklasse sich befin- 
den. Da hier die Detentionszeit als eine länger andauernde 
vorgesehen ist, kann trotz der Fabrikation von Massen- 
artikeln auf die berufliche Ausbildung der Zöglinge Rück- 
sicht genommen werden. 

Annähernd wie in den Detentionsanstalten für Jugend- 
liche wird sich der Arbeitsbetrieb in den Anstalten für 
volljährige Verbrecher einzurichten haben; nur muss sich 
hier der Arbeitsbetrieb den örtlichen Verhältnissen weit 
mehr anpassen. 

In der Strafanstalt für Zuchthausgefangene wird aus- 
schliesslich der Gewerbebetrieb das Arbeitsgebiet sein und 
landwirtschaftlicher Betrieb nur insofern, als dies innerhalb 
der Ringmauer dieser Anstalt noch möglich ist. Die Ver- 
wendung der Sträflinge zu letzterer Arbeit sollte auch nur 
denjenigen der obersten Disziplinarklasse gestattet werden. 
Der eigentliche Landwirtschaftsbetrieb in dieser Anstalt ist 
ganz ausgeschlossen. | 

Die Strafanstalt für Gefängnissträflinge dagegen wird 
wieder zum gemischten Betrieb übergehen. Für die Einzel- 
haft und während der ersten Zeit der Detention ist der 
Gewerbebetrieb am Platze und später gegen die Entlassung 
hin der Landwirtschaftsbetrieb. Hier wird je nach den 
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iokalen Verhältnissen bald der Gewerbebetrieb, bald der 
Landwirtschaftsbetrieb vorherrschen; aber auch hier ist 
jede Ausschliesslichkeit verwerflich. Wird einseitig Ge- 
werbebetrieb gepflogen, so kann der günstige Einfluss, 
den die oberste Disziplinarklasse ın der Anstalt bewirken 
kann, dahin fallen; wird einseitig Landwirtschaft getrieben, 
so kommen die untern Disziplinarklassen zu wenig in 
Anwendung, und der richtige Strafvollzug leidet hierunter. 

Die Verwahrungsanstalt für vielfach Rückfällige ist 
das Arbeitshaus für Verbrecher. Da hier das erzieherische 
Moment weniger in Betracht fallen kann, so ist, wie im 
Zuchthaus, der ausschliessliche Gewerbebetrieb angezeigt, 
während in der Arbeitsanstalt wie in der Strafanstalt für 
Gefängnissträflinge das gemischte System, gewerbliche 
und landwirtschaftliche Beschäftigung, zur Anwendung 
kommen soll. 


Arbeitsbeschaffung für die Detentionsanstalten. 


Jede Detentionsanstalt muss aus der Staatskasse einen 
beträchtlichen Zuschuss für Lebensmittel, Arbeitsmaterial 
und andere Bedürfnisse erhalten. Sie bezieht letztere aus 
der nächsten Umgebung und wird so eine Quelle der Ein- 
nahmen für viele Gewerbsleute; dennoch klagen die 
gleichen Leute über die schädigende Staatskonkurrenz der 
Anstalt. Die Korbmacher, Schneider, Schuster, Schlosser, 
Wagner, Schreiner etc. klagen über die Konkurrenz der 
Detentionsanstalt, trotzdem diese die Preise der Fabrikate 
nicht unter das Mass des richtigen Wertes herabsetzt, 
also durchaus Ioyale Konkurrenz macht. Gerade weil der 
Vorsteher der Ansalt auf loyale Konkurrenz hält, entgeht 
der Anstalt sehr oft ein ÄArbeitsauftrag. Sehr oft kommt 
es vor, dass nach dem Preise irgend eines Fabrikates oder 
eines Erzeugnisses in der Anstalt Erkundigungen einge- 
zogen werden und nach erteiltem Bescheid ein bezüglicher 
Auftrag doch einem privaten Gewerbsmann übergeben 
wird, weil dieser die Arbeit billiger auszuführen sich an- 








heischig machte. Die Klagen über die Detentionsanstalten 
werden jedoch selbst bei der loyalsten Konkurrenz nicht 
verstummen, da die Gewerbsleute von der Voraussetzung 
ausgehen, die Detentionsanstalten können billiger fabri- 
zieren, setzen die Fabrikate billiger ab und drücken so die 
Preise herunter. Demgemäss wird behauptet, diese Anstalten 
seien es, welche die betreffenden Gewerbe ruinieren. Die 
gleichen Gewerbsleute schimpfen sogar, wenn der Staat 
selbst in der eigenen Anstalt für seinen Bedarf arbeiten 
lässt; zufrieden sind sie nur dann, wenn sie die leicht 
erhältliche Arbeitskraft der Sträflinge zu ihrem eigenen 
Vorteil ausnützen können. Liefert die Anstalt ein gewerb- 
liches Erzeugnis oder Fabrikat direkt, so klagt der Ge- 
werbsmann, der dies auch liefern könnte, über illoyale 
Konkurrenz; kann der gleiche Gewerbsmann dasselbe 
liefern und bezieht es aus der Strafanstalt zu gleichem 
Preise, dann ist ihm die Sache recht. Es ist sehr begreif- 
lich, wenn die Strafanstalten den Absatz für die Fabrikate 
nötigenfalls in der Ferne suchen. Die verschiedenen staat- 
lichen Institute, wıe Kranken- und Armenanstalten, Schulen, 
Kirchen, Kasernen, Militäranstalten etc. brauchen viele 
gewerbliche Erzeugnisse und Fabrikate, die in den Deten- 
tionsanstalten angefertigt werden, wie z. B. Fabrikate der 
Korbflechtereiı, Schustereı, Weberei, Schneiderei, Buch- 
binderei, Bürstenfabrikation etc., und durch diese können 
die Sträflinge für längere Zeit Beschäftigung erhalten; 
doch ıst es sehr oft selbst der Staat, der seine Bedürf- 
nisse nicht in seiner Anstalt deckt. Die massgebenden 
Behörden selbst fürchten den Lärm der Gewerbsleute. 
Das unbegründete Geschrei wegen der Konkurrenz der 
Strafanstalten und die daraus sich ergebende Rücksicht- 
nahme der Behörden zeitigt oft recht sonderbare Fälle; 
z.B. ein kantonales Spital brauchte einige Dutzend Kranken- 
mäntel. Die Behörde des Spitales bestellte diese bei einem 
Schneidermeister des Ortes, und dieser liess sie in der 
Schneiderei der kantonalen Strafanstalt herstellen. Der 
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Schneidermeister lieferte die fertigen Kleider als selbst 
verfertigte Arbeit direkt aus der Strafanstalt in den Spital 
ab, und die gleiche kantonale Staatskasse bezahlte den 
Arbeitslohn an den Schneidermeister für Arbeit der eigenen 
Strafanstalt, nebst einen Zuschlag. Der Staat hat die Pflicht, 
den Sträflingen werterzeugende Arbeit zuzuweisen und hat 
daran das grösste Interesse, somit hat er auch die Pflicht, seine 
eigenen Bedürfnisse bei der staatlichen Strafanstalt zudecken, 
soweit sie solche liefern kann. Der Bund, der hier keine 
Ausnahmestellung hat, die Kantone und die Gemeinden 
sollen die ersten und wichtigsten Auftraggeber der Straf- 
anstalt sein. Im Vorentwurfe zum schweizerischen Straf- 
gesetzbuch wird vonseite des Staates den Verurteilten 
„das Recht auf Arbeit“ umumwunden zugestanden, zu- 
gleich sollte der Staat auch die Verpflichtung übernehmen, 
seine Bedarfsartikel in erster Linie, soweit als möglich, 
bei den eigenen Anstalten zu beziehen. Im Strafgesetzbuch 
sollte der Grundsatz aufgestellt sein, dass der Staat die 
Verpflichtung übernimmt, die Verurteilten so weit als mög- 
lich an der Herstellung von Fabrikaten für den eigenen 
Bedarf arbeiten zu lassen. 


In Bezug auf den Strafvollzug sind die Grundsätze, 
wie sie im Vorentwurf zum Strafgesetzbuch niedergelegt 
sind, vom humanen, erzieherisch richtigen und auch streng 
gerechten Standpunkte aus betrachtet, als ein wohldurch- 
dachtes und den heutigen Kulturanschauungen angepasstes 
Werk zu bezeichnen. Sie erfüllen theoretisch und grund- 
sätzlich die Anforderungen, die der schweiz. Verein für 
Straf- und Gefängniswesen seit mehr als 20 Jahren ın 
einem einheitlichen Strafgesetzbuch anstrebt. Die kleinen 
Bemerkungen, die angebracht sind, ändern an dem Werk 
nicht viel, sondern dienen mehr als Ergänzungen. Wır 
sprechen den für den Strafvollzug im Vorentwurf nieder- 
gelegten Grundsätzen unsere volle und ungeteilte Äner- 
kennung und Zustimmung aus. 
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Bezüglich der praktischen Durchführung der im Straf- 
gesetzbuch strafvollzüglichen Grundsätze jedoch sind die 
Ansichten sehr verschieden. Da hiebei neben dem staats- 
hoheitlichen Bewusstsein der Kantone die Finanzfrage für 
diese und für den Bund stark in Betracht fällt, so ıst diese 
Verschiedenheit der Ansichten bei unseren Verhältnissen 
leicht begreiflich, ebenso, dass sich daher die vom eidge- 
nössischen Justizdepartemente ernannte Expertenkommission 
bei der Ausarbeitung des 


Bundesgesetzes 


betreffend Einführung des schweizerischen Strafgesetz- 
buches von Opportunitäts -Rücksichten leiten liess und 
auch in Bezug auf den Strafvollzug oft das als richtig 
Anerkannte dem eher Erreichbaren opfern zu müssen 
glaubte. 

Da das Strafgesetzbuch ein einheitliches für die ganze 
Eidgenossenschaft werden soll, der Bund also das Straf- 
gesetz erlässt und der Strafvollzug einen Teil dieses wich- 
tigen Gesetzes bilden soll, so sollte folgerichtig der ganze 
Strafvollzug auch in die Aufgabe des Bundes fallen. Herr 
Direktor Hürbin sagte 1895 mit Recht: „Ein eidgenössisches 
Strafgeselz ohne einheitlichen Strafvollzug ist em Haus, 
dem der Dachstuhl fehlt. Es genügt nicht, dass wir im 
ganzen Lande einheitliche Strafen haben; diese müssen 
auch auf einheitliche Weise durch den Bund vollzogen 
werden. Würde der Bund den Strafvollzug an die 
Hand nehmen, so würde derselbe nicht bloss ein stufen- 
mässigerer und gerechterer, als auch zweckmässigerer, 
sondern auch ein wohlfeilerer werden.“ Der damalige 
Herr Referent wollte aber nicht eine Anzahl neuer Deten- 
tionsanstalten bauen, sondern aus den vorhandenen kan- 
tonalen Zuchthäusern die tauglichsten auswählen und, 
wenn nötig, um den Anforderungen des neuen Strafge- 
setzbuches zu genügen, erweitern und ausbauen. Allein 
da er schon damals fürchtete, mit dieser nach seiner Über- 
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zeugung besten Lösung nicht durchdringen zu können, 
proponierte er eine eidgenössische Verwahrungsanstalt 
für vzelfach rückfällige, ungefährliche (zahme) Verbrecher 
und eine mit allen Mitteln der Sicherheit ausgerüstete 
Zentralanstalt für schwere und gefährliche Verbrecher. 
Nach Art. 39 des Einführungsgesetzes „haben die 
Kantone die nötigen Anstalten für den Vollzug der Zucht- 
haus-, Gefängnis- und Haftstrafen einzurichten und soweit 
sie solche noch nicht besitzen, entweder zu erstellen oder 
sıch das Mitbenützungsrecht an den entsprechenden An- 
stalten anderer Kantone zu sichern.“ Der Bund will die 
Verpflichtung übernehmen, an den Bau neuer oder an die 
Verbesserung bestehender Strafanstalten Beiträge zu be- 
willigen unter der Bedingung, dass der Bundesrat über 
das Bedürfnis der Bauten und die Zweckmässigkeit der 
Einrichtung entscheide und dass Personen auch aus andern 
Kantonen zum Selbstkostenpreis aufgenommen werden. 
Ebenso haben die Kantone Strafvollzugsanstalten für Jugend- 
liche zu errichten oder sich das Mitbenützungsrecht zu 
sichern. Die Errichtung einer oder mehrerer gemeinsamer 
Verwahrungsanstalten für vielfach rückfällige Verbrecher 
wırd der Bund unterstützen und Beiträge an den Betrieb 
derselben leisten, unter der Bedingung des Mitbenützungs- 
rechtes anderer nicht beteiligter Kantone. Das gleiche ist 
der Fall bezüglich Arbeits- und Trinkerheilanstalten. Der 
Bund überbindet also den Strafvollzug in seinem ganzen 
Umfange den Kantonen und stellt eidgenössische Subven- 
tıon hiefür in Aussicht. 


Der Strafvollzug durch die Kantone. 


Das Strafgesetzbuch verlangt für den Strafvollzug für 
verdorbene, jugendliche Verbrecher die Zwangserziehungs- 
anstalt, für ganz verwahrloste Jugendliche die Besserungs- 
anstalt für Jugendliche, für die volljährigen Gefängnis- 
sträflinge das Gefängnis, für die Zuchthaussträflinge das 
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Zuchthaus, für vielfach rückfällige Verbrecher die Ver- 
wahrungsanstalt, für liederliche und arbeitscheue Verbrecher 
das Arbeitshaus und dann noch Anstalten für den Vollzug 
der Haftstrafen. Jede dieser Gefangenenkategorien ver- 
langt je ein Gebäude, das ausschliesslich diesem Zwecke 
dienen soll. Selbstverständlich werden bei dem Straf- 
vollzug für Jugendliche gesonderte Anstalten je nach den 
Geschlechtern nötig sein; ebenso nach den Geschlechtern 
getrennte Verwahrungsanstalten für rückfällige, volljährige 
Verbrecher und ferner Arbeitshäuser für männliche und 
weibliche Personen. Es liegt nun die Frage nahe, ob 
irgend ein Kanton in der Lage sei, alle diese Anstalten 
für sein Gebiet erstellen zu können, selbst wenn der Bund 
mit namhaften Subventionen beispringt. Die kleinen Kan- 
tone werden aus zwei Gründen an die Errichtung solcher 
Anstalten nicht herantreten können: ı. würden die Mittel 
dazu, selbst bei namhaften Subsidien des Bundes, nicht 
ausreichen und 2.ist es ein Luxus, solche Anstalten für 
wenige hineingehörende Insassen zu errichten und zu unter- 
halten. In den verschiedenen Artikeln des Einführungs- 
gesetzes ist darauf hingewiesen, dass sich die Kantone 
das Mitbenützungsrecht an den entsprechenden Änstalten 
sichern sollen oder auf dem Wege der Vereinbarung ge- 
meinschaftlich solche errichten und unterhalten können. 
Es ginge dies wohl; aber es geht nicht. Konkordate 
zwischen mehreren Kantonen zum Zwecke gemeinschatft- 
lichen Strafvollzuges resp. der Errichtung und des Be- 
triebes von Detentionsanstalten wären gewiss sehr zu be- 
begrüssen; allein jeder Kanton hielte sich zurückgesetzt 
und benachteiligt. Man würde auf den Ruf eines Kantons 
zu einer Besprechung sich einfinden ; man würde des langen 
und breiten über die Idee sprechen und rechnen und käme 
doch zu keinem Ziel. Solche Abkommen behufs Straf- 
vollzug zwischen Kantonen wären wohl nur in dem Sinne 
möglich, dass ein Kanton die eine Anstalt, der andere 
Kanton eine andere errichten und betreiben würde und 
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die benachbarten sich das Mitbenützungsrecht gegen Ent- 
schädigung sichern würden, z. B. die Kantone Aargau, Basel- 
stadt, Baselland und Solothurn würden sich durch ein Ab- 
kommen vereinigen. Der Kanton Aargau würde das Zucht- 
haus, sowie die Zwangserziehungsanstalt, Baselstadt die 
Besserungsanstalt für Jugendliche und die Verwahrungs- 
anstalt für vielfach Rückfällige, Baselland das Gefängnis 
für Volljährige, Solothurn das Arbeitshaus erhalten und 
betreiben. Baselstadt, Baselland und Solothurn würden 
alle ihre Zuchthaussträflinge und Jugendlichen dem Kanton 
Aargau in Pension geben, Aargau, Baselstadt und Solothurn 
alle Gefängnissträflinge nach Baselland senden, Aargau, 
Baselstadt und Baselland alle ihre liederlichen Verbrecher 
dem Kanton Solothurn übermitteln. Allein auch solche 
Abmachungen zwischen den Kantonen halten wir nur dann 
für möglich, wenn der Bund es in der Macht hat, solche 
Abmachungen zwischen den Kantonen zu verlangen. Und 
diese Forderung kann der Bund an die Kantone nur dann 
richten, wenn er auch bezügliche Leistungen an den Voll- 
zug der Strafen in Aussicht stellen kann. Die Kantone 
werden mit Beförderung solche verschiedene Detentions- 
anstalten, wie sie das Strafgesetzbuch verlangt, aus den 
bestehenden Änstalten herstellen und neue Anstalten ein- 
richten, wenn sie nicht nur für den Bau und die Einrichtung 
derselben entsprechende Subsidien vom Bund erhalten, 
sondern wenn ihnen auch für die Kosten und den Betrieb 
dieser Anstalten Bundesbeiträge in Aussicht stehen d. h., 
wenn die Kantone den grössten Teil der jährlichen Zu- 
schüsse an die Detentionsanstalten auf die kräftigeren 
Schultern des Bundes legen können. Diesen Zweck würde 
der Bund dadurch erreichen, dass er auch für den Betrieb 
aller Detentionsanstalten Subsidien verabfolgen würde, und 
zwar für alle durch das Strafgericht verurteilten Verbrecher, 
welche wenigstens zu 3 Monaten verurteilt sind und deren 
Strafen genau den Forderungen des schweizerischen Straf- 
gesetzbuches gemäss vollzogen werden. Die Höhe dieser 
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Subsidien könnte leicht für alle Detinierten einheitlich für 
alle Kantone festgesetzt werden. Wenn nun der Bund 
auch an die Betriebskosten der Detentionsanstalten Beiträge 
verabfolgen soll, muss ihm auch das Recht eingeräumt 
werden, zu untersuchen und sich zu vergewissern, ob die 
ausgesprochenen Strafen auch dem Strafgesetzbuch ent- 
sprechend vollzogen werden. Er wird sich durch Bericht- 
erstattung seitens der Kantone oder durch eidgenössische 
Inspektionen hievon überzeugen. Wir halten dafür, dass 
diese Inspektionen bei den Kantonen nicht auf sehr grossen 
Widerstand stossen werden. - Bei Verabfolgung von jähr- 
lich wiederkehrenden Bundesbeiträgen an die verschiedenen 
Institutionen lässt der Bund regelmässige Inspektionen vor- 
nehmen. Wir erinnern an die eidgenössischen Inspektionen 
der gewerblichen Unterrichtsanstalten (Zeichnungsschulen). 
Noch nie haben wir Klagen darüber gehört, dass durch 
diese Inspektionen die Souveränität der Kantone verletzt 
würde. 

Leistet der Bund für alle Detinierten, die wenigstens 
eine 3monatliche Strafe abzubüssen haben, per Kopf und 
Tag einen Beitrag von ı Franken, so werden dıe Kantone 
rasch bestrebt sein, den Strafvollzug gemäss den Grund- 
sätzen des Strafgesetzbuches auszuführen, denn wenn der 
Strafvollzug nicht den Anforderungen entsprechen würde, 
so würde der Bundesbeitrag dahinfallen, und der betreffende 
Kanton hätte die Kosten selbst zu tragen. Diese Bundes- 
zuschüsse würden die Ausgaben für den richtigen Straf- 
vollzug nicht vergrössern, und könnten als Beiträge des 
Bundes für den Strafvollzug durch die Kantone angesehen 
werden. Hiedurch würde nicht der Bund, sondern die 
Kantone den Strafvollzug durchführen. Der Bund würde 
nur finanziell unterstützend mithelfen und sich überzeugen 
ob die Bedingungen, unter denen er diese Beiträge ver- 
abfolgt, auch erfüllt sind. Die schon bestehenden Straf- 
vollzugsanstalten würden von den Kantonen, den verschie- 
denen Zwecken gemäss, hergerichtet eventuell neu erstellt 
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werden und hiedurch diese Anstalten bald zu interkantonalen 
werden. 

Eine Anzahl Kantone haben taugliche, zum Teil gut 
eingerichtete Strafanstalten, welche ohne oder mit nur 
kleinen Verbesserungen den Anforderungen des Strafgesetz- 
buches entsprechend eingerichtet werden könnten. Diese 
Kantone wären nun nicht in der Lage, die vom Bund für 
den Bau neuer Detentionsanstalten in Aussicht stehenden 
Beiträge in Anspruch zu nehmen, während andere Kantone, 
die ın der Lage sind, so wie so neue Strafanstalten zu 
errichten, recht gern ganz bedeutende eidgenössische Sub- 
ventionen hiefür ansprechen werden. Die verschiedenen 
eidgenössischen Beiträge streut nun Mutter Helvetia sehr 
ungleich aus, und durch die Beiträge an die Errichtung neuer 
Strafanstalten würde diese Ungleichheit noch grösser wer- 
den. Durch die eidg. Subsidien an die Kantone für den 
Betrieb dieser Anstalten würde diese Ungleichheit etwas 
ausgeglichen, und da die Beiträge für den Betrieb nach 
Zahl und Zeit der Detinierten berechnet werden sollten, 
würden sie für alle Kantone, die den Verpflichtungen nach- 
kämen, gleich gross. 

Zur richtigen Vollziehung einer ausgesprochenen Strafe, 
zum voraus einer Strafe, die die Besserung des Bestraften 
zum Ziele hat, gebraucht es ein genügend gebildetes und 
befähigtes Vollzugspersonal. Zur Gewinnung eines solchen 
muss demselben eine gute, äussere Stellung und Bezahlung 
ın Aussicht stehen, damit sich die Bewerber in zur Aus- 
wahl genügender Zahl herbeilassen und zwar solcher, die 
hiezu nach ihrem Wissen und ihren Charaktereigenschaften 
als befähigte Personen bezeichnet werden können. Die 
Bevölkerung hält die Detentionsanstalten immer noch für 
ein öffentliches Übel und nicht für eigentliche Erziehungs- 
anstalten für moralisch defekt gewordene Menschen und 
der Staat dürfe für diese nicht zu viel aufwenden. Es wird 
daher oft viel zu viel gespart, besonders an der Bezahlung 
des Personals. Es wäre also auch Aufgabe des Bundes, 
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an die Leistung eines Beitrages für den Betrieb die Be- 
dingung einer genügenden Bezahlung des Dienstpersonals 
zu knüpfen. — Im weitern halten wir dafür: Es sollte für 
die Ausbildung von Personen zu diesem Dienst Fürsorge 
getroffen werden. Diese müsste natürlich ebenfalls vom 
Bund übernommen werden, welcher auch für den Zutritt 
zu dieser Ausbildung Vorschriften aufzustellen hätte über 
Gesundheit, Schulbildung, Leumund etc. Wir haben im 
Bundesgesetz betreffend Einführung des schweizerischen 
Strafgesetzbuches eine diesbezügliche Verpflichtung des 
Bundes vermisst. 


In Zusammenfassung vorstehender Ausführungen er- 
laube ich mir folgende 
Thesen 
zu proponieren: 


1. Die Grundsätze für den Strafvollzug, die im Vor- 
entwurf zu einem schweiz. Strafgesetzbuch nieder- 
gelegt sind, entsprechen den zeitgemässen Forde- 
rungen, insbesondere werden die Bestimmungen über 
den bedingten Straferlass, über die Anstalten für 
jugendliche Verbrecher, die Trennung der voll- 
jährigen Verbrecher nach Kategorien in verschiedene 
Gebäude, die vorläufige Entlassung der Gefangenen 
und Unterstellung derselben unter Schutzaufsicht 
begrüsst. Die Versammlung des Vereins für Straf- 
und Geängniswesen und der Abgeordneten der 
kantonalen Schutzaufsichtsvereine vom 4. und 5. Ok- 
tober 1904 in Genf stimmt den im Strafgesetzbuch 
niedergelegten Grundsätzen über den Strafvollzug bei 
und wünscht die Berücksichtigung folgender Punkte: 
a) Die vollständige Isolierung der Verurteilten beim 

Eintritt in die Detentionsanstalt soll bei kurzer 
Strafzeit höchstens ein Drittel der Strafzeit an- 
dauern und bei längerer Strafzeit wenigstens 
3 Monate betragen. 
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5) Die vorläufige Entlassung soll auch noch bei 
dem zweiten Straffall zur Anwendung gelangen, 
dafür aber die Probezeit ın der Freiheit doppelt 
so lange andauern, als die erlassene Strafzeit 
beträgt. | 

c) Die vorläufige Entlassung soll nicht an finanzielle 
Leistungen des Verurteilten geknüpft sein; das 
Pekulium soll nicht zu solchen Leistungen in Be- 
schlag genommen werden, ebenso auch nicht zur 
Bezahlung der Strafprozesskosten. 


d) Die Aufsicht über die bedingt Verurteilten und 
über die vorläufig Entlassenen soll nur staat- 
lichen Organen zugewiesen werden. 


e) Die Veröffentlichung der Urteile soll nicht die 
oft schädliche Publizierung der Strafprozessver- 
handlungen hervorrufen. 


f) Dem Staate (Bund und Kantonen) soll auch die 
Pflicht überbunden werden, die eigenen Bedürf- 
nisse nach Möglichkeit bei den verschiedenen 
Detentionsanstalten zu decken, und bei den Ar- 
beitseinrichtungen in den Anstalten soll auf diese 
staatlichen Bedürfnisse Rücksicht genommen wer- 
den. 

. Obgleich ein schweizer. Strafgesetzbuch prinzipiell 

den Strafvollzug in seinem vollen Umfange dem 

Bunde zuweisen sollte, wird aus Opportunitätsgründen 

dem ım Bundesgesetz betreffend Einführung des 

Strafgesetzbuches aufgestellten Grundsatz, dass die 

Kantone für den Strafvollzug zu sorgen haben, zu- 

gestimmt. Die Verpflichtung des Bundes, an den 

Bau neuer und an die Verbesserung bestehender 

Strafanstalten Beiträge zu verabfolgen, wird begrüsst. 


. Die Verwirklichung des Gedankens, Vereinbarung 

zwischen den Kantonen für gemeinsame Erstellung 

von Detentionsanstalten, ist nur dann möglich, wenn 
3 
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der Bund auch an den Betrieb aller dieser Anstalten 
Subventionen verabfolgt. 

Die Subventionen des Bundes an den Bau neuer 
oder an die Verbesserung bestehender Strafanstalten, 
die den Vorschriften des Strafgesetzbuches entspre- 
chen müssen, sollen unter folgender Bedingung zu- 
erkannt werden: 

Der Kanton, der für eine solche Anstalt einen 
Beitrag an den Bau erhalten hat, ist verpflichtet, 
aus einem andern Kantone Gefangene gleicher Kate- 
gorie aufzunehmen gegen ein Pensionsgeld, das 
nicht geringer sein soll, als der Beitrag des Bundes 
für diese Gefangenen. 


. Der Bund soll an die Kantone für jeden Verurteilten, 


der eine längere Freiheitsstrafe als drei Monate ab- 

zubüssen hat, pro Straftag eine festzusetzende Sub- 

vention leisten. Die Verabfolgung dieser Subvention 
ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

a) Der Vollzug der Strafe muss genau den Vor- 
schriften des schweizerischen Strafgesetzbuches 
entsprechen. 

b) Der Bund hat sich durch Inspektionen zu über- 
zeugen, dass der Strafvollzug gegen diese Per- 
sonen von den Kantonen den Vorschriften gemäss 
durchgeführt wird. 


Theses. 


. Les principes relatifs a l’execution des peines et qui 


se trouvent ä la base de l’avant-projet d’un code 
penal federal repondent aux exigences actuelles de 
la science penale. C’est en particulier le cas des 
dispositions reglant la remise conditionnelle d’une 
peine, comme aussi de celles qui se rapportent aux 
ecoles de reforme ou disciplinaires, au classement 
des delinquants adultes en differentes categories et 
loges dans des bätiments distincts, ainsi qu’&ä la 
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liberation provisoire des prisonniers et ä leur place- 
ment par l'ınstitution d’un patronage de detenus 
lıberes. La societe suisse des prisons, reunie a Geneve 
les 4 et 5 october 1904, adhere aux principes du 
code penal concernant l’ex&cution des peines et desire, 
en outre, la prise en consideration des points sui- 
vants: 


a) L’isolement absolu des condamnes des leur entree 
dans un etablissement de detention ne doit pas 
exceder le tiers de la peine, lorsque celle-ci est 
de courte duree, nı etre inferieur A trois mois, 
lorsque la peine est d’une duree plus ou moins 
grande. 


b) La liberation provisoire doit aussi &tre appliquee 
lors d’une premiere recidive; mais, par contre, 
le temps d’epreuve par mise en liberte provisoire 
doit etre double de la durde de la peine remise. 


c) Cette liberation provisoire ne doit &etre liee & 
aucune prestation en argent. Le pecule d’un 
detenu ne peut £Etre applique & favoriser cette 
lıberation, et, de m&me, il ne peut servir au paie- 
ment des fraıs du proces. 


d) La surveillance a exercer sur les ıindividus con- 
damnes conditionnellement ou liberes provisoire- 
ment ne doit &tre confiee qu’a des organes de 
l’Etat. 

e) La publication des jugements ne doit pas pro- 
voquer la dıvulgation, souvent prejudiciable, des 
faıts releves dans l’auditions des temoins et dans 
les plaidoieries. 


f) Le devoir incombe egalement a l’Etat (Confede- 
ration et Cantons) de subvenir dans la mesure 
du possible aux besoins particuliers des differents 
etablissements de detention. En outre, on fera 
egalement appel au concours financier de l’Etat 
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en vue de l’organisation du travail dans ces 
etablissements. 


2. Lors meme qu’en principe le Code penal federal 
confierait d’une maniere absolue a la Confederation 
l’execution des peines, cependant, pour des raisons 
de l’opportunite, l’assemblee adhere & cette disposi- 
tion fondamentale de la loı federale concernant l’intro- 
duction du code penal, d’apres laquelle l’execution 
des peines est deleguede aux Cantons. Elle salue 
egalement comme une disposition heureuse l’engage- 
ment de la part de la Confederation d’allouer des 
subsides en faveur de la construction de nouveaux 
etablissements penitentiaires ou d’ameliorations, de 
perfectionnements & apporter aux etablissements 
existants. | 


3. L’entente entre plusieurs Cantons pour la construc- 
tion d’etablissements intercantonaux de detention ne 
peut s’effectuer qu’ä lacondition que la Confederation 
participe aux frais de direction et d’exploitation de 
ces institutions. 


4. Les subventions de la Confederation & la construc- 
tion ou & l’amelioration de penitenciers repondant 
aux prescriptions du code penal, ne sont accordees 
que sous la reserve suivante: 


LeCanton qui, pour la construction d’un tel etablisse- 
ment, a obtenu un subside, est tenu de recevoir les 
detenus de m&me categorie venant d’un autreCanton, 
moyennant un prix de pension qui ne saurait etre 
inferieur & la quotite correspondante du subside de 
la Confederaton alloue pour ces detenus. 


5. La Confederation doit accorder aux Cantons pour 
chaque individu condamne & une peine privative de 
libert€E de plus de trois mois un subside par jour 
de detention qui reste & fixer. L’allocation du sub- 
sıde est subordonnee aux conditions suivantes: 
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a) L’execution de la peine doit r&Epondre en tous 
points aux prescriptions du code penal federal; 

b) La Confederation devra s’assurer, A l’aide d’in- 
spections, que les Cantons veillent ä l’execution de 
la peine conformement & ces prescriptions. 





II. 


Die Aufgabe der kant. Schutzaufsichtsvereine 
nach dem neuen Eidgen. Strafgesetz-Entwurf. 


Referat für die interkant. Versammlung der Delegierten 
der Schweiz. Schutzaufsichtsvereine im Herbste 1904 
in Genf von Pfarrer Ä. Sfückelberger in Basel. 


— 





Sie wissen, auf welche grossartige und inhaltreiche 
Geschichte das Werk der Schutzaufsicht für entlassene 
Sträflinge zurückblicken kann. Beginnend mit den edlen 
Bestrebungen des „Aumönier royale des galeres de France“ 
des Heiligen der römischen Kirche St. Vincent de Paul 
(1618), fortgeführt durch den Protestanten, den englischen 
Richter John Howard (1724—1790) der in England und. ın 
ganz Europa durch persönliche Kenntnisnahme den Zustand 
der (sefängnisse erforschte, als ein Herold zur Besserung 
der Verhältnisse aufrief und in der Krim am Gefängnis- 
fieber starb. Ein ähnliches Wirken entfaltete die englische 
Quäkerin Elısab. Fry (1770— 1845), die von weitgehendem 
Einfluss auf die Entstehung unserer schweizerischen Pa- 
tronage-Vereine war* und deren Lebensstellung eine direkte 
Einwirkung auf das Gefängnis- und Fürsorgewesen ge- 
stattete.e. Für ihre Bestrebungen fand sie namentlich im 
Kanton Bern an Frl. von Wurstemberger eine ausgezeich- 
nete Mitarbeiterin. Kann man weitergehen, als was sie 
erreicht hat: dass nämlich in England von seiten der obersten 


* cfr. das Referat von Frau Dr. Ernst-Escher: Die schweizer. 
Frauenvereine im Gebiete der Schutzaufsicht entlassener Gefangener. 
Verhandlungen des schweizerischen Vereins für Straf- und Gefängnis- 
wesen IgoI 
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Behörden verfügt wurde, die Richter sollten fleissigen Ge- 
fangenen für ein gedeihliches Fortkommen sorgen. Von 
ihr angeregt, begründete P. Th. Fliedner, welcher sich in 
Deutschland zuerst nachdrücklich und mit Erfolg durch 
persönliche, jahrelange und hingebungsvolle Tätigkeit der 
Gefangenen und Entlassenen annahm, 1826 die noch heute 
in Blüte stehende Rheinisch-Westphälische Gefängnis-Ge- 
gesellschaft, die Anregerin der wesentlichsten Fortschritte. 


Ich erinnere ferner an den edlen zum Katholizismus 
übergetretenen Israeliten Dr. Nikolaus Heinrich Julius, der 
mit der dem Stamme Sem eigenen Überredungskunst 
seinem jungen Freunde Joh. Heinrich Wichern (1808 bis 
1881) die Sache so wichtig zu machen wusste, dass dieser 
bekannte: „Von jener Stunde an war ich ein Gefangener 
der Gefangenen.“ Übrigens gelang es dem beredten 
Proselyten auch zwei fürstliche Ritter zu werben, den 
menschenfreundlichen Schwedenkönig Oskar I. (1799 bis 
1859), der schon als Kronprinz 1841 ein gediegenes Buch 
über die Gefängnisreform geschrieben hat und Friedrich 
Wilhelm IV. von Preussen, dessen persönlichen Wünschen 
namentlich die Einführung der Einzelhaft in Preussen 


Moabit) entsprach, welche schon die 1776 gegründete . 


„Philadelphische Gesellschaft zur Hilfe für die unglück- 
lichen Gefangenen“ empfohlen und in Pennsylvanien zuerst 
eingeführt hat. So durch Protestanten, Katholische und 
Israeliten gefördert, ist die Schutzaufsicht durchaus eine 
interkonfessionelle Angelegenheit. 


Die Schutzaufsicht ist aber auch eine internationale 
Sache, glänzend zum Ausdruck gekommen durch die inter- 
nationalen Kongresse, deren drei erste ja blosse Konferenzen 
waren, angeregt durch Männer, wie Dr. Julius, Prof. Mitter- 
maier und den Minister v. Bethmann-Hollweg: 1846 zu 
Frankfurt, 1847 zu Brüssel, 1857 wiederum zu Frankfurt. 
Diesen folgen dann die förmlichen internationalen Gefängnis- 
kongresse mit offiziellen Regierungsdelegationen: 1871 in 
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London, 1878 in Stockholm, 1885 in Rom, 1890 ın Peters- . 


burg, 1895 in Paris und ıgoo in Brüssel, um deren Organi- 
sation unser trefflicher Landsmann und verehrtes Mitglied 
Hr. Dr. Guillaume als Secretair general sich die grössten 
Verdienste erworben hat. Dem Wunsche, 'auf eigenen 
Kongressen für die internationale Gefangenenfürsorge alle 
wichtigeren Fragen derselben besonders zu behandeln, 
hat dann bekanntlich die belgische Staatsregierung durch 
Veranstaltung eines Kongresses in Antwerpen 1890 ent- 
sprochen, dem ein zweiter ebenfalls in Antwerpen 1894 
nachfolgte. „Diese Kongresstätigkeit ist für die zweck- 
entsprechende Weiterentwicklung der Gefangenenschutz- 
tätigkeit in einer gewissen Zahl von Staaten zweifellos 
von nicht zu unterschätzender Bedeutung gewesen.“ Von 
der Richtigkeit dieser Behauptung wird man sich am ehesten 
dadurch überzeugen, dass man Vergleiche anstellt zwischen 
den ziemlich dürftigen Zuständen, wie sie auf dem Gebiet 
der Gefangenenschutztätigkeit 1871 zur Zeit des Londoner 
Kongresses fast allenthalben geherrscht haben und der 
vielseitigen glücklichen Ausgestaltung, welche dieselben 
seither in Übereinstimmung mit den Wünschen erfahren 
haben, die von später stattgehabten Kongressen ausge- 
sprochen wurden und als der Inbegriff einer wohl zu be- 
achtenden Direktive zu betrachten sind. „Eine besonders 
anmutende Eigentümlichkeit“, sagt Geh. Oberfinanzrat 
Fuchs*, dieser Tätigkeit ıst, dass ein edler, gegenseitiger 
Wettstreit, immer das Beste zu leisten, unter den ver- 
schiedenen Ländern sich entfaltete.“- 

Es hiesse, Eulen nach Athen tragen, sollte ich Ihnen 
vor Augen führen, in welcher Weise unsere Schweiz an 
diesem Wettstreit teilgenommen hat und wie 1867 nach 
dem Vorbild des Vereins der Deutschen Strafanstaltsbe- 
amten unser Schweizer. Verein für Straf- und Gefängnis- 


* Ad. Fuchs, Die Gefängnisschutztätigkeit und die Verbrecher- 
prophylaxe, Karlsruhe 1894. 
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wesen sich konstituiert hat, dem dann 1889 sämtliche 
Schweizerische Schutzaufsichtsvereine behufs gemeinsamer 
Tagung sich angeschlossen haben. Die Anregung ging 
bekanntlich von Basel aus und verdankt ihren Ursprung 
einer Vereinbarung zwischen der schutzvereinlichen Zentral- 
leitung in Baden und der Patronage-Kommission in Basel, 
wonach deutsche Strafgefangene aus der Schweiz und 
umgekehrt schweizerische Strafgefangene aus Deutschland 
möglichst rasch in ihre Heimat oder an einen RE 
Beschäftigungsort befördert werden. 

In Anschluss an diesen Vorgang und ganz zu dem- 
selben Zwecke wurde am 31. Juli 1888 unter 18 Schweiz. 
Schutzaufsichtsvereinen ein Übereinkommen abgeschlossen, 
durch welches die Durchführung der interkantonalen Ge- 
fangenenfürsorge nach Massgabe des Grundsatzes der 
Gegenseitigkeit gesichert worden ist. Welche Fülle von 
Anregungen diese gemeinsamen Tagungen und Versamm- 
lungen uns gebracht haben, wissen Sie selbst am besten: 
Nicht weniger als 36 bedeutungsvolle Themata aus dem 
Gebiete der Gesetzgebung, des Strafvollzugs und der 
Schutzaufsicht wurden behandelt, noch niemals ist der 
Stoff ausgegangen, und unsere Anregungen haben nicht 
verfehlt, auf die kantonalen und eidgenössischen Behörden 
zurückzuwirken. Manche Themata, die wiederholt be- 
handelt wurden, haben von Jahr zu Jahr greifbarere Ge- 
stalt angenommen. Wie manches nebelhafte Gebilde hat 
sich zur regenspendenden und fruchtbringenden Wolke 
verdichtet! So haben wir bei unserer letzten Tagung Igoı 
ın Zürich von unserem verehrten Hrn. Präsidenten Direktor 
Hürbin in Lenzburg uns über das Thema referieren lassen: 
„Die Schutzaufsicht in der Schweiz, wie sie ıst und wie 
sie sein sollte, hauptsächlich bezüglich der bedingt Ent- 
lassenen und der bedingt Verurteilten“. 

Heute liegt uns das Thema vor: „Welche Aufgaben 
werden den kantonalen Schutzvereinen aus dem neuen 

enössischen Strafgesetz erwachsen?“ Die beiden 
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Themata sind nahe mit einander verwandt und werden 
daher manche Berührungspunkte haben. Ganz natürlich: 
Eins geht aus dem andern hervor. Von blassen Wünschen 
sind wir zu Tatsachen fortgeschritten, von allgemeinen 
Grundlinien zu greitbaren Details, vom Idealismus dürfen 
wir, auf Grund des Vorentwurfs zu einem neuen Schweiz. 
Strafgesetzbuch, zu einem nüchternen Realismus über- 
gehen. Es handelt sich nicht um die Frage: Die Schutz- 
aufsicht in der Schweiz wie sie ist, wie sie sein sollte, 
sondern: wie sie sein muss. Wir sind nicht mehr auf 
unsere Wünsche angewiesen, sondern wir haben festen 
Boden unter unsern Füssen. 

Wir stehen vor einem grossen Wendepunkt in unserer 
Entwicklung, denn die Zeit scheint gekommen, da die von 
unseren Vereinen seit 4o Jahren angestrebte Vereinheit- 
lichung des Strafrechts, des Strafverfahrens und des Straf- 
vollzugs endlich Wahrheit wird. Wenn auch noch manches 
Jahr bis zur Einführung des schweizer. Strafgesetzbuches 
vergehen wird und noch manche Schwierigkeiten zu lösen 
sind, so ist doch immerhin zu hoffen, dass „diese Schwierig- 
keiten um so eher gehoben werden können, .als es sich 
um einen Teil des öffentlichen Rechts handelt, das doch 
vor allem aus einheitlich zu gestalten ist, wenn die das 
Rechtsgefühl tief verletzenden Konflikte und Rechtsungleich- 
heit, welche bisher bestanden haben, verschwinden sollen.“* 

Bevor wir uns in den Details orientieren, bitte ich Sie, 
mit mir die Frage zu prüfen, welchen Ursprung die Motive 
haben, dıe dazu beitrugen, in einem Strafgesetz die Schutz- 
aufsicht aufzurufen. Die Autorität des Gesetzes erfordert, 
dass jede Strafe mit derjenigen Strenge vollzogen wird, 
welche ihr Zweck gebietet. Deswegen müssen die Waffen, 
weiche das Strafgesetz den Richtern in die Hand gibt, 
sollen sıe überhaupt ihren Zweck erreichen, scharf und 
schneidig sein. Auf der andern Seite ist vom humanitären 


* Eröffnungsrede des Reg.-Rates Dr. Stössel ıgor in Zürich. 
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Standpunkt aus die Forderung eine wohlberechtigte, dass 
nicht nur hei dem Vollzug der Strafe jede unnötige Härte 
grundsätzlich vermieden werde, sondern dass namentlich 
auch die mit dem Urteilsspruch verknüpften Übel nicht 
noch eine weitere Schärfung erfahren, welche das Straf- 
gesetz gar nicht beabsichtigt hat und welche sich haupt- 
sächlich nach Verbüssung der Strafe bei der Rückkehr in 
die Freiheit geltend machen: engherzige Beurteilung durch 
die Mitmenschen, Entziehung von Arbeitsgelegenheit, Er- 
schwerung des Durchkommens und Verunmöglichung der 
Rückkehr zur Ehrbarkeit und Rechtschaffenheit. 

Hiegegen müssen wirksame Schutzmittel bereit ge- 
halten werden. Je mehr der Grundsatz zur allgemeinen 
Anerkennung gelangt, dass die Strafe nıcht bloss Sühne 
für das begangene Verbrechen bezweckt, sondern auch 
zur Besserung des Strafgefangenen dienen will, desto ein- 
dringlicher muss das Verlangen nach Schutzvorkehrungen 
zu gunsten der Strafentlassenen geltend gemacht werden. 
Das während des Strafvollzuges begonnene Besserungs- 
werk muss nach dessen Beendigung mit Erfolg weiterge- 
führt werden können. Dies hat seine ganz besondere Be- 
deutung dem jugendlichen Alter gegenüber, wo eine plan- 
mässige Erziehung und die Gewöhnung an die Achtung 
der Gesetze noch möglich ist. 

So ist es gekommen, dass derselbe menschliche Geist, 
der Jahrhunderte lang in der Erfindung von Martern und 
Qualen sich nicht genug tun konnte, und die Gefängnisse 
zu Stätten entsetzlichen Elendes und sittlicher Verkommen- 
heit stempelte, mit den Fortschritten der Kultur und dem 
Platzgreifen einer erhabeneren Auffassung nicht geruht, 
bis diejenigen Reformen durchgeführt waren, welche dem 
Gefangenen im Gefängnis und dem Entlassenen nach seiner 
Rückkehr in die Freiheit ein menschenwürdiges Dasein 
sicherten. Diese Errungenschaften, welche sich in einem 
Zeitraum von über hundert Jahren vollzogen haben, sind 
noch nicht abgeschlossen, noch weniger überall durchge- 
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führt, aber doch theoretisch überall durchgedrungen. Sie 
haben alle das Gemeinsame, dass jede eingreifende Reform 
auf dem Gebiet des Gefängniswesens sofort eine ent- 
sprechende auf dem der Schutztätigkeit hervorgerufen 
hat. Ganz naturgemäss: Will man den Strafgefangenen 
sittlich und religiös aufrichten, so darf man ihn nicht plötz- 
lich fahren lassen, sondern muss seinen Besserungsgrund- 
sätzen eine materielle Grundlage geben. Gipfeln die 
Neuerungen und Errungenschaften in dem „ÄAufschub des 
Vollzugs der Einschliessung“ und der „vorläufigen Ent- 
lassung“, so dürfen wir nicht anders und müssen den be- 
dingt Entlassenen und Verurteilten mit derjenigen Schutz- 
fürsorge umgeben, deren er bedürftig ist, um der ihm er- 
wiesenen Wohltat sich würdig zu beweisen. 

Dieses Doppelziel: Reform des Strafvollzugs und 
Organisierung einer leistungsfähigen Gefangenenfürsorge 
war bereits ins Auge gefasst durch Richard Whister in 
Philadelphia 1776, wie von John Howard und Elısab. Fry. 
Sıe haben darum die Gefangenen persönlich. aufgesucht, 
um die Bedingungen kennen zu lernen, unter welchen der 
Bestrafte könnte über Wasser gehalten werden. 

Es erfüllt uns daher etwas wie innere Genugtuung, 
den Zeitpunkt erleben zu dürfen, wo in unserem lieben 
Vaterlande nicht nur der Gedanke der Vereinheitlichung 
des Rechts zum Durchbruch gekommen ist, sondern dass 
wir auch ein einheitliches Strafgesetzbuch erhalten, worin 
die von Whister und seinen geistigen Nachfolgern erst- 
mals angeregten Gedanken die von diesen Geistern be- 
absichtigte praktische Erfüllung erhalten werden, dass 
nämlich der Richter durch unser neues Strafgesetz nicht 
nur den Auftrag erhält, den Verbrecher zu bestrafen, 
sondern auch zugleich seine Besserung für die Zukunft 
ins Auge zu fassen. Dadurch kommen wir in unserer 
Gesetzgebung der Intention des grössten geistigen Schöpfers 
um ein Bedeutendes näher: Das Leben nicht zu verderben, 
sondern zu erhalten (Luc. 9. 56). 
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Nehmen wir nun Einsicht von dem Vorentwurf 


1. zu einem Schweizerischen Strafgesetzbuch und 
2. zu einem Bundesgesetz betreffend Einführung des 
Schweizerischen Strafgesetzbuches. 


Nach den Beschlüssen der von dem Eidgenössischen 
Justizdepartement mit der Durchsicht des Vorentwurfes 
von 1896 beauftragten Expertenkommission im Juni 1903. 

Sehen wir, in welchem Sinne und in welchem Um- 
fang die Schutztätigkeit in diesen Vorentwürfen aufgerufen 


wird. 
I. 
Schutzaufsicht bei als gebessert entlassenen 
Jugendlichen. 


(Art. 14, $ ı. Vorläufige Entlassung.) Über die Ent- 
lassung eines Jugendlichen (15— ı8 Jahre) aus der Zwangs- 
erziehungsanstalt oder der Besserungsanstalt entscheidet 
die zuständige Behörde nach Anhörung der Beamten der 
Anstalt. Die Entlassung ist vorläufig. Die Behörde, die 
den Jugendlichen entlässt, sorgt mit den Organen der Schutz- 
aufsicht für seine Unterkunft und überwacht ıhn. Miss- 
braucht der Entlassene die Freiheit innerhalb eines Jahres 
nach seiner Entlassung, so wird er in die Anstalt zurück- 
versetzt; andernfalls ist die Entlassung endgültig. Doch 
soll ihm die Schutzaufsichtsbehörde auch nach dieser Zeit 
Schutz und Hilfe gewähren. 


($ 3. Aufschub der Einschliessung.) Der Richter kann 
den Vollzug der Einschliessung aufschieben und dem Jugend- 
lichen eine Probezeit von 6 Monaten bis zu einem Jahre 
auferlegen, wenn nach dem Charakter und der bisherigen 
Aufführung des Jugendlichen zu erwarten ist, dass er da- 
durch von weiteren Verbrechen abgehalten werde und 
sich bessere. Rechtfertigt er diese Erwartung bis zum 
Ablauf der Probezeit, so fällt die Einschliessung weg, 
andernfalls wird sie vollzogen. 





ll. 
Schutzaufsicht bei vorläufig Entlassenen. 
(Art. 28, Abs. 4.) 
a) Sträflinge. 

Hat der Sträfling zwei Dritteile der Strafzeit und 
wenigstens ein Jahr erstanden, so kann ihn die zuständige 
Behörde für die übrige Strafzeit vorläufig entlassen, wenn 
anzunehmen ist, er werde sıch wohl verhalten, und wenn 
er den Schaden, den er durch das Verbrechen verursacht 
hat, soweit seine Mittel dazu ausreichten, ersetzt hat. Hat 
ein Sträfling, der zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe ver- 
urteilt ist, zwanzig Jahre erstanden, so kann ihm die zu- 
ständige Behörde für die Zeit von fünf Jahren vorläufig 
entlassen, wenn anzunehmen ist, er werde sich wohl ver- 
halten. 


b) Verwahrte (Art. 30). 

Nach Ablauf von fünf Jahren kann die zuständige Be- 
hörde die vorläufige Entlassung des Verwahrten für die 
übrige Zeit der Verwahrung anordnen, wenn er zum ersten- 
mal verwahrt wird und anzunehmen ist, er werde kein 
Verbrechen mehr begehen. 


c) Liederliche und Arbeitsscheue (Art. 31). 


Hat der Eingewiesene zwei Dritteile der bestimmten 
Zeit und wenigstens ein Jahr in der Arbeitsanstalt er- 
standen, so kann:ihn die zuständige Behörde für die übrige 
Zeit der Einweisung entlassen, wenn anzunehmen ist, er 
werde nicht wieder in Liederlichkeit oder Arbeitsscheu 
verfallen. 

(Art. 32.) Über die vorläufige Entlassung eines Ge- 
fangenen (Art. 28, 30, 31) entscheidet die zuständige Be- 
hörde nach Anhörung der Beamten der Anstalt. Size sorgt 
mit den Organen der Schutzaufsicht für sein Fortkommen 
und überwacht ıhn, so lange er vorläufig entlassen ıst. 
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111. 
Schutzaufsicht bei bedingtem Straferlass. 


(Art. 57, $ 1.) Wird jemand, der bisher weder in der 
Schweiz noch im Ausland eine Freiheitsstrafe wegen eines 
Verbrechens erstanden hat, zu Freiheitsstrafe von weniger 
als einem Jahr verurteilt, so kann das Gericht den Straf- 
vollzug aufschieben und dem Verurteilten eine Probezeit 
von zwei bis fünf Jahren auferlegen, wenn nach seinem 
Vorleben und nach seinem Charakter zu erwarten ist, er 
werde dadurch von weiteren Verbrechen abgehalten wer- 
den, sofern die Beweggründe und die Umstände der Tat 
dieser Annahme nicht entgegenstehen, und wenn er den 
Schaden, soweit seine Mittel dazu ausreichten, ersetzt hat. 

($ 2.) Das Gericht stellt den Verurteilten unter Schutz- 
aufsicht, wenn nicht besondere Umstände eine Ausnahme 
gebieten. Es kann dem Verurteilten für sein Verhalten 
während der Probezeit bestimmte Weisungen erteilen, 
z.B. einen Beruf zu erlernen, an einem bestimmten Orte 
sich aufzuhalten, sich von geistigen Getränken zu ent- 
halten, den Schaden innerhalb bestimmter Frist zu ersetzen. 

Die Umstände, die einen Aufschub des Strafvollzugs 
rechtfertigen, die Gründe, die das Gericht bestimmen, den 
Verurteilten ausnahmsweise nicht unter Schutzaufsicht zu 
stellen, und die Weisungen des Gerichts sind ım Urteil 
festzustellen. 

($ 3.) Begeht der Verurteilte während der Probezeit 
ein vorsätzliches Verbrechen, so hat er auch die Strafe, 
deren Vollzug aufgeschoben war, zu erstehen; handelt er 
ener Weisung des Gerichts, ungeachtet förmlicher Mahı- 
nıng der Schutzaufsichtsbehörde, fortgesetzt zuwider, so 
verfügt das Gericht den Vollzug der erkannten Strafe. 

($ 4.) Hat der Verurteilte dıe Probezeit bestanden, 
so fällt die erkannte Strafe weg. 

Das Bundesgesetz betreffend Einführung des Schweiz. 
Strafgesetzbuches enthält im Vorentwurf folgende Be- 
stimmungen: 


1% 
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I. 


Organisation der kantonalen Behörden, Gerichts- 
stand und Rechtshilfe. 


(Art. 16.) Die Kantone bezeichnen die Verwaltungs- 
behörden und die Schulbehörden, welche nach Massgabe 
der Art. 13, 14, 225 und 226 und 17 des Strafgesetzbuches 
erzieherische und sichernde Massnahmen zu treffen, sowie 
die Behörden, welche über den Vollzug dieser Massnahmen 
zu wachen haben. 


I. 
Verfahren und Urteil. 


(Art. 33.) Die Verwaltungsbehörde kann zur Unter- 
bringung des Kindes wie zur Beaufsichtigung seiner Er- 
ziehung die Mithilfe freiwilliger Vereinigungen (Verein zur 
Fürsorge für verwahrloste Kinder, Kinderschutzgesell- 
schaften und dgl.) in Anspruch nehmen. 


(Art. 34.) Der Richter kann eine Minderjährige, statt 
sie wegen Belästigung durch gewerbsmässige Unzucht 
(Art. 246 des Strafgesetzbuches) in eine Arbeitsanstalt 
einzuweisen, einer freiwilligen Vereinigung zur Erziehung 
gefallener Mädchen behufs Versorgung und Erziehung an- 
vertrauen. 

11. 
Anstalten und Schutzaufsicht. 


(Art. 47.) Die Kantone haben die Schutzaufsicht über 
Jugendliche (Art. 14 des Strafgesetzbuches), sowie über 
bedingt entlassene Sträflinge (Art. 32) und über Verurteilte, 
denen die Strafe bedingt erlassen ist (Art. 57) zu organi- 
sieren. Sie können die Schutzaufsicht auch freiwilligen 
Vereinigungen übertragen. Die Behörden, wie auch die 
Vereine können einzelne Personen als Inspektoren oder 
Agenten mit der Ausübung der Schutzaufsicht überhaupt 
oder als Patrone mit der Schutzaufsicht über Einzelne 
betrauen. 








Welche Folgen werden diese Artikel für die Schutz. 
aufsicht in der Schweiz haben? 


I. 
Äusseres Wachstum. 


Da sowohl für die Jugendlichen (Art. 14) als für die 
vorläufig entlassenen Sträflinge (Art. 32) und die Verur- 
teilten, denen die Strafe bedingt erlassen ist (Art. 57), 
obligatorische Schutzaufsicht vorgesehen ist, sind alle 
Kantone genötigt, eine solche zu organisieren. Die kleinern, 
indem sie wenigstens kleine Patronage-Kommissionen mit 
der Hilfeleistung betrauen, andere werden sich zu einem 
gemeinsamen Verband zusammenschliessen, kein Kanton 
aber wird hinter dem kleinen Zug zurückstehen wollen. 
Damit wird unser Verband aus einer interkantonalen Ver- 
einigung eine allgemein Schweizerische werden. 


ll. 
Ideelle Förderung. 


Auch dürfen wir auf einen ideellen Gewinn hoffen, 
wie schon Hr. Pfr. Kupferschmid 1897 in Witzwil be- 
tonte.* Wir hoffen von der Bewegung, welche Besprechung 
und Abstimmung über das neue Gesetz mit sich bringen, 
auch auf eine Anregung der Gemüter für unsere Sache, 
hoffen besonders, der grosse Gedanke, der ın diesem Ge- 
setz zum Ausdruck kommt, dass es mit dem Strafen nicht 
getan ist, sondern dass es auf die moralische Rettung des 
Gestraften ankommt, werde ın alle Schichten der Be- 
völkerung hineingetragen. Wir hoffen auf neue Freunde 
und das Schwinden mancher noch bestehender Vorurteile. 
Sie wissen, wie zu diesem Zwecke Dr. Guillaume auf 
Grund des Vorgehens der Vereinigten Staaten einen all- 
gemeinen Gefangenensonntag (Prison-Sunday) in Anregung 
brachte.”* Das dürfte seine Schwierigkeiten haben. Schon 


--._ 


* Verhandlungen 1897 zu Bern und Witzwil. 
“* Verhandlungen 1889 zu Altdorf. 
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aus dem Grunde, weil so viele Liebeswerke entstanderr 
sind, dass, wollte jedes seinen Sonntag haben, die Zahl 5 
bald erschöpft wäre. Hoffen wir aber, dass durch die 
Annahme des Gesetzes neues und allgemeines Interesse 
für unsere Bestrebungen werde geweckt werden. Wır 
haben es nötig, denn unser harren neue Aufgaben und 
die alten sollten mit neuem Eifer aufgenommen werden. 


-— MM. 
Neue Aufgaben. 
Aller guten Dinge sind drei: Die Jugendlichen, die 
bedingt entlassenen Sträflinge und die Verurteilten, denen 
die Strafe bedingt erlassen ist (Art. 14, 32, 37). 


I. Die Jugendlichen. 

Es handelt sich um die Jugendlichen vom ı5. bis 18. 
Jahr und zwar a)um die vorläufig Entlassenen aus Zwangs-- 
erziehungsanstalten bei sittlicher Verwahrlosung und die 
Entlassenen aus Besserungsanstalten bei gänzlicher- sitt- 
licher Verderbnis. Wir besitzen eine schöne Anzahl von 
Anstalten, welche hiezu dienlich sind, und in praxi ıst es. 
so gehalten worden und wird es auch am besten so ge- 
halten werden, dass die Anstaltsverwaltung, welche ihre 
Zöglinge durch und durch kennt, sie auch plaziert und ım 
Auge behält.* Unsere Schutzvereine werden aber diesen 
Anstaltskommissionen jeweilen sehr willkommen sein, wenn 
die frühern Zöglinge in andern Kantonen oder überhaupt 
an andern Orten untergebracht werden, vorausgesetzt, dass 
unsere Vereine über das ganze l.and verbreitet sind. 

b) Können nach Art. 14, $ ı Jugendliche bis zum 
20. Altersjahr ın den Zwangserziehungsanstalten und im. 
schlimmsten Fall bis zum 30. Jahr in einer Besserungsanstalt 
zurückgehalten werden, so dass sie bei Austritt nicht mehr 
zu den Jugendlichen gehören und mit vollem Recht unsern. 
Schutzvereinen unterstellt werden sollen. 


— MEERE ERBEEEEN, 


* Der Kongress in Rom 1885 stellte fest: Der Entlassene steht 
auch fernerhin unter der Aufsicht der Anstaltsverwaltung. 
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c) Sieht das Gesetz für strafbare Jugendliche eine 
Probezeit von sechs Monaten bis zu: einem Jahr mit Auf- 
schub der Einschliessung voraus. Hier käme vor allem 
der Vorstand des „Gebäudes, das nur für Jugendliche 
dient“, in Betracht. Da aber die Strafbaren nur 3 Tage 
bis 2 Monate unter ıhm stehen, ist der Vorstand, der ans 
Haus gebunden ist, nicht dazu geeignet, die Probezeit zu 
überwachen. Wer aber eignet sich besser als der über 
den ganzen Kanton verbreitete, also auch am Wohnort 
des Jugendlichen tätige Schutzverein, falls der auf die Probe 
gestellte aus der Schule entlassen ist. Andernfalls tritt 
die Schulbehörde ein und auf alle Fälle, weıl es sich hier 
nur um Minorenne handelt, der Vormund. Doch genügt 
dieser offenbar dem Gesetzgeber nicht, denn er sagt, 
Art. 16 des Einführungsgesetzes: „Die Kantone bezeichnen 
die Verwaltungsbehörden und die Schulbehörden, welche 
nach Massgabe der Art. 13, 14, 225 und 226 und ı7 (es 
Strafgesetzes erzieherische und sichernde Massnahmen 
zu treffen, sowie dıe Behörden, welche über den Vollzug 
dieser Massnahmen Zu wachen haben“. Der Gesetzgeber 
fordert also neben dem Vormund resp. Eltern, eine Auf- 
sıchtsbehörde, bei Schülern die Schulbehörde, bei Schul- 
entlassenen den Schutzverein. 

Wir gehen in der Überweisung dieser Aufgabe an 


die Schutzvereine einig mit den Beschlüssen des II. Schutz- . 


Fürsorge -Kongresses in Antwerpen 1894: „Fürsorglich 
sind die Schutzvereine mit Übernahme der Beaufsichtigung 
der Jugendlichen zu ersuchen.“ 1893 hat die III. Landes- 
versammlung der internationalen kriminalistischen Vereini- 
gung ın Berlin auf Grund eines Berichtes vom Geh. Ober- 
Regierungsrat Dr. Krohne die staatliche Zwangserziehung 
befürwortet und der Verband der Deutschen Schutzvereine 
hat 1984 zu Braunschweig den Beschluss gefasst, „dass 
er es als eine der wichtigsten schutzvereinlichen Aufgaben 
erachte, alle Bestrebungen zu fördern, welche auf die Be- 
kämpfung der Überhandnahme des jugendlichen Verbrecher- 
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tums gerichtet 'sind“. Eine Verminderung dieser Arbeit 
durch die Schutzereine kann nur da stattfinden, wo bereits 
wie in Basel’ eine staatliche Versorgungkommission für 
Jugendliche besteht. 


2. Die vorläufig Entlassenen. 


Es handelt sich nach Art. 28 um vorläufig ent- 
lassene Sträflinge, vorläufig entlassene „Verwahrte“, d.h. 
solche Rückfällige, die für mindestens ı0 jahre in einem 
Verwahrungsgebäude interniert werden (Art. 30) und um 
vorläufig entlassene Insassen von Arbeitsanstalten (Art. 31), 
die ?/s und wenigstens ı Jahr ihrer Haft erstanden haben. 
Über die vorläufige Entlassung entscheidet die zuständige 
Behörde nach Anhörung der Beamten der Anstalt. Für 
sein Fortkommen aber sorgt die zuständige Behörde mit 
den Organen der Schutzaufsicht und überwacht ihn so 
lange er vorläufig entlassen ist. 


Das ist keine kleine Aufgabe, die nicht dilettantisch, 
sondern mit grösster Pünktlichkeit und Weisheit muss 
gelöst werden, denn es hängt eine Rechtsausübung damit 
zusammen: „Missbraucht der vorläufig Entlassene die Frei- 
heit, so wird er durch Verfügung der Behörde in dıe An- 
stalt zurückversetzt“. Einigen Schutzvereinen (Zürich, 
Luzern, Zug, St. Gallen, Aargau, Waadt) ist diese Aufgabe 


nicht fremd. Wir sind dem Gesetzgeber dankbar für diese 


Lösung, er will also keine Polizeiaufsicht.e. Zu dieser 
Willensäusserung mag auch unser Verein das Seine bei- 
getragen haben. Ich erinnere an das Referat von 7 Pfr. 
Rıimensberger, Altdorf 1889: „Die Polizeibehörden vermögen 
ohne die persönliche Vermittlung der Schutzvereine weder 
dıe bedingt noch die gänzlich entlassenen Sträflinge in 
der notwendigen Zucht und Ordnung zu erhalten, beide 
müssen zusammenwirken und sich gegenseitig unterstützen. 
Das gegenseitige Verhältnis muss durch gesetzliche Ver- 


ordnungen bestimmt werden, nur unter dieser Voraus- 


setzung ist es möglich, bei den Sträflingen das Bewusstsein 











88, 
von Recht und Pflicht, von Schuld, Strafe und Sühne zu 
wecken. In dieser wahrhaft erzieherischen Weise muss 
vorgegangen werden, sonst helfen alle nur erdenklichen 
Präventivmassregeln nichts, sei es zum Zwecke der Besse- 
rung, oder sei es zum Schutze der menschlichen Gesell- 
schaft, Recht muss Recht bleiben, aber die Liebe ıst und 
bleibt des Gesetzes Erfüllung.“”* 

Geh. Oberfinanzrat A. Fuchs” sagt: „Die Erfahrungen, 
welche man mit der Polizeiaufsicht von vorläufig Entlassenen 
gemacht hat, waren meist keine günstigen. Auf der einen 
Seite hat das oft wenig takt- und rücksichtsvolle Eingreifen 
der Polizeibediensteten oder deren Übereifer die von der 
polizeilichen Aufsicht Betroffenen solche als eine schwere 
Belästigung empfinden lassen und letztere nicht selten zu 
dem Enschlusse geführt, derselben eigenmächtig ein Ende 
zu machen, oder aber haben die polizeilichen Massnahmen 
sich auch zuweilen als vollständig ungenügend erwiesen, 
um den Beaufsichtigten vor der Rückfälligkeit zu bewahren. 


Ausserdem traten aber auch Misshelligkeiten zu Tage, 
durch welche die Unverträglichkeit der gleichzeitigen polı- 
zeilichen Beaufsichtigung eines Strafentlassenen mit der 
ihm gegenüber eingeleiteten planmässigen Gefangenen- 
Fürsorge zweifellos dargetan worden ist und welche zur 
Aufsuchung von Äbbhilfemitteln den Anlass gegeben haben. 
Als das wirksamste hat sich bis jetzt das erwiesen, sämt- 
liche in dieser Beziehung bisher in die Hand der Polizei- 
behörde gelegten Befugnisse auf die einzelnen Bezirks- 
schutzvereine zu übertragen. 

Hierin liegt zweifellos eine schon beachtenswerte Ver- 
trauenskundgebung seitens der Staatsbehörde gegenüber 
der in Frage stehenden Vereinstätigkeit, deren sich die 
letztere dadurch würdig erwcisen muss, dass sie bestrebt 
ist, die Aufsicht über die ihr ‘anvertrauten Schützlinge so 
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* Verhandlungen, cfr. Altdorf 1889, pag. 218. 
”" Gefangenen-Schutztätigkeit 1898, pag. 212. 
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zu üben, dass die früher beklagten Missftände hintange- 
halten und doch die Erhaltung der Beteiligten auf dem 
rechten Wege ermöglicht wird.“ 

Ähnlich spricht sich } Prof. B. Riggenbach aus’: „Ein 
grosses Hindernis für die Patronage-Arbeit ist ın vielen 
Fällen die Polizeiaufsicht. Gutgemeinter Übereifer, zum 
Teil auch Mangel an Verständis und bureaukratische Topf- 
guckerei veranlasst die Polizeiorgane, sıch bei Arbeit- und 
Gastgebern, bei Fabrik- und Mietsherren über die ehe- 
malıgen Gefangenen zu erkundigen und zwar in der Regel 
mit taktloser Indiskretion. Was ist die Folge? Die Be- 
treffenden werden schleunigst entlassen, auch wenn der 
Arbeitgeber sie wegen ihres klagiosen Verhaltens gerne 
an ihrem Posten beliesse, muss er dem Drängen der Mit- 
angestellten nachgeben, die erklären, neben einem, dem 
die Polızei nachläuft, wollen sie nicht ın Arbeit stehen.“ 


Der erste Gefangenen-Fürsorge-Kongress in Antwerpen 
1890 hat die Ausübung der Aufsicht durch die Polizei und 
ihre Organe als ein schweres Hindernis für die Gefangenen- 
Schutztätigkeit bezeichnet und zugleich vom gesetzgebe- 
rischen Standpunkt aus den Wunsch ausgesprochen, dass 
derjenige Strafentlassene, welcher der Polizeiaufsicht unter- 
stellt werden muss, hievon so lange befreit bleiben soll, 
als er sich in der schutzvereinlichen Fürsorge befindet. 

In Übereinstimmung damit hat auch der zweite Ge- 
fangenen-Fürsorge-Kongress ın Antwerpen 1894 das Ver- 
langen aufgestellt, dass der zur Polizeiaufsicht Verurteilte 
hievon ım Wege der bedingten Strafentlassung und unter 
der Bedingung enthoben werden solle, dass er bereit ist, 
sich der schutzvereinlichen Aufsicht zu unterstellnn. 

Zu gleichen Beschlüssen ist die internationale krimi- 
nalıstische Vereinigung Gruppe Deutsches Reich anlässlich 
ihrer Tagung ın Heidelberg‘ am 9. Juni 1897 gelangt.** 


* Instruktionskurs für Innere Mission in Bern 1895, pag. 168. 
** Mitteilungen 1897, Band VI, 391. 
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93. Die bedingt Verurteilten. 

Bedingter Straferlass oder Aufschub des Strafvo/lzugs 
und eine Probezeit von 2 bis 5 Jahren ist vorausgesehen 
bei Freiheitsstrafen von weniger als einem Jahr (Art. 57). 
Vorleben und Charakter müssen einen günstigen Eindruck 
machen. Beweggründe und Umstände der Tat dürfen 
kein Gegengewicht bilden, den Schaden muss er soweit 
möglich ersetzen. Treffen diese günstigen Faktoren zu, 
so stellt das Gericht den Verurteilten uner Schutzaufsicht, 
wenn nicht besondere Umstände eine Ausnahme gebieten. 
Das Gericht kann überdies dem Verurteilten besondere 
Weisungen erteilen: Erlernung eines Berufes, Aufenthalts- 
ort, Enthaltung von geistigen Getränken und Schaden- 
ersatz ınnerhalb bestimmter Frist. Nur ausnahmsweise 
tritt Schutzaufsicht nicht ein und muss im Urteil motiviert 
werden. Die Schutzaufsichtbehörde hat das Recht und 
die Pflicht förmlicher Mahnung, nützt dieselbe nichts, so 
wird vom Gericht der Vollzug der erkannten Strafe ver- 
fügt. Hat der Verurteilte die Probezeit bestanden, so fällt 
die erkannte Strafe weg. 

Erfordern schon die vorigen Kategorien sorgfältigste 
‚Individualisierung, viel Geduld, Zeit, Umsicht, Takt und 
einen reichen Schatz der Erfahrung, so überbindet die 
Kategorie der bedingt Verurteilten den Schutzvereinen 
eine noch grössere Pflicht. Denn nächst dem guten Willen. 
des Verurteilten hängt es von der Weisheit, der Liebe 
und dem Takte des Schutzvereins resp. des Patrons ab, 
ob es dem Verurteilten leichter oder schwerer gemacht 
wird, den Weisungen des Gerichts nachzukommen und 
die Probezeit makellos zu bestehen. Haben wir für die 
vorläufig Entlassenen die Polizeiaufsicht als in vielen Fällen 
schadenbringend abgewiesen, so verbitten wir uns be- 
sonders im Interesse der bedingt Verurteilten die Publizität 
der Gerichtsverhandlungen. Prof. Riggenbach sagt darüber 
folgendes: „Man wende nicht ein, dass die Berichterstatter, 
welche dem Publikum die pikante Speise der Strafgerichts- 
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verhandlungen vorsetzen, nicht den vollen Namen, sondern 
nur die Anfangsbuchstaben des Verurteilten veröffentlichen. 
Es ist bekannt, dass sich das Publikum an der Hand dieser 
Initialen erstaunlich gut zu orientieren weiss“. Wir fordern 
Beschränkung der Publizität für alle und gänzlichen Weg- 
fall für die in Frage stehenden 3 Kategorien. Eine Aus- 
nahme möchten wir nur gestatten bei Fällen, die sowieso 
die öffentliche Aufmerksamkeit erregen, wie in Basel der 
Fall Wüst und &r Prozess der Kreditgesellschaft. 

Angesichts dieser. Übelstände: Polizeiaufsicht und 
Publizität, beschloss der Kongress von Petersburg, die 
staatliche Autorität um Einschränkung der Publizität und 
Polizeiaufsicht zu ersuchen. 

Lehrreich sind die Erfahrungen der Privatgesellschaft 
Elmira in New-York: Allmonatlich muss über den bedingt 
Verurteilten ein Zeugnis über sein Betragen, seine Be- 
schäftigung, seinen Arbeitsverdienst, seine Ausgaben ein- 
geschickt werden. Fuchs macht dazu die Bemerkung: 
„So einleuchtend diese strenge Kontrolle ist, der Erfolg 
dürfte vor allem davon abhängen, dass das beabsichtigte 
Besserungswerk in die Hände von Leuten gelegt werden 
kann, welche für dessen strenge, aber gerechte und voll- 
ständig gleichheitliche Durchführung die sicherste Gewähr 
geben. Gerade in dieser Beziehung scheinen schon Miss- 
‚stände zu Tage getreten zu sein.“ * 


Wie sollen sich die Schutzvereine organisieren, um 
diese neuen Aufgaben samt den alten lösen zu können ? 
IV. 

Verstaatlichung. 


Am meisten wird wohl zu reden geben, die prinzipielle 
Frage: Verstaatlichung oder Privattätigkeit? Setzen wir 
gleich hinzu unter Staatsaufsicht. 


* Bulletin de la societe generale de prison 1894, pag. 123 fg. 
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Was sagt hierüber der Entwurf? Gericht, Behörden 
und „Schutzaufsicht“ oder „Organe der Schutzaufsicht“ 
oder „Aufsichtsbehörden‘“ sind in gleiche Linie nebenein- 
ander gestellt und haben zusammenwirkend vorzugehen. 
Unsern Verhältnissen entsprechend lässt das Gesetz den 
Kantonen gänzliche Freiheit, ob sie die Organisation der 
Schutzaufsicht staatlich, privatim oder gemischt gestalten 
wollen (vide Art. 47 des Einführungsgesetzes). St. Gallen 
hat bereits die Verstaatlichung eingeführt, ausserdem for- 
dert sie nach der von unserem verehrten Hrn. Präsidenten 
Igo1 aufgestellten Übersicht Baselland; entschieden da- 
gegen sprechen sich aus: Aargau, wo die Schutzaufsicht 
ın der Hand der Kirchenpflegen liegt, worüber Hr. Direktor 
Hürbin bemerkt: ‚Mit dieser Organisation hat man recht 
günstige Erfahrungen gemacht und gute Resultate erzielt, 
sodass man keinen Grund hat, von derselben abzugehen.“ 
. Ebenso Waadt, das 1895 ausdrücklich „une societe in- 
dependante de I’Etat“ gründete. Die andern schweigen 
darüber und fordern nur, dass den Schutzaufsichtsvereinen 
mehr Befugnisse eingeräumt werden sollen. 

Wir schliessen uns in diesem Punkte anknüpfend an 
unsere letzte Tagung ın Zürich, den Thesen der Herren 
Hürbin und Favre an, welche lauten’: „Die Schutzaufsicht 
für 'entlassene Sträflinge sei und bleibe ein Werk der 
christlichen Nächstenliebe und als solches ein Werk der 
freiwilligen Tätigkeit der organisierten Schutz - Aufsichts- 
Vereine oder der Schutzaufsichtskommissionen, unterstützt 
von Staats-, Kirchen und Gemeindebehörden. Polizeiliche 
Schutzaufsicht ist nicht zulässig.‘ 

Favre: „Le patronage officiel, avec des employes a 
caractere administratif, ne donnera jamais des fruits serieux, 
nous le savons pour en avoir essaye dans le Canton de 
Vaud et M. Bauty, qui l’avait organise d’une maniere tres 
rationelle, ne me contredira pas, si je dis que ce patronage, 


* Verhandlungen Zürich ıgor, II, 67, II, 57, und 75. I, 
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dont l’action n’a pas et nulle — je me plais a me re- 
connaitre — n’a cependant donne que des resultats tres 
imparfaits et sans comparalson avec ceux que nous obte- 
nons auJourd'hui.“ 

Fuchs spricht sich folgendermassen aus: „Die Schutz- 
aufsicht kann nicht als eine Aufgabe des Staates erachtet 
werden. Die Erfahrung lehrt zudem, dass ein auschliess- 
lıch staatliches Vorgehen auf diesem Gebiet stets von 
grossem Misserfolg begleitet ıst.‘“* Prof. B. Rıggenbach: 
„Mein Ideal der Schutzaufsicht ist ein freier Verein.‘ Mr. 
Cuenoud, ancıen Directeur de la Police centrale de Geneve: 
„Le Libere qui, malgr&e ses bonnes intentions, a commis 
un Ecart ou une faiblesse, confessera plus. vite sa faute A 
un delegu& de la societe, qu’a un agent ou & un fonction- 
naire de police dont ıl redoutera toujours l'intervention.“ 
Altdorf 1889. 

In dieser Rubrik treffen wir auf zwei lehrreiche Ex- - 
empel: „Der staatliche Schutzverein von St. Gallen und 
das freiwillige stadtbernische Komitee für Schutzaufsicht 
entlassener Sträflinge‘“. Der erstere hat ein Vermögen von 
Fr. 116,000, der andere keines; der erstere verausgabte 
Fr. 1187, der andere Fr. 3684. Dazu hat dieser letzte Verein 
durch ein Meisterstück alle andern übertroffen: Ein zwanzig- 
facher Recidiver ist sein Agent. Persönliche Liebe und 
vieljährige Bemühung hat das zustande gebracht. Dieses 
Herzblatt der Schutzaufsichtstätigkeit, fürchte ich, geht 
durch staatliche Organisation verloren. 

Hiezu noch einige Punkte aus meiner Erfahrung: Das 
Verhältnis zwischen Schutzaufsicht (Inspektor, Patron etc.) 
gründet sich auf Vertrauen. So kommt es, dass in Basel 
dıe Zahl der früher Entlassenen (zır), die sich an mich 
wandten, der Zahl der neu Ausgetretenen 1903 fast gleich- 
kommt (331). 

* Fuchs, die Vereinsfürsorge zum Schutz für entlassene Ge- 
fangene in ihrer geschichtlichen Entwicklung während der letzten 
ı00 Jahre, Heidelberg 1838, pag. 66. 
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Unsere Tätigkeit besteht in vielen Kleinigkeiten und 
Handreichungen:: Fahrgelegenheit, Nachtquartier, Kleidung, 
Auslösung, jedenfalls aber ein gutes Wort. Unser Verein in 
Basel hat schon die Bestimmung festgesetzt: nach 2 Jahren 
wird nichts mehr getan. Kommt nun ein armer, vor 3 Jahren 
Entlassener, den ich persönlich kenne und für den ich mir 
viele Mühe gegeben habe, in höchster Not zu mir, soll 
ich ıhn abweisen? Der administrativ angestellte Schutz- 
aufseher wird und muss es tun. Letzterer wird auch seine 
bestimmte ÄAudienzstunde haben, ıch habe es noch nicht 
dazu gebracht, so wenig als f Prof. Rıggenbach. Die an- 
kommenden Züge, welche die aus anderen Strafanstalten 
entlassenen Schweizer und Ausländer bringen, richten sich 
nicht nach meiner Audienzstunde. Ebenso können die ın 
Arbeit stehenden Entlassenen und Familienglieder nur zur 
Mittagszeit oder nach Feierabend kommen. 

Wohl ist eine staatliche Behörde dazu geeignet, ‚‚for- 
titer ın re‘‘ vorzugehen, aber das „suaviter in modo“ ist 
weniger ihre Sache und noch weniger kann sie sıch halten 
an das Wort: ‚res sacra miser“. 

Wir stimmen überein mit dem Bericht des freiwilligen 
stadtbernischen Komitees: Welche Gestalt auch die ge- 
plante staatliche Schutzaufsicht annehmen möge, die frei- 
willige Fürsorge wird dadurch nicht aufgehoben, denn ıhr 
steht ein unbegrenztes Arbeitsfeld offen. 

Somit erhielten wir aller Wahrscheinlichkeit nach in 
unsern grössern Städten neben der staatlichen noch eine 
private Schutzaufsicht. Damit wollen wir nicht die staat- 
liche Organisation der Schutzaufsicht gänzlich verwerfen, 
halten aber eine nicht offiziell geordnete Tätigkeit für er- 
spriesslicher. 

Hören wir noch die Resultate eingehender Besprech- 
ungen auf den Kongressen Stockholm 1878: die Fürsorge 
für Entlassene sei so weit wie möglich auszubreiten, müsse 
aber aus der Privatinitiative hervorgehen. Sie könne sich 
der Mithilfe des Staates versichern, habe aber jeden offi- 
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ziellen Charakter zu vermeiden. Antwerpen: der Kongress 
erachtet es für notwendig, dass die Schutztätigkeit, wenn 
sie sich als besonders wirksanı erweisen soll, aus der 
Privatinitiative hervorgehe und seitens des Staates nicht 
nur eine anregende Förderung erfahre, sondern wenn 
nötig auch Zuschüsse in Geld bewilligt erhalten müsse. 
Das führt uns zu der Frage: 


V. 
Die Beziehungen zu den Bundes-Behörden. 


Auf Grund des neuen Strafgesetzbuches ist es absolut 
notwendig, dass Staat, Behörden, Gerichte und Schutz- 
vereinsorgane in engster Fühlung stehen. Fuchs sagt: 
„Von grösster Bedeutung erscheint es, dass zwischen der 
schutzvereinlichen Tätigkeit und der obersten Staatsbehörde 
“ sich ein gegenseitiges Vertrauensverhältnis herausbilde, in- 
folgedessen ein planmässıges Zusammenarbeiten unter ge- 
nauester Grenzbereinigung für die beiderseitigen Tätig- 
keitsgebiete ermöglicht wird.“ 

W enndas neue Strafgesetzbuch mit seinen Bestimmungen 
über die Schutzaufsicht vor den zwei Räten und dem Volke 
Gnade findet, so ıst damit ein Vertrauensverhältnis ausge- 
sprochen, ‚das uns nur freuen kann. Die Frage aber, die 
das Zentralkomitee in den Vordergrund gestellt hat, ob 
zur Durchführung der neuen Aufgaben Subventionen vom 
Bund erforderlich werden, möchte ıch dahin beantworten: 
Zeigen wir zuerst was wir leisten, bevor wır an Bundes- 
subventionen denken und machen wir es nicht, wie viele 
der Entlassenen, die bei Antritt einer Stelle zuerst fragen: 
was bekomme ich? Zudem ist die Geldfrage in der 
Schutztätigkeit nicht die Hauptsache, sondern persönliche 
Aufopferung. Die Hauptausgabe wäre die Besoldung 
etwaiger Inspektoren in grösseren Vereinen, die aber auch 
ın der Regel die grösseren Mittel besitzen (vide Tabelle 
ım Anhang). Hingegen möchten wir den Bund indirekt 
zu unsern Gunsten in Anspruch nehmen. cfr. pag. 63und 64. 


VI 


Das Verhältnis zu den Kantons- und Gemeinde- 
Behörden. 

Die Notwendigkeit einer Regelung deses Verhältnisses 
ergibt sich aus der beiderseitigen Interessengemeinschaft 
gegenüber der Tatsache, dass z. B. gewerbsmässige Bettler 
und Landstreicher, unverbesserliche Dirnen, sowie Ge- 
wohnheitsverbrecher auch diesen Behörden zur Last fallen. 
Haben wir die Bundesunterstützung vorläufig abgewiesen, 
so fordern wir um so mehr die kantonale Unterstützung 
an all die Vereine, die noch keinen staatlichen Beitrag 
geniessen. 

Das Verhältnis zu den Staatsbehörden wird weiter 
darın zum Ausdruck kommen, dass dieselben ın den Or- 
: ganen der Schutzaufsicht vertreten sind. Sehr wünschbar 
ist auch, wenn dasselbe geschieht von seiten der Gerichts- 
behörde. 

In all unsern grössern Landkantonen sollen ferner die 
politischen oder kirchlichen Gemeinden in unseren Vereinen 
vertreten sein, sei es nach der Praxis von Luzern durch 
Korrespondenten (warum so viele Polizisten!) oder aber 
von Aargau, da die Kirchenpflegen mit dem Patronat be- 
traut sind. Prinzip soll sein, dass die Organisation der 
Vereine mit den Sitten und Gebräuchen jedes Kantons in 
vollständiger Übereinstimmung bleibe. Der Antwerpener 
Kongress ı890 beschloss, die Vereinsbildung soll möglichst 
der Vergangenheit eines Landes, seinen Sitten und Ge- 
bräuchen angepasst werden. 


Vo. 
Verhältnis zu unserer Arbeit. 

Soll unsere künftige Tätigkeit eine gleichartige und 
erspriessliche sein, so müssen wir uns einigen in den 
Mitteln und Wegen, die in der Handhabung der Fürsorge 
im einzelnen einzuschlagen sind. Es sind Dinge, die schon 
oft an unseren Jahresversammlungen behandelt wurden, 
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deren einheitliche Ausführung aber immer noch zu wünschen 
übrig lässt. Das Schweizerische Strafgesetzbuch stellt an 
uns die Forderung, auf der ganzen Linie, d.h. in allen 
Kantonen möglichst einheitlich vorzugehen, damit nicht 
der Jugendliche, der vorläufig Entlassene und der bedingt 
Verurteilte in einzelnen Kantonen besser gestellt seı als 
in andern. Auf Grund der Erfahrung, eingehender ınter- 
nationaler Kongressberatungen und unserer eigenen viel- 
jährigen Verhandlungen im Schosse unseres Vereins stellen 
wir folgende ıo Punkte auf, deren Ausführung auf Grund 
des einheitlichen Strafgesetzes in allen Kantonen eine mög- 
lichst gleichmässige und einheitliche werden muss. 


VI. 
Umfang und Handhabe der Fürsorge im einzelnen. 


I. Der moralische und religiöse Einfluss. 

Die Fürsorge muss in der Zelle anfangen. Durch 
wiederholte Unterredung gilt es, sich über die Gesinnung 
zu vergewissern und dieselbe im Guten zu stärken. Der 
Beschluss des ersten Fürsorge-Kongresses ın Antwerpen 
lautet dahin, dass die Entlassungsfürsorge schon während 
des Strafvollzugs vorbereitet werden soll. 


2. Versorgung mit Kleidern. 

Ohne Unterschied der Gesinnung und des Betragens 
soll jeder Austretende mit hinreichender Bekleidung (je 
nach Umständen mit Hilfe seines Pekuliums) und genügen- 
den Legitimationspapieren versehen werden, ordentliche 
Kleidung und ein sauberer Heimatschein sind für das 
Fortkommen unerlässlich. Die Patronage-Kommission Basel 
erzeigt diese Wohltat ausnahmslos allen und verwendete 
hiefür ı903 Fr. 1400. Um diese Auslagen zu decken, 
wurde ein Verein gegründet. 


3. Die Vermittlung von Arbeit. 
Die Erziehung zur Arbeit, einer der Hauptfaktoren 
des modernen Strafvollzugs, darf beim Austritt nicht unter- 
brochen werden. Es ist darum auf die Vermittlung von 
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Arbeit die grösste Mühe zu wenden. Wır wissen, dass 
sie zu unsern schwierigsten und verantwortungsvollsten 
Aufgaben gehört, deren glückliche Lösung aber zugleich 
den Erfolg der Fürsorge am meisten sichert. Das grösste 
Hindernis liegt nach unserer Erfahrung in der Abneigung 
der Arbeiterwelt, einen Bestraften in ıhre Mitte aufzunehmen 
und in der Neigung der Arbeitgeber, dieser Kundgebung 
Ihrer Arbeiter Rechnung zu tragen, anstatt zu sagen: Hier 
habe ich zu befehlen. 

Ebenso wichtig ist aber auch, dass unsere Schützlinge 
das ihnen entgegengebrachte Vertrauen rechtfertigen und 
nicht durch verspäteten Eintritt oder gänzliches Ausblei- 
ben dem Arbeitgeber Verlegenheit und unserem Werke 
Diskreditierung bereiten. Der neue Entwurf gibt nun 
den schutzvereinlichen Organen die Möglichkeit ın die 
Hand, solchem Verhalten gegenüber mit aller Energie 
aufzutreten. Regel ist, dass der Entlassene ın seinem 
Beruf bleibt. Bei Staatsbediensteten, Kaufleuten und Kommis 
ist Ergreifung eines neuen Berufes meist unerlässlich. Die 
staatlich geordnete Auskunft für Arbeitsvermittlung ist sehr 
zu begrüssen und zu benützen. 

Überaus erwünscht sind auch die interimistischen 
Arbeitsgelegenheiten: Schreibstuben und Arbeiterkolonien. 
Ihnen wünschen wir Unterstützung durch den Bund ähnlıch 
den „Arbeitsanstalten‘‘ und den Trinkerheilanstalten (Art. 44 
Einführungsgesetz) und wir beantragen, dass Arbeiter- 
kolonien und Schreibstuben hier beigefügt werden. 


4. Beherbergung und Beköstigung. 


Die Schutzvereine unserer Gross- und Grenzstädte 
können sich dieser Sorge nicht wohl entschlagen. Sind 
Herbergen zur Heimat und Kaffeehallen vorhanden, so ıst 
durch vorher zu vereinbarende, schriftliche Anweisung 
Missbrauch nicht ausgeschlossen, aber doch selten. Berlin, 
Strassburg, Freiburg ı/B. und Basel stimmen in ihren be- 
friedigenden Erfahrungen überein. 
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5. Verabreichung von Geld, insbesondere an Durchreisende. 


Obwohl ich mich hier von Schuld nicht ganz frei 
fühle, halte ich doch an dem Grundsatz von Antwerpen 
fest, dass Geldunterstützung nur ganz ausnahmsweise zu- 
lässig sei. Für die Beschaffung von Naturalien: Kleider, 
Auslösung von Effekten und Pfandgegenständen wähle 
man den Weg des detaillierten Gutscheines. Bei vorläufig 
Entlassenen und bedingt Verurteilten werden wir oft ın 
die Lage kommen, Vorschüsse zu machen, um ihnen die 
Existenz zu erleichtern. Die Rückzahlung werde be- 
dingungslos gefordert. Bemerkenswert sind die Erfah- 
rungen des Vereins in Berlin, in dessen Rechnung 1894 
an zurückgezahlten Vorschüssen 12,226 Mark figurieren. 


6. Das Freibillet. 


Hilflosigkeit im eigenen Land ist schlimm, schlimmer 
in einem Gebiet, dessen Sprache, Sitten, Erwerbsverhält- 
nisse und Wohltätigkeitseinrichtungen man nicht kennt. 
Daher soll jedem Entlassenen ohne jegliche Rücksicht 
auf Staatsangehörigkeit die Reise in die Heimat und an 
einen Arbeitsposten ermöglicht werden. Das war die Ur- 
sache der Übereinkunft Basels mit Baden 1886, angeregt 
durch 7 Prof. B. Riggenbach. Während meiner ıo-Jährigen 
Tätigkeit habe ich 232 Deutsche nach Deutschland und 160 
Schweizer in die Schweiz spediert. Eine besondere ver- 
dankenswerte Hilfe leistet uns der Deutsche Hilfsverein in 
Basel, der auch bei Billeten zur halben Taxe die andere Hälfte 
übernimmt, während zu beklagen ist, dass die Bundesbahnen 
bloss Billete zu halber Taxe verabfolgen. Wir suchen darum 
in diesem Punkte dıe Bundesunterstützung nach in Form 
der Verabfolgung von Freibilleten und um die Befugnis 
selbständiger Ausstellung von Billetempfehlungen mit Um- 
gehung von Polizei- und Armenbehörden. Mache darauf 
aufmerksam, dass die meisten Kongresse sich mit dieser 
Frage beschäftigt haben und dass gerade diese Art der 
Fürsorge eine hohe Würdigung gefunden hat. Fuchs 
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führt das Vorgehen von Basel resp. der Schweiz und 
Deutschland als mustergültig an. 


7. Die Auswanderung in überseeische Länder. 


„Ich habe ın den 6 Jahren meiner Wirksamkeit mehrere 
Dutzend ın die Vereinigten Staaten geschickt und keiner 
ist zurückgekcmmen.“ So konnte Prof. Riggenbach be- 
richten. Durch das seit Mitte der 80er Jahre mit besonderer 
Strenge gehandhabte Verbot der Einwanderung von Hilfs- 
bedürftigen wurde ein Riegel geschoben, indessen hat sich 
ein neues Gebiet in Kanada eröffnet. Die Kostenfrage 
wird immer eine grosse Bedeutung haben, es soll aber 
darin nicht gespart werden. Für solche Fälle haben wir 
in Basel einen Reservefonds. „Die Erfahrungen, welche- 
die Niederländische Gefängnisgesellschaft und die Patronage-- 
Kommission in Basel mit der Ermöglichung der Auswande- 
rung gemacht haben, werden als gut bezeichnet,“ sagt. 
Fuchs. 

8. Die Aufstellung eines Fürsorgers. 


Jahrzehnte hindurch hat es als unumstösslicher Satz 
gegolten, für jeden Strafentlassenen dem Arbeit vermittelt 
wurde, einen besonderen Fürsorger aufzustellen, aber: 
manche Vereine, welche nach dieser Regel ihre Tätigkeit 
eingerichtet haben, jammern über die Erfolglosigkeit ihrer 
IMassregeln oder sind zu der Überzeugung gekommen, 
cass ein Bedürfnis nach Aufrechterhaltung dieser Einrich- 
tung gegenüber Volljährigen und vollkommen Erwerbs- 
fähigen überhaupt nicht besteht und dass gerade die selb- 
ständigeren Naturen eine ausgesprochene Abneigung gegen 
jede Art von Beaufsichtigung haben. Strafentlassene, wel- 
chen es mit ihren Besserungsvorsätzen ernst ist, werden 
sich gut verhalten, ohne dass es nötig wäre, für sie einen 
besonderen Fürsorger aufzustellen, vielmehr genügt es, 
solchen für den Notfall eine Türe offen zu halten (Änstalts- 
geistlicher oder Vorstandsmitglied), an welche sie sich ver- 
trauensvoll wenden können. Dagegen wird man soiche, 
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deren Vorsätze keine festen sind, mit dem besten Willen 
durch die Aufstellung eines Fürsorgers nicht vor Rückfall 
bewahren können. 

Eine ganz andere und besondere Bedeutung gewinnt 
das Fürsorgeamt gegenüber Jugendlichen, vorläufig Ent- 
lassenen und bedingt Verurteilten. Die Schutzaufsicht ist für 
solche obligatorisch und muss durch ein Reglement bestimmt 
werden. Freiwillig unter Schutzaufsicht sich Stellende 
werden wir nicht abweisen, aber für ebenso wichtig 
halten wir 


9. Die Verpflichtung zu fortgesetzter Unterstützung 
Entlassener. 


Die erste Zeit wird für jeden Entlassenen, besonders 
für Familienväter, die schwerste sein. Für Hauszinszah- 
lungen, Kredite, Nachhilfe in der Versorgung der Kinder etc. 
wird das Patronat bei der Hand sein müssen, nicht dass 
es die ganze Last trage, aber die einleitenden Schritte 
gegenüber Behörden und Anstalten tue.* Gerade in dieser 
Beziehung erweist sich die Staatshand als zu ungelenk 
und zu verschlossen. 


10. Die Fürsorge für die Familie während der Strafzeit. 


Der Referent in St. Gallen 1893 ist zu dem Schlusse 
gekommen, dass die geldliche Unterstützung der Familie 
nur ausnahmsweise eine schutzvereinliche Aufgabe sein 
könne. Allein es scheint mir im Einverständnis mit Prof. 
Riggenbach, dass von drei Gesichtspunkten aus eine Unter- 
stützung unbedingt empfohlen werden müsse, a) aus dAr- 
lantropischen Gründen. Wer die Briefe der Gefangenen 
liest, der kennt jene tragische Situation: kranke alte Eltern, 
Frauen, die sich vergeblich abmühen, für ihre zahlreiche 
Familie das Brot zu erwerben, Männer, die mit ihrer mutter- 
losen Kinderschar hilflos dastehen. Sollte der Schutzverein 


* Von 1894-1933 ernielt der Berichterstatter 959 Briefe von 
ehemaligen Gefangenen, darunter auch viele Dankbriefe. 
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das Schiff zerscheitern lassen, auf dem der Entlassene 
später wieder auf die wogende See hinausfahren soll? 
b) aus pädagogischen Gründen. Es ist ein grosser Trost 
für den einsam in seiner Zelle Sitzenden, zu wissen, dass 
Leute von angesehener sozialer Stellung sich seiner Familie 
annehmen und besonders bei ihren Frauen den bösen 
Einflüssen von Verwandten und sogenannten guten Freunden 
entgegen wirken. Das bahnt zumeist den Weg zum Herzen 
des Gefangenen. c) Aus prophylaktischen Gründen. Unser 
Basler Frauenverein nimmt sich der Kinder an und zahlt 
für sie Kostgelder in Anstalten und Familien ın der Ein- 
sicht und Absicht, Prophylaxe zu üben gegen die Fort- 
pflanzung der moralischen Krankheiten der Eltern.” 

Der Kongress von Petersburg spricht sich hierüber 
folgendermassen aus: Die Schutzvereine sollen diese Auf- 
gabe besonders betonen und die erforderlichen Beziehungen 
mit allen weltlichen und kirchlichen Behörden anbahnen. 
In Übereinstimmung damit hat der erste Kongress von 
Antwerpen die Familienunterstützung als eine Vereins- 
aufgabe bezeichnet. Das Waisenamt in Basel bietet allen 
Inhaftierten mit längerer Haft die Vormundschaft an und 
der Referent hat in zahlreichen Fällen dieses Amt selbst 
übernommen. 


IX. 
Verhältnis zu den Frauenvereinen. 


Wir finden solche in Zürich (mit Zufluchtsstube), Bern, 
Patronatskommission für Hindelbank und St. Johannsen, 
Genf (mit Zufluchtsstube), das sich auch freigesprochener 
Frauen annimmt, Lausanne, als Subkommission des Männer- 
vereins und Basel mit Unterstützung der Familien von 
männlichen Strafgefangenen und Ausdehnung auf alle 
weiblichen Polizeihäftlinge. 

Diese Vereine, aus einem kleinen Kreis von Frauen 
bestehend, ohne Norm und Statuten, mit viel persönlicher 








cfr. B. Riggenbach, Instruktionskurs Bern 1390, pag. 172. 








Aufopferung, besonders auch im Besuch der Gefangenen 
vor ıhrer Entlassung, bieten uns in mancher Beziehung 
ein beschämendes Vorbild schutzvereinlicher Tätigkeit. Sie 
stehen auch am tapfersten ein für die verlassene Jugend: 
„Über alle unsere Schützlinge, deren Wohl uns so sehr 
am Herzen liegt, suchen wir das Netz christlicher Liebe 
zu spannen. Zu diesem Zweck unterhalten wir mit Alten 
und Jungen einen regen Verkehr durch Besuche, Briefe 
und kleine Geschenke, besonders zur Weihnachtszeit.“ 
(Verhandlungen Zürich ıgoı, I. Heft, Seite 13.) - 

Lassen wir die Frauenvereine in ihrer Eigenart und 
Selbständigkeit bestehen und verlangen wir nur, dass sie 
die festzustellenden Bestimmungen über Patronisierung 
Jugendlicher, vorläufig Entlassener und bedingt Verurteilter 
und mit uns einheitliche Rechnungsstellung und Bericht- 
erstattung akzeptieren. Sollten sie sich das Präsidium durch 
ein Mitglied des Männer-Patronats gefallen lassen, wie von 
Anfang an in Basel, desto besser. Im übrigen verweisen 
wir auf die Thesen von Frau Dr. Ernst, Zürich ıgoı, be- 
sonders auf die erste: „Es wird dringend empfohlen, dass 
in allen Kantonen, in welchen sie noch nicht bestehen, 
besondere Frauenvereine zum Schutz entlassener weiblicher 
Sträflinge gebildet werden.“ 


X. 


Verhältnis zu verwandten Bestrebungen. 


1. Besonders rührig ist die Heilsarmee in ihrer „Sozial- 
Arbeit“. Dieselbe besitzt in Köniz ein Asyl für entlassene 
Sträflinge (Jahresausgabe Fr. 20,729. 90), Rettungshaus in 
Vevey (704.60, in Zürich (9506.65), Basel (6214. 15). Es 
stehen ihr 63 Plätze für Männer und Frauen zu Gebote. 

2. Erwähnenswert sind ferner die Asyle, Rettungs- 
häuser und Zufluchtstätten für bestrafte Frauenspersonen, 
für die Schutzfürsorge der Frauen unentbehrlich, weil 
bei der Mehrzahl der weiblichen Gefangenen der Hang 
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zur Unsittlichkeit und die Neigung, sich an ffemdem Eigen- 
tum zu vergreifen, zur Gewohnheit ausgeartet ıst. Die 
Schutzvereine haben deshalb allen Anlass, derartige Zu- 
fluchtsstätten selbst ins Leben zu rufen oder sie in ent- 
sprechender Weise zu unterstützen. So hat der Frauen- 
verein von Basel sich an der Errichtung des Asyls am 
Nonnenweg mit Fr. 10,000 beteiligt. Ausserdem ist letztes 
Jahr ein „Zufluchtshaus im Holee“ errichtet worden. Bern 
weist auf: Brunnadern, Sulgenhof, Neufeldweg; Genf: 
Eaux-Vives, le Secours; St. Gallen: Asyl für schutzbe- 
dürftige Mädchen; Zürich: Arbeiterinnenheim, Versorgungs- 
haus und Vorasyl Pilgerbrunnen, Eidmattstrasse, Pfrund- 
weıd. 

Die Verbands-Versammlung der Deutschen Schutz- 
vereine zu Eisenach 1896 bestimmte: Die Zufluchtsstätten 
haben die höchste Bedeutung und bilden in den meisten 
Fällen das einzige Rettungsmittel. Völlige Freiwilligkeit 
und längerer Aufenthalt sind durchaus notwendig. 

Da diese Asyle weder Kantons- noch Konfessions- 
grenzen kennen, äusserst nutzbringend wirken und gleich- 
sam die unterste Stufe der Gewerbeanstalten bilden, möchte 
ich Art. 44 des Einführungsgesetzes auch auf sie ange- 
wendet wissen resp. sie zur Bundesunterstützung empfehlen. 

Hieran reihen sich 3. die Arbeiterkolonien und 4.Schreib- 
stuben, die auf ebenso allgemeinem Boden stehen. Über 
ihre Notwendigkeit und Nützlichkeit wollen wir keine 
weitern Worte verlieren und verweisen auf das Schriftchen 
von Pfr. G. Benz: Aus dem Leben einer Arbeiterkolonie, 
Basel 1904. Auch auf sie möchten wir obigen Art. 44 
bedingungslos anwenden. 


XI. 
Organisation. 


Wir haben uns bei unseren gemeinsamen Tagungen 
erfreulicher Weise über manche wichtige Grundsätze ge- 
einigt. Deren einheitliche Ausführung aber lässt noch 


m 





m 
immer: zu wünschen übrig. Nach Einführung des neuen 
Strafgesetzbuches dürfen wir nicht länger mehr ÜUhter- 
schiede walten lassen. Mit den Rechten und Pflichten, 
die uns dasselbe gibt, nehmen wir vor allem auch die 
Verpflichtung einheitlicher Ausführung der für richtig er- 
Jundenen Grundsätze auf uns, damit nicht der Jugendliche, 
der vorläufig Entlassene und der bedingt Verurteilte in 
einzelnen Kantonen besser gestellt sei als in andern. Eıin- 
heitliche Verurteilung bedingt auch einheitliche Behandlung. 
Dies ıst nur auf Grund einer einheitlichen Organisation 
möglich. 

Zum Zweck ihrer Beratung und Ausführung soll vor 
Inkrafttreten des neuen Strafgesetzbuches eine Kommission 
gebildet werden aus je einem Abgeordneten unserer Schutz- 
vereine. Die Mitglieder des Zentralkommitees gehören 
ihr ex officio an, cfr. Lardy, actes de Neuchätel 1872, 
pag. 71: Toutes les societes cantonales devraient avoir 
autant que possible le m&me reglement, se communiquer 
au moins tous les ans un rapport sur leur activite et etre 
en relations directes. 

Als Hauptgesichtspunkte dieser Organisation stellen 
wir folgende auf: 

Diejenigen Kantone, in denen noch kein Verein be- 
steht, sollen angefragt werden, ob sie einzeln oder durch 
Zusammenschluss kleinerer Kantone oder Anschluss an 
grössere Strafanstaltskantone sich organisieren wollen. Die 
Kommission stellt ferner ein gemeinsames Programm und 
Reglement auf über Patronisierung der Jugendlichen, der 
vorläufig Entlassenen und der bedingt Verurteilten und 
bestimmt die Prinzipien, nach denen im einzelnen die Arbeit 
der Schutzaufsicht soll vollzogen werden. (Vgl. Abschnitt: 
Umfang und Handhabung der Fürsorge im einzelnen.) 

Die Organisation der einzelnen Vereine sei durchaus 
den Kantonen überlassen nach dem Mass ihrer Eigen- 
tümlichkeiten und ihrer vereinsgeschichtlichen Entwicklung. 
Vertretung der kantonalen Behörden und Gerichte soll 
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vorgesehen werden. Wünschbar ist ein einheitliches Rech- 
nungswesen und zur Erleichterung der Kontrolle und 
Statistik ein einheitliches Schema der Jahresberichte.* Wir 
erinnern an das Formular eines solchen. (Verhandlungen 
Bern 1897, Seite ıır.) Für die Fürsorge und Schutzauf- 
sicht soll nicht das Heimat- sondern das Wohnsitzprinzip 
gelten, deshalb soll Art. 3, II der Zentralstatuten weg- 
fallen: „Die Überführung der Entlassenen an ihren Be- 
stimmungsort soll nicht eher stattfinden, als bis die Be- 
dingungen und die Kosten einer solchen beidseitig genehmigt 
sind.“ Das schliesst nicht aus, dass wie in der Ärmenpflege 
die Heimatgemeinden in Anspruch genommen werden. 


Dem Zentralkomitee, auf 5 Mitglieder erweitert, wird 
die Vollmacht gegeben, über die einheitliche Ausführung 
des Reglementes zu wachen. Mit den Frauenvereinen, 
denen ihre Selbständigkeit, wo sie sie schon haben, soll 
belassen werden, sucht es in enger Fühlung zu bleiben. 


Unsere Jahres-Versammlungen sollen im bisherigen 
2-Jährigen Turnus abgehalten werden, in dem ausfallenden 
Jahr tritt die oben genannte Kommission der Abgeordneten 
der verschiedenen Schutzvereinsgebiete zusammen, vorerst 
zur Beratung der Reglements- und ÖOrganisationsfragen, 
später zur Besprechung und Austausch der gemachten 
Erfahrungen. Die Zentralstatuten sollen in diesem Sinne 
nach Bedürfnis abgeändert werden. 


So unerlässlich solche Organisations- und Prinzipien- 
fragen sind, Hauptsache ist der Geist der Einigkeit unter 
einander, der Liebe für unsere Entlassenen und für die 
schutzvereinliche Arbeit überhaupt und die strenge und 
einheitliche Durchführung des für richtig Erkannten. 


* cfr. die Tabelle im Anhang mit ihren lückenhaften Angaben 
aus den Jahresberichten. cfr. auch Beilage I. 
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Thesen. 


. Die Schutzaufsichtstätigkeit ist eine durchaus inter- 
konfessionelle Angelegenheit und soll alle Unglück- 
lichen umfassen, welche deren Hilfe bedürfen. Da 
die vereinheitlichte Schweizerische Rechtspflege die 
Schutzvereinsorgane in die Gesetzgebung einbezieht, 
haben sıch dieselben aufs neue dessen zu erinnern, 
dass sie im Dienste der Allgemeinheit stehen. 


. Unsere Schweizerischen Schutzvereine nehmen die 
ihnen durch das Schweizerische Strafgesetzbuch 
überbundenen Aufgaben auf in Übereinstimmung mit 
den auf den internationalen Kongressen als richtig 
und massgebend erfundenen Gesichtspunkten und 
bestreben sich intensiver Teilnahme an den inter- 
nationalen Beratungen. 


. Die Schutzaufsicht sei und bleibe ein Werk der 
christlichen Nächstenliebe und als solches ein Werk 
der freiwilligen Tätigkeit der organisierten Schutz- 
aufsichtsvereine, unterstützt von Staats-, Kirchen- 
und Gemeindebehörden. Polizeiliche Schutzaufsicht 
ist nicht zulässig. Prinzip soll sein, dass die Organı- 
sation sich den Sitten und Verhältnissen jedes Kantons 
möglichst anpasse. (I. These von Direktor Hürbin, 
1901.) ' 

. Mit den Rechten und Pflichten, die uns das neue 
Strafgesetz gibt, nehmen wir vorallem die Ver- 
pflichtung einheitlicher Durchführung der für richtig 
erfundenen Grundsätze auf uns, .damit nicht der 
Jugendliche, der vorläufig Entlassene und der be- 
dingt Verurteilte, die unserer Aufsicht unterstellt 
sind, in den einen Kantonen anders als in den andern 
behandelt werden. Dies gilt besonders für die Hand- 
habung der Fürsorge im einzelnen, d. h. in folgenden 
10 Punkten: Religiöse und moralische Pflege, Ver- 
sorgung mit Kleidern, Vermittlung von Arbeit, Be- 
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herbergung und Beköstigung, Verabreichung von 
Geld, Freibillets, Auswanderung, Aufstellung eines 
Fürsorgers, Verpflichtung zu fortgesetzter Unter- 
stützung Entlassener und Fürsorge für die Familien. 


. Das Verhältnis zu den Staats-, .richterlichen- und 
Gemeindebehörden, wie auch zu den Polizeiorganen 
sei ein möglichst enges. Bundessubvention halten 
wir einstweilen nicht für notwendig, hingegen Unter- 
stützung durch die kantonalen Behörden. 

Dagegen empfehlen wir Bundesunterstützung 
nicht nur für Arbeitsanstalten und Trinkerheilanstal- 
ten, sondern auch für Arbeiterkolonien und Frauen- 
asyle; auch wenn dieselben von den Kantonen für 
strafgerichtliche Einweisungen nicht in Anspruch 
genommen werden; ferner Verabfolgung von Frei- 
billets (Art. 44). 


. Für die in Art. 47 des Einführungsgesetzes vorge- 
sehene Organisation der Schutzvereine durch die 
Kantone stellen wir folgende Forderungen auf: 
Kompletierung der Schutzvereine für alle Kantone, 
ebenso der Frauenvereine, Unterstützung nach dem 
Prinzip des Wohn- resp. Strafortes (Inanspruchnahme 
der Heimatgemeinde nicht ausgeschlossen); engere 
Verbindung der einzelnen Schutzvereine unter ein- 
ander durch Revision der Zentralstatuten nach fol- 
genden Gesichtspunkten: Kreierung einer vorbera- 
tenden Kommission zur Aufstellung eines einheitlichen 
Reglementes über Behandlung der Jugendlichen, der 
vorläufig Entlassenen und der bedingt Verurteilten;; 
einheitliches Rechnungswesen und einheitliche Be- 
richterstattung; Verstärkung des Zentralkomitees 
und Einräumung des Aufsichtsrechtes über die Tätig- 
keit der einzelnen Vereine. 
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Theses. 


I. L’euvre du patronage des detenus liberes doit Etre 
absolument neutre au point de vue confessionnel et 
embrasser ainsı l’ensemble des malheureux qui ont 
besoin de son aide. ÄAttendu que l’unification federale 
dans l’administration de la justice fait rentrer dans 
sa legislation les organes du patronage, ceux-ci se 
souviendront ainsi, comme precedemment qu'ils sont 
au service de tous, sans acception de personnes. 


2. Les societes suisses de patronage se chargent des 
obligations que leur impose le code penal federal; 
elles adherent aux principes reconnus justes et ra- 
tionnels en la matiere par les congr&s internationaux 
et s’appliqueront ä prendre une part plus active aux 
deliberations de ces congres. 


3. Le patronage des detenus liberes doit Etre et rester 
une &uvre de philanthropie chretienne, et comme 
telle, le fruit d’une activite libre et spontande des 
societes de patronage organisees avec l’appui de 
l’Etat et des autorites ecclesiastiques et communales. 
Le patronage ne peut revetir un caractere de police. 
Dans son principe, l’organisation du patronage doit, 
autant que possible, s’adapter aux maurs et con- 
ditions particulieres a chaque canton (Il. these de 
M. le directeur Hürbin, 1901.) 


4. Quant aux droits et aux devoirs attribues & l’oeuvre 
du patronag®& par le nouveau code penal, nous en- 
visageons en premier lieu comme notre devoir de 
tendre & l’unification dans l’application des principes 
reconnus justes et rationnels, afin que le jeune de- 
Iınquant, le detenu libere provisoirement, lV’ındividu 
condamne conditionnellement et places sous la tutelle 
du patronage ne soient pas traites dans un canton 
differemment que dans un autre. Cela importe surtout 
dans l’exercice du patronage en detail, c.ä.d. en 
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rapport avec les dix points suivants: soiNS religieux 
et moraux, don de vetements, entremise pour obtenir 
du travail, hospitalisation et pension, secours en 
argent, billet gratuit de parcours, &emigration, choix 
d’un tuteur benevole, engagement & continuer de 
secourir des detenus liberes et assistance des familles 
de ces derniers. 


Il doit exister, autant que possible, des rapports 
etroits entre les autorites de l’Etat, les autorites ju- 
diciaires et commmunales ainsi qu’avec les organes 
de la police. Nous ne considerons pas, momentane- 
ment, des subventions federales comme necessaires; 
par contre, nous avons besoin du concours financier 
des autorites cantonales. 


En revanche, nous estimons qu’ils est utile et 
opportun que la Confederation subventionne non 
seulement les maisons de travail et de correction 
et les asiles pour la guerison des buveurs, mais 
encore les asiles et colonies pour hommes et pour 
femmes, lors m&me que ces institutions ne seraient 
pas proprement destinees aux individus qui auraient 
ete l’objet d’une condamnation judiciaire; nous re- 
commandons, en outre, le don de billets gratuits de 
chemin de fer (Art. 44). | 


En ce qui concerne l’organisation des societes de 
patronage par les cantons, telle qu’elle est prevue 
par l’art. 47 de la loi d’introduction, nous formulons 
les voeux suivants: institutions de societes de patro- 
nage dans tous les cantons, de m&me que de comites 
de dames; assistance d’apres le principe du lieu de 
residence, c. &. d. du lieu d’execution de la peine 
(sans exclure toute demarche ä faire, eventuellement, 
aupres de la commune d’origine); lien plus etroit & 
etablir entre les differentes societes de patronage 
dans leurs rapports mutuels, et cela par la revision 
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des statuts centraux sur Ja base des principes sui- 
vants: Institution d’une commission preconsultative 
en vue de l’elaboration d’un reglement unique pour 
le traitement des jJeunes delinquants, des detenus 
lıberes provisoirement et des individus condamnes 
conditionnellement; unification dans la maniere de 
tenir les comptes et dans la disposition des rapports 
de gestion; augmentation du nombre des membres 
composant le Comite central, en lui concedant le 
droit de surveillance sur l’activite des diverses 
societes de patronage. 
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NB. Aus dieser Beilage geht hervor, wie gross unser Arbeitsfeld, 
zugleich auch, wie lückenhaft die Berichterstattung mancher Vereine ist. 





Ill. 


Exscution des peines 
d’aprös l’avant-projet de Code Pönal Federal. 


Rapport presente par Z. Martın, avocat a Geneve, 
ancien secretaire du Departement de Justice et Police. 





Chapitre I. 


Röle de la Confederation et des Cantons dans 
l’execution des peines. 


8 I. Dispositions constitutionnelles. 


Le ı3novembre 1898 le peuple suisse, par 266,610 oui 
contre 101,780 non, et par la voix de ı5 Cantons et 3 demi- 
cantons, contre celle de 4 cantons et 3 demi-cantons, a 
adopte le nouvel article 64 Pi de la Constitution Federale 
donnant A& la Confederation le droit de legiferer dans le 
domaine du droit penal. 


Cet article est ainsi congu: 


„La Confederation a le droit de legiferer en matiere 
„de droit penal. 

„L’organisation judiciaire, la procedure et l’adminis- 
„tration de la justice demeurent aux cantons dans la m&eme 
„mesure que par le passe. 

„La Confederation a le droit d’accorder aux cantons 
„des subventions pour la construction d’etablissements peni- 
„tentiaires, de maisons de travail et de correction ainsi 
„que pour les reformes a realiser dans l’ex&cution des 
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„peines. Elle a egalement le droit de preter son concours 
„a des institutions protectrices de l’enfance abandonnee.“* 


Ce nouvel article constitutionnel place donc dans la 
competence de la Confederation la legislation dans le do- 
maine du droit penal, mais laisse aux cantons tout ce qui 
concerne la procedure penale et l’administration de la 
justice penale. 

Quant au regime penitentiaire, s’ıl semble au premier 
abord que l’execution des peines doive rester dans le do- 
maine de la procedure et par consequent rester aux cantons, 
il est certain que l’organisation du systeme des peines forme 
une partie essentielle du droit penal et qu’il doit etre regle 
d’une facon uniforme dans le projet de Code penal. 


Le Message du Conseil Federal du 28 Novembre 1896 
relatif ä la revision de l’article 64 indique clairement le 
systeme auquel le Conseil Federal s’est rallıe. 


La legislation penale devenant unifiee, c’est le Code 
Federal qui statuera sur les penalites; par contre — dit 
le message — „l’administration de la Justice reste expresse- 
ment reservee aux Cantons et ce terme d’administration 
da la justice doit etre interprete dans un sens large, celui 
que lui donne dejä l’article 64 de la Constitution; il com- 
prend par consequent l’execution des jugements“. 


„En revanche le Code poserait les principes fonda- 
mentaux en matiere de peine; sinon il serait impossible 
d’etablir un systeme rationnel de peines.“ ** 


D’autre part le Conseil Federal a estime& quil etait 
devenu necessaire d’ameliorer l’ex&cution des peines et de 
provoq.er pour cela des modifications profondes au regime 
actuel. 

Mais ces changements seront faits par les cantons 
avec l’aide de la Confederation, celle-cı renongant entiere- 
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"R-O.T. XVlI, p. 823. 
”* Message du 23 Novenibre 1899, p. 18. 
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ment ä se charger de la construction de certains etablisse- 
ments affectes A des buts speciaux, ä la detention des jeunes 
delinquants des criminels d’habitude ou dangereux, etc. — 


Et le motif donne pour cette abstention est qu'il con- 
vient de laisser aux cantons l’ensemble de l’ex&cution des 
peines. 

On peut cependant se demander si le veritable motif 
qui a engage le legislateur federal A ne pas mettre a la 
charge de la Confederation tout le systeme pänitentiaire, 
n’est pas plutöt d’ordre financıer. 


Au moment oü l’article 64. de la Constitution a ete 
soumis au peuple, la question de l’assurance etait encore 
a l’ordre du jour et on &tait surtout pr&occupe de reserver 
pour l’oeuvre des assurances les ressources financieres de 
la Confederation. 

Ainsi donc le principe adopte par la Constitution est 
le suivant: 


La Confederation fixe dans son Code Penal le systeme 
des infractions et de leur punissabilite. Elle statue en meme 
temps sur les peines applicables a chaque delıt. 


Par contre c’est aux cantons qu’il importe de faire 
executer les peines dans les etablissements penitentiaires 
qu’ils possedent. 


On a donc mis de cöte resolument la creation d’eta- 
blissements federaux pour l’execution de peines, et l’on a 
adopte le systeme des subventions federales qui pourront 
etre accordees aux cantons. Remarquons encore que le 
texte constitutionnel ne fait A la Confederation aucune obli- 
gation d’accorder ces subventions. L’art. 64 ' dit: „La 
Confederation a le droit‘, (Der Bund ist befugt). 


Lors de la discussion du projet de revision de l’art. 64 
de la Constitution, une minorite de la commission du Conseil 
National avait propose un texte plus precis disant que la 
Confederation accordera des subventions aux cantons pour 
l'amelioration de leur r&gime penitentiaire. 
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Cette proposition, appuyee non Seulement par les 
membres de la minorite.de la commission hostiles & l’uni- 
fication du droit, mais par plusieurs membres ayant vote 
l’entree en matiere, fut combattue par le rapporteur et le 
Conseil Federal, et le principal motif de l’opposition faite 
ä cette proposition etait que la situation financiere de la 
Confederation ne lui permettait pas d’ouvrir les portes ä 
un nouveau Beutezug des cantons, qui s’empresseraient de 
demander et d’exiger des subventions pour l’amelioration 
de leurs etablissements penitentiaires et qui se retranche- 
raient derriere l’article constitutionnel pour se refuser & toute 
transformation de leurs prisons. | 
Malgre l’excellence des arguments donnes par les 
orateurs de la minorit&e de la commission, appuyes sur ce 
point par MM. de Planta et Iselin, qui firent ressortir avec 
grande justesse qu’il n’etait pas equitable d’obliger les 
cantons A de fortes depenses de construction et de trans- 
formation de leurs etablissements penitentiaires, sans qu’ils 
soıient assures de l’appui de la Confederation, ’amendement 
de la minorite fut refuse par 63 voix contre 46.* 


Nous reviendrons sur ce sujet lorsque nous parlerons 
du systeme propose par la commission d’experts dans le 
projet de loi federale concernant l’application du Code 
Penal Suisse. 

Disons cependant de suite que ce projet fait une odi:- 
gation aux cantons d’organiser les etablissements neces- 
saires pour l’execution des peines alors que la subvention 
federale est une pure faculte subordonnee A des conditions 
strictes. C’est donc un syst&me batard qui a ete adopte; 
on n’a pas voulu aller dans l’article constitutionnel jJusqu’a 
la consequence logique de l’unification du droit penal en 
plagant les etablissements penitentiaires sous le contröle 
de la Confederation. On les a laisse aux cantons et la 


* Voir bulletin stenographique de l’Assemblee Federale — Con- 
seil National, seance du 20 Juin 1898, p. 238 et s. 
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loı les obligera & les entretenir et a les mettre en harmonie 
avec les principes du Code. Par contre la Confederation 
ne s’est pas engagee A subventionner les cantons. 

Il est certain qu’il etait impossible de faire dans le 
projet de loi d’execution une obligation ä la Confederation 
alors que l’article constitutionnel Jui donne seulement la 
faculte de donner des subventions. Mais nous ne pouvons 
pas nous empecher de penser qu’il est regrettable qu’une 
forme plus categorique n’ait pas ete donnee a !’art. 64 Pi* 
en ce qui concerne les subventions aux cantons. 


8 2. Projet de Code Pönal Suisse et projet de loi d’execution. 


L’avant-projet de Code Penal Suisse redige par M. le 
Prof. Ch. Stoos publie en 1893, ‚comme celui de 1896 issu 
des deliberations de la commission d’experts, contient un 
chapitre consacr&E au systeme des peines et mesures de 
sürete. ” 

En outre ıl faut, pour avoir une idee d’ensemble du 
regime penitentiaire du futur Code Penal Federal se reporter 
a diverses dispositions speciales: 

Par exemple les peines contre les enfants et adoles- 
cents, les mesures de sürete contre les personnes & irres- 
ponsabilite limitee et les buveurs inveteres, et l’internement 
des recidivistes, doivent egalement etre examines. 

Comme nous l’avons dit plus haut, le principe adopte 
est que la loi federale pose un certain nombre de regles 
pour Pexecution de la peine et que les cantons ont A faıre 
en sorte que ces peines soient executees dans leurs etablisse- 
ments et conformement aux r&gles du Code Federal. 


Mais en raison m&me du vague dans lequel est reste 
l’art.64 P'* de la Constitution il y avait lieu de preciser le 
röle des cantons dans l’execution des peines. 


* V. avant-projet de 1894, art. ı8 et s., — avant-projet de 13%, 
Ch. II, art.2ı et s., avant-projet de 1903, Ch. II, art. 26 et s. 
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C’est ce qu’a fait l’avant-projet de loı federale con- 
cernant l’application du Code Penal Federal egalement 
€labore par la commission d’experts qui avait discute le 
projet Stoos, d’apres des travaux preparatoires dus & 
M. le prof. Zürcher. 


Ce projet de loi contient un chapitre sur les etablisse- 
ments penitentiaires et sur les institutions de patronage 
ainsi qu’un chapitre concernant l’ex&cution des jugements. 


Il prevoit en outre que les cantons devront elaborer 


des lois d’application qui seront soumises & l’approbation 
du Conseil Federal. 


Malgre le travail enorme et si remarquable & beau- 
coup d’egards de la commission d’experts chargee de l’ela- 
boration d’un projet de Code Penal Suisse sur la base du 
. projet de l’eminent redacteur qui en a ete la cheville ou- 
vrıere, M. le Prof. Stoos, la täche n’est pas terminee. Il 
appartient maintenant aux specialistes de passer cette 
ceuvre au crible de la critique, et de chercher & l’ameliorer 
encore. 


La Societe pour la Reforme Penitentiaire ne pouvait 
rester en arriere, elle qui fut un des promoteurs du mouve- 
ment d’unification du droit penal. Elle devait faire entendre 
sa voix dans la discussion. C’est pour celä qu’elle a tenu 
a mettre & l’ordre du jour de sa reunion ‘de Geneve 
l’etude du regime penitentiaire resultant du futur code 
penal. De la discussion qui suivra, il sortira sans doute 
bien des idees utiles quı pourront contribuer au succes de 
l’oeuvre magnifique de la lutte contre le crime ä& laquelle 
le projet de M. le Prof. Stoos convie tous les Confederes. 


C’est donc les principes generaux du regime peniten- 
tiaire Suisse que nous nous proposons d’etudier, en nous 
demandant de quelle facon les cantons pourront accomplir 
la mission qui leur est confiee par le projet. 


[" 
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Chapitre II. 


Systeme des peines privatives de liberte d’apes le projet 
de Code PeEnale Suisse. 


8 I. Peines principales — Reöclusion et emprisonnement. 


Les deux peines privatives de liberte principales pre- 
vues par le projet de Code Penal, pour les delits sont: 

La reclusion. 

L’emprisonnement. 

a) La reclusion sera prononcee pour une duree de 
ı an A 15 ans et dans les cas prevus par la loi 
elle sera ä vie.” 

Cette peine sera subie dans un etablissement servant 
exclusivement & cette destination. 

b) L’emprisonnement sera prononce pour 8 jours au 
moins, pour 2 ans au plus et dans les cas speciaux 
prevus par la loi jusqu’a 5 ans au plus.”* 

Le premier avant-projet de 1893 avait admis pour 
l’emprisonnement une duree maximale d’un an, de facon 
a exclure completement le parallelisme entre les deux peines 
et de pouvoir arriver ä la separation absolue entre les con- 
damnes & la reclusion et ceux qui ne sont condamnes qu a 
l’emprisonnement. 

On sait que cette disposition a donne lieu A d’importants 
debats au sein de la commission et qu’en definitive le maxi- 


* Reclusion ä vie pour l’assassinat art. 60. En cas de brigandage 
avec tortures corporelles 81, $ 2, le tribunal pourra appliquer cette 
peine. Pour attentat a la pudeur aggravee et suivie de mort 126, $ 3, 
incendie suivie de mort 148, $ 3, inondation intentionnelle suivie de 
morts nombreuses 153, $ ı, mise en danger de la circulation des trains 
entrainant la mort de plusieurs personnes 156 $ ı. 

”* Cas oü l’emprisonnement peut aller jusqu’a 5 ans: Homicide 
sur la demande de la victime 61, duel 67, $ 1, homicide par negli- 
gence dans fonctions speciales 70, lesions corporelles graves 72, al. 2, 
lesions corporelles ayant produit un resultat tres grave non prevu 
73, $ 3, lesions corporelles graves Bat negligence et infraction a un 
devoir de charge 78, $ 2. 
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mum de l’emprisonnement a ete port€ A5 ans, ITS gay. 
ment dans des cas speciaux prevus par la loi. 


Nous ne pouvons nous empecher de regrefter que 
l’on ne soit pas reste au systeme logique du redacteur 
consistant en la separation absolue des deux peines prin- 
cipales. Quelques membres de la commission ont estime 
que le maximum fixe ä un an pour l’emprisonnement etait 
trop court; quil etait necessaire de pouvoir le prolonger 
au delä d’une annee. Nous craignöns qu’avec le systeme 
parallele on ne transforme en realite en reclusion l’em- 
prisonnement prononce pour plus d’un an, car ıl est ım- 
possible d’appliquer ä une peine d’une duree de plus d’une 
annee le m&me regime que pour les courtes peines, et 
d’autre part si l’on veut pour les peines d’emprisonnement 
de plus d’un an adopter un regime educatif pourquoi ne 
pas recourir de suite ä la reclusion ? 


Quant au maxımum de la reclusion ıl a ete fixe ä 
ı5 ans. Dans un rapport au sujet du Code Penal Allemand 
les directeurs des prisons allemandes avaient propose de, 
reduire a Io ans le maximum de la reclusion pour le motif 
principal qu’urie trop longue peine empeche le reclassement 
du detenu dans la vie libre. D’autre part le sentiment 
populaire exige un maximum plus eleve. C’est pourquoi 
le redacteur du projet et avec lui la commission a adopte 
la duree maximale de ı5 ans pour la reclusion en reservant 
les cas oü la loi prevoit la reclusion A vie qui est necessaire 
pour certaines infractions tres graves. ” 


— 


* On consultera pour la diszussion du systeme des peines les 
proces-verbaux de la commission d’experts. — Vol.1, p. 123 et s. — 
Vol. II, p. 409 et s. 
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82. Peines speciales. — Internement des recidivistes. — Maisons 
de travail et asiles de buveurs. 


A .cöte de ces deux peines nous devons mentionner 
a cette place trois institutions importantes du projet de 
Code Penal soit: 


1°. L’internement desrecidivistes dans des etablissements 
Speciaux. 

2°. L’internement dans les maisons de travail. 

3°. L’internement dans les asiles de buveurs. 


a) L’internement des recıdivistes dans des etablisscments 
speciaux (art' 29) peut Etre prononce contre un delinquant 
ayant deja subi de nombreuses peines privatives de liberte 
pour delit contre la vie, l’integrite corporelle, Ja propriete, 
la pudeur, la securite generale des personnes et des pro- 
prietes ou contre la securit€ des Eechanges, lorsque ce 
delinquant aura commis de nouveau un de ces delits dans 
les trois ans a partir de sa derniere liberation. | 


Le tribunal pourra alors s’il est convaincu que l’exe- 
cution de la peine ordinaire ne previendrait pas la recidive, 
prononcer l’internement du recidiviste pour Io ans au moins 
et 20 ans au plus. 


Nous parlerons plus loin du regime special affecte & 
cette peine. Bornons nous ici & feliciter l’auteur du projet 
d’avoir abord& courageusement la lutte contre la recidive 
en proposant un moyen Energique. 

Le projet definitif a abandonne idee premiere du 
redacteur du projet de 1893 qui voulait confier ä une au- 
torite speciale, formee d’hommes competents en matiere 
penitentiaire, le soin de statuer sur l’internement des recı- 
divistes. Le tribunal dans son jugement se serait borne 
a constater l’etat de recidive repetee et A renvoyer le 
dossier A l’autorite federale qui aurait statue en definitive. 

Cette autorite, qui n’aurait pas &t& composee speciale- 
ment de juristes, aurait fait de chaque cas particulier un 
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examen approfondi et aurait tranch€ la Westiorz &n foyte 
connaissance de cause. 


En ce qui nous concerne nous aurions vu sanS Crainte 
la constitution de l’autorite federale prevue par le premier 
projet. Mais il est evident qu’avec V’article constitutionnel 
vote en 1898 il est devenu impossible de matntenir cette 
disposition, puisque la creation de la commission d’interne- 
ment des recidivistes aurait enleve aux cantons une part 
de l’execution des peines que l’on a voulu leur conserver. 


Avec PVarticle actuel ce sera le tribunal charge de 
statuer sur la derniere infraction qui statuera sur l’interne- 
ment et qui le prononcera, s’il estime que la peine serait 
Iimpuissante ä prevenir la recidive et que l’internement Jui 
parait necessaire (art. 29). 


Nous nous permettons pour notre part d’etre un peu 
sceptique sur la facon. dont les trıbunaux d’ordre penaux 
appliqueront cette disposition de la loı; nous voyons peu 
le jury l’appliquer judicieusement et nous croyons qu’avec 
le temps on arrivera forc&ment ä enlever ä l’autorite judi- 
ciaire Ja competence de prononcer l’internement. 


Quelle sera alors l’autorite a qui conviendra de donner 
cette competence tres grave? 


Il ne nous appartient pas de r&esoudre cette question; 
l’experience de l’institution cre&e par le Code Penal nous 
donnera sans doute de precieux enseignements ä cet egard, 


b) Internement dans les maisons de travail (art. 31). 


Cette peine pourra etre appliquee par le tribunal lorsque 
le delit provient de l’inconduite ou de la faineantise de 
son auteur. Elle sera prononcee au lıeu de l’emprisonnement 
ou accessoirement & cette peine. 


Elle est d’une duree de un ä trois ans et entraine 
l’obligation au travail. La liberation conditionnelle est applı- 


\ 


cable ä ce genre de peine. 
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La plupart des cantons connaissent la peine du renvoi 
dans une maison de travail mais la plupart du temps cette 
peine est prononc&e administrative.nent. 

Le canton de Geneve l’a institu&ee comme peine pro- 
noncee judiciairement par une loi du 28 Septembre 1898 
sur les resultats de laquelle nous nous garderons de nous 
prononcer. Jusqu’a present elle a eu comme resultat de 
de debarrasser le canton temporairement de quelques men- 
diants ou de quelques prostituees; l’effet preventif est 
atteint mais l’effet de relevement l’est-l? La question est 
douteuse. j | 


c) Mesures contre les buveurs d’habitude (art. 35). 

Accessoirement aA l’emprisonnement le tribunal, sur 
rapport medical, peut ordonner le renvoi du condamne 
dans un asile de buveurs. Cette decision a un effet de 
deux ans au plus mais la liberation sera prononcee :vant 
ce delai, sı la guerison est obtenue. 

Cette disposition est excellente et complete tres heu- 
reusement les dispositions concernant l’internement dans les 
maisons de travail. 

ll est certain que lorsque l’on a & faire ä un buveur 
d’habitude l’Etat a le droit et le devoir, en lui appliquant 
la peine qu’il a encourue, de l’interner afın d’arrıver peut- 
etre ä le guerir. 

ll existe en Suisse actuellement plusieurs asiles pour 
buveurs fonctionnant tres bien et dans lesquels de nom- 
breux cas de guerisons se sont produits. Mais jusqu’a 
present, ä part les cantons de St-Gall, Thurgovie et Bäle- 
Ville, Pinternement d’office n’est pas possible. 

Le projet prevoit donc cet internement accessoire & 
la peine d’emprisonnement pour plus d’un an, et prevoit 
egalement qu’un alcoolique acquitte pour cause d’irrespon- 
sabilit& pourra &tre renvoye& dans un asile de buveurs.* 


* Voir sur la question de l’internement dans les asiles de bu- 
veurs un travail de M. Ch. Rehfous, avocat A Geneve, dans le Bulletin 
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8 3. Peines et mesures de süret6 a l’ögard des enfants 
et adolescents. 


Le projet de Code Penal Suisse a prevu d’une facon 
en general tr&s heureuse, les consequences des infractions 
commises par les enfants et adolescents. 


1. Enfants. 


Tout d’abord aucune peine ne sera prononcee contre 
Penfant äge de moins de ı4 ans. Le juge se bornera A 
constater les faits et a s’enquerir exactement de l’etat de 
l’enfant ainsi que de l’education regue par lui (art. 13, $ r). 

Par juge, le projet entend evidemment le juge d’in- 
struction, car ce ne peut &tre le juge charge de prononcer 
la peine qui fera l’enquete sur l’enfant delinquant, puisque 
le projet dit expressement que l’enfant äge .de moins de 
I4 ans ne pourra pas etre l’objet de poursuites penales. 

Nous preferons pour ce qui nous concerne la redaction 
du projet de 1896 qui confiait a l’autorite de poursuite le 
soin de remettre l’enfant & l’autorit& administrative. 

Sı l’enfant est abandonne, moralement perverti ou en 
danger de !’&tre, le juge le remettra A l’autorite admini- 
strative qui en prendra soin; si l’etat de l’enfant exige un 
traitement special (alienation mentale, Epilepsie, idiotie, sur- 
di-mutite) ce traitement -cra prescrit (art. 13, 2 et 3). 

Par contre sı lenfant n’est ni abandonne ni moralement 
perverti ou en danger dc l’etre, le juge le remettra ä l’au- 
torıte scolaire, qui, si l’enfant lui parait en faute, lui in- 
fligera la reprimande ou les arrets scolaires (art. 13, 4). 


2. Adolescents. 
Le projet entend par adolescence l’äge compris entre 
le commencement de la quinzieme annee et l’accomplisse- 
ment de la dix-huitieme. 


de 1902 de laLigue Patriotique Suisse contre l’Alcoolisme, Section de 
Geneve. 

V. aussi Harald Marthaler: Die Trinkerheilanstalten der Schweiz. 
Zürich 1900. 
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Lorsqu’un delit est commis par un adolescent les prin- 
cipes suivants seront appliques: 


Si le Jjeune homme est abandonn& ou moralement per- 
verti le juge le renverra dans une maison d’educatıon 
disciplinaire servant exclusivement a cette destination et 
cela jusqu’a ce qu’il paraisse amende, mais au moins pour 
une annee, ou jusqu’a ce quiil ait atteint 20 ans. 


Sı la perversion morale est telle que l’adolescent ne 
puisse etre admis dans une maison d’education distiplinaire, 
le juge le renverra dans une maison de correclhion pour 
adolescents. L’adolescent y demeurera jusqu’a ce. qu’il 
paraisse amende, en tous cas pour trois ans, mais pas pour 
plus de ı2 ans. 


ll en est: de m&me lorsqu’un adolescent renvoye dans 
une maison disciplinaire ne peut y rester; l’autorit€ compe- 
tente ordonnera le transfert dans une maison de correction. 
Ce sera aux cantons A designer cette autorite. 


-Lorsque Fetat de l’adolescent exige un traitement 
special il est proc&ede de me&eme que pour les enfants de 
moins de quatorze ans. 


Si Padolescent n’est ni abandonne ni moralement per- 
verti, le juge, s’il l’estime en faute, lui infligera la repri- 
mande ou la deiention avec isolement de 3 jours & 2 mois. 
Cette detention sera subie dans un etablissement special 
et un travail approprie sera impose au detenu. 


D’apres le projet de Loi d’application (art. 32) la me- 
sure a prendre & l’egard des enfants et des adolescents 
pourront &tre remises par la legıslation cantonale & l’auto- 
rite qui statue en dernier ressort sur l’abandon des pour- 
suites (chambre d’accusation, d’instruction, etc.). Il pourra 
y avoir recours au tribunal au cas ou le renvoi dans un 
etablissement a ete prononce. La reprimande et la de- 
tention avec isolement ne pourront @tre prononcees que 
par le juge competent. 
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8 4. Peines et mesures de süret& contre les personnes 
a responsabilit6 limitee. 


Le projet de Code Penal prevoit que l’etat mental 
d’un inculpe devra etre examine toutes les fois que cet etat 
prete au doute (art. 15). 

S’il resulte de l’expertise que l’inculpe au moment de 
l’acte etait hors d’etat d’agir conformement ä la raison, 
et que notamment sa sante morale ou sa conscience etait 
a ce moment gravement alteree, aucune peine n’est appli- 
cable (art. 16). 


Si la faculte d’agir conformement & la raison etait 
restreinte et si notamment la sante mentale ou la conscience 
de l’inculpe etait notablement troublee, le juge attenuera 
librement la peine. 1] se pose lä un grand nombre de graves 
et serieux problemes concernant la question de responsa- 
bilit&E dont l’examen nous conduirait trop loin et sortirait. 
completement du cadre de notre travail. 


> 


Bornons nous & constater que le projet prevoit que, 
si la securite publique exige qu’une personne irresponsable 
ou ä responsabilite restreinte soit internee dans un asile ou 
hospice, le tribunal ordonnera cet internement (art. 17). 


Sı l’etat d’une personne irresponsable ou & responsa- 
bilite restreinte exige qu’elle soit traitee ou placee dans. 
un asıle ou hospice le trıbunal remettra le malade & l’au- 
torit&E administrative qui le fera adınettre dans un de ces. 
etablissements. | 

Quels seront ces etablissements’? 

-S’jl s’agit d’alienes, la question est claire; le tribunal 
ou J’autorite administrative ordonnera le placement dans. 
les asiles d’alienes en se conformant aux loıs cantonales. 
sur le regime des alienes. — Mais s’ıl resulte de l’examen 
des experts que l’inculpe n’est pas aliene, que sa respon- 
sabilite a et&e troubl&e passagerement ou est simplement. 
limitee, et si neanmoins l’internement s’impose, dans quel. 
etablissement cet internement aura-t-il lieu? 
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Il y aura evidemment ä notre avis A prevoir, A cöte 
des asıles d’alienes, des etablissements servant au placement, 
soit volontaire, soit d’office d’individus A responsabilite limitee 
qui ne sont cependant pas des alienes. 

Toutes les personnes qui ont quelque experience des 
affaires Judiciairres ou de police ne me contrediront pas 
si Jaffirme que la creation d’etablissements de ce genre 
s’impose. | 

Disons encore qu’il est urgent egalement de mettre 
les asiles d’alienes en etat de recevoir les alienes criminels; 
ceux qui ont ete acquittes comme ayant agien etat d’alie- 
nation mentale comme ceux qui deviennent alienes en cours 
de peine, et qui ne pourront pas en conformite de la loi 
€tre maintenus dans des etablissements penitentiaires (art. 54). 

Actuellement les asiles d’alienes suisses, malgre les 
enormes depenses faites dans certains cantons pour leur 
construction, ne recgoivent qu’avec difficultes les alıenes 
criminels dangereux. — Des mesures devront donc &tre 
prises par les cantons pour le placement des alienes cri- 
minels. 


85. Transformation de l’amende en prison. 


Sans vouloir entrer dans des details qui sortiraient 
du cadre de notre travail disons encore, pour avoir une 
idee complete du systeme des peines privatives de liberte du 
projet de Code Penal Suisse que l’amende (dont le minimum 
est 3 francs) doit &tre paye dans un delai fix& par le juge 
et variant de deux semaines ä trois mois (art. 36; $ ı). 

Sı dans le delai le condamne n’a ni paye& ni rachete 
l’amende par un travail libre le juge ordonne la poursuite 
pour dettes. Si cette poursuite reste infructueuse le con- 
damne devra racheter l’amende par un travail fait dans 
un etablissement public, et pendant le temps necessaire au 
rachat de l’amende le condamn& sera detenu. La privation 
de libert€ ne devra cependant pas durer plus d’un an 


(art. 36, $ 4). 
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Si le condamne est incapable de (TAvailler le jJuge 
convertira l’amende en arrets a raison d’un jour pour 
5 francs. Ces arrets ne devront pas exceder 3 mois 
(art. 36, $ 5). 

Il.est evident que le rachat de l!’amende par un trayail 
avec detention ne pourra s’effectuer dans une prison. Il 
y aura donc encore un &tablissement äa prevoir. Cet eta- 
blissement pourra etre celui dans lequel les arrets de police 
se subissent. 


8 6. Peines privatives de liberte prononcses pour des conira- 
ventions. 


Les contraventions seront d’apres le projet de Code 
Penal Suisse punies d’amendes ou d’arrets de police (art. 
232 et sulvants). Accessoirement, et dans les cas prevus 
par la loı, le tribunal pourra appliquer le renvoi dans une 
maison de travail ou dans un asile de buveurs (art. 230). 

La duree des arrets de police est de 3 jours & 3 mois; 
les arrets se subissent en cellule et le condamne sera 
occup& ä un travail approprie (art. 228). 

Lorsqu’un acte qualifie de contravention aura et com- 
mis par un enfant l’autorit€ de poursuite le remettra ä 
l’autorite scolaire qui, si l’enfant lui parait en faute, infligera 
la reprimande ou les arrets scolaires (art. 223). 

Lorsque la contravention aura ete commise par un 
adolescent, le juge prononcera ä titre de mesure disciplinaire 
la r&primande, l’amende jusqu’a 200 francs ou la detention 
avec isolement jusqu’a huit jours. 


Chapitre Ill. 


Etablissements penitentiaires prevus par le Code 
Penal Suisse et regles generales concernant le regime 
penitentiaire. 

Apres le rapide examen que nous venons de faire du 
systeme des peines du projet de Code Penal Suisse, nous 
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devons maintenant determiner quels sont les etablissements 
penitentiaires necessaires pour que l’execution de la peine 
soit conforme aux regles posees par le Code. 
Ceci nous amenera tout naturellement A l’examen des 
regles generales du projet concernant le regime peni- 
tentiaire. 


8 I. Etablissements pönitentiaires. 


Il. Pour les condamnes primaires adultes ainsiı que pour 
les recidivistes non internes l’execution des peines prevues 
par le Code Penal Suisse exige les etablissements suivants: 

I. Maison de reclusion. | 

2. Maison d’emprisonnement. 

3. Maison de travail. 

4. Maison d’arrets. 


Un des principes fondamentaux du projet est que chaque 
peine doit s’executer dans un etablissement separe, parce 
qu’ıl a et€ reconnu A l’experience qu’il est completement 
impossible d’appliquer deux regimes distincts dans le meme 
etablissement. 

C’est donc -avec raison que le projet decide que la 
peine de la reclusion devra etre subie dans un etablissement 
servant exclusivement ä cette destination (art. 26). 

D’autre part les maisons de fravaıl ne doivent pas 
servir egalement A l’execution de la peine ’emprisonnement, 
sinon les regimes sont confondus au detriment du resultat 
que l’on doit attendre de la peine. 

Quant aux arrets de police noüis admettrions ä la rigueur 
qu’ils soient executes dans la m&me maison qui sert de 
prison; mais il sera necessaire de creer pour les arrets. 
de police des quartiers speciaux; ıl en sera de m&öme pour 
la detention pour le rachat de l’amende. 


II. Pour les enfants et adolescents l’application du Code 
Penal exige les etablissements suivants: 

ı. Pour les enfants de moins de 13 ans la peine des 

arrets scolatres sera executee dans des locaux de- 
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pendant des directions cantonales d’instI Icon pur. 
blique et entierement separes des prisonS- 

2. Pour les adolescents les mesures de süret€ et d’edu- 
cation prises A leur egard rendront necessaires 
l’etablissement de maisons d’education dıscıplinaire 
et de masısons d’education correctonnelle. | 


Enfin ıl sera necessaire de creer un etablissement 
servant ä la detention avec isolement pour jeunes gens 
(14, $ 3). Le projet stipule en eflet que cette peine ne 
sera Jamais subie dans un &tablissement servant & l’incarce- 
ration des adultes. 

On ne pourra donc pas faire subir cette peine dans 
un quartier special d’une prison cantonale et un etablisse- 
ment separe sera necessaire. 


Ill. Pour les recidivistes la creation d’un ou de plu- 
sieurs etablissements servant ä leur internement est ne- 
cessaire, puisqu’il s’agit la d’une institution nouvelle et 
qu’ıl ne peut e&tre question de reunir ä une maison de 
reclusion ou d’emprisonnement l’etablissement servant de 
lleu d’internement pour recidivistes. Nous verrons plus 
loin quelle est la solution proposee par le projet de loi 


d’execution du Code Penal. 

IV. Enfin des etablissements et asiles speciaux devront 
etre prevus, et crees pour la plupart, pour /internement des 
buveurs, pour le placement des individus a responsabilite 
limitee ou declares ırresponsables, ainsi que pour l'interne- 
ment des criminels alıenes. 


8 2. Rögles generales du projet concernant le regime pönitentiaire. 


Le projet ne pouvait entrer dans des details complets 
et fixer par des regles strictes la faron dont les peines de- 
vraient &tre ex&cutees. Il s’est borne A poser des principes 
generaux, laissant aux cantons le soin de les appliquer. 

En ce qui concerne la sedaration entre les detenus le 
projet pose en principe que les detenus seront absolument 

7 
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separes d’apres le sexe, et que les detenus äges de moins 
de vingt ans revolus seront absolument separes des autres 
detenus. 

Cette regle de separation generale s’explique d’elle 
meme et n’exige pas de longs developpements. 


En ce qui concerne les femmes il y aura lieu de pre- 
voir pour chaque genre d’etablissement servant a l’interne- 


ment des honmes, un etablissement semblable pour femmes. 


Pour l’execution des peines de reclusion et d’emprisonne- 
znent le projet, tout en decidant qu’en principe ces deux 
peines s’executeront dans des etablissements separes, pose 
des regles communes pour leur execution. 

Le principe admis pour ces deux peines est l’application 
du regime progressif: mais ce regime est simplifie et reduit 
a trois periodes: 

1. Isolement. 
2. Detention en commun. 
3. Liberation conditionnelle. 


La periode d’ısolement dure pendant les trois premiers 
mois de la peine; pour les condamnes & trois mois et moins 
la peine s’effectuera donc entierement en cellule. C’est 
la une disposition tres heureuse qui permettra de sous- 
traire les condamnes & une tr&es courte peine au contact 
de detenus plus pervertis. 

La periode d’isolement peut &tre prolongee par deci- 
sion de l’autorit€ de surveillance ou du tribunal. Nous 
regrettons de constater que le projet de Igo3 n’a pas admis 
que le condamne lu meme puisse demander ä& faire sa 
peine en cellule. 


La detention cellulaire perdra tous ses fruits si elle 
n’est pas accompagnee de l’obligation A un travail. Dans 
ce domaine, de grandes transformations seront necessaires 
dans la plupart des maisons de detention pour arriver 
ä donner & chaque detenu, meme & ceux qui n’auront & 
subir qu’une peine de quelques jours un travail approprie. 





Mais il est absolument necessaire que cela soit fait, 
et il faudra que les autorites de surveillance veillent avec 
ja plus grande energie a l’application stricte de cette regle. 
L’isolement avec oisivete tel qu’il est actuellement pratique 
souvent, devient deprimant et pernicieux, et il est de toute 
necessite que l’Etat prenne des mesures pour empecher 
que les courtes peines s’ex&cutent de cette maniere. 


Le travail eflectu& en prison devra, d’apres le projet, 
etre conforme aux aptitudes des detenus et leur permettre 
de gagner leur vie apres leur liberation. 


Le projet ne prend pas position au sujet de la grave 
question des industries exercees dans les etablissements 
penitentiaires et de la concurrence avec l’industrie privee. 
Cette question sera resolue dans les cantons suivant les 
besoins locaux. | 

Bien qu’aucune disposition ne le dise expressement, 
un pecule sera accorde au detenu sur son travail. 

Apres la periode d’issolement, vient la deriode de de- 
Zention avec travaml en commun. 


Pendant cette periode les detenus seront isoles pendant 
la nuit, et pendant les heures de repos. Par contre le 
travail s’effectuera en commun. 


Il est evident que le systeme progressif qui est ä la 
base du regime -penitentiaire du futur code, pourra &tre 
complete par la division de la periode de detention en 
commun, en plusieurs classes, au moyen desquelles le de- 
tenu est prepar& peu & peu, par l’octroi de diverses pre- 
rogatives (augmentation du nombre des visites et de la 
correspondance, etc.) a reprendre sa place dans la societe. 


Enfin la Jiberation conditionnelle formera le troisieme 
degre dans l’execution de la peine (art. 28, 3). 

Elle pourra etre obtenue lorsque le detenu aura subi 
les deux tiers de la peine et au moins une annee; pour 
les condamnes ä& la reclusion & vie apres 20 ans et pour 
une periode de 5 ans. 
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Pour que la liberation conditionnelle soit accordee il 
faut que l’autorite competente constate qu’il est a prevoir 
que le condamne se conduise bien et qu’il a dans la me- 
sure du possible repar&e le dommage cause par le delit. 


En ce qui nous concerne nous approuvons pleinement 
le principe de la reparation du dommage; nous ne pouvons 
cependant pas approuver la disposition de l’art. 89. al. 2 
du projet qui permet au juge d’allouer au lese la moitie 
du pecule dans le cas oü l’auteur du delit a ete condamne 
a une peine de longue duree. 


Le pecule doit rester propriet€ du detenu afın de lui 
permettre de vivre & sa sortie de prison, et par conse- 
quent il nous parait injuste de reduire ce pecule meme 
pour l’attrıbuer au lese. 


Par contre il pourra &tre utile de ne pas payer le 
pecule au detenu immediatement a sa sortie de prison et 
de ne le luı remettre que par fraction, peut &tre au moyen 
de livret de caısse d’epargne payable ä& terme. 


Qant A la surveillance des liberes conditionnels, il se 
pose une foule de questions interessantes qui sont plutöt 
du domaine du patronage et qui seront sans doute traitees 
par les rapporteurs de la seconde question. 


Nous nous permettrons cependant en passant, de dire 
qu’a notre avis la surveillance des liberes conditionnels 
ne doit pas etre uniquement confiee ä des organes de l’Etat 
et pas en particulier A des organes de la police. 


Dans ce domaine le röle des societes de patronage 
est important et ces societes intelllgemment dirigees et 
appuyees paı la population peuvent rendre d’immenses 
services. 

L’Etat a incontestablement le droit de surveiller les 
detenus lıberes, mais il ne faudrait pas en instituant un con- 
tröle trop etatiste, revenir ä l’inutile et vexante institution 


‘de la surveillance de la haute police, contre laquelle on ne 


Saurait trop s’elever. 





ee 
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Signalons encore l’utilite de la creation Par les comites 
de patronage, d’asiles intermediatres dans lesquels les de- 
tenus pourraient etre places & leur liberation conditionnelle 
ou definitive, faisant ainsi un echelon de plus entre la de- 
tention et la liberte. 

Pour la deine d’ıinternement appliquee aux recidivistes 
condamnes a de nombreuses reprises, le projet prevoit que 
les internes seront rigoureusement astreints au travail. 


Les details d’organisation des etablissements speciaux 
pour recidivistes seront fix&s ulterieurement par des dis- 
positions speciales et tant que ces etablissements n’auront 
pas et€e crees, la peine s’executera dans les maisons de 
reclusion (loi d’execution, art. 45). 

La liberation provisoire est applicable aux recidivistes 
Internes apres 5 ans d’internement lorsque le condamne 
est interne pour la premiere fois et qu’il est & prevoir 
qu’ıl ne commettra pas de nouveau delit (art. 30). 


Pour la maıson de travail, le projet pose comme regle 
que le condamne sera astreint egalement ä& un travail. 


La liberation provisoire pourra @tre prononcee par 
l’autoriteE competente lorsque le condamne aura subi les 
deux tiers de sa peine et s’il est & prevoir qu’il ne re- 

| tombera pas dans l’inconduite ou la faıineantise (art. 31). 


Nous devons ici faire des reserves formelles au sujet 
d’une disposition du projet de loi d’execution du Code 
Penal (art. 49) disposition que nous ne pouvons pour notre 
part pas comprendre. 


Cet article est ainsi concu: 


„Le Conseil Federal pourra autoriser les Cantons 
„dont les etablissements de detention possedent de vastes 
„exploitations agricoles a modifier le regime p&nitentiaire 
„prescrit par le Code Penal. Il fixera dans chaque cas 
„les conditions auxquelles cette autorisation sera soumise. 
„ Toutefois les principes du systeme progressif (art. 28 Code 
„Penal) devront autant que possible etre maintenus. 
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„En tous cas les condamnes dangereux devront &tre 
„soumiS au regime commun“. 

Nous ne pouvons pas comprendre pourquoi, au moment 
oü l’on cherche & unifier le regime penitentiaire et & faire 
exe&cuter les peines suivant des regles strictes et uniformes, 
on ouvrirait de suite la porte ä des exceptions. 

Evidemment les cantons qui possedent des etablissements 
penitentiaires avec exploitation agricole ont un grand in- 
teret A les conserver et nul ne cherche ä les supprimer. 
Mais ces etablissements pourront subsister en se conformant 
a la loı et pourront servir & l’execution de la peine de 
l’internement dans une maison de travail; l’execution de 
la peine d’emprisonnement restant reservee pour d’autres 
etablissements. Il serait en tous cas deplorable de per- 
mettre ä des etablissements agricoles de conserver ensemble 
des detenus ä l’emprisonnement, peut Etre des reclusionaires, 
et des jeunes gens, ou des condamnes & la maison de 
travail. 

Le projet ne prevoit aucune regle speciale en ce qui 
concerne l’internement dans les asıles pour buveurs ni en 
ce qui concerne /internement des personnes declarees ırres- 
ponsables ou ä responsabilite limitee. 

Dans ce domaine il n’est pas possible de determiner 
d’avance de quelle maniere l’internement sera execute., 
C’est l’affaire des cantons de faire les lois et reglements 
speciaux concernant ces etablissements. 

Pour les asıles de buveurs les cantons pourront utiliser 
les etablissements prives existants, enlessubventionnantet en 
les prenant sous leur contröle; une surveillance medicale de 
ces etablissements devra &tre serieusement organisee; cette 
surveillance existe du reste en fait dans la plupart des asiles. 

Le projet de loi d’execution du Code Penal (art. 46) 
decide que l’internement et le placement des personnes 
irresponsables ou & responsabilite limitee devra avoir lieu 
dans des etablissements publics. A defaut de ceux-ci seule- 
ment des etablissements prives pourront &tre utilises. 
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A notre avis il conviendrait de laisser aux cantons une 
plus grande liberte, et de leur permettre d’utiliser les asiles 
prives, m&eme concurremment avec les etablissements pu- 
blics, en subordonnant toutefois- cette autorisation ä& certaines 
conditions en particulier A une surveillance administrative 
et medicale. 


Le regime des etablissements destines A recevoir des 
enfants et adolescents n’est pas soumis par le projet A des 
regles uniformes. Une certaine latitude doit &tre laissee 
dans ce domaine aux directions; mais en principe le systeme 
progressif doit etre egalement applique. — Le projet exige 
seulement une separation complete entre les jeuhes gens 
places dans une maison d’education discıplinaire et ceux 
qui sont internes dans une maison d’education correctionnelle. 


La liberation conditionnelle est egalement applicable 
aux jeunes gens; J’autorit€ competente devra en cas de 
lıberation pourvoir au placement et ä la surveillance des 
lıberes. 

(Quant a la detention prononcee ä titre de mesure dis- 
ciplinaire contre les jeunes gens äges de moins de ı8.ans, 
qui ne sont ni abandonnes ni moralement pervertis, elle 
ne pourra avoir lieu dans un etablissement servant aux 
adultes, et un travail approprie aux circonstances sera im- 
pose aux jeunes detenus. Lä aussi les autorites de sur- 
veillance devront faire tous leurs efforts pour que cette 
disposition soit strictement appliquee, car une detention en 
cellule prononcee contre des jeunes gens, si elle n’est pas 
accompagnee de l’obligation A un travaıl convenable, ne 
donnera aucun bon resultat, et ne fera que deprimer et 
demoraliser le detenu. 


Quant aux arrets de police, ıls seront, d’apres le projet, 
subis en cellule et le detenu sera occupe ä& un travail ap- 
proprie. Il sera egalement difficile de trouver du travail 
pour les condamnes ä des arrets de police. Peut £tre 
pourrait-on laisser les condamnes libres de se faire apporter 


her 
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du dehors de l’ouvrage lorsque cela est compatible avec 
les installations et les reglements de l’etablissement. 

Telles sont brievement resumees les regles generales 
posees par le projet de Code Penal dans le domaine du 
regime penitentiaire. En developpant ces principes ıl restera 
aux autorites cantonales un vaste champ d’activite. 

Elles auront a reglementer et & surveiller l’administra- 
tion generale des etablissements penitentiaires; elles feront 
les lois et reglements concernant les details du regime 
penitentiaire; en particulier sur le travail des detenus, sur 
’instruction & leur donner, sur le service des aumoniers 
et du patronage, sur le service medical, sur les visites, 
la correspondance, le costume pe&nitentiaire, etc. 

Les loıs cantonales d’application devront £tre sou- 
mises a l’approbation du Conseil Federal (loi d’exe&cution, 
art. 53). 


Chapitre IV. 


Mise a ex&cution par les Cantons du Code PEnal Suisse. 


Apres avoir examine le systeme general des peines 
privatives de libert€ que nous propose le projet de Code 
Penal Suisse, et apres avoir examine les regles generales 
tracees par ce projet en ce qui touche le regime penı- 
tentiaire, nous devons nous poser une question: 

Comment les cantons pourront-ils mettre a exe&cution 
les principes du Code Penal Suisse’? 

Les moyens actuels suffiront-ils, ou bien faudra-t-ıl de 
nouvelles creations’? 

Il suffit pour repondre ä cette double question de con- 
siderer ce qui existe actuellement dans le domaine du 
regime penitentiaire. Les codes cantonaux connaissent tous 
les peines de reclusion et d’emprisonnement. Beaucoup 
possedent Eegalement la peine du renvoi dans une maison 
de travail.” 

Mais la plupart du temps les peines de reclusion et 
d’emprisonnement sont subies dans l’unique etablissement 
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du canton. Les grands cantons seuls possedent des prisons 
de district oü les peines d’emprisonnement et des arrets 
de police sont executees. 

Dans bien des endroits les inculpes sont encore de- 
tenus dans des etablissements penitentiaires, et souvent les 
condamnes a la maisons de travail sont internes avec des 
reclusionnaires.”” 

Quant aux maisons de travail, elles recoivent aussi 
des condamnes ä& la prison. 

On comprend que dans ces conditions il n’est pas 
possible de parler de regime penitentiaire et d’appliquer 
rationnellement un syst&me penal quelconque. 

Malgre le zele et la bonne volonte de MM. les Dı- 
recteurs d’etablissements penitentiaires auxquels il convient 
de rendre hommage, il est certain qu’il est impossible 
d’appliquer plusieurs regimes dans un seul et m&me eta- 
blissement. ]l y en aura toujours un qui souffrira du 
contact des autres. 

En ce qui concerne les etablissements destines aux 
enfants, bien qu’il ait ete fait beaucoup de progres ces 
dernieres annees, la situation est la meme. 

La repartition des enfants et des adolescents dans les 
Ecoles de reforme ou maisons d’education disciplinaire, et 
les maisons d’education correctionnelle ne se fait pas par 
tous les cantons d’une facon rationnelle. En outre des 
etablissements manquent, en particulier une maison d’edu- 
catıon correctionnelle pour jeunes filles. 

En examinant la situation actuelle des cantons en 
matiere penitentiaire on peut donc repondre hardıment 
qu’il est impossible d’appliquer le Code Penal Suisse sans 


— 





* Voir ä cet egard Stnos — Les Codes Penaux Suisses, pP. 100 
et suiv. 

* ]| ne nı’a pas ete possible d’examiner en detail la situation 
de tous les cantons. Consulter a cet egard Schaftroth — Der Straf- 
vollzug in der Schweiz für das Jahr ıgo0, dans les Blätter für Ge- 
fängniskunde, Mannheim 1900. 
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de grandes transformations dans les penitenciers cantonaux, 
et surtout sans des modifications importantes des regle- 
ments de ces etablissements. 

Comment proceder ä& cette transformation, et quels sont 
les moyens proposes par la Confederation dans ce but? 
Ce sera l’objet de la fin de notre etude. 

Le projet de loı d’execution du Code Penal pose le 
principe suivant dans son article 39: 

„les cantons devront organiser les etablissements ne- 
„cessaires pour l’ex&cution des peines de reclusion, de 
„lemprisonnement et des arrets. S’ils ne possedent pas 
„de tels etablissements, ıls devront soit les creer, soit 
„s’assurer le droit de faire usage d’etablissements appar- 
„tenant A d’autres cantons.“ 

Le principe est donc l’obligation pour les cantons 
de creer des etablissements necessaires A l’execution des 
peines de reclusion, d’emprisonnement et des arrets. 

S’ils ne peuvent le faire, ils devront passer des con- 
ventions avec d’autres cantons pour faire admettre leurs 
detenus dans des etablissements existants. 


En ce qui concerne les mesures de sürete et d’edu- 
cation A l’egard des enfants et adolescents, les cantons 
pourront utiliser les etablissements publics et prives exis- 
tants; ıls devront s’assurer par voie de convention le droit 
de placer des pensionnaires dans ces etablissements (loi 
d’execution, 41). 

C’est egalement par voie de convention que l’on de- 
terminera la separation des etablissements en maisons d’edu- 
cation pour enfants et maisons d’education correctionnelle 
pour adolescents.” 


"N serait desirable d’adopter dans la loi d’execution les m&mes 
termes que le Code Penal et de parler de maison d’education dis- 
ciplinaire et non de maison d’education correctionnelle, art. 14, al. 1, 
et de garder le terme maison de correction pour l’etablissement prevu 
par l’al. 2 du m&me paragraphe. 
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Quant aux maisons de correction, elles devront @tre 
cre&es en commun par les cantons, soit par l’acquisition 
d’un etablissement existant, soit par une construction nou- 
velle, ou enfin les cantons pourront par convention placer 
leurs jeunes gens dans des etablissements administres par 
un ou plusieurs cantons (loi d’ex., art. 42). 


Pour la detention des adolescents des locaux conve- 
nables devront &tre crees par les cantons. 


Il sera necessaire d’autre part de creer un ou plusieurs 
etablissements pour l’internement des recidivistes condamnes 
a plusieurs reprises. Cette creation devra necessairement 
se faire ä frais communs entre divers groupes de cantons, 
car & premiere vue il semble necessaire de creer au moins 
deux de ces etablissements pour toute la Suisse. 


Enfin les cantons devront prendre des mesures pour 
’internement et le placement de personnes irresponsables 
ou A responsabilit€ restreinte, puisque ce placement devra 
avoir lieu dans des etablissements publics (loi d’execution 
art. 46). 

L’application rationnelle du Code Penal entrainera aussi 
la creation d’etablissements servant & l’internement des 
criminels alienes. 


Tout ceci obligera les cantons a des depenses con- 
sıderables et l’application du Code Penal Federal gre- 
vera lourdement les finances cantonales. Or ceux-ci ont 
des ressources lıimitees, la plupart sont oberes d’ımpöts, et 
de nouvelles sources de revenus leur Echappent comple- 
tement. 


Le legislateur federal a donc admıs dans l’article con- 
stitutionnel permettant & la Confederation de legiferer sur 
sur le droit penal, que des subventions seraient. faites 
aux cantons. — Et le projet de loi d’execution du Code 
Penal Suisse nous indique comment ces subventions seront 
acenrdees. 
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Aux termes de l’art. 40 de ce projet la Confederation 
pourra accorder des subventions pour la creation ou Z’ame- 
lioratıon d’etablissements penitentiaires. 

Ces subventions seront accordees apres enquete faite 
par le Conseil Federal, qui decidera si la construction est 
necessaire et l’organisation conforme au but poursuivi. 

Dans l’octroı des subventions, le Conseil Federal favo- 
rısera surtout la construction par plusieurs cantons d’eta- 
blissements communs; et ii pourra mettre comme condition 
a l’octroi de la subvention que d’autres cantons auront le 
droit de placer a prix ccütant dans l’etablissement les 
personnes auxquelles il est princıpalement destine, notam- 
ment les adolescents, les femmes, les condamnes primaires, 
les condamnes dangereux, etc. 

Nous admettons fort bien qu’il faudra construire de 
nouveaux etablissements; la separation des maisons de 
reclusion et des prisons entrainera necessairement la cre- 
ation de peEnitenciers nouveaux et communs entre plusieurs 
cantons. Il est donc juste que la Confederation vienne 
en aide aux cantons en subventionnant les constructions 
nouvelles et les transformations des maisons existantes. 

Mais, de gräce, que l’on se garde de la fievre de 
construction qui sevit souvent chez nous! Que l’on mette 
un terme aux constructions grandioses et luxueuses qui 
ruinent pour longtemps les finances cantonales. 

L’attrait des subventions federales sera dangereux 
pour beaucoup de cantons et la Confederation fera bien 
de ne les accorder, que lorsqu’il sera etabli que la creation 
de l’etablissement nouveau est absolument necessaire. 

Nous voudrions en particulier que les subventions 
federales fussent accordees en vue de l’acquisition ou de 
la transformation des maisons d’education et de correction 
pour enfants et adolescents; le projet de loi d’execution 
semble en laisser toute la charge aux cantons. 

Le projet de loı prevoit encore que la Confederation 
pourra subventionner la creation de maisons de travail et 
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d’asiles de buveurs. Des subventions Seront egalement 
accordees pour la creation de maisons d’internement pour 
les recidivistes condamnes a nombreuses reprises ainsı que 
pour la construction d’etablissements pour criminels alienes 
ou a responsabilite restreinte. 

Nous avons dit combien nous trouvions necessaire 
la creation de ces etablissements aussi ne pouvons nous 
qu’approuver le principe de ces subventions, sous la reserve 
que nous avons exprimee plus haut. 

Mais A notre avis les subventions seraient encore mieux 
employees, si elles etaient faites Eegalement pour /es de- 
penses d’administration des clablissements penitentianres. 

D’apres le projet les subventions federales ne pourront 
etre accordees que pour /admunıstration de maisons de 
travail, d’asıles de buveurs et des nouveaux elablissements 
pour Üinternement des recidirıstes. 

Il nous semble que les subventions devraient etre 
accordees egalement pour l’administration des maisons de 
reclusion et d’emprisonnement. Ce sera le vrai moyen 
d’obtenir que la peine soit reellement ex&cutee suivant les 
principes du Code. Avec les subventions les cantons pour- 
ront ameliorer la situation du personnel et faire les in- 
stallations suffisantes pour que l’ex&cution des peines de 
reclusion et d’emprisonnement soit normale. 

Ainsi les cantons, au moyen des subventions federales 
pourront faire l’acquisition des machines necessaires au de- 
veloppement des ıindustries pratiquees en prison; ils pourront 
egalement developper l’'instruction donnee aux detenus 
soit adultes soit adolescents. 

Ces subventions seront un precieux encouragement 
pour les cantons, et sı elles sont accordees ainsi que le 
propose M. Heinis, suivant le nombre de journees de de- 
tention, elles constitueront pour les administrations cantonales 
une diminution notable des frais de detention, qui com- 
pensera fort justement les depenses considerables que 
l'’entree en vigueur du nouveau code entrainera. 
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Nous voudrions encore que des subventions fussent 
accordees pour la creation et l’administration d’une ecole 
normale pour gardiens de prison. 


Les directeurs d’etablissements penitentiaires ont tous 
reconnu des longtemps combien ıl e&tait difficile de recruter 
des gardiens qui aient conscience de l’importance de leurs 
fonctions et qui soient autre chose que de vulgaires porte- 
cles ou gardes-chiourme.- Peut-etre pourrait-on, en instrui- 
sant les gardiens de prison, les mettre a meme de remplir 
&ä leur tour le röle. educatif qui leur est confie. 


En resume, nous estimons que Yallocation des sub- 
ventions federales, uniquement ou presque uniquement ä 
des constructions ou cr&ations nouvelles, est pas de nature 
a ameliorer beaucoup la maniere dont les peines sont 
executees et qu’il convient egalement d’attribuer des sub- 
ventions & l’administration des etablissement pe&nitentiaires. 


Nous croyons pour notre part que le meilleur moyen 
d’assurer l’unification du regime pe&nitentiaire aurait ete d’en 
confier la charge A la Confederation. L’assemblee Federale 
n’a pas voulu aller jusque la, lors du vote de l’art. 64 P' 
de la Constitution, et enlever aux cantons l’execution des 
peines. L’experience prouvera certainement qu’il est neces- 
saire de le faire, et que le regime des subventions peut 
conduire A des inegalites et & des injustices, sans assurer 
avec certitude une execution de la peine conforme aux 
principes du Code Penal. 


Mais, puisque ce systeme a ete inscrit dans la Con- 
stitution, nous ne demandons pas une revision de l’article 
constitutionnel avant m&me d’avoir fait un essai. Faisons 
donc cet essai, mais nous sommes persuades qu’il con- 
duira les autorites federales et cantonales & reconnaitre 
que l'interet de la bonne administration de la justice penale 
et de l’application rationnelle des principes du nouveau 
Code Penal, exige que la Confederation prenne en mains 
tout ce qui concerne le regime penitentiaire. 
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Conclusions. 


Si nous devons exprimer un avis sur le systeme ge- 
neral des peines et mesures de sürete propose par le 
projet de Code Penal Suisse, nous pouvons dire — d’accord 
avec le rapporteur, M. Heinis, — qu’il est bien conforme aux 
exigences actuelles de la science penale, et qu’on peut 
attendre du systeme nouveau de serieux progres dans le 
domaine de l’execution des peines. 


En particulier nous devons approuver sans reserve le 
principe de la separation absolue des condamnes & la re- 
clusion et des condamnes ä& l’emprisonnement, ainsi que 
les mesures proposees pour l’internement des recidivistes 
condamnes & reiterees fois. 


De meme nous nous declarons entierement d’accord 
avec les mesures proposees par le projet A l’egard des 
enfants et adolescents, et nous souhaitons de voir bientöt 
se realiser d’une facon rationnelle la separation entre mai- 
sons d’education et maisons de correction pour jeunes gens. 


Bien que cette separation doive necessairement en- 
trainer des frais et des complications, nous la demandons 
cependant, persuades que nous sommes, qu’il ya un triage 
a faire parmi les enfants qui tombent sous le coup de la 
loi, et que le traitement & leur faire subir ne doit pas 
toujours &tre le meme. 


Toutes les personnes dans leur carriere publique ou 
privee, ont eu A s’occuper des delits commis par les enfants 
et adolescents, auront pu constater qu’il est necessaire de 
soumettre les jeunes gens moralement abandonnes ou per- 
vertis ä un traitement special dans une maison d’Education 
correctionnelle. 

En ce qui concerne la liberation conditionnelle nous 
nous declarons generalement d’accord avec les principes 
du projet. 

Quant & la facon dont le futur Code Penal Suisse 
sera appliqu& nous croyons qu’il est parfaitement possible 
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d’arrıver & une application rationnelle des principes du 
Code au moyen d’ententes entre cantons pour l’utilisation 
d’etablissements communs sous le contröle de l’autorite 
federale. Le placement des detenus par voie de concordat 
est deja pratiqu& par plusieurs cantons sans avoir donne 
lieu a des plaintes. 


Mais l’application rationelle du Code Penal ne pourra 
etre obtenue qu’au moyen de larges subventions de la 
Confederation pour la creation et la construction des eta- 
blissements nouveaux ainsi que pour l’administration et la 
direction des etablissements existants. Et si l’on nous 
objecte des arguments d’ordre financier, nous repondrons 
que la situation financiere des cantons est telle qu’il est 
devenu ımpossible de leur imposer des sacrifices nouveaux 
sans que la Confederation ne vienne ä leur aide. 


Sı Yon augmente les charges des cantons en leur 
imposant des creations nouvelles sans qu’ils soient assures 
d’obtenir le concours financier de la Confederation, on 
risque fort de renforcer le nombre des opposants & l’uni- 
fication du Code Penal et & provoquer un mouvement qui 
se traduira par le rejet du projet. 


A notre avis la Confederation peut et doit contribuer 
largement A l’auvre generale de la lutte contre le crıme 
et contre la recidive, et pour cela accorder ses subventions 
non seulement pour des creations nouvelles mais egale- 
ment pour l’exploitation et l’administration des etablısse- 
ments existants. 


Sı le peuple suisse est renseign& exactement, comme 
ıl doit l’etre, sur la portee des sacrifices qu’on lui demande 
et sur le but poursuivi, il se rendra compte que I’interet 
general exige que des transformations importantes soient 
entreprises dans le domaine penitentiaire. Et c’est le röle 
des societes comme la nötre de contribuer a !’auvre com- 
mune en renseignant le peuple sur ce qu’on attend de lui. 





secönd rap 


Puisqu’il est d’usage que le ” Porteur se pro- 
cut, 


nonce sur les theses du rapporf Nous pouvons dire 
qu’en principe nous sommes d’accOF4 AVvec ses propositions. 


Nous differons legerement d’avis avec lui sur des 
points de detail. 


C’est ainsi que nous desirons voir maintenir l’isolement 
minimum de trois mois au debut de la peine meme pour 
des peines de tres courte duree. 


Nous ne croyons pas d’autre part, que la liberation 
conditionnelle doive etre accordee, m&eme avec un temps 
d’epreuve double, apres une premiere recıdive. Lorsqu’un 
condamne ne s’est pas montre digne d’une premiere me- 
sure de clemence, il n’est plus digne d’une seconde faveur 
et la loi doit luı etre appliquee dans toute sa rigueur. 


Comme nous J’avons dit, nous desirons comme M.Heinis, 
que le pecule du detenu ne soit pas saisı par la partie 
civile ou pour le paiement des frais de proces. Mais nous 
croyons qu’il faut maintenir le principe du projet, que la 
lıberation n’est accordee, que si le condamne a fait son 
possible pour la reparation du dommage cause par le delit. 


Nous voudrions d’autre part aller plus loin que 
M. Heinis dans le domaine de la surveillance des liberes 
conditionnels et voir les societes libres admises plus large- 
ment ä cette surveillance, sous le contröle de l’Etat. 


Nous pouvons donc en approuvant en principe les 
theses de M. Heinis, nous resumer par les theses sui- 
vantes: 


ı. L’assemblee de la Societe Suisse pour la reforme 
penitentiaire adhere en principe au systeme des 
peines privatives de liberte du projet de Code Penal 
Suisse. 

Elle approuve en particulier la separation des 
etablissements servant a l’ex&cution de la peine de 
reclusion avec ceux servant & la peine d’emprisonne- 
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ment, ainsi que l’internement des recidivistes con- 
damnes ä reiterees fois. 


. En ce qui concerne les mesures contre les enfants 


et adolescents, l’assemblee declare desirable la se- 
paration des Ecoles de reforme et des maısons d’edu- 
catıon correctionnelle. 


. [ . L} 
. L’assembl&ee adhere aux principes du projet concer- 


nant la liberation conditionnelle et ne croit pas 
qu’elle doive etre etendue A la seconde recidive. 
La surveillance des lıberes conditionnels, comme 
celle des condamnes avec sursis, doit etre attrıbuee 
a des ınstitutions libres sous le contröle de l’Etat. 


. La Confederation devra attrıbuer des subsides aux 


cantons non seulement pour la creation d’etablisse- 
ments rendus necessaires par le Code Penal Suisse, 
mais egalement pour l’administration et l’exploitation 
des etablissements existants, et le projet de loı d’exe- 
cution du Code Penal Suisse devra admettre le 
principe de ces subventions. 


. Les cantons devront s’entendre pour l’utilisation en 


commun des etablissements speciaux tels que maisons 
d’internement pour recidivistes, etablissements pour 
jeunes gens, asilespour buveurs et maisons d’interne- 
ment pour individusä responsabilite limitee ou alienes 
criminels. 


Thesen. 


. Die Versammlung des Schweiz. Vereins für Straf- 


und Gefängniswesen ist grundsätzlich mit dem Frei- 
heitsstrafensystem des Vorentwurfes für ein schweiz. 
Strafgesetzbuch einverstanden. 

Sie befürwortet insbesondere die Trennung der 
Anstalten für Zuchthaus- und Gefängnissträflinge, 
sowie die Internierung vielfach rückfälliger Sträf- 
linge. 
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2. Bezüglich der Massnahmen gegenüber (verbreche- 
rischen) Kindern und Personen im Jünglingsalter er- 
klärt die Versammlung die Trennung der Reform- 
schulen (Rettungsanstalten) und der Zwangserzie- 
hungsanstalten als wünschenswert. 

3. Die Versammlung ist mit den projektierten Grund- 
sätzen der bedingten Entlassung einverstanden, hält 
aber nicht dafür, dass sıe auf den zweiten Rückfall 
auszudehnen sei. 

Die Überwachung der bedingt Freigelassenen, 
sowie der bedingt Verurteilten ist, unter staatlicher 
Kontrolle, der freien Vereinstätigkeit zu überlassen. 

2. Der Bund soll nicht nur für die Erstellung der durch 
die Vorschriften des neuen schweizerischen Straf- 
gesetzbuches notwendig werdenden Detentionsan- 
stalten, sondern auch für dıe Verwaltung und den 
Betrieb derselben Unterstützungen gewähren und der 
Entwurf zum Ausführungsgesetz für das schweizer. 
Strafgesetzbuch soll den Grundsatz dieser Uhnter- 
stützungen aufnehmen. 

5. Die Kantone sollen sich bezüglich der gemeinschaft- 
lichen Benutzung solcher spezieller Anstalten wie 
z.B. Verwahrungshäuser für Rückfällige, für junge 
Leute, für Trinker, für Verbrecher mit beschränkter 
Zurechnungsfähigkeit oder mit Geistesstörung be- 
haftet, mit einander verständigen. 


IV. 


Intervention des Societess et Commissions 
de Patronage d’aprös la Loi d’Application 
du Code Pönal Federal. 


Rapport presente par P. Des Gouttes, avocat, 
Rue de la Corraterie A Geneve.” 


— 





——— 


L’avant projet du Code Penal Suisse, qui porte la 
date de Juin 1903, se termine par une loi federale con- 
cernant l’application de ce Code. 

L’article 47 de la Loi d’application est le seul qui 
prevoit l’organisation officielle du patronage. Il est ainsi 
congu: 

„Art. 47. Les cantons devront organiser le patronage 
„des adolescents (art. 14 Code Penal), des detenus liberes 
„conditionnellement (art. 32) et des condamnes auxquels 
„la ete fait remise conditionnelle de la peine (art. 57). 
„Ils pourront remettre ce patronage ä des associations vo- 
„jontaires. — Autorites et associations pourront confier 
„des inspecteurs ou agents l’exercice du patronage en gene- 
„ral, ou & des patrons l’exercice du patronage a l’egard de 
„personnes determindes.“ 

Cet article, ainsi qu’on vient de le voir, delimite exacte- 
ment les categories de delinquants auxquelles le patronage 
sS’applique: les adolescents, les liberes conditionnellement 
et les condamnes conditionnellement. II ne dit pas en quoi 


"Ce rapport a et&e confi& a M.M. Ostermann et Des Gouttes. Ce 
dernier n’etait charge que de la partie juridique; ce n’est donc que 
cette premiere partie qu’on lira ci-dessous. 
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consiste ce patronage officiellement institue, mais a qui il 
devra s’appliquer. En revanche, ıl autorise les cantons 
a remettre ce patronage ä des associations volontaires. 
Ce sera une faculte. L’autorite pourra remettre T’exercice 
de ce patronage sur les trois classes prevues, aux com- 
missions et societes privees existantes. Elle pourra au 
contraire l’exercer elle-meme, au moyen d’organes officiels 
auxquels cette competence speciale serait conferee. 

Sans nul doute que, dans cette seconde &Eventualite 
meme, les societes de patronage seraient admises A sub- 
sister et ä poursuivre le travail de relevement qui constitue 
leur raison d’etre. On comprendrait difficilement en effet 
que par le seul fait que le Code PEnal institue un patro- 
nage officiel limite a trois categories de delinquants, le 
patronage general des detenus lıberes, tel qu'il s’accomplit 
par les soins des societes privees de patronage avec 
l’assentiment du Gouvernement, düt disparaitre.. Que le 
patronage officiel, tel qu’il est institue par la loı federale, 
se fasse ou non en utilisant les institutions privees exI- 
stantes, un vaste champ d’activit€ reste ouvert ä ces der- 
nieres, et elles doivent pouvoir continuer leur @uvre, dont 
Putilit&E et leefficacite ne peuvent plus etre serieusement 
contestees. 

Quoi qu’il en soit, il y a la une premiere difference 
essentielle entre le patronage officiel prevu par la loı 
federale et le patronage tel qu’il a ete inofficiellement 
execute jusqu’ici, au moins dans le canton de Geneve. 

Tandis que ce dernier est general et s’etend indis- 
tinctement A tous les condamnes qui l’acceptent, le premier 
est limite A trois categories de delinquants et encore ne 
s’exerce-t-il que dans les conditions prevues par la Loi. 

En outre, et c’est la une seconde difference qui ne le 
cede guere en importance ä la premiere, le patronage 
officiel, etant institue par la loi, devient necessairement 
obligatoire; l’autre est reste jusquwici et devra toujours 
rester facultatif. C’est une regle invariable pour les societes 
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privees de patronage de Ne Jamais imposer leurs services, 
mais de n’en faire benE* "Tier que ceux qui requierent ou 
tout au moins qui accepl®nt leur intervention. 

ll y a lieu, avant d’aller plus loin, de rechercher en 
quoi consiste ce patronage officiel institu& par la loi. Il 
faut pour cela examiner successivement les categories de 
delinquants mentionneesä cet article 47 de laloi d’application. 


I. Les adolescents. 


„L’art. 14 du Code Penal auquel renvoie le dit art. 47 
fixe l’adolescence entre la ızeme et Ja ı8%me annee, et contient 
la disposition suivante: 


„Art. 14, al.5 du $ ı. L’autorite qui a libere l’adoles- 
„cent pourvoira, avec l’aide des organes du patronage, & 
„son placement et A sa surveillance. Si dans l’annde qui 
„a suivi sa liberation, l’adolescent abuse de la liberte, ıl 
„sera reintegre dans l’etablissement; en cas contraire, la 
„liberation deviendra definitive. — Toutefois les organes 
„du patronage devront continuer ä& lui accorder protection 
„et assistance. 

Le patronage ne s’exerce ainsi sur les adolescents que 
lorsqu’ils ont ete liberes de la maison d’education discı- 
plinaire ou de correction dans laquelle ils avaient ete places. 


Le patronage, par quelque autorite qu’il soit exerce, revet 
ici deux formes distinctes: 


a) celle d’un placement et d’une surveillance pendant 
l’annee qui suit la liberation de l’adolescent; 

b) celle d’une protection et d’une assistance, apres 
cette annee d’epreuve victorieusement subie et 
lorsque la liberation est devenue definitive. 


En outre le röle du patronage n’est point le meme 
dans les deux cas: 


a) dans le premier, le patronage ne sert que d’auxi- 
liaire, il aide l’autorit€ a placer et & surveiller 
l’adolescent; mais c’est A celle-ci qu’incombent 


DEE 
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la charge et partant la responsabilit€ de ce place- 
ment et de cette surveillance; 

5) dans le second cas, les organes du patronage sont 
seuls a l’auvre, ıls protegent et assistent l’adoles- 
cent definitivement libere, sans que l’autorite ait 
a s’en meler. 

La loi ne prevoit pas la duree de cette protection et 
assistance, mais elle ne doit evidemment pas s’etendre au 
dela du terme de l’adolescence, soit ı8 ans. 

Le Code ne definit pas non plus ce qu'il faut entendre 
d’une part par surveillance, d’autre part par protection et 
assistance. On peut concevoir que la surveillance con- 
sistera A suivre l’adolescent dans la place oü il aura ete 
mis, & s’enquerir soit .aupres de lui, soit aupres de son 
patron, des conditions de son travail, de son assiduite, de 
ses progres, en tout cas A ne pas le laisser quitter son 
maitre sans que les organes du patronage en soient due- 
ment informes, etc. etc. i 

Quant & la protection et assistance, on peut se Te- 
presenter le fonctionnement de l’organe de patronage comme 
celui d’une autorite bienveillante de recours, ä laquelle 
l'adolescent pourra toujours s’adresser pour obtenir un 
conseil, une direction, un appui moral et qui sera compe- 
tente pour intervenir dans linteret du mineur. 


2. Les lıiberes conditionnellement. 

Le Code prevoit la liberation provisoire pour tout 

detenu & savoir: 

a) pour un condamne ordinaire (emprisonnement, re- 
clusion, internement dans une maison de travail), 
quand ıl aura subi les deux tiers et au moins une 
annee de sa peine; 

5b) pour un recidiviste apres cing ans d’internement 
(art. 28 a 31). 

Cette liberation est prononcee par l’autorite competente, 

mais l’art. 32 du Code prevoit l’intervention des organes 
de patronage une fois cette liberation accordee. 
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„Art. 32, al. 1. Sur preavis des fonctionnaires de l’eta- 
„blissement, l’autorit€ competente statuera sur la liberation 
„provisoire de tout detenu (art. 28, 30, 31). Aıidee des 
„organes du patronage, elle lui procurera des moyens d’exI- 
„stence et le surveillera pendant la duree de la liberation 
„provisoire.‘ 

Ici, comme c’est le cas pour les adolescents pendant 
l’annee qui suit leur liberation, les organes du patronage 
ne sont que l’auxiliaire de l’autorite. C’est a celle-ci qu’il 
appartient de procurer au liber&e les moyens d’existence 
et de le surveiller pendant la duree de sa lıberation pro- 
visoire. Les organes de patronage ne sont la que pour 
aider l’autorite dans l’accomplissement de cette täche sans 
encourir de responsabilite de ce fait. 

Cette surveillance du libere consistera en des mesures 


analogues & celles que nous avons esquissees pour l’ado- 
lescent. 


3. Les condamnes conditionnellement. 


Moyennant la realisation de certaines conditions (con- 
damnations ä moins d’un an, opportunite de la mesure, 
reparation du dommage, le tribunal pourra, & teneur du 
projet de Code Penal, surseoir A l’execution de la peine 
pendant un temps d’epreuve de deux ä cing ans (art. 57). 

Pendant ce delai d’epreuve le condamne conditionnel 


‚sera soumis A un patronage. — C’est ce que stipule l’art. 


57, $ 2, ainsi congu: 

„A defaut de circonstances speciales, justifiant une 
„exception, le trıbunal soumettra le condamne A un patro- 
„nage. Il pourra aussi lui imposer, pendant le delai 
„d’epreuve, des regles de conduite speciales, telles que 
„Pobligatıion d’apprendre un metier, de sejourner dans un 
„lleu determine, de s’abstenir de boissons alcooliques, ou 
„de reparer le dommage dans un delai determine. 

„Le jugement devra mentionner les raisons qui justi- 
„fient l’octroi du sursis, les motifs qui ont conduit le tribunal 











121 
a dispenser par exception le condamne du patronage ainsi 
„que les regles de conduite imposees par le trıbunal.“ 

Ainsi, dans tous les cas de condamnation conditionnelle, 
soit de sursis A l’ex&cution de la peine, le patronage sera 
la regle.. Ce ne sera qu’a titre exceptionnel, en cas de 
circonstances speciales et pour des motifs indiques dans 
le jugement, que le condamne pourra £Etre dispense du 
patronage. 

En quoi consistera ce patronage? C’est ce qulil est 
difficile de determiner exactement en presence du laconısme 
du Code. 

Le $3 de ce meme art. 57 nous fournit cependant 
une indication. 

„Art. 57, $3. Si, durant le delai d’epreuve, le con- 
„damne commet un delit intentionnel, ıl aura A subir outre 
„la peine de ce delit, celle dont l’execution avait ete sus- 
„pendue; sı, au mepris d’un avertissement formel de l'au- 
„torite de patronage, le condamne persiste & enfreindre 
„une. des regles de conduite imposees par le tribunal, ce 
„dernier ordonnera que la peine prononcee soit mise A 
„execution.“ 

Lors donc que le tribunal, en condamnant condition- 
nellement et en soumettant le delinquant A un patronage, 
lui aura impose un certain nombre de regles de con- 
duite ($ 2, al. I), l’autoritE de patronage aura A veiller ä 
ce que le condamne se soumette ponctuellement & ces 
regles; lors d’une premiere infraction, elle aura ä l’avertir 
solennellement. Ce sera le plus claır de son röle. Pour 
le surplus, elle aura sans doute A exercer une certaine 
surveillance sur lui, comme elle aura ä le faire egalement 
dans le cas oü aucune regle de conduite speciale ne lui 
aura ete imposee. Son röle sera en somme analogue A 
ce qu’il doit etre pour les adolescents pendant leur annee 
et pour les autres delinquants pendant le temps de leur 
liberation, avec cette difference essentielle cependant qu’elle 


sera seule A exercer cette fonction et en portera seule la 
9 
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responsabilite, comme c’est le cas pour les adolescents 
definitivement lıberes. 

Ainsi peut etre resume le röle de l’organe, quel qu’il 
soit, charg€ du patronage, tel que celui-ci est institue par 
l’avant-projet du Code Penal: ce sera tantöt le röle d’un 
simple auxiliaire de l’autorite competente, tantöt une fonc- 
tion independante se resumant dans un devoir de sur- 
veillance, d’assistance et de protection. 

Et la question qui nous parait devoir etre actuellement 
elucidee, se pose alors en ces termes: 

Les societes et commissions de patronage existant 
aujourd’hui sont elles qualifiees pour remplir cette täche 
qu’aux termes de !’art. 47 de la loi federale d’application 
les cantons peuvent leur remettre? 

Et cette question revet tout de suite deux faces, dans 
I’hypothese du consentement des cantons ä cette remise: 
Peuvent-elles subsister telles qu’elles sont actuellement 
organisees? 

Doivent-elles au contraire subir des modifications ou 
des transformations plus ou moins profondes pour devenir 
des organismes appropries aux nouvelles fonctions qu’elles 
auraient & remplir? 

C’est le probleme qui reste maintenant & resoudre. 














Le röle des sociö6töss et commissions de 
Patronage d’aprös la loi d’application du 
Code Penal Federal. 


Rapport de M. Rod. Ostermann, delegue du Patronage 
a la Prison penitentiaire de l’Eveche de Geneve. 


Pour faire suite ä l’etude de M. ?. Des Goufttes. 


Pu — -—-—— 


Le rapporteur du travail qui precede donne A ses: 
conclusions la forme de questions qui mettent vivement en 
relief la situation du patronage en Suisse vis-A-vis de 
l’avant-projet de Code Penal. Il importe de les examiner 
de pres et ce sera l’objet principal de ce bref apergu. 
Nous y joindrons quelques remarques sur ce qui touche 
aux detenus lıberes. 


Premiere question. 


Les socieles et commissions de palronage existant au- 
jourd’hur sont.elles qualifiees pour remplir la täche qu’aux 
ternıes de lart. 47 de la loı d’application du futur Code 
Penal les cantonhs peuvent leur remettre? 

On peut affıirmer sans hesitation que ces societes n’ont 
pas actuellement gzalite pour exercer les fonctions qui 
leur seraient devolues. De quoi s’agit-il, en effet, dans 
les trois cas supposes par l’art. 47? D’une sorte de dele- 
gation de l’Etat pour suivre et surveiller certaines classes 
d’individus. L’autorite personnelle d’un representant du 
Patronage, renforcee de celle de tout son Comite ne suffi- 
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rait pas & faire accepter docilement cette surveillance par. 
les interesses. Ils ne s’y soumettraient qu’en reconnaissant 
au Patronage la delegation de l’Etat. Et, dans la pratique, 
cette delegation revetirait un caractere officiel qui fait 
absolument defaut a nos Societes Suisses de Patronage. 
Ces associations, nees de l’initiative privee peuvent-etre 
plus ou moins officieuses aujourd’hui; en fait, elles ne re- 
levent pas de l’administration cantonale ou federale. Elles 
sont autoriseces, vues avec bienveillance par l’Etat, sou- 
tenues par lui dans une certaine mesure, elles ne sont 
jamais ses mandataires.. Nous examinerons plus loin s’il 
serait utile qu’elles le devinssent; il suffit icı de constater 
que dans leur forme actuelle nos societes n’ont pas /au- 
forıtEe que suppose le travail qui leur serait demande 
par les cantons. 

Determiner les limites de cette autorite ne serait pas 
chose facile et, dans tous les cas, elle impliquerait des 
responsabilites vis-a-vis de l’Etat et des patronnes qui mett- 
raient le Patronage dans une posture de dependance formelle 
a l’egard des deux parties. On peut se demander si cette 
dependance le rendrait plus fort et plus apte & son.aeuvre 
de relevement moral. 


Deuxieme question. 


Les socıietes suisses de Patronage pourraient.elles sub- 
sister telles qu'elles sont organisees aujourd’huı? 

Non, evidemment, si l’on conside£re leur activite actuelle, 
‚leur organisation, leur personnel et les ressources dont elles 
disposent. 

Le Patronage s’est principalement occupe jusqu’ici des 
detenus lıberes, de leur placement, de leur regeneration 
morale. Il ne pourrait continuer ä remplir cette mission 
qu’en dehors de la connaissance officielle de l’Etat, car le 
futur Code Penal ne s’occupe pas des liberes proprement 
dits et pour cause. Le Patronage apporterait principalement 
son concours aux trois categories precisees par l’art. 47, 
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categories qui sont restees Jusqu’a present en dehors dız 
cadre de son action. Si l’esprit, qui a fonde nos associations 
les pousse certainement & donner toujours plus d’intensite 
ä leurs efforts, on peut dire que ni leur passe ni leurs 
traditions ne les ont suffisamment preparees &A l’auvre 
considerable que place devant elles la nouvelle legislation. 
D’autre part leur organisation ne leur permettrait pas, 
telle qu’elle existe dans la plupart des cantons, de vaquer 
a l’expedition de la besogne qui leur serait demandee. 
En effet, nos societes se recrutent essentiellement parmi 
ceux que leur vocation ou leurs sentiments poussent ä& la 
philanthropie. Ces hommes ne disposent en general que 
d’un temps lımite et ne pourraient guere en consacrer ce 
qu’il faudrait au patronage selon la nouvelle formule. Tout 
au plus seraient-ils en etat d’assister aux frequentes seances 
d’un Comite directeur. D’action directe sur les patronnes, 
ıls seraient probablement incapables et devraient la remettre 
aun agent saları& que peu de nos societe possedent actuelle- 
ment. Cet agent lui-m&me pourrait, en vertu m@eme de sa 
qualit& de fonctionnaire, ne pas s’acquitter toujours de sa 
mission dans l’esprit eleve qui fait tout le prix de son in- 
fluence. Pratiquement, il manquerait au Patronage de beau- 
coup-. de nos cantons un siege, un bureau, une installation 
materielle. S’ils existent, ils sont souvent insuffisants et la 
bonne expedition des affaires prevues par le futur Code 
appellerait toute une organisation, avec un ou peut-etre deux 
employes a poste fixe. Les ressources pr6sentes des societes 
de Patronage sont fort loin d’etre assez abondantes pour leur 
permettre d’augmenter ainsi leurs depenses. Ce ne serait, 
en tout cas qu’au detriment des secours, deja fort maigres, 
qu’elles accordent & leurs proteges. Sans doute l’Etat ou les 
cantons pourraient leur accorder des subsides, mais outre 
les points d’interrogation qu’il faudrait mettre devant leur 
obtention, sur ce point encore et plus sensiblement qu’ail- 
leurs le Patronage tomberait sans la tutelle de I’Etat. 
Mentionnons enfin les traits particuliers que revetent 
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nos societes de Patronage suivant les cantons. Icı ce sont 
M.M. les aumöniers des prisons qui prennent soin de ceux 
qui ont fait partie de leur troupeau. Ailleurs ceux-ci sont 
'proteges par une societe laique ou tout au moins sans cou- 
leur confessionnelle. L’Etat remettant au Patronage la 
charge de certains individus preciserait-il au prealable qu’il 
serait toujours laique. Ce serait conforme aux principes 
generaux qui reglent ses propres rapports avec les citoyens. 
Mais ce serait du m&me coup faire tomber plusieurs de 
nos associations qui ont fait leurs preuves et ne meriteraient 
point un tel sort. Ou bien l’Etat se servirait-il simplement 
de ce qui existe, quitte A creer des situations fausses et 
surtout A nuire au principe de coordination qui devra ne- 
cessairement etre observe dans la future organisation du 
Patronage. 

Pour toutes ces raisons, nous terminons ce paragraphe 
comme nous le commencions: „Nos societes de patronage, 
sı elles assumaient la collaboration que suppose l’avant-projet 
du Code, ne pourraient subsister dans leur forme actuelle; 
ıl faudrait les remanier de fond en comble auparavant.“ 


Troisieme question. 


„Les socieles de Patronage doivent.elles etre transfor- 
mees el quelles seraient eventuellement ces transformalions ?“ 

Nous voudrions qu’on prit, en tous cas, la decisıon 
prealable de ne pas attenter aux principes sur lesquels 
repose le Patronage et nous en releverons trois qui paraissent 
essentiels. | 

Le Patronage est une influence et une action tutelaires 
qui s’efforcent de prevenir la chute irreparable ou de re- 
lever celuı qui est tombe. S’il doit &tre efficace, peut-ıl 
etre exerce par le premier venu, & condition que celuı-cı 
soit intelligent, instruit, anime d’un esprit de methode et 
de suite? Nous ne le pensons pas et croyons au contraire 
que le don du patronage — qu’on nous passe ce terne — 
doit preceder la fonction, qu’il doit lui e&tre toujours su- 





127 


perieur. Les hommes qui ont fonde nos societes etaient 
des convaincus de la necessite de travailler au sauvetage 
social, mais surtout moral de certains de leurs semblables. 
Leurs efforts peuvent avoir et€e plus ou moins heureux 
mais ıls ont certainement enregistr&E de nombreux succes 
et ıls les doivent au fait que leurs proteges sentaient chez 
eux une ardente sympathie pour leurs miseres. Jusqu’a 
present, ce caractere eminemment PAllanthropique — au 
sens le plus precis du terme — a ete la seule raison d’etre 
comme la seule force du Patronage. Ce caractere eleve 
doit etre maintenu A tout prix, et voilä le premier des 
principes auxquels ıl faut veiller. 

Le second n’est que le corollarre du premier. On 
n’impose pas sa sympathie et ses bons offices ä celui qui 
est tombe, on les lui offre; toujours ıl doit etre libre d’ac- 
cepter ou de refuser. On ne regenere pas un homme, 
c’est lui qui se regenere. S’il lui faut de l’aide, celle-ci ne 
sera efficace qu’en tant qu’il la reclamera. Sil est plus 
ou moins contraint de l’accepter, le moindre inconvenient 
qui en resultera chez lui sera la passivite et l’ennui d’un 
frein deplaisant, le pire, cette irritation sourde que provoque 
infailliblement toute atteinte & la lıberte.e On objectera 
peut-&tre que ce jeune homme, que cet homme est juste- 
ment un mineur quant & l’exercice de sa lıberte puisqu’il 
en abuse et nous en conviendrons volontiers, mais c’est 
ä lui de le reconnaitre, ce n’est pas & un individu ou A 
une societe quelconque ä le lui faire sentir. Qu’on donne 
par exemple, aA nos associations le droit de surveillance 
dont parle l’art. 47 du Code et l’on verra les resultats. 
‚Nous aurons beau mettre tous nos soins ä n’en user que 
d’une main legere, nos proteges ne s’y tromperont pas, 
ıls verront en nous les representants derives de la loı et 
non ceux d’une philanthropie desinteressee. Ce serait, ä 
bref delai, l’anemie et la mort du seul Patronage qui soit 
digne de son titre et de son passe. 

Enfin, il importe de maintenir le principe que le Patro- 
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nage est un privilege, non un droit pour celui qui en est. 
l’objet. Dans l’etat actuel, nos societes ont souvent & lutter 
contre les pretentions de beaucoup de leurs clients. Que 
serait-ce lorsque ceux-ci pourraient les etayer d’un ou 
deux articles du Code. Nous sourions aujourd’hui lorsqu’ils 
nous disent: „Je vous temoigne toute ma satisfaction“ 
(sic). Nous discutons quand ils declarent que „c’est a vous 
de nous vetir, de nous placer, de nous assister, vous £tes 
la pour ga.“ Mais nous serions fort mal ä l’aise si la 
loı donnait m&eme une ombre de fondement ä ces &Etranges 
conceptions. | 

Pas plus que le Patronage n’a de droits sur le patronne 
pas plus celui-ci n’en doit en avoir sur celuıi-la. 

ll conviendrait peut-etre d’ajouter ä ces principes quel- 
ques considerations sur l’eleEment religieux dans le Patro- 
nage. Dans sa 3°" these M. Stückelberger le met posi- 
tivement en vedette et nous ne sommes pas pour y contre- 
dire. Mais nous savons que plusieurs sont d’un avis ab- 
solument oppgose & cette maniere de voir. Et nous nous 
‘garderons d’allumer une discussion sur ces matieres. Le 
mot de la situation, celui qui peut accorder les deux parties, 
nous fut donne jadis par l’un de nos regrettes magistrats 
genevois, M. le Conseiller d’Etat Didier: „Si la religion 
peut sauver un malheureux, disait-ıl, pourquoi interdire 
d’y faire appel & ceux qui cherchent & le relever.“ — Et 
suivant nous, on concluera volontier A la liberte absolue 
des convictions dans ce domaine. 

Il nous faudrait maintenant parler des transformations 
que nos societes seraient appelees A subir sous le nouveau 
regime du futur Code Penal. M. Stückelberger en pro- 
pose un certain nombre auxquelles nous souscririons volon- 
tiers. En particulier tout ce qui tendra & l’unification de nos 
efforts communs en Suisse nous parait avoir un caractere 
d’urgence. Il y aurait en outre, lors de l’entree en vigueur 
de la loi, plusieurs rouages nouveaux ä& creer, des collabo- 
rations plus nombreuses ä solliciter, des ressources plus 
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abondantes ä trouver. Mais nous ne saurions entrer dans 
le detail, vu les circonstances variables de nos socidtes et 
du reste la question n’est pas müre. Si nous sommes 
d’accord sur les principes generaux l’application se fera 
sans trop de peine. Le Patronage ne demande qu’a tra- 
vaıller; on le trouvera toujours pret a mettre en &uvre 
les methodes appropriees au but qu’il poursuit, a prendre, 
dans la mesure du possible, toutes les responsabilites 
qu’on voudra lui confier. Il demande seulement qu'on le 
laisse etre lui-me&me et qu’on ne fasse pas de lui une de- 
pendance plus ou moins directe de l’autorite. 


Les detenus liberes. 


Quelques mots seulement sur ce sujet qui n’est point 
touche par l’avant-projet de Code penal et qui occupe 
principalement aujourd’hui toutes nos societes de patronage. 
Nous saisissons fort bien le silence du projet sur les liberes, 
attendu qu’un Code Penal n’a pas A se pr&eoccuper de ceux 
quı ont paye leur dette ä la Justice et qui sont rentres dans 
la possession de leurs droits de citoyen. Cependant il 
traite des recidivistes et nous savons comment on le de- 
vient. C’est bien souvent par suite de manque de res- 
sources ou de travail, c’est-A-dire d’avoir pu reprendre pied 
dans la foule humaine. Le Patronage est cense pourvoir 
un libere du necessaire et d’une place qui lui permette 
de gagner honnetement son pain. Dans la pratique ıl est 
forc&E constamment d’abandonner trop töt, me&me tout de 
suite apres leur elargissement, de malheureux desempares. 
Et cela s’explique aisement par la modicite de nos ressources 
autant que par la repugnance qu’eprouvent les employeurs 
a engager des individus qui sortent de prison. Que de- 
viennent alors ceux-ci? Nous les occupons quelques Jours 
dans nos chantiers de travail, nos adresse-office ou chez des 
particuliers charitables, mais cela ne peut durer longtemps. 
Bien vite ils ont recours aux societes de bienfaisance, deJa 
surchargees ou a la police, ils se decouragent et ıls re- 
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tombent dans une faute dont les consequences son infini- 
ment plus graves moralement que celles de la precedente. 
Evidemment ıl y ala une lacune et nous suggererions 
volontiers A nos legislateurs de nous venir en aide sur ce 
point de la facon qui leur paraitrait la meilleure. Encourager, 
peut-etre subventionner les institutions de rel&vement par 
le travail, serait la mesure la plus indiquee tout d’abord. 
On pourrait peut-etre ensuite creer des asıles pour liberes. 
Mais serait-ıl impossible de donner aux societes de patro- 
nage le droit de solliciter des cantons des subsides regu- 
liers pour un temps determine et dont elles seraient respon- 
sables qu’elles distribueraient sous forme de travail aux 
lıberes. Ne pourrait-on fixer, par exemple un laps de 
temps de trois mois pendant lequel nos societes pourraient 
donner a un lıbere desireux de bien faire la certitude qu’il 
ne tombera pas dans le denuement, s’il travaille et se con- 
duit bien. Nous avangons timidement cette proposition toute 
personnelle et ne savons sı elle est en quelque facon realı- 
sable.e Mais cela nous permet de signaler en tout cas 
une des plus grandes difficultes du Patronage, difficulte 
qui serait encore augmentee sous le nouveau regime par 
l’accroissement des categories de ceux qui. cherchent du 
travail et auxquels il est si difficile d’en procurer. 
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Statuten-Revisions-Vorschlag. 


Statuten 


de>3 


Schweiz. Vereins für Straf-, Gefängniswesen und 
Schutzaufsicht. 


ee — 


SI. 

Zweck des Vereins ist, in unserm l.ande durch gegen- 
seitige Belehrung und persönlichen Verkehr die zeitge- 
mässen Verbesserungen und wo möglich eine überein- 
stimmende Entwicklung auf dem Gebiete des Straf- und 
Gefängniswesens, sowie der Schutzaufsicht zu fördern und 
zu pflegen. 

8 2. 

Durch einfache Beitrittserklärung wird Mitglied des 
Vereins, wer sich für dessen Zweck interessiert, und es 
werden daher besonders zum Beitritt eingeladen: 

1) Die Mitglieder von gesetzgebenden, vollziehenden 
und richterlichen Behörden, welche bei der Ent- 
wicklung und Vollziehung des Strafrechts mitzu- 
wirken berufen sind; 

2) Die Rechtslehrer an den schweizerischen Lehran- 
stalten; 

3) Die Beamten der schweizerischen Strafanstalten 
und Arbeitshäuser, der Zwangserziehungs- und 
Rettungsanstalten, sowie die Mitglieder der Auf- 
sichtskommissionen derselben ; 

4) Die Schutzaufsichtsvereine und Schutzaufsichts- 
kommissionen für entlassene Sträflinge, deren 
Vereinsvorstände und Mitglieder. 











Personen des In- und Auslandes, welche sich um den 
Verein oder um das Straf- und Gefängniswesen oder um 
die Schutzaufsicht verdient gemacht haben, können von 
der Vereinsversammlung als Ehrenmitglieder aufgenommen 
werden. 

$4 

Zur Deckung der Vereinskosten wird alle zwei Jahre 

im Januar von jedem Mitgliede ein Beitrag von Fr.3 erhoben. 


Ein grösserer Beitrag kann nur auf Beschluss der 
Vereinsversammlung gefordert werden. Verweigerung des 
Beitrages nach ergangener Aufforderung des Vereinskassiers 
gilt als Austrittserklärung. 


Sämtliche kantonale Schutzaufsichtsvereine, welche 
Vereinsmitglieder geworden sind, bezahlen gemeinsam alle 
2 Jahre ın die Vereinskasse 300 Fr. und erhalten dafür 
je 300 Exemplare der Vereinsschrift 


I 5- 
Der Verein hält alle zwei Jahre, in der Regel ım 
Herbst, eine Versammlung. 


Dieselbe fasst ihre Beschlüsse durch Stimmenmehrheit 
der anwesenden Mitglieder. 


. Sie bestimmt den Ort der nächsten Versammlung oder 
beauftragt damit den Zentralvorstand. 


S 6. 

Die Vereinsversammlung wählt auf je vier Jahre einen 
Zentralvorstand von fünf Mitgliedern, welche sich selbst 
konstituieren, mit der Aufgabe, für den steten Fortgang 
der Geschäfte des Vereins zu sorgen. Die Schutzaufsichts- 
vereine sollen darin durch 2 Mitglieder vertreten sein. 
Der Quästor bezieht dıe Vereinsbeiträge, führt die Kasse 
und Rechnung und legt der Versammlung alle zwei Jahre 
Rechnung ab. Der Archivar verwahrt die Vereinsakten 
und verwaltet dıe Vorräte an gedruckten Vereinsschriften. 
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87. 

Wenn an demjenigen Orte, der für die nächste Ver- 
sammlung bestimmt worden ist, sich ein Lokalkomitee 
bildet, so trifft es die nötigen örtlichen Vorbereitungen. 

S8. 

Der Zentralvorstand hat insbesondere folgende Ver- 
richtungen: 

ı) Er behandelt die von der Versammlung ihm 
überwiesenen Geschäfte. 

2) Er bestimmt, eventuell im Einverständnis mit dem 
Lokalkomitee, die für die nächste Versammlung 
zu behandelnden Gegenstände. 

3) Er bezeichnet, eventuell mit dem Lokalkomitee, 
die erforderlichen Referenten und Korreferenten. 

4) Er erlässt, eventuell in Verbindung mit dem Lokal- 
komitee, die Einladung zur Jahresversammlung 
und setzt mit ihm die Tagesordnung fest. 

5) Er sorgt für den Druck der Verhandlungen. 

6) Er ıst befugt, in- und auswärtige Freunde des 
Gefängniswesens und der Schutzaufsicht als Gäste 
zur Versammlung einzuladen. Diese haben be- 
ratende Stimme. 

7) Er gibt der Vereinsversammlung jedesmal Bericht 
über seine Geschäftsführung. 

8) Er dient als Bindeglied zwischen den kantonalen 
Schutzaufsichtsvereinen und Schutzaufsichtskom- 
missionen für entlassene Sträflinge. 

$9. 

Zur Prüfung der Rechnung bestimmt der Zentralvor- 
stand zwei Vereinsmitglieder, welche der Vereinsversamm- 
lung darüber Bericht zu erstatten haben. 

$ 10 

Die Statuten können nur durch eine Vereinsver- 
sammlung nach vorhergegangener Anzeige an alle Mit- 
glieder abgeändert werden. 
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Projet. 


STATUTS 


de la 


Societe Suisse pour la Reforme pe£nitentiaire 
et le patronage des detenus liberes. 


SI. 

La Societe a pour but principal d’accelerer, par l’echange 
des idees entre les membres qui la composent, l’amelioration 
du systeme penal et du regime penitentiaire ainsı que des 
institutions de patronage selon les idees modernes et, 
autant que possible, d’operer ce progres d’une maniere 
uniforme dans tous les cantons. 

S 2. 

Toutes les personnes qui s’interessent au succes de 
l'oauvre et qui adherent aux statuts sont considerees comme 
membres de la Societe. 

Sont Invites specialement A en faire partie: 

I. Les membres des conseils legislatifs, administratifs 
et Judiciaires, charges d’edicter et d’appliquer les 
dispositions du droit criminel; 

2. Les professeurs qui enseignent le droit dans les 
universites suisses; 

3. Les fonctionnaires des etablissements penitentiaires, 
des maisons de travail et des etablissements d’edu- 
cation correctionnelle (disciplinaires) de la Suisse, 
de me&me que les membres de leurs commissions 
de surveillance. | 

4) Les societes et commissions de patronage des de- 
tenus lıberes, les comites et les membres de ces 
Societes. 
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$ 3. 

L’assemblee generale de la societe peut conferer le 
titre de membres honoraires aux Suisses et aux &etrangers 
qui ont contribue au perfectionnement du systeme penal 
et duregime des prisons, ou du patronage des detenus lıberes. 

$ 4 

Les frais de la Societe sont couverts au moyen d’une 
cotisation de 3 francs, pergue tous les deux ans au mois 
de janvier. 

Il ne peut etre exige& une contribution plus elevee qu’en 
vertu d’une resolution de l’assemblee generale de la Societe. 

Tout membre qui refuse de verser sa cotisation, est 
consider comme demissionnaire. 

Toutes les societes cantonales de patronage qui, comme 
telles, sont inscrites comme membres de l’association, 
payeront collectivement une cotisation bisannuelle de frs. 300 
et recevront en Echange 300 exemplaires des publications 
de la Societe. 

$ 5. 

La Societe se reunit tous les deux ans en assemblee 
generale. Cette reunion a lieu ordinairement en automne. 

Les resolutions y sont prises a la majorite des voix 
des membres presents. 

L’assemblee fixe le lieu de reunion de l’assemblee 
suivante, ou en charge le Comite central. 

S 6. 

L’assemblee choisit tous les quatre ans un comite 
central de cing membres, qui se constituent eux-me&mes. 
Les societes de patronage y sont representees par deux 
membres. Ce comite a pour mission de veiller aux interets 
de la Societe et de pourvoir A son developpement normal. 

Le caissier pergoit les cotisations, regle et paie les 
depenses et rend compte de sa gestion financiere tous les 
deux ans & l’assemblee generale. L’archiviste conserve 
non seulement les archives, mais ıl est en outre charge 
de la vente des publications de la societe dont il a le depöt. 








136 


$ 7. 

Si, dans l’endroit fixe pour la prochaine assemblee, 
un comite local se constitue, celui-ci prend soin de l’organı- 
sation materielle de la reunion. 

| S 8. 

Le comite central a particulierement les attrıbutions 
‚sulvantes: 

. Il traite les affaıres dont ıl a et& charge par l’as- 

 semblee. 

2. II fixe, eventuellement d’accord avec le comite 
local, le programme des questions qui seront 
discutees dans l’assembl&ee suivante. 

3. II designe, eventuellement d’accord avec le comite 
local, les rapporteurs et co-rapporteurs au nombre 
qu'il jugera necessaire. 

4. Il expedie, Eeventuellement assiste du comite local, 
les cartes de convocation pour l’assemblee generale 
et fixe avec lui l’ordre du jour de la reunion. 

5. II veille a l’impression du compte rendu de 
l’assemblee. | 

6. Il est autorise A inviter a prendre part a l’assemblee 
generale les Suisses et les etrangers qui s’occupent 
de la reforme penitentiaire et du patronage des 
detenus liberes. Ceux-ci ont voix consultative. 

7. Il presente chaque fois A l’assemblee un rapport 
sur son activite. 

8. Il sert de lien entre les societes ou commissions can- 
tonales de patronage en faveur des detenus lıberes. 

$ 9. 

Le comite central elit deux membres de la societe qui 
sont charges de verifier les comptes et de faire rapport 
a l’assemblee generale. 

8 10. 

Les statuts ne peuvent &tre revises que par l’assemblee 
generale de la Societe, apres avis prealable donne & tous 
les membres de l’Association. 














ACTES 


DE LA 


SOCIETIE SUISSE POUR LA REFORME PENITENTIAIRE 
ET LE PATRONAGE DES DETENUS LIBERES 


REUNIE 


a Geneve 


les 3, 4 et 5 octobre 1904. 


XXIE SESSION. 
Ile Cahler. 


Proees-verbaux et annexes. 


a —— 


Aarau. 
Imprimerie de H.R. Sauerländer & Comp. 
1905. 





nn 46 
en IT ss 





Verhandlungen 


Schweizerischen 
Vereins für Straf-, Gefängniswesen und! 
Schutzaufsicht 
Genf 


am 3., 4. und 5. Oktober 1904. 


XXIII. Versammlung. 


Il. Heft. 


Verhandlungsprotokolle nebst Beilagen. 


Aarau. 
Druck und Verlag von H.R. Sauerländer & Co. 


1905. 








Anzeige. 


Das Vereinsarchiv besitzt eine beträchtliche Anzahl 
von Vereinsschriften von der ersten Sitzung an, welche 
von den Mitgliedern zur Ergänzung ihrer Sammlung, das 
Bändchen zu Fr. 1.—, bei Abnahme aller Jahrgänge zu 
75 Rp., durch Herrn Direktor Dr. Curti in Regensdorf 
(Zürich) bezogen werden können. 


Avıs. 


ll se trouve en reserve de nombreux exemplaires des 
Actes de la Societe, publies depuis la fondation de cette 
derniere. L’occasion est ainsi offerte aux societaires d’ac- 
querir une collection complete de ces publications ou, pour 
en completer une, de se procurer des volumes qui manquent. 

En prenant toute la collection le prix du 

volume est xeä . A fr. —. 75 

Le prix d’un volume separe est de fr. I. — 

Adresser les demandes a M. le Dr. Curti, Directeur 
du penitencier de Regensdorf (Zurich). 





1. Zentralvorstand des Schweiz. Vereins für Straf-, 
Gefängniswesen und Schutzaufsicht. 
Comite central de la Societe suisse power la reforme 
penitentiaire et pour le patronage. 


Präsident: Hr. J. V. Hürbin, Direktor der Strafanstalt Lenz- 
burg. 

Vizepräsident und Archivar: Hr. Dr. 7. Curt, Direktor 
der Strafanstalt Regensdorf. 

Aktuar: Hr. Dr. Z. Guillaume, Direktor des eidgenössischen 
statistischen Bureaus in Bern. 

Quästor: Hr. W. Kupferschmid, alt Pfarrer in Zug. 

Vizeaktuar: Hr. C. Bauty, Pfarrer der Strafanstalt Lausanne. 


I. Lokalkomitee in Genf pro 1904. 
Comite local d’organısation a Geneve pour 1909. 


. Ed. Odier, Conseiller d’Etat, president. 

. Charles Rehfous, Secretaire du Departement de Justice 
et Police. 

. Ed. Jornot, Directeur de la Police centrale. 

. Fred. Martin, Avocat. 

. A. Perrin, Directeur du penitencier de l’Eveche. 

. M. Lafond, Directeur de la prison de St-Antoine. 


BSSS Ss 




















Ordre du jour. 


Lundi 3 octobre. 


Hötel des Alpes, rue de Rive. -— A partir de 6 heures 
du soir, delivrance des cartes de fete. 
® heures. — Seance de l’Association intercantonale des 
societes suisses de patronage. 
Discussion sur une proposition de fusion avec la 
Societe suisse pour la reforme penitentiaire. 
Reddition des comptes. 


Mardi % octobre. 


8 heures matin. — Assemblee ä l’Aula de l’Universite. 
t. Discours d’ouverture du President du Comite 
local, M. le Conseiller d’Etat Zdouard Odier. 
2. Rapports de M. Heinis (Bäle-Campagne) et 
de M. Frederic Martin (Geneve). 
L’execution des peines d’apres lavant-projet du 
code penal federal. 

. Discussion. 

. Rapport du Comite central de la Societe suisse 
pour la reforme penitentiaire et reddition des. 
comptes. 

5. Reception de nouveaux membres, &ventuelle- 
ment de membres honoraires. 
6. Choix du prochain lieu de reunion. 
Midi. — Banquet. 
2 heures. — Depart par train special pour Monnetier (Saleve). 
Collation. 


> w 
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Mercredi 5 octobre. 


8 heures. — Assemblee & l’Aula de l’Universite: 
i. Rapport de M. Stückelberger (Bäle) et de MM. 

Des Gouttes et Ostermann (Geneve). 

Du röle des societes et des commissions de pa- 
tronage d’apres la loı federale d’application 
de lavant-projet de code penal federal. 

2. Discussion. 
Midi. — Banquet a l’hötel des Alpes, rue de Rive, n° 5. 
Clöture. 





Liste des pr&sences & la reunion. 
Geneve los 3,4 et 5 octobre 1904. 


Canton de Zurich. | 


Bollinger, R., Dr., Stadtschreiber 

Curti, F., Dr., Direktor der Strafanstalt 
Hafter, Ernst, Dr., Privatdozent 
Mooser, W., Privatier 

Zürcher, Emil, Dr., Professor 


Canton de Berne. 


Grossen, Friedrich, Direktor d. Zw.-Erzieh.-Anstalt 
Guillaume, Louis, Dr., Direktor d. eidg. stat. Bureau 
Kellerhals, Otto, Direktor der Strafanstalt 
Waltenwil, von, Reinhard, Dr. 


Canton de Lucerne. 
Hügi, Mauriz, Direktor der Strafanstalt 


Canton de Zoug. 


Kupferschmid, W., alt Pfarrer 
Meyenberg, J., P.-Wachtmeister 


Canton de Fribourg. 
Engelhard, O., Dr. 
Engelhard, Madame 


Canton de Soleure. 
Stuber, Fr., Direktor der Strafanstalt 


Canton de Bäle-Ville. 


Zürich 
Regensdorf 
Zürich 


n 


” 


Trachselwald 
Bern 

Witzwil 

Bern 


Luzern - 


Solothurn 


Iselin, Theophil, Präsident des Schutzaufsichtsvereins Basel 


Stückelberger, Karl, Pfarrer der Strafanstalt 


” 











Canton de Schaffhouse. 
Uehlinger, H., Direktor der Strafanstalt 


Canton d’Appenzell A.-Rh. 


Baumann, Johannes, Dr., Polizeidirektor 


Canton de St-Gall. 


Hartmann, Klemens, Direktor der Strafanstalt 
Kuhn-Kelly, Präsid. d. Gemeinnützigen Gesellschaft 
Mächler, Albert, Dr., Reg.-Rat 


Canton des Grisons. 


Caviezel, Hartmann, Major 
Gerber, Hartmann, Direktor der Anstalt 
Gerber, Lena 


Canton d’Argovie. 


Conrad, P., Reg.-Rat und lL,andammann 

Fischer, Gustav, Pfarrer 

Gloor-J’Orsa, J. J., Direktor d. Zwangserzieh.-Anstalt 
Gimmi, W., Pfarrer der Strafanstalt 

Hürbin, J. V., Direktor der Strafanstalt 
Lochbrunner, C., Pfarrer der Strafanstalt 
Wietlisbach, Friedrich, Justizsekretär 


Canton de Thurgovie. 


Keller, A., Direktor der Strafanstalt 
Schuster, Ed., Pfarrer, Präsid. der Schutzaufsicht 
Thalmann, A., Sekundarlehrer 


Canton du Tessin. 
Chicherio, F., directeur du penitencier Je 


Canton de Vaud. 


Archinard, Auguste, Agent-Üentral 

Bauty, Charles, Aumönier du penitencier de 
Correvon, Gustave, juge cantonal 

Favre, Emile, Directeur du penitencier de 
Favre, L., Chef de service 


“ Ganton du Valais. 
Ducrey, Jules, Conseiller d’Etat 


Schaffhausen 
Trogen 


St. Gallen 


Aarau 
Reitnau 
Aarburg 
Lenzburg 


9 
Aarau 


Tobel 
Stettfurt 
Frauenfeld 


Lugano 


Lausanne 


Sion 











Be Sn 





u 
Canton de Me&chätel. j 
Rychner, Charles, Directeur du pen itencier de Neuchätel 
Buchenel, Paul, pasteur | Chesard-St-Martinm 


Canton de Genöve. 


Badan, Jules, Dr. med, Gendve 

Des Gouttes, Paul, Avocat = 

Dunant, Albert, ancien Conseiller d’Etat = 

Favre, Ernest, vice-president de la Societ6 de patro- 
nage de 

Gautier, Alfred, Professeur | 

Jornot, Edouard, Directeur de Police centrale 

Ladame, Paul Louis, Dr. med. 

Lafond, Marc, Directeur de la prison de St-Antoine 

Le Royer, Eug. H., Avocat 

Marignac, de, President de la Societe de patronage de 

Martin, Alexandre, Avocat 

Martin, Frederic, Avocat 

Megevaud, Louis J. A., Professeur 

Moriaud, Paul, Professeur 

Odier, Camille, Avocat 

Odier, Edouard, Conseiller d’Etat 

Ostermann, R., Pasteur 

Papadaki, Aristide, Dr. med. 

Perrin, Alexandre, Directeur du penitencier de l’Evöche 

Rehfous, Charles, Secretaire du departement de Justice 
et Police 

Roehrich, H., Pasteur 

Rutty, Jacques, Avocat 

Spira, Emile, Dr. en droit, Prof. 

Thormeyer, Ferdinand, anc. Professeur 


8 32 38338 03334 933.83 


3323233 3 


Ausland. 


Engelberg, Friedrich, von, Dr. jur., Reg.-Rat, Präsi- 
dent des Vereins der deutschen Strafanstalts- 
beamten, Ehrenmitglied Mannheim 
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Sitzung 


der 


Delegierten der schweizerischen Schutzaufsichts- 
Vereine und Kommissionen 
in Genf, Hötel des Alpes, den 3. Oktober 1904, abends 8'/. Uhr.. 


Präsident: alt Pfarrer Aupferschmid. 


Durch Delegierte vertreten sind die Kantone: Aargau,. 
Appenzell A.-Rh.,'Basel-Stadt, Bern (das kantonale Komitee 
und das freiwillige stadtbernische Komitee), Genf, Grau- 
bünden, Luzern, Neuchätel, Solothurn, St. Gallen, Thurgau, 
Waadt, Zug und Zürich. 

Keine Delegierten sind anwesend von Basel-Land, Frei- 
burg und Schaffhausen. 

Der Präsident begrüsst mit warmen Worten die Ver- 
sammlung und insbesondere die Abgeordneten der Schutz- 
aufsichtskommission von Solothurn und des freiwilligen 
stadtbernischen Komitees für Schutzaufsicht, welche beide 
seit der letzten Generalversammlung von Zürich ihren 
Beitritt zum schweizerischen Verbande erklärt haben und 
die nun mit Freuden als Mitglieder desselben willkommen 
geheissen werden. 

Es wırd sodann zur Kenntnis gebracht, dass Hr. Ge- 
fäangnis-Inspektor Schaffroth in Bern im Laufe des Som- 
mers seinen Austritt aus dem Zentralkomitee genommen 
hat, sodass die Versammlung nun des offiziellen Aktuars 
entbehrt. 
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Das Präsidium bedauert, dass ın dem verflossenen 
© T rriennium trotz Vorschrift der Statuten nicht aus allen 
| Kantonen Berichte eingelaufen seien. Es verdankt aber 
: die eingereichten Berichte, welche Zeugnis reden, dass für 


dıe entlassenen Gefangenen treulich und nach Kräften ge- 
sorgt wurde. 


& Das Präsidium erinnert ferner daran, dass das Zentral- 
“ komitee im Januar l. J. an die Schutzaufsichtskomitees und 
” | Kommissionen ein Zirkular gerichtet habe, in dem es be- 
EN. ‚antragte: Ä 


a) dass von denselben fortan auch die Entlassenen aus 
Zwangserziehungsanstalten unter Schutzaufsicht ge- 
nommen werden, falls nicht schon von anderer Seite 
die nötige Fürsorge für sie getroffen sei; 

3 b) dass unser schweizerische Verband der Schutzauf- 

3 sichtsvereine und Kommissionen mit dem Schweiz. 

Verein für Straf- und Gefängniswesen in Fusion 


M treten möge in dem Sinne, dass die Leitung für 
5: beide in die Hand eines und desselben Zentral- 
ne komitees gelegt werde. 


Das Zentralkomitee ging mit diesem letzteren Äntrage 
von dem Gesichtspunkt aus, dass Strafgesetzgebung, Straf- 
vollzug und Schutzaufsicht im Grunde die gleichen Ziele 
R verfolgen und in enger Wechselwirkung zu einander stehen, 
E dass die Ziele aber um so besser erreicht werden, je mehr 
F die verschiedenen Organe in lebendige Fühlung zu ein- 
ss ander treten und Hand in Hand mit einander wirken. Der 
Entwurf zu einem neuen eidgenössischen Strafgesetze über- 
weist unsern Schutzaufsichts-Vereinen und Kommissionen 
vertrauensvoll neue Aufgaben. Es sei dies eine Ehrung 
und Anerkennung für unsere Bestrebungen, und wir sollten 
uns daher auch enger anschliessen an den Verein, der 
für die Reformen im Straf- und Gefängniswesen wirke. 
Die Generalversammlung werde infolge der Fusion unter 
einheitlicher Leitung leichter und einfacher zu organisieren 
‚sein als bisher bei der Doppelspurigkeit. In finanzieller 











11 





Hinsicht haben nach dem neuen Sfätutenentwurf die Schutz- 
aufsichts-Vereine und Kommissionen insgesamt an die 
Zentralkasse nur eine Quote von Fr. 300. — auf 2 Jahre 
zu entrichten gegenüber den bisherigen Fr. 5—600. —. 

Auf das Zirkular des Zentralkomitees haben alle Ver- 
einskomitee und Kommissionen geantwortet. Mit Vergnügen 
konstatiert der Präsident, dass alle ohne Ausnahme den 
Antrag betreffend Fürsorge für die Entlassenen aus Zwangs- 
erziehungsanstalten angenommen haben. Dem Antrage 
auf Fusion stimmten ı4 kantonale Vereine und Kommis- 
sionen bei, während Neuchätel, Luzern und Genf vorder- 
hand noch ıhre Zustimmung verweigerten, Genf mit dem 
Vorbehalt besserer Belehrung durch eine Diskussion bei 
Anlass der Generalversammlung. Den Herren Delegierten 
liegen daher in heutiger Sitzung 2 Traktanden vor: 

a) Der Antrag des Zentralkomitees, mit dem schwei- 
zerischen Verein für Straf- und Gefängniswesen zu 
fusionieren. 

b) Abnahme der Rechnung des Zentral-Quästors pro 
I90I— 1904. 

ı. In der lebhaft sich entwickelnden Diskussion betref- 
fend die Fusion äussern sich zunächst die Herren Pfarrer 
Buchenel von Neuchätel und Advokat Martin von Genf 
dahin, das hauptsächlichste Bedenken ihrer resp. Komitees 
bestehe darin, dass ın der Fusion die kantonalen \Vereins- 
komitee dahinfallen oder doch ihre Bedeutung verlieren 
würden. Die Herren Strafhausdirektor Favre von Lau- 
sanne und Präsident Pfr. Kupferschmid antworten darauf, 
dass dies Bedenken auf einem Missverständnis beruhe, 
niemand denke daran, die kantonalen Komitees zu elımi- 
nieren, die kantonalen Komitees und Kommissionen sollen 
vielmehr ihre Autonomie nach wie vor behalten und nur 
den offiziellen Verkehr mit dem Zentralkomitee vermitteln. 
Herr Strafhausdirektor Dr. Curti von Zürich hat persön- 
lich, gleich wie auch das dortige Komitee Bedenken gegen 
die Fusion gehegt, weil so ganz verschieden organisierte 
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Gesellschaften wie der Verein für Straf- und Gefängnis- 
wesen und der Verband der schweizerischen Patronage- 
Vereine und Kommissionen fester unter einen Hut zu brin- 
gen wären. Äber nun habe er mit dem Komitee von 
Zürich die Überzeugung gewonnen, dass die Fusion einen 


Fortschritt bedeute, namentlich mit Rücksicht auf die neuen’ 


Aufgaben, die den Patronage-Vereinen aus dem neuen eid- 
genössischen . Strafgesetz erwachsen werden. Das neue 
einheitliche und erweiterte Zentralkomitee werde sich in- 
tensiv diesen neuen Aufgaben zuzuwenden haben. 

Herr Präsident de Marignac von Genf war für seine 
Person von Anfang an der Fusion zugeneigt. Eine Zu- 
schrift von Herrn Direktor Favre habe nun auch im Genfer 
Komitee die obwaltenden Bedenken zerstreut, namentlich 
durch die Zusicherung, dass die kantonalen Komitees und 
Kommissionen ihre Autonomie behalten. Herr Direktor 
Dr. Guillaume erinnert daran, dass die Sache der Patro- 
nage früher zu wenig gewürdigt worden sei. Das sei nun 
aber anders geworden. Jetzt finden gerade die Funktionäre 
des Strafvollzugs, dass die Patronage ein wichtiges Mo- 
ment zur Wiederaufrichtung des Verbrechers sei. Es sei 
auch von grossem Wert, dass man sich an den General- 
versammlungen persönlich sehe und näher kennen lerne. 
Er beruhigt schliesslich die Neuchäteller, dass nach dem 
neuen eidgenössischen Strafgesetz nicht die Patronage- 
Komitees, sondern nur die Patrone offiziell werden sollen. 

Herr Pfarrer Stückelberger von Basel findet, die bei- 
den Gesellschaften gehören durchaus zusammen unter ein- 
heitliche. Leitung. Er wünscht für die Zukunft ein einheit- 
liches Formular für die Rechnungen der kantonalen Ver- 
eine und Kommissionen, sowie auch einheitliche Bericht- 
erstattung. 

Nachdem die Diskussion geschlossen, ergibt die Ab- 


stimmung das erfreuliche Resultat, dass sämtliche Delegierte 


die Fusion annahmen. Die hier nicht vertretenen kanto- 
nalen Komitees von Freiburg, Basel-Land und Schaffhausen 
hatten ihre Zustimmung schriftlich erklärt. 


| ee 


3. 





er : 
2. Herr Zentralquästor Favr€ Slättet Bericht über die 
Rechnung pro 1901— 1904. 


Einnahmen. 
Jahresbeiträge . ; 2 Fr. 5ıo. — 
Ausgaben. 
Rückerstattung an den Quästor für das De- 
fizit des früheren Bienniums . . Fr. 24.75 
Reisevergütungen andie Mitglieder des Zentral. 
komitees bei Konferenzen . »„ 61.40 
Beitrag an die Druckkosten d. Verhandlungen 
der Generalversammlung in Zürich . „ 400. — 
Druck von Zirkularen des Zentralkomitees . „ 18.50 
Summa Fr. 504.65 
Saldo . . Fr. 


Auf Antrag des Rechnungsrevisors, Herrn Direktor 
Widmer in Basel, wird die Rechnung ernhellig abgenommen 
und bestens verdankt. 

Schluss der Sitzung ı0'/s Uhr. 





Verzeichnis der schweiz. Schutzaufsichtsvereine, 
Kommissionen und ihre Vorstände. 


Liste des Societes et Commissions Suisses de patronage et 
de leurs Comiles. 


Zürich. Schutzaufsichtsverein. Präsident: Herr Dr. Curtı, 
Strafanstaltsdirektor ın Regensdorf; Sekretär: Herr 
Pfarrer Grimm, Anstaltsgeistlicher in Regensdorf. 

Frauenkomitee. Präsidentin: Frau Prof. Dr. Ernst in 
Zürich. 

Bern. Schutzaufsichtskomitee. Präsident: Herr Dr. Stettler, 
Burgerratsschreiber in Bern; Sekretär: Herr Ge 
fäangnisinspektor Schaffroth ın Bern. 

Patronatskommission für Flindelbank. Präsidentin: Frau 
von Goumoens. 

Patronatskommission für St. Johannsen. Präsidentin: 
Frau Verwalter Burri in St. Johannsen. 

Freiwilliges stadtbernisches Komitee für Schutzaufsicht. 
Vizepräsident: Herr Reinhard von Wattenwyl in 
Bern; Sekretär: Herr H. Imboden, Sekretär des eid- 
genössischen Finanzdepartements in Bern. 

Asyl. Nusshof in Witzwil für entlassene männliche 
Sträflinge aus den Anstalten Witzwil und Thorberg. 

Asyl „Arbeiterheim“ in Witzwil. Präsident: Herr 
Kellerhals in Witzwil; Sekretär: Herr von Schiferli- 
von Wurstemberger in Bern. 

‚4svl Sulgenhof in Bern für weibliche Entlassene. Prä- 
sidentin: Frau von Goumoe&ns. 

Asyl der Heilsarmee in Köniz für männliche Entlassene. 
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Luzern. Schutzaufsichtsverein. Präsident: Herr Regierungs-- 
rat E. von Schumacher: Sekretär: Herr Pfarrer B. 
Lampert in Luzern. 

Zug. Schutsaufsichteverein. Präsident: Herr Dr. Hürlımann 
in Unterägeri; Sekretär: Herr Gemeindeschreiber 
J. Gasser ın Baar. 

Fribourg. Socieie de patronage. President: M. Louis de 
Weck, conseiller d’Etat; Secretaire: M. Leon Buclin, 
greffier d’appel a Fribourg. 

Solothurn. Schutzaufsichtskommission. Präsident: Herr Ober- 
richter Dr. Werner Kaiser. 

Baselstadt.. Patronage-Kommission. Präsident: Herr Theo- 

phil Iselin, V. D. M.; Sekretär: Herr Gerichtspräsi- 
dent Dr. Karl Hübscher in Basel. | 

Frauenverein für weibliche Gefangene. Präsident: Herr 
Pfarrer K. Stückelberger; Kassiererin: Frau Bernoulli- 
Sulger; Diakonissin: Schwester Caroline Öchslin. 

Asyl der Heilsarmee für weibliche entlassene Ge-. 
fangene. 

Baselland. Kommission für Schutzaufsicht entlassener Sträf- 
linge. Präsident: Herr A. Brodbeck, Regierungsrat; 
Sekretär: Herr P. W. Jenni, Pfarrer in Liestal. 

Schaffhausen. Schuizaufsichtsverein. Präsident: Herr Dr. 
Brütsch, Kantonsrichter in Schaffhausen; Sekretär: 
Herr Pfarrer J. Huber in Schaffhausen. 

Appenzell A.-Rh. Schutzau/sichtsverein. Präsident: Herr 
Pfarrer J. J. Graf in Schwellbrunn; Sekretär: Herr 
Pfarrer Schachenmann in Wolfhalden. 

St. Gallen. Schutzaufsichtskommission. Präsident: Herr Dr. 
Mächler, Regierungsrat in St. Gallen ; Sekretär: Herr 
J. A. Jud, Kanzlist in St. Gallen. 

Graubünden. Schufzaufsichtskomitee. Präsident: Herr Major 
Caviezel; Sekretär: Herr alt Regierungsrat Dedual. 

Aargau. Schutzaufsichtskommission. Präsident: Herr Pfarrer 
G. K. Hassler ın Seengen; Sekretär: Herr Pfarrer 
G. A. Fischer in Reitnau. 
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Thurgau. Schutzaufsichtsverein. Präsident: Herr Pfarrer 
E. Schuster in Stettfurt; Sekretär: Herr Pfarrer Dr. 
Schöttler in Tobel. 

Tessin. M.F. Chicherio, directeur du penitencicr cantonal 
aA Lugano, est charge du placement et de la surveil- 
lance des detenus liberes dans le Tessin. 

Vaud. Societe de patronage. Comite central. President: 
M. Bauty, aumönier du penitencier cantonal; Secre- 
taire: M. Emile Favre, directeur du penitencier A 
Lausanne. 

Comite des dames. Presidente: Mr® Emile Favre; Se- 
cretaire: Mne Caille-Guillaume. 

Neuchätel. Societe de patronage. President: M James Lardy, 
pasteur, aumönier du penitencier ä Neuchätel; Se- 
cretaire: M. Paul Buchenel, pasteur a Chezard- 
St-Martin. | 

Gendve. Societd de patronage. President: M. de Marignac, 
ı8 rue Senebier, Geneve; Secretaire: M. Frederic 
Martin, licenci&e en droit, Avenue de Florissant, A 
Geneve. 











Proces-verbal 


de la reunion de la Socists Suisse pour la röforme peniten- 
tiaire et de l’Association Intercantonale des Socistös Suisses 
de patronage. 





Seance du Mardi 5 octobre 1904. 





La seance est ouverte A 8 heures et demie dans l’Aula 
de l’Universite sous la presidence de M. Hürbin, president. 

M. le Conseiller d’Etat Odier souhaite la bienvenue 
aux congressistes au nom du gouvernement de Geneve. 

Il exprime ses regrets de la mort de M. le Conseiller 
d’Etat Didier, son predecesseur au Departement de Justice 
et Police, et t&Emoigne toute sa sympathie ä l’aeuvre de la 
reforme penitentiaire et a celle du patronage et declare la 
XXIIl”® session ouverte. — 

M. Fürbin remercie M. Odier de son discours et lui 
offre la presidence, que M. Odier accepte. — 

M. Guillaume fonctionne comme vice-president. — 

M. Aeinis, malade, s’est fait excuser par depeche dont 
lecture est donnee. — M. Odier exprime au nom de I’as- 
semblee le vaeu que la sante de M. Heinis se retablisse 
rapidement et ses regrets pour son absence. — 

La parole est donnee a M. Frederic Martin, avocat, 
rapporteur sur la 1?" question & l’ordre du jour: 


„L’execution des peines d’apres l’avant-projet du 
Code penal federal‘“. 
M. Martin developpe quelques points speciaux de son 
rapport e&crit: 
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Il fait d’abord remarquer que l’avant-projet devait-etre 
congu dans les limites de Y’art. constitutionnel 64 bis, qui 
reserve aux Cantons organisation judiciatre, la procedure 
et ladmınıstration de la justice. 


Mais les enquetes faites dans les Cantons ont montre 
qu’il est necessaire que la Confederation accorde des sub- 
sides aux Cantons. 


Apres l’enumeration des peines et des differents eta- 
blissements penitentiaires contenus dans -l’avant-projet, M. 
Martin en explique et en critique le systeme. — 


Il expose les divers regimes adoptes par l’avant-projet 
pour les condamnes, soit & l’emprisonnement, soit ä la re- 
clusion. — 

Il traite ensuite la question des subventions aux can- 
tons, qu’il voudrait voir s’etendre aussi ä& administration 
des penitentiers servant A l’execution des peines d’empri- 
sonnement ou de reclusion. — 


Il estime que l’on arrivera, apres le systeme des sub- 
ventions, ä remettre completement ä la Confederation tout 
ce qui concerne le regime penitentiaire. — 


Il donne ensuite lecture de ses theses Ecrites ainsi que 
de celles de M. Heinis. — 

M. Martin constate que les deux rapporteurs sont d’ac- 
cord sur tous les points & l’exception de quelques points 
secondaires. - - 


Il propose de diriger la discussion sur les deux ma- 
tieres suivantes: | 

I) Le regime des peines prevues par l’avant-projet. 

2) L’emploi des subventions. — 

Sur la proposition de M. Curti, les theses de M. Martin 
serviront de theme & la discussion, et & la demande de 
M. Hürbin de mettre de cöte celles de Heinis qui pour- 
raient etre discutees si le temps le permet, cette propo- 
sıtion est adoptee. 

La discussion est ouverte sur le premier sujet: 
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I. Regime des peines pr&evueS par l’avant-projet da 
Code penal. 

Monsieur le docteur Guillaume preconise les condam- 
nations conditionnelles, qui figurent dans l’avant-projet, sur- 
tout pour les jeunes gens. 

Dans le but de rendre efficaces ces condamnations, il 
y aurait lieu d’introduire les dispositions necessaires dans 
le futur code de procedure penale, pour Eviter aux enfants 
et aux adolescents accuses de deliıts le stigmate de la prison 
preventive et le jugement en seance publique du tribunal 
et, partant, pour eviter la recidive. Chaque fois qu’il le 
trouve opportun, le juge devrait etre autorise de charger 
officiellement pour faire l’enquete une personne qu’il choi- 
sirait de preference parmi les membres d’une societe de 
patronage. Cette personne se presenterait ensuite avec 
le jeune prevenu devant le juge, dans un local specıal et 
au jour fixe, et rendrait compte de sa mission. La cause 
entendue, le juge prononcerait la sentence & huis clos et 
annoncerait au Jeune delinquant que la peine ne sera pas 
appliquee sı, pendant l’espace de temps determine, sa con- 
duite est irreprochable; pour s’en assurer, il le place sous 
patronage officiel. Ce patron-surveillant est nomme& seance 
tenante, et la fonction de surveiller et de faire rapport 
periodiquement est d’habitude confiee ä la personne qui 
a procede & l’enquete. Le jeune delinquant rentre a la 
maison et, s’il est apprenti, retourne ä son travail. II n’a 
pas ete dans la maison d’arrets, oü peut-etre il aurait ete 
en contact avec des adultes recidivistes et autres, et la 
honte d’etre juge en audience publique lui a et€ Epargnee. 

Dans plusieurs Etats de l’Union americaine, oü le 
systeme de „Children’s courts“ et des „probation officers“ 
a ete introduit, les resultats sont excellents; et les patrons- 
surveillants ayant l’autorite de fonctionnaires Judiciaires 
exercent aussi une salutaire influence sur la famille de leur 
protege. Dans les cantons, comme celui de Geneve, oü 
le sursis de l’application de la peine est dejä ıintroduit, la 
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procedure pourrait, dores et deja, etre modifiee dans le 
sens indique, et les membres de nos societes de patronage 
trouveraient un nouveau champ d’activite dans lequel leurs 
efforts auraient plus de chance d’etre couronnes de succes 
qu’en ne s’occupant que de detenus liberes. 

M. Favre a salue l’avant-projet avec bonheur en par- 
ticulier la disposition qui permet un long internement pour 
les recidivistes et celles concernant les enfants, qu’il trouve 
cependant compliquees et surtout tres coüteuses dans leur 
application. — 

A propos de l’application des peines, M. Favre tient 
a faıre son „mea culpa“: ce n’est pas aux cantons comme 
il ’a pense autrefois, mais a la Confederation qu’on doit 
la confier. — 

Comme M. Heinis il estime que le pecule des con- 
damnes ne doit pas etre saisi, mais il doit pour cela rester 
minime; ce n’est pas un salaire, mais un encouragement. 
— Quant ä& la liberation conditionnelle, M. Favre voudrait 
la voir appliquee apres une premiere recidive. 

M. Hürbin parle de lemploi d’une portion du gain 
assure au detenu sur le produit de son travail et se place 
au point de vue de M. Heinis. En considerant la question 
sous son cöte moral et en quelque sorte reparateur, il serait 
a desirer, dit-il, que le criminel fournit une compensation 


. materielle de son acte delictueux et de ses consequences. 


Mais la portion du gain realise sur le produit de son tra- 
vail n’a pas cette destination. La loi argovienne dit a cet 
egard: „Un pecule sera accorde& A chaque interne, afın de 
stimuler son zele et de l’encourager A se bien conduire. 
Il peut disposer de la moitie de son avoir, qu’il a la fa- 
culte de consacrer ä& se procurer quelques petites faveurs, 
des outils, des vetements, ou qu’il destinera A secourir des 
membres de sa famille. Son livret d’epargne est insat- 
stssable dans une action en poursuite pour dettes ou en 
faillite, et cela aussi longtemps que l’interne sera au penı- 
tencier, ou que son avoir se trouve en mains de l’adminis- 
tration du patronage. Cet avoir lui est remis A sa sortie 
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sous une forme qui lui permette de fachiter se res, 2 
sein de la societe. Telle est la disposition as=Uree „, ] 

quote-part du produit du travail accordee au <ietenu, z 

cela etant, le fecwle ne devrait pas etre applıgeee & Gutye 

chose.“ 

Les parents d’un prisonnier, par la detention de lei 
nourricier, tombent le plus souvent dans la &ene «& |], 
pauvrete, et l’occasıon est alors toute trouvee POur Je De- 
nitencier de leur faire tenir des secours. L’@xperience 
prouve que l’occasion est propice. C’est ce que n’Ignorent 
pas ceux qui, par leurs fonctions, sont tenus de prendre 
connaissance des lettres destinees aux detenus, ou qui 
emanent de ces derniers. Lorsque, & l’aide de son pecule, 
un prisonnier est en etat de faire un don pour aliments, 
vetements, loyer ou paiement d’interets, etc., & ceux des 
sjiens qui sont dans le besoin, qui n’ont pas trempe dans 
son crime et qui, par consequent, expient avec lui, en zn- 
nocents, sa propre faute, ne trouvera-t-l pas une grande 
satisfaction A le faire, et ne sera-ce pas pour lui un stimu- 
lant ä se livrer A son travail avec plus de zele encore, 
afın d’augmenter le plus possible son pecule? Or, n’est-ce 
pas l’Etat, employeur, qui profite en premiere lıgne de cet 
encouragement au travail? Il aura des lors un interet ä 
voir les charges qui lui incombent de la detention, allegees 
par une augmentation du produit du travail des prisonniers. 

Si tel n’etait pas le cas et que d’apres l’article 39, 
2° alinea, du projet de code penal federal le juge püt at- 
tribuer ou attribuät & la partie lesee jusqu’a la moitie du 
gain realise sur le travail du condamne, quelles conse- 
quences devrait avoir sur le travail de ce dernier de sem- 
blables dispositions? Son zele n’en serait pas augmente, 
mais plutöt diminue. Son application au travail ferait place 
a lindifference, A la negligence, peut-&tre m&eme A une 
humeur recalcitrante, si bien qu’il faudrait, avec de telles 
gens, lutter peniblement, et tout cela & l’encontre de lin- 
teret du fisc, qui est deja saigne outre mesure. On nous 
cbjectera, il est vrai, que nous disposons deja des voies 
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et moyens de forcer au travail les recalcitrants et les pa- 
resseux. Ah! certes, nous ne l’ignorons pas; mais nous 
savons aussi quelle vie amere resulte de semblables pro- 
cedes, lorsque, dans un penitencier, on se trouve mutuelle- 
ment sur un pied de guerre. Est-ce la le moyen d’obtenir 
de bons resultats au point de vue materiel et moral? Nous 
en doutons fort! | 

En consequence, faisant appel A ses observations et 
a ses experiences, qui datent de longues annees, M. Hurbin 
est d’avis de conseiller la supdpression du 2° alinea de 
l’art. 39 de l’avant-projet du Code penal federal. Il se 
prononce &egalement en faveur de cette suppression, dour 
la raıson qu’en Suisse Vexecution des peines est abandonnee 
aux cantons, cela contre Fınteret des aıfferents cantons et 
de la Confederation, comme l’orateur l’a deja expose ailleurs, 
ei que tous les cantons n’allouent pas aux detenus un pecule 
exprimable et suffisant. Peut-on, des lors, disposer d’une 
chose qui n’existe pas? Si le code penal federal veut 
disposer du pecule d’un detenu, il faut avant tout qufil 
veille a ce qu’un pecule existe. Or, pour le moment, les 
cantons sont encore autonomes en ce qui concerne l’exe- 
cution des peines et ne se soumettront pas a un ordre de 
la Confederation, ou ils ne le feront que si des prescrip- 
tions y relatives se trouvent inscrites dans la loı penale. 
Aınsi, des lors, introduction de la participation au produit 
du travail dans le code penal, ou bien toute l’execution 
de la peine confiee & la Confederation, et alors celle-ci 
dısposera du pe&cule, si pecule il y a! 

Hr. /lürbin. Ich spreche von der Verwendung des Ver- 
dienstanteils und stelle mich dabei auf den Standpunkt 
Heinis. Vom Gesichtspunkte der Moral und Sühne aus 
wäre es allerdings wünschenswert, dass der Verbrecher 
für seine Tat und deren Folgen auch materiellen Ersatz 
leisten würde. Allein dafür ist der Verdienstanteil des 
Sträflings nicht geschaffen worden. Bei Kreierung des- 
selben durch das Gesetz hat kein Mensch daran gedacht, 
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dass daraus je der durch das Ver brechen entstandene 
Schaden gut gemacht werden soll. Unser aargauısches 
Gesetz sagt darüber: Jedem Gefangenen wird ein Verdienst- 
anteil jals Aufmunterung zu Fleiss und gutem Verhalten 
verabfolgt. Jeder Gefangene ist befugt, die Hälfte seines 
Guthabens zur Anschaffung von kleinen Vergünstigungen, 
Gerätschaften, Kleidern oder zur Unterstützung von Än- 
gehörigen zu verwenden. Dieses Sparguthaben ist ım 
Sinne des Betreibungsgesetzes und der Geldstagsordnung 
unangreifbar und zwar für so lange, als die Gefangenen 
in der Anstalt sind oder das Guthaben in der Verwaltung 
der Schutzaufsicht sich befindet. Das Guthaben wird den 
Gefangenen bei ihrem Austritt in einer für ihr weiteres 
Fortkommen geeigneten Weise verabreicht. Das ist die 
Zweckbestimmung des Verdienstanteils als solchem und 
diesem Zwecke sollte das sogenannte Pekulium nicht ent- 
fremdet werden. 

Die Angehörigen des Strafgefangenen kommen durch 
die Detention ihres Ernährers in den meisten Fällen ın 
Not und Armut und da kommt ihnen eine Unterstützung 
aus der Strafanstalt, wie die Erfahrung zeigt, sehr gelegen. 
Das wissen diejenigen, welche verpflichtet sind, dıe Briefe 
an Gefangene und von Gefangenen zu lesen. Wenn nun 
ein Gefangener durch den erworbenen Verdienstanteil in 
der Lage ist, den notleidenden Seinigen, die an seinem 
Vergehen nicht schuldig sind und daher mit ihm, dem 
Schuldigen, unschuldig büssen müssen, eine Gabe zu reichen 
für Ernährung und Kleidung, für Hausmiete oder Zins- 
zahlungen etc., wie wird dieses genugtuende Gefühl der 
Hilfeleistung für ihn zum Sporn werden, recht fleissig seiner 
Arbeit obzuliegen und recht viel zu verdienen! Diese Er- 
munterung zur Ärbeit kommt nun aber in erster Linie 
dem Staate als dem Arbeitgeber und Lohnnehmer zu gut. 
Dieser wird daher ein Interesse daran haben, dass ıhm 
dıe Bürde, welche ihm die Detention auferlegt, durch den 
Mehrerwerb der Sträflinge erleichtert wird. 
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Wenn dieses aber nicht der Fall wäre, wenn der 
Richter nach Art. 39, II. Alinea des Vorentwurfes dem 
Geschädigten den Verdienstanteil des Verurteilten bis zur 
Hälfte zuerkennen könnte und zuerkennen würde, welche 
Folge müsste eine solche Verfügung für die Arbeitsleistung 
des Sträflings haben? Sein Fleiss würde dadurch nicht 
gefördert, sondern vermindert. An die Stelle des Arbeits- 
eifers würden Gleichgültigkeit und Nachlässigkeit treten, 
sogar Widerspenstigkeit, so dass mit solchen Leuten ein | 
ermüdender Kampf zu führen wäre, alles dieses gegen 
das Interesse des schon übermässig in Anspruch genom- 
menen Fiskus. Man wird mir zwar einwenden, man hat 
Mittel und Wege, die Renitenten und Uhfleissigen zur 
Arbeit zu zwingen. OÖ, das weiss ich wohl; ich weiss 
aber auch, welch verbittertes Leben entsteht, wenn man 
sich in einer Anstalt gegenseitig immer auf dem Kriegs- 
fuss befindet. Werden da in geistiger und materieller 
Richtung gute Ergebnisse zu Tage treten? Mit nichten! — 

Ich möchte daher, gestützt auf meine langjährigen be- 
züglichen Beobachtungen und Erfahrungen, dazu raten, 
das zweite Alinea des Art. 39 des Vorentwurfes zu einem 
schweizerischen Strafgesetzbuch 2% s/reichen. Ich bin aber 
auch deshalb für Streichung dieses zweiten Alineas, weil 
ın der Schweiz der Strafvollzug gegen das Interesse der 
einzelnen Kantone und des Bundes, wie ich anderwärts 
wiederholt gezeigt habe, den Kantonen überlassen bleiben 
soll, aber nıcht alle Kantone einen nennenswerten Verdienst- 
anteıl gewähren. Oder kann man über eine Sache ver- 
fügen, die nicht existiert? Wenn das schweizerische Straf- 
gesetz über den Verdienstanteil verfügen will, so muss 
es vorerst dafür sorgen, dass ein solcher vorhanden ist. 
Allein die Kantone sind im Strafvollzug einstweilen noch 
selbständig und werden sich den bezüglichen Befehlen des 
Bundes nicht fügen oder erst dann fügen, wenn bezügliche 
Vorschriften im Strafgesetze enthaiten sind. Also vorerst 
Einführung de= Werdienstanteils im Strafgesetz oder über- 











haupt eidgenössischer Strafvollzug und dann EfSt Verfü- 
gung über den Verdienstanteil, wenn er vorhanden ist! — 

M. Hafter, privat-docent ä Zurich, estime au contraire 
qu’il est juste que l’on puisse saisır une partie du pecule, 
la moitie par exemple, jamais plus. — L’art. 39 al. z de 
l’avant-projet est donc recommandable. — 

C’est aussi l’opinion de M. Curt. On doit compter 
avec l’opinion publique, qui ne comprendrait pas qu’on 
favorise ainsi une categorie de malheureux; pour le con- 
damne aussi c’est une bonne chose qu'il puisse reparer 
une partie au moins du dommage qu’il a cause. — 

M. Curt! se prononce en consequence contre la these 
IS$cdeM. Heınıs. 

M. Favre parlant de la these ı, a de M. Heinis dit que 
le projet a admis comme minimum d’isolement 3 mois; 
quant ä lui, il serait partisan d’un chiffre plus eleve; Yın- 
fluence des mauvais est si grande dans les prisons qu’il 
faut pouvoir les ısoler. — 

Le mieux est de laisser une grande latitude aux di- 
recteurs de prisons. 

C’est aussi l’opinion de M. Spıra privat-docent ä l’Uni- 
versit& de Geneve, qui presente les diverses observations 
sulvantes: 

Pour les adolescents, la peine de la reclusion devrait 
etre exclue: 

ad these a) isolement de trois mois au moins pour les 
condamnes ä l’emprisonnement; 
b) ısolement de six mois au moins pour les con- 
damnes ä la reclusıon. 

Au commencement, la peine, pendant un certain temps, 
devrait etre subie en isolement, sans le benefice du travail, 
pour favoriser le repentir du detenu. 

ad these b) contre une seconde liberation provisoire; par 
contre, lımitation des dispositions concernant 
la recidive simple (art. 51) & des delits ana- 
loguss. — 
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ad these c) La question de l’insaisissabilite du pe&cule ap- 
partient au droit civil. 

ad these e) Exclusion de la bublicite du jugement contre 
les adolescents, suppression de la lecture 
publique des condamnations anterieures. 

M. Martın repond aux divers orateurs: 

Il faut, selon lui, maintenir dans le Code le principe 
de l’obligation de la reparation du dommage, il faut donc 
permettre la saisie d’une partie du pe&cule, le ';ı par exemple, 
mais pas pour les frais de justice. — 

M. Bauty estime que T’isolement doit pouvoir &tre 
plus long que la duree dont parle l’avant-projet. Quant 
au pecule, M. Bauty est oppose aux theses de M. Martin. — 

Pour lui voici son but: recompenser le detenu, luı ap- 
prendre ä mettre de l’argent de cöte et lui faciliter sa ren- 
tree dans la societe; si l’on permet la saisie, le but est 
fausse. — 

La discussion est declaree close. 

La these No. ı de M. Martin est acceptee avec une 
adjonction ainsi congue: „et en particulier le systeme de 
la condamnation conditionnelle“. 

Les theses Nos. 2 et 3 sont acceptees sans modifi- 
catıon. — z 

Le principe de l’allocation d’une partie du pecule au 
lese est adopte par I6 voix contre ı3 voix, et la propo- 
sition de M. Bauty sur Yinsaisissabilit€ du pecule est re- 
poussee par IQ voIx contre 13. — 

Sur la proposition de M. Iselin, la discussion du $ 2 
de la these III est renvoyee ä demain. 


II. Emploi des subventions. 


M. Zürcher, professeur A l’Universite de Zurich, combat 
les subventions federales pour l’exploitation des etablısse- 
ments penitentiaires. — 

Ces frais ont et& jusque-lä supportes par les Cantons, 
les prescriptions de l’avant-projet augmentent la charge 
des Cantons dans cette matiere-la. 








I BEE 
L’avant-projet ne voit la uniquement que les Subven- 
tions pour nouveaux bätiments d’etablissements peniten- 
tiaires et pour des ameliorations & des bätiments deja exis- 
tants et ensuite la construction et Zexßloitation de nou- 
veaux etablissements de travail pour buveurs, etc. — 


M. Zürcher se prononce contre les subventions pour 
l’exploitation des &tablissements penitentiaires. — 

Par contre, il est tout ä fait partisan d’un developpe- 
ment des etablissements penitentiaires comme le r&eclament 
les theses de M. Heinıis. 

Il croit en particulier que dans le domaine des soins 
a donner ä la jeunesse, la Confederation doit agir avec 
energie sans que cela choque les sentiments federalistes, 
mais au contraire en etant sür d’etre approuvee par tous. 


M. Zürcher propose un autre texte a la these 4 de 
M. Martin, auquel ce dernier se rallie et qui est accepte 
sans discussion. 


Proposition Zürcher. 


Il y a lieu d’examiner si et a quelles conditions les 
subventions federales doivent etre accordees egalement pour 
l’exploitation des etablissements penitentiaires. 

En tous cas il faudrait: 

a) que la Confederation prit en main avec l’aide des 
Cantons la surveillance des prescriptions sur le traitement 
des jeunes delinquants; 

b) que la Confederation organisät l’ınstruction pre- 
paratoire des fonctionnaires des p&nitenciers et l’instruction 
et le perfectionnement des employes de prison. — 


M. Albert Dunant, ancıen Conseiller d’Etat a Geneve, 
estime que les allocations doivent tout d’abord servir ä 
’amelioration plutöt qu’ä la creation de nouveaux etablıs- 
sements. — 

M. Gustave Correvon pense que l’on devrait menager 
davantage la souverainete cantonale et ne pas augmenter 
les difficultes qui existent deja quant ä& l’unification des 
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droits civils et penaux en voulant encore unifier les eta- 
blissements pe&nitentiaires. — 

L’art. 5 est adopte sans discussion. 

La discussion est declaree close. — 

M. Hürbin, president du comite pour la reforme pe- 
nitentiaire, donne lecture de son rapport sur la gestion du 
comite. 


Bericht des Zentralvorstandes des schweiz. Vereins für 
Straf- und Gefängniswesen, 
erstattet von J. V. Hürbın. 


Sitzung des Zentralvorstandes am 24. April 1902 in 
Lenzburg. 


I. Der Vorstand nimmt Kenntnis von einer Zuschrift 
aus Genf mit der Mitteilung, dass sich dort eine Sektion 
unseres Vereins gebildet und konstituiert habe. Herr Dr. 
Guillaume übernimmt es, das Vorgehen zu begrüssen und 
die nötigen bezüglichen Aufklärungen zu geben. 

2. In der Sitzung des. Vereins zu Zürich am 14. Ok- 
tober ıgoı wurden 6 Ehrenmitglieder in den Verein auf- 
genommen. Der Zentralvorstand gab den Betreffenden 
unter Zustellung einer Ernennungsurkunde hievon Kenntnis. 
Alle haben diese wohlverdiente Auszeichnung verdankt. 
Herr Regierungsrat Dr. von Engelberg, Vorsitzender ım 
Ausschuss des Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten, 
schrieb bei diesem Anlasse: „Ich empfand durch diese 
hohe Ehrung zugleich die wohltuende Befriedigung, dass 
die Arbeit des Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten 
auch ausserhalb der Grenzen unseres Vaterlandes und zwar 
von kompetenter Seite gewürdigt wird, und ich gewann 
damit die Überzeugung, dass die freundschaftlichen Bande, 
welche den deutschen und schweizerischen Verein für Straf- 
und Gefängniswesen schon bisher verbanden, fest bestehen”. 


nn TEE . er 
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„Haben Sie die Güte, Herr Präsident, den anderen Herren 
vom Komitee und den geehrten Mitgliedern des Vereins 
mein aufrichtiges Gefühl der Dankbarkeit auszudrücken, 
das ich über die Ehre empfunden habe, einer der Ihrigen 
sein zu dürfen.“ 

3. Kenntnisnahme von einer Zuschrift des eidg. Justiz- 
und Polizeidepartements, womit dieses die Zusendung der 
Zürcher Verhandlungen vom 14. und ı5. Oktober ıg01 
verdankt und verspricht, die Resolutionen bezüglich be- 
dingter Verurteilung und Schutzaufsicht für entlassene Sträf- 
linge der zur Fertigstellung des Entwurfes bestellten Ex- 
pertenkommission unterbreiten zu wollen. 

4. Die Druckkosten der Vereinsverhandlungen werden 
in Beratung gezogen und befunden, dass für Angelegen- 
heiten der Schutzaufsicht 9 Druckbogen gebraucht wurden. 
Berechnet man den Bogen zu 75 Fr., so müssten die schweiz. 
Schutzaufsichtsvereine zusammen 675 Fr. dafür an unsere 
Vereinskasse bezahlen. In Anbetracht der uneigennützigen 
und wohltätigen Bestrebungen der Schutzaufsichtsvereine 
als solche und des Umstandes, dass viele Mitglieder der- 
selben auch Mitglieder des Vereins für Straf- und Gefängnis- 
wesen sind und als solche auch ihre Vereinsbeiträge be- 
zahlen müssen, wird die bezügliche Entschädigung auf 
Fr. 400 festgesetzt. 

5. Herr Dr. Guillaume teilt mit, dass Herr Pfr. Gimmi, 
Strafanstaltsgeistlicher in Lenzburg, die Bearbeitung einer 
Bibliographie für Straf- und Gefängniswesen übernommen 
habe, wovon mit Vergnügen am Protokolle Kenntnis ge- 
nommen wird. 


Sitzung des Zentralvorstandes am 30. Januar 1903 
in Olten. 


ı. Am 16. November ıgo2 feierte der Verein zur Bes- 
serung der Strafgefangenen in Berlin das 75jährige Jubi- 
läaum. Zu dieser Feier wurde vom Direktorium unter Bei- 
fügung der bezüglichen Festgabe — „/nstruktion wie cs 
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bey Entlassung der zur Festungs- oder Zuchthausarbeit 
verurteilt gewesenen Personen gehalten werden soll“ vom 
27. März 1797 — auch der Zentralvorstand unseres Ver- 
eins eingeladen. Aus begreiflichen Gründen konnte dieser 
Einladung keine Folge gegeben werden und man be- 
schränkte sich darauf, dieselbe zu verdanken und zu der 
Feier in sympathischer Weise Glück zu wünschen. 

2. Herr Geheimerat Fuchs, Präsident des Ausschusses 
der grossherzoglich Badischen Bezirksvereine für Jugend- 
schutz und Gefangenen-Fürsorge, in Karlsruhe übersendet 
den Bericht über die Vereinstätigkeit im Jahr ıgo2. Die 
Zusendung wird bestens verdankt. 

3. Der Verleger der höchst interessanten „Geschichte 
des bernischen Gefängniswesens“ von Herrn Anstaltsin- 
spektor Schaffroth, besass noch eine Anzahl Exemplare 
dieses Buches, welche er dem Zentralvorstande, gegenüber 
einem bestehenden Ladenpreise von Fr. 6. 50, zu dem re- 
duzierten Preise von Fr. 3. — anbot. Um dem Buche eine 
grössere Verbreitung zu geben und in Anbetracht des 
guten Standes der Vereinskasse beschloss der Zentral- 
vorstand, davon eine grössere Partie zu erwerben und 
sämtlichen schweizerischen Detentionsanstalten je ı Exem- 
plar zu schenken. 

4. Präsident Hürbin macht darauf aufmerksam, dass 
der Vorrat an Vereinsschriften und die Archivierung der 
Vereinskorrespondenzen bald ein eigenes Lokal für diesen 
Zweck erfordern werde. 

5. Herr Dr. Guillaume gibt Kenntnis von den Diskus- 
sionsfragen, welche für den 7. Gefängniskongress in Buda- 
pest anno 1go5 aufgestellt worden sind und erörtert einzelne 
derselben. 

6. Herr Dr. Curti kommt schliesslich noch auf die 
immer wichtiger werdende Frage der Rückfälligkeit zu 
sprechen und glaubt, dass der Verein diese Frage neuer- 
dings wieder ventilieren sollte. Die Besprechung des Vor- 
entwurfes zum neuen schweizer. Strafgesetzbuch werde 
dazu Gelegenheit bieten. 
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Sitzung des Zentralvorstandes am 23. August 1903 
in Luzern. 

1. Nachdem Herr Staatsrat Didier als Vorsteher des 
Justiz- und Polizeidepartements in Genf für die General- 
versammlung unseres Vereins und der Abgeordneten der 
kantonalen Schutzaufsichtsvereine das Präsidium des Lokal- 
komitees in freundlichster Weise übernommen und die ein- 
leitenden Schritte dafür getan hatte, erlag dieser für alle 
gemeinnützigen Bestrebungen hoch begeisterte Staatsmann 
am 14. Juni I903 zu unserm tiefen Bedauern einer Krank- 
heit, die ihn kurz vorher ergriffen hatte. Sein Nachfolger 
ım Amte, Herr Staatsrat und Nationalrat Odier, wünschte 
nun, dass in Anbetracht der Verhältnisse die Versammlung 
auf den Herbst 1904 verschoben werde. Da alle Mitglieder 
der beiden Zentralvorstände diesem Wunsche beistimmten, 
so machte das Vereinspräsidium durch Kreisschreiben vom 
22. Juli den Vereinsmitgliedern hievon Mitteilung. Unter 
Bezugnahme auf alle diese Tatsachen wird Herr Staatsrat 
Odier ersucht, für die auf den Herbst 1904 verschobene 
Versammlung ein Lokalkomitee zu bestellen und die wei- 
tern Einleitungen zu treffen. 

2. Dem eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement 
werden auf sein Ansuchen zu Handen der Königl. Italı- 
enischen Staatsregierung alle Vereinsschriften zugestellt, 
welche auf die Verbesserung des Straf- und Gefängniswe- 
sens und auf die Schutzaufsicht in der Schweiz Bezug haben. 

3. Der Zentralvorstand für Schutzaufsicht erliess ım 
Januar 1904 ein Kreisschreiben an die Vorstände und Kom- 
missionen der Schutzaufsicht für entlassene Strafgefangene 
mit dem Antrag, der Verband der schweizerischen Schutz- 
aufsichtsvereine und Kommissionen soll sich mit dem schwei- 
zerischen Vereine für Straf- und Gefängniswesen zu einem 
einzigen Verein verschmelzen in der Weise, dass die kan- 
tonalen Schutzaufsichtsvereine und Kommissionen wie bis 
anhin nach ihren Statuten funktionteren würden, aber statt 
eines besondern Zentralvorstandes mit dem Verein für 
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Straf- und Gefängniswesen denselben Vorstand hätten, 
worin auch die Schutzaufsichtsvereine vertreten wären. 
Es wird beschlossen, das Ergebnis der bezüglichen Rück- 
äusserungen der kantonalen Schutzaufsichtsvereine und 
Kommissionen abzuwarten und nachher darüber zu ver- 
handeln. | 

4. Die Generaldirektion des Gefängniswesens von Nor- 
wegen verlangte zur Ergänzung ihrer Bibliothek die ihr 
noch fehlenden Bände unserer Vereinsschriften. Sie wer- 
den ihr aus unserm Vorrate gegen Entschädigung verab- 
folgt. 


Sitzung der beiden Zentralvorstände mit der Abord- 
nung des Lokalkomitees von Genf am 26. Februar 
1904 in Bern. 


Nach gepflogener Beratung werden als Tage der Ge- 
neralversammlung in Genf der 4. und 5. Oktober bestimmt. 
Da das eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement ge- 
wünscht hatte, es möchten in der Versammlung zu Genf 
diejenigen Artikel des Vorentwurfs für ein schweizerisches 
Strafgesetzbuch besprochen werden, welche vom Straf- 
vollzuge und von der Schutzaufsicht handeln, so wurden 
als Diskussionsthemata gewählt: 

I. Der Strafvollzug nach dem Vorentwurf zu einem- 
schweizerischen Strafgesetzbuch nebst Einführungs- 
gesetz. i 

2. Die Aufgabe der kantonalen Schutzaufsichtsvereine 
und Kommissionen nach dem eidgenössischen Straf- 
gesetzentwurf. 

Als Referenten in französischer Sprache wurden be- 
zeichnet für das erste Thema Herr Fr. Martin, Advokat 
in Genf, und für das zweite Herr Pfarrer Ostermann in 
Genf. Die Bestellung der deutschen Referenten wurde 
den Zentralvorständen übertragen, welche in einer Sitzung 
in Zürich am 17. März, in Zustimmung zu den in Bern 
gemachten Vorschlägen, die Besprechung des Themas über 
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den Strafvollzug dem Herrn Strafanstaltsdirektor Heinis 
in Liestal und diejenige bezüglich der Schutzaufsicht dem 
Herrn Strafanstaltspfarrer Stückelberger in Basel über- 
trugen. 


Sitzung des Zentralvorstandes für Straf- und 
Gefängniswesen am 14. Juli in Olten. 

Das Zentralpräsidium für Schutzaufsicht hatte noch 
nicht alle Antworten der kantonalen Schutzaufsichtsvereine 
erhalten. Für Verschmelzung hatten sich vorläufig Thur- 
gau, St. Gallen, Graubünden, Aargau, Baselland und Waadt 
definitiv ausgesprochen. Nach Erörterung des Pro und 
Kontra einer Verschmelzung kommt der Zentralvorstand 
zu folgenden Propositionen: Eine Vereinigung des Vereins 
für Gefängnisreforrm mit dem Verbande der kantonalen 
Schutzaufsichtsvereine ist wünschbar und wird dazu bei- 
tragen, die in Sachen massgebenden Persönlichkeiten ein- 
ander näher zu bringen und die Vereine selbst zu stärken. 
Der gemeinsame Zentralvorstand wäre auf 5 Mitglieder 
zu erweitern, wovon 2 den Schutzaufsichtsvereinen ange- 
hören würden. Sämtliche Schutzaufsichtsvereine, Kom- 
missionen, Vorstände und Mitglieder würden durch die 
Verschmelzung auch Vereinsmitglieder. Als Entschädigung 
für die Drucksachen würden die Schutzaufsichtsvereine an 
die Vereinskasse alle 2 Jahre Fr. 300, statt Fr. 400 wie bis- 
her, bezahlen und dafür als Gegenleistung auch 300 Exem- 
plare der Vereinsschrift erhalten. 


Sitzung der beiden Zentralvorstände am 8. August 
in Bern. 

Herr Präsident Pfr. Kupferschmid eröffnet das Ab- 
stimmungsergebnis bezüglich der Vereinsverschmelzung. 
Zugestimmt haben die Schutzaufsichtsvereine und Kom- 
missionen von Thurgau, St. Gallen, Graubünden, Aargau, 
Baselland, Waadt und Zürich. Abgelehnt haben Genf, 
Neuenburg und Luzern. Der vorliegende eventuelle Sta- 
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tutenrevisionsvorschlag wird nun durchberaten und so fest- 
gestellt, wie er im ]. diesjährigen Vereinsheft abgedruckt 
und so den Mitgliedern zur Kenntnis gebracht worden ist. 

Noch ist die Mitteilung zu machen, dass ein Gesuch 
des Zentralpräsidums um Ermässigung des Fahrpreises 
nach Genf von der Generaldirektion der schweizerischen 
Bundesbahnen ın ablehnendem Sinne beantwortet wurde, 
weil die bestehenden Vorschriften solches nicht erlauben. 


Seit der letzten Vereinsversammlung in Zürich sind 
von 899 Aktivmitgliedern 56 ausgetreten und zwar infolge 
Tod 26 und infolge Rücktritt 30. 

Gestorben sind: 


Herr Bosshard-Jacot, J. H., Zürich V. 
Heusser, Heinrich, Rechtsanwalt, Zürich I. 
Meier, D., Gerichtspräsident, Wädenswil. 
Nägeli, H., 2 Zürich I. 
Meyer, Konrad, alt Inspektor, Zürich I. 
Wolff, Ph. H., Pfarrer, Weiningen. 
Wyss, Alfred, Rechtsanwalt, Zürich V. 
Affolter, Ferd., alt Grossrat, Oeschberg. 
Dällenbach, R., Notar, Burgdorf. 
Engel, Karl, alt Grossrat, Twann. 
Fleury, Regierungsstatthalter, Laufen. 
Hügli, Kantonsbuchhalter, Bern. 
Scherz, Alfr., Oberstdivisionär, Bern. 
Steiger, von, Justiz- und Polizeisekretär, Bern. 
Teuscher, Oberrichter, Bern. 
Salis, von, alt Strafanstaltsdirektor, Basel. 
Bohrer, Josef, bischöflicher Kanzler, Solothurn. 
Gsell, R., Dr., Bezirksammann, St. Gallen. 
Keel, J. J., Regierungsrat, St. Gallen. 
Bernasconi, Const., eidgenössischer Oberst, Chiasso. 
Buttin, August, Pfarrer, Lausanne. 
Cuenoud, Adolf, Assessor, Lausanne. 
Hafner, Heinrich, Dr. jur., Bundesrichter, Lausanne. 
Paschoud, Heinrich, Professor, Lausanne. 
Ducommun, H. F., alt Grossrat, Chaux-de-Fonds. 
Didier, Alfred, Staatsrat, Genf. : 
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Le rapport est approuve. Four rendre les derniers 
honneurs aux membres decedes, l’assemblee se l&ve. 


Lecture du rapport de caisse par M. Curt:. 


Auszug aus der Rechnung des Schweiz. Vereins für 
Straf- und Gefängniswesen, 


umfassend den Zeitraum vom ı. Oktober ıgo1 bis 30. Sep- 
tember 1904, erstattet vom Vereinsquästor Dr. F. Curii. 








Einnahmen. 

ı) Barsaldo . N . Fr. 488.81 
2) Obligationenzinse . . u 1577. 80 
3) Für Vereinsschriften 88.15 
4) Eingegangene Vereinsbeiträge a „ 2587. 21 

5) Beitrag der schweiz. Schutzaufsichtsver- 
eine an die Druckkosten „400. — 

6) Beitrag vom freien Verein für Schutz. 
aufsicht in Bern Se: 16. 90 
Fr. 51 58. 87 

Ausgaben. 

ı) Anlage in Obligationen und Sparkassa- 
büchlein . Fr. 2728. 80 

2) Rechnung von S nerländer & os Aarau 
Vereinsschrift . .  „ 1523.75 

3) Rechnung vonK. ]. Wiss, Bern, 30 El. 

Geschichte des bernischen Gefängnis- 
wesens . »„ 97.25 

4) 6 Sitzungen d. Zenksaläussihusses; Reise. 
auslagen . „ 172.45 

5) Rechnungen der Skrafanstalt Zürich für 
Copiaturen und AÄdressieren . ’ n 4.55 


Zu übertragen Fr. 4526. 80 








% 
Übertrag 
6) Rechnungen der Strafanstalt Lenzburg 
für Portoauslagen und Adressieren der 
Vereinsschriften 

7) Rechnung vom Lokalkomitee für die 
XXII. Versammlung (Zürich) . 
8) Miete eines Schrankfachs (Tresor), Kan- 
tonalbank Zürich 

9) Porti und Bureauauslagen etc. 
10) Refuse einer schon bezahlten Nachnahme 


Schlussrechnung. 
Die Einnahmen betragen 
Die Ausgaben betragen 
Somit ergibt sich ein Barsaldo von 


Vermögensausweis. 


I. 6 Obligationen der Zürcher Kantonalbank 
Nr. 327756, 327757, 336386, 374047, 
404470, 417146 & IOoo. — 

II. Einlageheft d. Volksbank Zürich Nr. an 

Ill. Saldo der Rechnung auf Ende Sept. 1904 

Ende September 1904: Vermögensbestand . 
: IgOI: 

"Es ergibt sich somit ein Vorschlag von 


Fr. 4526. 80 
„ 195.47 
” 79. — 
» so. — 
„ 125.57 
ei 3.12 


Fr. 5158. 87 
„4970. 96 
Fr. 187. 9ı 


Fr. 6000. — 
n„ 728. 80 
„ __187.91 

Fr. 6916. 71 
_n 5488. 81 


Fr. 1427. 90 1427. 90 


M. Kupferschmid, verificateur des comptes, donne lec- 
ture de son rapport et propose de donner decharge au 
Caissier avec remerciements pour sa bonne gestion. Ac- 


cepte. 





Reception de nouveaux membres. 


Il est donne lecture des noms de 61 nouveaux mem- 
bres. Ce sont: 


Liste des adhesions comme membres de la Societe 
suisse pour la reforme p£nitentiaire. 


Ador, Gustave, Conseiller national, Cologny. 

Badan, Jules, Medecin, 3 rue Vieux College. 

Besson, Frangors, Conseiller d’Etat, Meyrin. 

Blanchard, Jules Marie Gaspard, Pretre, 6 rue Calvin. 

Borgel-Court, F., Maıre, Bellevue. 

Bourcart, H. Maurice, Dr. medecin, 4 Tour de !’Ie. 

Breitenstein, Marcel, Avocat, 6 Chemin des Buis. 

Bret, Theodore, Chancelier, ı2 Quaı des Eaux-Vives. 

Burgy, Alfred Ls. Chs., P! Cour Justice, Lancy. 

de Candolle, Lucien, Les Verdes, par Croix de Rozon. 

Claparede, Alex., Crets de Florissant. 

Claparede, Ed., Dr., ıı Champel. 

Cramer, Auguste, Avocat, Corraterie LI. 

Des Gouttes, Paul, Avocat, rue de la Corraterie. 

Dunant, Albert, Juge a la Cour Cassation ancien P. G. et 
Cons. d’Etat, 4 Grand Mezel. 

Favre, Nelly, Avocat, 1o rue Petitot. 

Ferrier, Camille, Avocat, Molard 4. 

Gampßert, Auguste, Pasteur, Pt du Com“ de plac! dans les 
asiles suisses p. buveurs, ıg Grand Rue. 

Gans, Herbert Edouard, Avocat, 6 rue du Commerce. 

Goth, Charles, Pasteur, 2 Place du Port. 

Guyot, F., Docteur medecin, 20 rue Sturm. 

Kummer, Ernest, Docteur en medecine, 15 Champel. 

Ladame, Paul Louis, Docteur en medecine, 5 R% P.Plainpalaıs. 

Le Royer, Eug. H., Avocat, 25 rue Allemands. 

Martin, Alexandre M., Avocat, Corraterie Io. 

Martin, Ernest, Professeur, Chambesy. 

Maunoir, Albert Edouard, Cons. d’Etat, Corraterie ıo. 
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Megevaud, Louis J. A., Dr. med. Prof., 16 B Pont d’Arve. 

de Meuron, Alfred, Ingenieur, 6 Av. Vollandes. 

Morsiaud, Alexandre, Avocat, 2 Tour de !’Ile. 

Moriaud, Paul, Prof. ä l’Universite, 4 B? de la Tour. 

Mortaud, Pierre, Avocat, 2 Tour de !’Ile. 

Moser, Alfred, Juge, Champel. 

Muller, Charles, Medecin, Asile de Bel Aır. 

Muller, Theophile, Pasteur, 43 rue Fendt. 

" Oder, Camille, Avocat, 2 rue Centrale. 

Odier, Edouard, Conseiller d’Etat. 

Odier, Gabriel, Dr. en droit avt!, 60 rue Rhöne. 

Ostermann, Pasteur, Rue St-Jean, Geneve. 

Papadaki, Aristide, Dr. med., Asile,de Bel Air. 

Patry, J. Henry, Avocat, Chalet de la Gradelle. 

Picot, Ernest, Juge Cour Justice, 4 Ch. Artichauts. 

Pittard, Edmond, Avocat, 29 Croix d’Or. 

Pricam, A. E., Cons. administratif, 7 rue des Delices. 

Raısin, Frederic, Avocat, 30 rue Rhöne. 

Rehfous, Charles, Secretaire Dep. J. et P., rue Observatoire. 

Rutty, Jaques, Avocat, 25 rue Allemands. 

Saloz, Chs. Eugene, Medecin, 13 Quai P. Fatıs. 

Spira, Emile, Dr., Prof. extraord., Geneve. 

Thiebaud, Fritz E., Horloger-regleur anc. Cons. d’Etat, 
Petit Lancy. 

Vernet, Rene, Avocat, 26 B@ Philosophes pens. Verdan. 

Weber, Rodolbhe, Prof. Dr. de !’Asile de Bel Aır. 

Werner, Francois Georges, Avocat, 25 rue Allemands. 

de Meuron, Avocat, Lausanne. 

de Weck, Louis, Conseiller d’Etat, Fribourg. 

Hecht, Josef, Strafanstaltspfarrer, Luzern. 

Kaiser, W., Dr., Oberrichter, Präs. der Schutzaufsichts- 
kommission, Solothurn. 

Maechler, Albert, Dr., Regierungsrat, St. Gallen. 

Meyenberg, J., Polizeiwachtmeister, Zug. 

Seiler, Samuel, Strafanstaltsverwalter, Lenzburg. 

Wietlisbach, Fritz, Justizsekretär, Aarau. 
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Choix du prochain lieu de reunion- 


Coire et Bäle se sont offerts pour la prochaine re- 
union. — L’assemblee decıde d’accepter l’invitation de 
Coire pour l’annee 1906 et l’invitation de Bäle pour 1908. 

Le n’ 7 de l’ordre du jour est renvoye ä demain. — 

M. Frederic de Engelberg, Conseiller d’Etat du Grand- 
Duche de Bade, Directeur du penitencier de Mannheim et 
President du „Verein der deutschen Strafanstaltsbeamten“, 
qui assiste A notre assemblee, demande la parole et re- 
mercie la societe d’avoir ete nomme membre honorälre. 

La seance est levee a midi. — 


S6sance du mercredi 6 octohre 1904. 


— nn | 


Presidence de M. Odier, Conseiller d’ Etat. 


La seance est ouverte A 8 heures 35. 


I 
La discussion sur le projet de statuts est ouverte. M. 
Maechler, Conseiller d’Etat a St-Gall, propose d’ajouter & 
l’art. 4, alınea 4, apres „les societes cantonales de patro- 
nage“: les commissions de patronage. — 
Cette proposition est adoptee. 
Les autres articles sont acceptes sans modification. 


1 
Election du Comits Central. 


MM. Guillaume, Hürbin et Favre declinent une nou- 
velle reelection au Comite central, mais devant le desir 
unanıme de l’assemblee, MM. Guillaume et Hürbin con- 
sentent & faire partie du nouveau comite, qui sera compose 
pour 4 ans de MM. Hürbin, Guillaume, Curti, Kupfer- 
schmid et Bauty. 


II 


Intervention des Sooiötös et Commissions de patronage 
d’aprös la loi d’application du code pönal föderal. 
M.K. Stückelberger, pasteur A Bäle, rapporteur: „Comme 


le Code penal suisse n’est encore qu’a l’etat d’avant-projet, 
les questions de detail, specialement en ce qui concerne 
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organisation, sont anticipes; par contre, nous voulons deja 


maintenent veiller a mettre l’activit€e de nos societes de 


patronage en harmonie avec les besoins futurs. — 

Puisse le legislateur voir dans notre rapport la volonte 
de remplir aussi notre täche avec la nouvelle loı!“ 

M. Stückelberger examine surtout les transformations 
necessaires des comites et commissions de patronage pour 
qu’elles puissent remplir le but poursuivi par le projet. 
En tous cas, les societes et commissions de patronage 
doivent conserver leur caractere philanthropique. Le pa- 
tronage doit egalement rester laique, sans caractere con- 
fessionnel. Il faudra eviter que l’Etat, avec ses organes 
de police, gene l’activit€ des commissions et societes de 
patronage. M. Stückelberger termine en faisant la propo- 
sition de charger le nouveau comite d’examiner la nouvelle 
organisation des commissions et comites de patronage (voir 
pag. 45 etc.) 

M. Des Gouttes a ete charge de la partie juridique 
de la 2°”° question. Il examine le röle que l’art. 47 de la 
loı d’application assıgne a l’organe charge du patronage; 
ce röle Zourra etre confi&e A des associations volontaires; 
ce ne sera qu’une faculte du canton. — 

Le patronage est prevu pour trois categories de de- 


linquants. D’oü deux remarques preliminaires sur la dif-. 


ference entre le patronage legal et le patronage actuelle- 
ment exerce: 

I) Le patronage officiellement institue est limite; le 
patronage actuel s’adresse &A tous les delinquants qui l’ac- 
ceptent. — 

2) Le patronage officiel est necessairement obligatoire; 
le patronage actuel est facultatif et libre. -- 

Les trois categories de delinquants auxquels s’applique 
le patronage officiel sont: les adolescents, les liberes con- 
ditionnellement, et les condamnes conditionnellement. — 

Le röle de l’organe de patronage n’est pas toujours 
le meme dans ces trois cas: c’est un röle auxiliaire pour 
les adolescents, pendant la premiere annee de leur libe- 
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ration, et pour les liberes conditionnellement; röle ä exer- 
cer ä cöt& de l’Etat, qui conserve la responsabilite du patro- 
nage. C’est un röle principal et exclusif au contraire vis- 
a-vis des adolescents apres l’annee de leur liberation et 
pour les condamnes conditionnellement; la l’organe du pa- 
tronage est seul a l’oauvre et seul responsable. — 

“ Les societes et commissions de patronage actuellement 
existantes sont-elles aptes A se charger de ce double röle 
qui peut leur &tre confi£? — Et, eventuellement, quelles 
seraient les transformations qu’elles auraient & subir pour 
pouvoir l’assumer? — Ce sont lä deux questions qu’exa- 
minera M. Ostermann, co-rapporteur. 

M. Ostermann se range d’une fagon generale aux 
tnheses de M. Stückelberger, avec des reserves sur la 
these 2. Il s’attache surtout A relever le caractere essentiel 
du patronage, caractere philanthropique et moralisateur qui 
doit etre absolument conserve. Avec l’avant-projet du 
Code penal un certain cachet d’officialit& risque de porter 
serieuse atteinte ä l’influence du patronage. Celui-ci ne 
peut subsister tel qu’il est, nı se charger de la täche qui 
lui est proposee. La question est complexe, elle doit etre 
etudiee de pied et M. Ostermann propose quelle soit re- 
mise au nouveau Comite central pour etude jusqu’a la 
prochaine session de la societe suisse des prisons. — 

M. Albert Dunant remercie les rapporteurs. Il faut, 
selon lui, eviter que les commissions aient un cachet par 
trop officiel. — Il est difficile de formuler une regle uni- 
forme, il y aura des variations suivant les cantons. — 

M. Dunant pense qu’on arrivera a combiner les so- 
cietes libres avec les representants nommes par l’Etat. 

Il faut qu’une correspondance active se fasse entre 
les differentes societes pour que les detenus liberes puissent 
etre suivis et encourages dans tous les cantons. — 

M. Fischer. L’existence du patronage se trouve ac- 
tuellement A un tournant. Il n’y a pas bien longtemps 
que l’on voyait notre travail avec defiance. Maintenant 
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l’avant-projet du Code penal donne au patronage une place 
importante pendant l’execution de la peine; nous aurons 
une base plus forte, mais notre responsabilite en deviendra 
plus grande. — 

Prenons garde de ne pas diviser nos forces, mais de 
les concentrer. — 

Le travail de la Societe suisse de patronage se dou- 
blera; le travail pour ce qui concerne la jeunesse demande 
beaucoup d’amour et de patience. — 

Pour les condamnes conditionnellement il y a beaucoup 
a faıre. — 

Que les societes de patronage soient officielles ou 
privees cela n’est pas important; le Code penal mettra 
un trait d’union entre les deux systemes. — 

Dans la nouvelle loi, notre täche sera grande et diffi- 
cıle, ıl s’agıt d’etre prets aA temps et nous devons beaucoup 
travailler pour cela. — 

M. Favre estime que le veritable patronage sera tou- 
jours l’oaeuvre des societes qui y mettent leur coeur et leur 
amour, mais est-ce ä dire que !’Etat doive et puisse se 
desinteresser de la question. — 

Le patronage officiel ne peut pas marcher, comme l’a 
prouve& l’experience. 

Il ne craint pas les dispositions du code penal federal, 
sı, comme il est evident, tous les cantons ne sont pas prets; 
le Comite central est lä pour aıder les societes cantonales. 

D’une maniere generale, M. Favre se rallie aux theses 
de M. Stückelberger, sauf certaines modifications et en re- 
tirant la these 4. — 

M. Dr. Maechler, conseiller d’Etat a St-Gall, estime 
qu’on peut faire une combinaison du patronage officiel et 
du patronage prive. — 

A St-Gall, ıl n’y a pas de bureaucratie, quoique la 
commission soit officielle; c’est un exemple qui montre que 
le patronage officiel n’est pas toujours mauvais, il a peut- 
etre plus de force et d’autorite que le patronage prive. 











Bun. 

M. Bauty estime que la these 4 de M. Stückelberger 
doit etre supprimee. 

M. /selin (Bäle) repond au nom de M. Stückelberger 
aux diverses objections qui lui ont et&e presentees et rec- 
tifie certains malentendus. — 

La discussion etant close, on passe au vote des theses 
de M. Stückelberger. 

La these ı est adoptee sans changement. — 

A la these 2, M. Odier propose, d’accord avec M. 
Stückelberger, une autre redaction: 

„Les societes suisses de patronage reconnaissent la 
„necessite d’etudier la question de savoir de quelle maniere 
„il pourrait etre pourvu A la täche que leur assigne le projet 
„de droit penal federal. — 

„Unsere Schweizerischen Schutzvereine anerkennen 
„die Notwendigkeit einer näheren Prüfung der Frage, wie 
„die Aufgaben, die ihnen durch das schweizerische Straf- 
„gesetzbuch obliegen würden, erfüllt werden könnten. — 

La these 2 ainsi redigee est acceptee. — 

La these 3 est acceptee sans changement. 

La these 4 est supprimee comme faisant double emploi 
avec la these 6. — 

La these 5 est acceptee avec suppression du dernier 
membre de phrase: „en outre le don de billets gratuits de 
chemin de fer.“ 

La these 6 est modifiee et sera redigee ainsi: 

Notre assemblee decide que: 

Notre Comite central nouvellement elu acomme mandat 
d’obtenir: 

ı) Que les cantons qui ne possedent pas encore de 
societes ou de commissions de patronage, en organisent 
et se joignent & nous; 

2) Que les principes reconnus justes soient autant que 
possible observes d’une maniere uniforme sur la base des 
considerations developpees dans le rapport, en particulier 
quant ä l’etendue et & la direction des soins & donner; 
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3) Que toutes les societes existantes solENt tenues de 
s’entendre pour posseder un formulaire de comptes uniforme, 
et un schema des rapports &egalement uniforme. 

4) Pour obtenir ces resultats et pour developper l’ac- 
tivit@ de nos societes dans l’avenir, nos rapports devront 
dorenavant &tre reunis aux rapports annuels des societes 
cantonales, ou commissions cantonales, ainsi que les resumes 


Il et Il (p. 77 & 79). 


L’ordre du jour &tant epuise, M. Odier forme le vaeu 
qu’un resultat utile sorte de nos deliberations et que le 
travail des societes de patronage soit fecond et bienfaisant, 
puis ıl declare la seance levee (11%). 

Le Secretaire: 
Alexandre Martın- Achard, avocat. 


# . 
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Anmerkung. Auf den ausdrücklichen Wunsch des 
Herrn Referenten Stückelberger lassen wir sein Referat in 
extenso folgen: 


Die Aufgabe der kantonalen Schutzaufsichtsvereine 
nach dem neuen eidgen. Strafgesetz-Entwurf. 


Der erste Referent, Herr Pfarrer Stückelberger, re- 

feriert wie folgt: 
I. 
Unsere Gesichtspunkte. 

In der Voraussetzung, dass Sie mein Referat aufmerk- 
sam gelesen haben, möchte ich Sie auf die Hauptgesichts- 
punkte, von denen ich dabei ausgegangen bin, aufmerksam 
machen. 
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Erster Gesichtspunkt war, den Zusammenhang zu wah- 
ren mit der Vergangenheit und Entwicklung unserer Fa- 
fronagegesellschaften. Unsere Vereine im einzelnen haben 
ihre Geschichte, auch unsere . Jahresversammlungen kön- 
nen bereits auf eine solche zurückblicken. Wer die Re- 
ferate verfolgt, der sieht, wie in unseren Vereinen das Be- 
streben dominierend ist, den jeweiligen Verhältnissen ge- 
recht zu werden. 

Die Referate der letzten Jahre spitzen sich zu in der 
Frage: Was können wir tun, um der neuen schweizerischen 
Strafgesetzgebung gegenüber leistungsfähig dazustehen? 
Diese ganze Arbeit soll doch nicht vergeblich gewesen 
sein! Oder sehen Sie, geehrte Herren, unsere Jahresver- 
sammlungen, deren Verhandlungen und den ganzen Ap- 
parat, der dabei entfaltet wird, etwa als blosse „sujets de 
decoration“ an? Unsere Selbstachtung gebietet uns, an- 
ders zu urteilen. Unsere Patronagesache und besonders 
diejenigen, welchen sie gilt, sind uns zu heilig, als dass 
wir sie je einen Moment nicht ernst nehmen könnten oder 
dabei einen Nebenzweck verfolgen dürften, indem wir an- 
statt das Wohl der Entlassenen unsere eigene Ehre suchten. 

Wir wissen alle, wie sehr die Wirklichkeit hinter den 
aufgesteckten Zielen zurückgeblieben ist und wie grosse 
Unterschiede in den verschiedenen Kantonen obwalten. 
Aber doch ıst überall das redliche Bestreben vorhanden, 
das Beste zu leisten, wenn auch oft mit etwas Mutlosigkeit 
und Niedergeschlagenheit, wie eben unsere schwierige Auf- 
gabe es mit sich bringt. | 

Ebensosehr erfordert unsere Selbstachtung, dass wir 
uns bei Einführung des neuen Strafgesetzes nicht einfach 
unter den Tisch wischen lassen, sondern wir werden uns 
Mühe geben, möglichst leistungsfähig zu werden. Ob man 
uns brauchen kann oder nicht, darüber zu entscheiden, ist 
dann nicht unsere Sache, sondern die der Behörden. 

Der zweite Gesichtspunkt in meiner Arbeit ist der: 
Überall den Zusammenhang mit den grossen internationalen 
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Bestrebungen nachzuweisen und Unser Vorgehen nach ihnen 
zu prüfen. 

Denn es wäre unrichtig, wollten wir aus unsern manch- 
mal kleinen Verhältnissen eine Theorie uns zurecht machen 
ohne auf die Prinzipien und die Praxis zu sehen, die sich 
auf Grund allgemeiner internationalen Verhandlungen er- . 
geben haben, wo doch stets die kompetentesten Leute zu 
Worte kommen. Wir wollen es uns besonders schätzen, 
dass wir in unserer Mitte einen Mann haben, der an dieser 
internationalen Arbeit einen regen Anteil nimmt und grosse 
Verdienste aufweist. Das Urteil von Dr. Guillaume wird 
uns besonders wertvoll sein. 

Der dritte Gesichtspunkt ist das Doppelziel, dass mit 
der Reform des Strafvollzugs auch die Organisierung einer 
leistungsfähigen Gefangenen-Fürsorge ins Auge gefasst 
werde und zwar ganz unabhängig von der in Aussicht 
stehenden Vereinheitlichung des Strafgesetzes und ganz 
abgesehen von der Frage, ob und ın welchem Maasse die 
Schutzaufsicht mehr dem Staate oder den Vereinen zu- 
gewiesen wird. Strebe jeder unserer kantonalen Vereine 
darnach, dass der Zeitpunkt, wo ein neues eidgenössisches 
Strafgesetz in Kraft tritt, ihn bereit findet! 

Ich erinnere Sie an den Bundesbeschluss vom 25. Juni 
1903 „betreffend die freiwillige Sanitätshilfe zu Kriegs- 
zwecken“, da die freiwilligen Sanitätsvereine und Anstalten 
in den offiziellen militärischen Sanitätsdienst eingeordnet 
wurden. Eine ähnliche Stellung, hoffen wır, werde dann 
auch der Mehrzahl unserer Vereine gegeben. Darum 
heisst es für uns: „Serrez vos rangs et reorganisez vous!“ 

Käme heute einer und würde sagen: Mit dem Inkraft- 
treten des neuen Strafgesetzes heisst es für die Patro- 
nagen: „Finis Poloniae, der Staat übernimmt alles“, er 
würde kein halbes Dutzend Stimmen für sich finden. M. 
Östermann sagt: „Nos associations qui ont fait leurs 
preuves, ne meriteraient point un tel sort“. Diess unsere 
Gesichtspunkte. 





II. 
Die Notwendigkeit einer Reorganisation. 


Es dient mir zur grossen Genugtuung und Freude, 
dass meine verehrten Herren Korreferenten, wie auch der 
gestrige Korreferent in den Hauptpunkten mit meinen Aus- 
führungen übereinstimmen, besonders in der Frage der Not- 
wendigkeit einer Reorganisation. 

M. Des Gouttes schliesst mit den beiden Fragen: Les 
societes et les commissions des patronages, peuvent-elles 
subsister telles qu’elles sont actuellement organisees? 

Doivent-elles au contraire subir des modifications ou 
des transformations plus ou moins profondes pour devenir 
des organismes appropries aux nouvelles fonctions qu’elles 
auraient A remplir? 

Von der Notwendigkeit einer Reorganisation bin auch 
ich durchaus überzeugt (vide pag. 69 ff.), auch wenn die 
Rechtseinheit nicht in Aussicht stände. Die Notwendigkeit 
einer solchen ersehen Sie auch aus Beilage 2. Habe dazu 
die Bemerkung gemacht: Aus dieser Beilage geht hervor, 
wie gross unser Arbeitsfeld, zugleich auch, wie lückenhaft 
die Berichterstattung mancher Vereine ist. Ich füge hinzu: 
auch die Arbeit, wenn wir nämlich das Arbeitsfeld über- 
blicken, das uns in den letzten 4 Kolonnen die Schweiz. 
Gefängnisstatistik 1903 vor Augen stellt. 

Im Vorbeigehen möchte ich hier zu reden kommen 
auf das Desiderium von M. Ostermann pag. ı29 für die 
definitiv Entlassenen. Er möchte diese während der 3 
ersten Monate derart sicher stellen, dass keiner während 
dieser Zeit von Mangel heimgesucht wird, wenn er arbeitet. 

Wir sagen: ı. Wenn er arbeitet, hat er keinen Mangel. 
2. Die ersten 3 Monate sind nicht die schlimmsten, da lebt 
er noch vom Pekulium. 3. Die schlimmste Zeit fängt 
nachher an, ich kenne Beispiele, dass Entlassene 1'/—2 
Jahre ohne dauernde Arbeit waren. Lösen Sie, geehrte 
Herren der französischen Schweiz, diese Frage durch Grün- 
dung einer französischen Arbeiterkolonie! 
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Also sowohl im Hinblick auf unsere alte Arbeit an 


den definitiv Entlassenen, wie ım Hinblick auf die neuen 
Aufgaben bedarf es einer durchgreifenden Reorganisation. 


Bei dieser unterscheiden wir die beiden Fragen: Was soll 


bleiben? Was soll anders werden? 


a. Was soll bleiben? 


Der bisherige Charakter der Patronage-Arbeit: Das 
Philanthropische. Ich verweise auf These Ill: „Die Schutz- 
aufsicht sei und bleibe ein Werk der christlichen Nächsten- 
liebe und als solches ein Werk der freiwilligen Tätigkeit 
der organisierten Schutzaufsichtsvereine, unterstützt von 
Staats-, Kirchen- und Gemeindebehörden. Polizeiliche 
Schutzaufsicht ist nicht zulässig. Prinzip soll sein, dass 
die Organisation sich den Sitten und Verhältnissen jedes 
Kantons möglichst anpasse“. Diese These habe ich wört- 
lich herüber genommen aus unsern letzten Verhandlungen 
in Zürich. Sie stammt nicht von mir, sondern von Direktor 
Hürbin, kräftig unterstützt durch Dir. Favre in Lausanne. 

Als eifriger Leser der Gefängnis-Literatur und der 
Jahresberichte aus Deutschland bemerke ich mit Freuden, 
dass nach Einführung des Bürgerlichen Gesetzbuches keiner 
der deutschen Vereine seinen philanthropischen Charakter 
eingebüsst hat. Baden sogar ist von seiner staatlichen 
Organisation zur freiwilligen übergegangen.* 

Dieser Charakter soll uns erhalten bleiben besonders 
in Rücksicht auf die Frauenvereine, die so treulich an der 
Arbeit stehen und uns vielfach zum Vorbild dienen. Ich 
kann mir nicht denken, dass sie in anderer Weise wirken 
können. 

M. Ostermann fürchtet, dieser Charakter gehe verloren, 
wenn man unsern Patronagen nach Art. 47 das Recht der 
Schutzaufsicht über Jugendliche, über bedingt Entlassene 


* Fuchs, die Vereinsfürsorge zum Schutze für entlassene Ge- 
fangene in ihrer geschichtlichen Entwicklung während der letzten 
100 Jahre, Heidelberg 1888, pag. 66. 


rn 
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und bedingt Verurteilte übertrage. Ich bin nicht dieser 
Meinung nach dem Sprichwort: C’est le ton, qui fait la 
musique. Hätte ich als Patronagemitglied unter der neuen 
Gesetzgebung mit einem solchen zu reden, würde ich ıhm 
folgendes sagen: „Sieh’, wir stehen beide in diesem Fall 
unter einem Gesetz. Nach dem Gesetz hast du dich so 
und so zu verhalten und nach dem Reglement sollen wir 
das und das für dich tun. Wir werden unsere Pflicht tun, 
so gut wir können: dir raten, dich versorgen und Arbeit 
geben, nun pass auf, dass du auch deine Pflicht tust, Es 
ist dein Vorteil, wir meinen es gut mit dir.“ Die Liebe 
ist des Gesetzes Erfüllung, und unter allen Umständen 
kann Philanthropie geübt werden auch beim strengsten 
Strafvollzug. C’est le ton, qui fait la musique. Der bedingt 
Entlassene etc. wird uns gewiss nicht nur ansehen als „les 
representants derives de la loi.“ Wir stehen gewiss nicht 
am Sterbebett unserer Patronagen. Die Liebe höret nım- 
mer auf, auch hier muss sie bleiben. 


b. Was muss anders werden? 


M. Ostermann setzt voraus, der Staat fordere, „que le 
Patronage serait toujours laique.“ Ich stimme damit über- 
ein und richte Ihre Aufmerksamkeit auf These I pag. 72: 

„Die Schutzaufsichtstätigkeit ist eine durchaus inter- 
kontessionelle‘ Angelegenheit und soll alle Unglücklichen 
umfassen, welche deren Hilfe bedürfen. Da die verein- 
heitlichte Schweizerische Rechtspflege die Schutzvereins- 
organe in die Gesetzgebung einbezieht, haben sich dieselben 
aufs neue dessen zu erinnern, dass sie im Dienste der 
Allgemeinheit stehen.“ 

Wird das möglich sein? Ich glaube ja. Der Staat 
fordert Laicität, damit keine persönliche Bevorzugung statt- 
finde, aber ist je einmal in Zürich, Bern oder Basel einer 
wegen seiner Konfession vernachlässigt worden? Wenn 
ein Haus brennt, so fragt man nicht, ob der Besitzer ka- 
tholisch oder reformiert ist. So wird in Basel durch den 








reformierten Anstaltsgeistlichen einem jeden unterschiedslos 
Unterstützung gewährt. Der protestantische Pfarrer der 
heutigen Zeit ist so erzogen, dass er sich jeglichen Ver- 
hältnissen anpassen kann, ja er selbst lässt den Unterschied 
zwischen Laien und Geistlichen schon längst nicht mehr 
gelten. Meine Herren von Genf, Sie besitzen in dieser 
Stadt das vielbedeutende Sinnbild dieses Geistes der To- 
leranz in dem Denkmal von Michael Servet. Der Gefahr 
sind wir entronnen, dass irgend ein protestantischer Geist- 
licher die Rolle von Calvin übernimmt. In Basel sind 
Geistliche neben Sozialdemokraten in der staatlichen Ar- 
beitslosenkommission. Kurz, ich glaube, die Praxis der 
Patronage wird durchaus laique sein, auch wenn einmal 
ein Pfarrer mittut. Wir wollen nicht Gefahren sehen, wo 
keine sind. Dies im Hinblick auf die Bemerkung von M. 
Ostermann pag. 128. 


Was muss ferner anders werden? 


Ich richte Ihre Aufmerksamkeit auf These IV: 

„Mit den Rechten und Pflichten, die uns das neue Straf- 
gesetz gibt, nehmen wir vor allem die Verpflichtung ein- 
heitlicher Durchführung der für richtig erfundenen Grund- 
sätze auf uns, damit nicht der Jugendliche, der vorläufig 
Entlassene und der bedingt Verurteilte, die unserer Auf- 
sicht unterstellt sind, in den einen Kantonen anders als ın 
den andern behandelt werden. Dies gilt besonders für die 
Handhabung der Fürsorge im einzelnen, d.h. ın folgenden 
Io Punkten: Religiöse und moralische Pflege, Versorgung 
mit Kleidern, Vermittlung von Arbeit, Beherbergung und 
Beköstigung, Verabreichung von Geld, Freibillets, Aus- 
wanderung, Aufstellung eines Fürsorgers, Verpflichtung zu 
fortgesetzter Unterstützung Entlassener und Fürsorge für 
die Familien.“ 

Die Zusammenstellung aus den Jahresberichten 1903 
(pag. 78) zeigt uns, wie ungleich in den verschiedenen 
Kantonen die Arbeit getan wird: Neuenburg verwendet für 
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seine Entlassenen Fr. 5033.—, sein Nachbarkanton Solo- 
thurn Fr. 26.—, Zürich Fr. 3757. —, seine Nachbarkan- 
tone Thurgau Fr. 72.—, Aargau Fr. 20..—. Setzen wir 
einmal den Fall, diese 4 Kantone hätten unter der neuen 
Gesetzgebung je einen bedingt Verurteilten und vorläufig 
Entlassenen zu patronieren. Werden nicht die im Kanton 
Solothurn, Thurgau und Aargau Patronierten wenigstens 
was Unterstützung anbetrifft, es viel schwerer haben, ihre 
Bedingungen zu erfüllen, als die in den Kantonen Zürich 
und Neuenburg!! Solche Ungleichheit in der Unterstützung 
verträgt sich absolut nicht mit einer Vereinheitlichung des 
Strafvollzugs, in dessen Sphäre die Patronisierung der 
Jugendlichen, der vorläufig Entlassenen und der bedingt 
Verurteilten fallen wird. 

Doch wir wissen, dass die Geldfrage nicht die Haupt- 
sache ist, sondern die persönliche Behandlung, sorgfältige 
Individualisierung, viel Geduld, Zeit, Umsicht, Taktgefühl 
etc. Um darin Ungleichheiten zu vermeiden, die ja so 
wie so mit den ausführenden Persönlichkeiten verbunden 
sind, ist es nötig, dass wir ein für allemal auf Grund unr- 
serer vieljährigen Verhandlungen, wie auf Grund inter- 
nationaler Besprechungen auf eine gemeinsame Praxis uns 
einigen, wie ich sie in Abschnitt 8 pag. 62-67 beschrieben 
habe unter der Überschrift: Umfang und Handhabe der 
Fürsorge im Einzelnen. Es soll im Schosse der verschie- 
denen Patronagen in Zukunft kein Zweifel mehr herrschen, 
wie man sich ın diesem oder jenem Punkt verhalten soll, 
z. B. ob man Angehörige unterstützen, ob man Vorschüsse 
bewilligen soll etc. Ich möchte Sie bitten, diese 1o Punkte 
zum eisernen Bestand Ihrer Praxis zu machen, sie sind 
gleichsam unser Exerzierreglement. Darum sage ich pag.70: 
„Nach Einführung des neuen Strafgesetzbuches dürfen wir 
nicht länger mehr Unterschiede walten lassen. Mit den 
Rechten und Pflichten, die uns dasselbe gibt, nehmen wir 
vor allem auch die Verpflichtung einheitlicher Ausführung 
der für richtig erfundenen Grundsätze auf uns, damit nicht 
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der Jugendliche, der vorläufig Entlassene und der bedingt 
Verurteilte in einzelnen Kantonen besser gestellt sei als 
in andern. Einheitliche Verurteilung bedingt auch einheit- 
liche Behandlung. Dies ist nur auf Grund einer einheit- 
lıchen Organisation möglich.“ 


IM. 


Wie denken wir uns eine zukünftige Organisation ? 


Mache aufmerksam auf Abschnitt IV: Verstaatlichung 
(pag. 56). Wir verlangen da freie Tätigkeit unter Staats- 
aufsicht und finden uns in Übereinstimmung mit 2 uns 
nahestehenden hervorragenden Autoritäten: Geh. Ober- 
finanzrat Fuchs und f Prof. Riggenbach, ferner mit den 
Herren Hürbin und Favre und Advokat Martin, welcher 
gestern sagte: La surveillance des liberes conditionnels, 
comme celle des condamnes avec sursis, doit etre attrıbuee 
ä des institutions libres sous la contröle de l’Etat. M. Des 
Gouttes macht die feine Unterscheidung zwischen surveil- 
lance und assistence. Erstere ist Sache des Staates und 
steht unter seiner Verantwortlichkeit, la patronage ne sert 
que d’auxıliaıre. Im zweiten Fall, les organes du patro- 
nage sont seuls ä l’aeuvre, ıls protegent et assıstent l’ado- 
lescent definitivement lıbere, sans que l’autorite aıt ä s’en 
meler. 

Staat und Patronage werden wohl am ehesten beid- 
seitig befriedigt sein durch Coordination, vgl. These V: 
„Das Verhältnis zu den Staats-, richterlichen- und Gemeinde- 
behörden, wie auch zu den Polizeiorganen seı ein möglichst 
enges. Bundessubvention halten wir einstweilen nicht für 
notwendig, hingegen Unterstützung durch die kantonalen 
Behörden.“ 

Das wird ın der Praxıs am besten dadurch erzielt, 
dass der Staat und die Gerichte ihre Vertreter als Mit- 
glieder abordnen. In unserer Basler Patronagekommission 
funktioniert ein Gerichtspräsident als Aktuar und dient uns 
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mit seiner persönlichen Kenntnis der Verurteilten und 
Entlassenen. 

Unsere Patronage-Arbeit gleicht in mancher Beziehung 
der Armenpflege. In Basel ist die „Freiwillige Armen- 
pflege“ in eine „Allgemeine“ umgewandelt worden. Das 
geschah dadurch, dass der Regierungsrat durch 2 Dele- 
gierte der Kommission vertreten ist, dass Bericht und Rech- 
nung von ihm geprüft werden und der Staat das Jahres- 
defizit übernimmt. Wenn in unsern freiwilligen Patronage- 
Vereinen je ein Vertreter der Behörden und der Gerichte 
sitzt, so ist genug Sicherheit vorhanden, dass die Fürsorge 
für die Jugendlichen, vorläufig Entlassenen und bedingt 
Verurteilten richtig ausgeübt wird. Diese beiden Mitglieder 
bilden gleichsam eine dritte Instanz zwischen Staat und 
Verein. Neben der assistence kommt so auch die surveill- 
lance zu ihrem vollen Rechte. 

Sehen Sie sich irgend einen Jahresbericht aus Deutsch- 
land an, so treffen Sie in den Komitees stets Geh. Regie- 
rungsräte, Obergerichtsräte etc. an. Die enge Verbindung 
mit dem Staat bekundet sich ferner darin, dass die Strat- 
anstaltsvorstände dıe Entlassenen den Fürsorge-Vereinen 
amtlich zuweisen," ferner, dass den Vereinen das Pekulıum 
überwiesen wird: Dresden erhielt 1903 aus diesen g An- 
stalten Mk. 4551.—. Die Stadt Dresden gab goo Mk. und 
der Agent hat freie Fahrt auf den Strassenbahnen. So 
ähnlich auch ın Berlin”. Dass unter diesem Regime die 
Freiwilligkeit nicht Schaden leidet, ersehen wir daraus, 
dass dem Bericht von Dresden ein Mitgliederverzeichnis 
mit freiwilligen Gaben im Umfang von 2ı Seiten ange 
hängt ist. 

Was wir unter allen Umständen vermieden wissen 
wollen, ist, dass der Staat durch seine Organe, etwa gar 


— er 


”" So erhält der Fürsorge-Verein von Dresden Entlassene aus 
9 Strafanstalten, im ganzen 698 Sträflinge 1902. 

” Dr. E. Rosenfeld, Geschichte des Berliner-Vereins zur Bes- 
Serung der Strafgefangenen 1827 — 1900. 
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die Polizei, die Details der Schutzaufsicht besorge und mit 
den Jugendlichen, vorläufig Entlassenen und bedingt Ver- 
urteilten persönlich und direkt in Berührung komme. Was 
wir über Polizeiaufsicht und Veröffentlichung der Urteile 
ausgesprochen haben, wollen wır nicht wiederholen. Wir 
freuen uns darin der Übereinstimmung mit Herrn Dir. 
Heinis und fordern mit ıhm, das schweiz. Strafgesetzbuch 
möchte die Polizeiaufsicht gesetzmässig ausschliessen und 
dıe Publizität nur auf richterliche Verfügung hin gestatten. 
M. Ostermann bemerkt, dass manche unserer Vereine gar 
kein Bureau besitzen. Natürlich müssen sie ein solches 
haben, aber ein Bureau, an dessen Türe die Affiche steht: 
Entree interdite aux bureaucrates. 


Wir sind am Schlusse und resümieren: Da das schwei- 
zerische Strafgesetzbuch erst im Vorentwurf vorliegt, sind 
Detailfragen, besonders in der Organisation, verfrüht. Da- 
gegen sollen wir schon jetzt darauf achten und darnach 
trachten, die Arbeit unserer Patronage-Vereinen den künf- 
tigen Bedürfnissen anzupassen. Was heute möglich ist, 
ist folgendes, was wir an Stelle von These VI setzen: 


Unserer neuen Zentralkommission wird der Auftrag 
gegeben, dahin zu wirken: 

1. dass die Kantone, welche noch keine Vereine oder 
Kommissionen haben, solche organisieren und sich uns an- 
schliessen ; 


2. dass die als richtig anerkannten Prinzipien möglichst 
einheitlich durchgeführt werden auf Grund der im Referat 
angeführten ıo Punkte; 


3. dass alle bestehenden Vereine angehalten werden, 
sich auf ein einheitliches Rechnungsformular und ein ein- 
heitliches Schema in der Berichterstattung zu einigen. 


4%. Um das eher zu erreichen und auch Nichtmitglieder 
über die Tätigkeit unserer Vereine auf dem Laufenden zu 
halten, soll unsern Verhandlungsberichten in Zukunft eine 
Zusammenstellung aus den Jahresberichten der Kantonal- 





__ 

sektionen, ähnlich Beilage I und II (pag. 77— 79), beigefügt 

wwyerden. 
Möge der Gesetzgeber aus unserm Referate wie aus 
, dien sich anschliessenden Verhandlungen die Bereitwillig- 
keit ersehen, unsere Arbeit nach besten Kräften und nach 
r. bestem Wissen und Gewissen auch unter den neuen Ver- 
hältnissen zum Wohl unserer Entlassenen weiter zu führen. 














Ren mes 


Statuten 


des 


Schweiz. Vereins für Straf-, Gefängniswesen und 
Schutzaufsicht. 


——s.  —- 


$ ı. 

Zweck des Vereins ist, in unserm Lande durch gegen- 
seitige Belehrung und persönlichen Verkehr die zeitge- 
mässen Verbesserungen und wo möglich eine überein- 
stimmende Entwicklung auf. dem Gebiete des Straf- und 
Gefängniswesens, sowie der Schutzaufsicht zu fördern und 
zu pflegen. 

S 2. 

Durch einfache Beitrittserklärung wird Mitglied des 
Vereins, wer sich für dessen Zweck interessiert, und es 
werden daher besonders zum Beitritt eingeladen: 

I. Die Mitglieder von gesetzgebenden, vollziehenden 
und richterlichen Behörden, welche bei der Ent- 
wicklung und Vollziehung des Strafrechts mitzu- 
wirken berufen sind; 

2. Die Rechtslehrer an den schweizerischen Lehran- 
stalten ; 

3. Die Beamten der schweizerischen Strafanstalten 
und Arbeitshäuser, der Zwangserziehungs- und 
Rettungsanstalten, sowie die Mitglieder der Auf- 
sıichtskommissionen derselben ; 

4. Die Schutzaufsichtsvereine und Schutzaufsichts- 
kommissionen für entlassene Sträflinge, deren 
Vereinsvorstände und Mitglieder. 
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Personen des In- und Auslandes, welche sich um den 
Verein oder um das Straf- und Gefängniswesen oder um 
die Schutzaufsicht verdient gemacht haben, können von 
der Vereinsversammlung als Ehrenmitglieder aufgenommen 
werden. 

S 4 


Zur Deckung der Vereinskosten wird alle zwei Jahre 
im Januar von jedem Mitgliede ein Beitrag von Fr.3 erhoben. 


Ein grösserer Beitrag kann nur auf Beschluss der 
Vereinsversammlung gefordert werden. Verweigerung des 
Beitrages nach ergangener Aufforderung des Vereinskassiers 
gilt als Austrittserklärung. 


Sämtliche kantonale Schutzaufsichtsvereine und Schutz- 
aufsichtskommissionen, welche Vereinsmitglieder geworden 
sind, bezahlen gemeinsam alle 2 Jahre in die Vereinskasse 
300 Fr. und erhalten dafür je 300 Exemplare der Vereins- 
schrift 

85 


Der Verein hält alle zwei Jahre, in der Regel im 
Herbst, eine Versammlung. 


Dieselbe fasst ihre Beschlüsse durch Stimmenmehrheit 
der anwesenden Mitglieder. 

Sie bestimmt den Ort der nächsten Versammlung oder 
beauftragt damit den Zentralvorstand. 


S 6. 

Die Vereinsversammlung wählt auf je vier Jahre einen 
Zentralvorstand von fünf Mitgliedern, welche sich selbst 
konstituieren, mit der Aufgabe, für den steten Fortgang 
der Geschäfte des Vereins zu sorgen. Die kantonalen 
Schutzaufsichtsvereine und Schutzaufsichtskommissionen 
sollen darin durch 2 Mitglieder vertreten sein. Der Quä- 
stor bezieht die Vereinsbeiträge, führt die Kasse und Rech- 
nung und legt der Versammlung alle zweı Jahre Rechnung 
ab. Der Archivar verwahrt die Vereinsakten und verwaltet 
die Vorräte an gedruckten Vereinsschriften. 
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Wenn an demjenigen Orte, der für die nächste Ver- 
sammlung bestimmt worden ıst, sich ein Lokalkomitee 
bildet, so trifft es die nötigen örtlichen Vorbereitungen. 


S 8. 


Der Zentralvorstand hat insbesondere folgende Ver- 
richtungen: 


L: 


Er behandelt die von der Versammlung ihm 
überwiesenen Geschäfte. 


. Er bestimmt, eventuell ım Einverständnis mit dem 


Lokalkomitee, die für die nächste Versammlung 
zu behandelnden Gegenstände. 


. Er bezeichnet, eventuell mit dem Lokalkomitee, 


die erforderlichen Referenten und Korreferenten. 


. Er erlässt, eventuell in Verbindung mit dem Lokal- 


komitee, die Einladung zur Jahresversammlung 
und setzt mit ihm die Tagesordnung fest. 


. Er sorgt für den Druck der Verhandlungen. 
. Er ıst befugt, in- und auswärtige Freunde des 


Gefängniswesens und der Schutzaufsicht als Gäste 
zur Versammlung einzuladen. Diese haben be- 
ratende Stimme. 

Er gibt der Vereinsversammlung jedesmal Bericht 
über seine Geschäftsführung. 

Er dient als Bindeglied zwischen den kantonalen 
Schutzaufsichtsvereinen und Schutzaufsichtskom- 
missionen für entlassene Sträflinge. 


$ 9 


Zur Prüfung der Rechnung bestimmt der Zentralvor- 
stand zwei Vereinsmitglieder, welche der Vereinsversamm- 
lung darüber Bericht zu erstatten haben. 


$ Io 


Die Statuten können nur durch eine Vereinsver- 
sammlung nach vorhergegangener Anzeige an alle Mit- 
glieder abgeändert werden. 


u — —[2[[2 














SIATUTS 


de la 


Societe suisse pour la Reforme penitentiaire 
et le Patronage des detenus liberes. 


S 1. 

La Societe a pour but principal d’accelerer, par l’echange 
des ıdees entre les membres qui la composent, l’amelioration 
du systeme penal et du regime penitentiaire ainsi que des 
institutions de patronage, selon les idees modernes, et, 
autant que possible, d’operer ce progres d’une maniere 
uniforme dans tous les cantons. 

$ 2. 

Toutes les personnes qui s’interessent au succes de 
l’oeuvre et qui adherent aux statuts sont considerees comme 
membres de la Societe. 

Sont invites specialement a en faire partie: 

1. Les membres des conseils legislatifs, administratifs 
et judiciaires, charges d’edicter et d’appliquer les 
dispositions du droit criminel; 

2. Les professeurs qui enseignent le droit dans les 
universites suisses; 

3. Les fonctionnaires des etablissements penitentiaires, 
des maisons de travail et des etablissements d’edu- 
catıon correctionnelle (disciplinaires) de la Suisse, 
de meme que les membres de leurs commissions 
de surveillance; 

4. Les societes et commissions de patronage des de- 
tenus liberes, les comites et les membres de ces 
societes. 














6 


$ 3. 

L’assemblee generale de la societ€ peut conferer le 
titre de membres honoraires aux Suisses et aux etrangers 
qui ont contribue au perfectionnement du syst&me penal 
et duregime des prisons, ou du patronage des detenus liberes. 

$ 4 

Les frais de la Societe sont couverts au moyen d’une 
cotisation de 3 francs, pergue tous les deux ans au mois 
de janvier. 

Il ne peut &tre exige une contribution plus elevee qu’en 
vertu d’une resolution de l’assemblee generale de la Societe. 

Tout membre qui refuse de verser sa cotisation, est 
consider comme demissionnaire. 

Toutes les societes cantonales de patronage et les com- 
missions de patronage qui, comme telles, sont inscrites 
comme membres de l’association, payeront collectivement 
une cotisation bisannuelle de frs. 300 et recevront en echange 
300 exemplaires des publications de la Societe. 

$ 5. 

La Societe se reunit tous les deux ans en assemblee 
generale. Cette reunion a lieu ordinairement en automne. 

Les resolutions y sont prises & la majorite des voix 
des membres presents. 

L’assemblee fixe le lieu de reunion de l’assemblee 
suivante, ou en charge le Comite central. 

S 6. 

L’assemblee choisit tous les quatre ans un comite 
central de cing membres, qui se constituent eux-memes. 
Les societes cantonales de patronage !et les commissions 
de patronage y sont representees par deux membres. Ce 
comite a pour mission de veiller aux interets de la Societe 
et de pourvoir A son developpement normal. 

Le caissier percoit les cotisations, regle et paie les 
depenses et rend compte de sa gestion financiere, tous les 
deux ans, a l’assemblee generale. L’archiviste conserve 
non seulement les archives, mais il est en outre charge 
de la vente des publications de la societe dont il a le depöt. 
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Sı, dans l’endroit fixe pour la prochaine assemblee, 
un comite local se constitue, celui-ci prend soin de l’organı- 
sation materielle de la reunion. 


88. 


Le comite central a particulierement les attributions 
suivantes: 


I. 


Il traite les affaires dont il a ete charge par !’as- 
semblee. 


. II fixe, eventuellement d’accord avec le comite 


local, le programme des questions qui seront 
discutees dans l’assemblee suivante. 


. 11 designe, eventuellement d’accord avec le comite 


local, les rapporteurs et co-rapporteurs au nombre 
qu'il Jjugera necessaire. 


. 11 expedie, eventuellement assiste du comite local, 


les cartes de convocation pour l’assemblee generale 
et fixe avec lui l’ordre du jour de la re&union. 


.I veille a Timpression du compte rendu de 


l’assemblee. 


. I est autorise & inviter a prendre part & l’assemblee 


generale les Suisses et les etrangers qui s’occupent 
de la reforme penitentiaire et du patronage des 
detenus liberes. Ceux-ci ont voix consultative. 


. II presente chaque fois A l’assemblee un rapport 


sur son actıvite. 


. Il sert de lien entre les societes ou commissions can- 


tonales de patronage en faveur des detenus lıberes. 


$ 9. 


Le comite central elit deux membres de la societe, qui 
sont charges de verifier les comptes et de faire rapport 
a l’assemblee generale. 


$ 10. 


Les statuts ne peuvent &tre revises que par l’assemblee 
generale de la Societe, apres avis prealable donne & tous 
les membres de l’Association. 


> 





Mitteilung an die Vereinsmitglieder. 


Bei Anlass seines fünfzigjährigen Doktorjubiläums am 
23. Dezember 1904 überreichte der Zentralvorstand seinem 
ältesten Mitgliede, Herrn Dr. Guillaume, in künstlerischer 
Ausführung folgende Urkunde: 
Der Zentralvorstand des schweiz. Vereins 
für Straf, Gefängniswesen und Schutzaufsicht 
überreicht | 
in Verbindung und Übereinstimmung mit dem Vereine selbst 
dem 
Hochgeachteten Herrn Dr. Louis Guillaume, 
Direktor des eidgenössischen statistischen Bureau, 
früher Direktor der Strafanstalt Neuenburg, 
bei dem seltenen Anlass des fünfzigjährigen Doktorjubi- 
läums in Anerkennung seiner fruchtbaren Anregungen und 
unermüdlichen Tätigkeit auf allen Gebieten der Gemein- 
nützıgkeit, hauptsächlich aber auf demjenigen für Hebung 
und Verbesserung des Straf- und Gefängniswesens 
sowohl im engern Vaterlande, als auch im Universalgebiete 
der heutigen zivilisierten Welt, diese Dankesurkunde als 
bescheidenes Zeichen der Würdigung der hohen Verdienste 
des Jubilars und ältesten Mitgliedes des Vereinsvorstandes, 
zugleich aber auch als Glückwunsch zum fünfzigjährigen 
Doktorjubiläum und zur neuen Doktorwürde, vor allem 
aber als Glückwunsch zu den grossen Erfolgen seiner 
Tätigkeit und Schaffenskraft, wodurch er sich diese Ehrung 
und Auszeichnung in schönster Weise verdient hat. 
Mögen Dir, lieber Freund und Jubilar, noch viele Jahre 
einer gleichen Tätigkeit und Geistesfrische zum Wohle 
und Segen des Vaterlandes beschieden sein! 
Bern, am 23. Dezember 1904. 
Der Zentralvorstand des schweiz. Vereins 
für Straf-, Gefängniswesen und Schutzaufsicht: 
(Unterschriften.) 
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Communiqu6 aux membres de la soci6te. 


A l’occasion du 50”® anniversaire du Doctorat de Mon- 
sieur le Docteur Guillaume, le 23 decembre 1904, le Co- 
mite central a offert A son plus ancien membre le document 
suivant, auquel a et@ donne& une forme aussi artistique que 
possible: 

Le Comite central de la Societe suisse pour la reforme 
penitentiaire et le patronage, 

Avec l’assentiment certain de la dite Societe, 

Presente au tres honore et venere Monsieur le Docteur 
Guillaume, Directeur du Bureau federal de statistique et 
ancien Directeur du Penitentier de Neuchätel, a l’occasion 
exceptionnelle du 50”* anniversaire de son Doctorat, cette 
adresse de felicitations et de reconnaissance pour l’impul- 
sion feconde et l’activite infatigable dont il a fourni des 
preuves sans nombre dans tous les domaines de Futdıite 
publique, en particulier dans celui de ’amelioration du 
systeme p£nitentiaire en Suisse et ailleurs dans le monde 
civilise. 

A ce modeste temoignage de reconnaissance et de 
haute estime sont joints, pour le Doyen de notre Comite, 
tous nos voeux de bonheur en ce 50”® anniversaire, pour 
une nouvelle carrıere doctorale et, avant tout, pour de pleın 
succes de cette activile, de cette puissance de travanl, qui lui 
ont valu la distinction universitaire dont il vient d’etre 
honore, soit le renouvellement de son diplöme de Docteur. 

Puisse-t-il, cher amı et Jubilaire, t’&tre accorde encore 
de nombreuses annees d’activite feconde et de jeunesse 
de caur pour le bien et la prosperite de la Patrie! 


Berne, le 23 decembre 1904. 


Le Comite central de la Societe suisse 
pour la reforme penitenhiaire et le patronage. 








Eingegangene Nekrologe über verstorbene 
Vereinsmitglieder. 
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+ Bundesrichter Dr. Heinrich Hafner. 
1838— 1902. 


Heinrich Hafner, am 27. Dezember 1838 in Schönen- 
berg bei Wädenswil geboren, wollte zunächst Theologie 
studieren, wandte sıch dann aber der seinem scharfen Geiste 
mehr zusagenden Rechtswissenschaft zu. Nach Beendigung 
seiner Studien war er anfänglich Statthalteradjunkt in 
Zürich und nachher, von 1866-1872 Gerichtsschreiber ın 
Pfäffikon. Dann wurde er Mitglied des Obergerichts seines 
Heimatkantons, aber schon 1875 als deutscher Gerichts- 
schreiber an das damals eben neu zusammengesetzte Bun- 
desgericht nach Lausanne berufen. Der Gewählte leistete 
dem Bundesgericht in dieser Stellung so grosse Dienste, 
seine juristische Bildung und Geschäftsgewandtheit war 
so eminent, dass Hafner schon im Jahre 1879, noch vor 
Ablauf seiner ersten Amtsdauer als Gerichtsschreiber, von 
der Bundesversammlung als Mitglied des Bundesgerichtes 
gewählt wurde. In dieser Stellung ist er bis zum Tode 
am 8. April ıgo2 verblieben. 

Aus kleinen Anfängen ist Hafner emporgestiegen, 
Schritt für Schritt, das Emporsteigen überall seiner eigenen 
Kraft und Tüchtigkeit verdankend. Aus den vielen Ar- 
beiten, die aus seiner Feder flossen, ragt besonders sein 
Kommentar zum Öbligationenrecht hervor. Im Gebiete 
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des theoretischen Wissens wie in der praktischen Anwen- 
dung war er gleich gewandt. Mit der Tiefe des Wissens 
verband Hafner grossen Scharfsinn, sodass seine Referate 
immer als wahre Meisterwerke juristischen Denkens und 
Schaffens erschienen. Für seine fachmännischen Leistungen 
wurde ihm dann auch 1883 der Ehrentitel eines Doktors 
der Rechte von der Universität Zürich verliehen und der 
Bundesrat übertrug ihm ıgoı das Präsidium über das 
internationale Schiedsgericht, welches den höchst verwickel- 
ten und schwierigen Streitfall zwischen Chile und Peru 
wegen der Guanolager zu erledigen hatte. 
Sein Andenken soll uns in Ehren bleiben! — 


r Kantonsbuchhalter Friedrich Hügli. 
1833 —1902. 


Friedrich Hügli war eines der ältesten Mitglieder un- 
seres Vereins, an dessen Versammlungen er seit 1869 
eifrig teilnahm. Er wurde am ı. März 1833 in Blumen- 
stein geboren. Früh verwaist, erhielt er seine erste Er- 
ziehung und Bildung in der Landsassen-Anstalt zu Köniz. 
Im Jahre 1849 trat er ın das Lehrerseminar München- 
buchsee ein, wurde also ein Schüler Grunholzers. Ber den 
im Sommer 1852 nach der Aufhebung des Seminars ver- 
anstalteten Prüfungen erwarb er sich das definitive Lehrer- 
patent und wirkte hierauf für kurze Zeit in Dicki bei Laupen 
als Lehrer, um sodann eine ihm angebotene Stelle als 
Gehülfe des Verwalters und Rechnungsführers der Zwangs- 
arbeitsanstalt Thorberg anzunehmen. Im Jahre 1861 wurde 
Hügli zum Verwalter der Anstalt Thorberg ernannt. Im 
Jahre ı865 erfolgte seine Wahl zum Kantonsbuchhalter. 
Er trat dieses Amt im Januar 1867 an und hat dasselbe 
während 35 Jahren mit hoher Auszeichnung verwaltet. 
Nach seinen Vorschlägen und unter seiner Leitung wurde 
das Rechnungswesen und die Finanzkontrolle im bernischen 
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Staatshaushalt reformiert und in mustergültiger Weise eir- 
gerichtet. Der günstige Stand der bernischen Staatsfinanzerr 
ist nicht zuletzt ein Verdienst des verstorbenen Kantons- 
buchhalters, der mit unermüdlicher Ausdauer und ins ein- e: 
zelne gehender Genauigkeit die Verwendung der Kredite M 
prüfte und sein Veto einlegte, wo Überschreitungen vor- E: 
kamen. Andere Beamte fanden in Herrn Hügli in schwie- = 
rıgen und verwickelten Fragen stets einen zuverlässigen 
und dienstbereiten Berater. — Hügli hat verschiedene 
Werke über Buchhaltung verfasst, die auf der interna- E 'E 
tionalen Ausstellung für Buchhaltung in Genua 1892 mit eh 
der goldenen Medaille ausgezeichnet wurden und auch auf | 
andern Ausstellungen (Lyon, Paris, Genf) die höchsten 
Auszeichnungen erhielten. In der Folge kam er in regen | 
Verkehr mit ausländischen Fachgenossen. u |: 
Dabei blieb Hügli überaus bescheiden und anspruchslos. ! 
Seine Erholung von der aufreibenden Tätigkeit des Amtes 
suchte und fand er in der Arbeit auf andern Gebieten. ee |: 
In den Aufsichtskommissionen von Waisen- und Armen- Ri 
anstalten war er ein sehr geschätztes Mitglied. Er gehörte F 
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lange Zeit auch der kantonalen Gefängniskommission an; 4 
an der Durchführung der bernischen Gefängnisreform hat : 
er in verschiedener Weise erfolgreich mitgearbeitet. Als 4 
eifriger und wohlerfahrener Botaniker gehörte er bis an u! 
sein Lebensende auch der Aufsichtskommission des bo- © 4 
tanischen Gartens der Hochschule an. Einen botanischen | 5 


Garten im kleinen unterhielt er in seinem eigenen Heim 
am Altenberg. Ein halbes Jahrhundert stund Friedrich 4 
Hügli im bernischen Staatsdienste, wo er durch sein Wir- . 
ken sich in so hohem Masse um seinen Heimatkanton ver- 
dient gemacht hat. Sein Name wird in dankbarem An- 
denken fortleben. 
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+ Johann Jakob v. Salis, alt Strafanstalts- 
direktor. 
1821— 1902. 


Joh. Jakob v. Salis von Soglio im Bergell (Kt. Grau- 
bünden) wurde am 29. März ı821 geboren in der Citadelle 
zu Antwerpen, wo sein Vater Johann Offizier im hollän- 
dischen Dienste war. Nach Aufhebung der Schweizer- 
Regimenter in fremden Diensten musste derselbe mit Weib 
und Kind in sein heimatliches Bergdorf Soglio zurück- 
kehren und hier ein bäuerliches Heimwesen besorgen. 

Auf Anregung wohlwollender Freunde besuchte nun 
der älteste Sohn Joh. Jakob, nach Absolvierung der Dorf- 
schule, die Kantonsschule in Chur und widmete sich dem 
Studium der Theologie in Basel unter Leitung von Leh- 
rern wie De-Wette und Hagenbach, denen er bis an sein 
Ende ein dankbares Andenken bewahrte. Im August 1846 
verheiratete er sich mit Frl. Marie Weitnauer von Basel, 
nachdem er zum Pfarrer in Stampa im Bergell gewählt 
worden war. Vierzehn Jahre lang hat er dort in grosser 
Gewissenhaftigkeit seines Pfarramtes freudig gewartet als 
treuer Freund der Jugend und der Schule und mit ver- 
ständnisvoller Fürsorge für die Armen. Im August 1860 
wurde er zum Direktor der Strafanstalt Basel gewählt. 

Bis zum Herbst 1899 hat er diese Anstalt verwaltet 
mit unentwegter Treue. Alles Strebertum war ihm fremd; 
alles Scheinwesen und alles Wichtigtun seinem nüchternen 
und einfachen Sinn gründlich zuwider. Dagegen war er 
jahrein, jahraus, Sonntags und Werktags auf seinem Posten. 
Von Ausspannen und Ferien war bei ihm selten die Rede 
bis in seine spätern Jahre. Er betrachtete es als Pflicht, 
dem Staate möglichst wenig Kosten zu verursachen, bei 
möglichst humaner Behandlung der Sträflinge. Es war 
ihm aber nicht blos an einem günstigen ökonomischen 
Stande der Anstalt gelegen, sondern ebenso sehr auch am 
Wohle und an der moralischen Besserung der Gefangenen, 
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für die er stets ein aufrichtiges, christliches Erbarmen hatte 
und ein freundliches ermutigendes Wort. Nach fast 40- 
jähriger Amtsführung trat er 1899 von seiner Stelle zurück 
und genoss seinen ruhigen Lebensabend umgeben von der 
Liebe seiner Kinder und Kindeskinder und ihrer Ange- 
hörigen. Er ruhe in Frieden! — 


+ Josef Bohrer, bischöflicher Kanzler. 
1826— 1902. 


Am ı5. April ıgo2 starb in Solothurn der bischöfliche 
Kanzler Josef Bohrer. Über den Lebensgang des wegen 
seiner Zoleranz beliebten und allgemein geachteten Prie- 
sters wird uns geschrieben: 

Josef Bohrer von Laufen, geboren daselbst den 22. Au- 
gust 1826, studierte nach Absolvierung der Primar- und 
Sekundarschule, zunächst privatim bei seinem Verwandten 
und väterlichen Freunde Friedrich Fiala, dem nachmaligen 
Bischof, und als dieser an das Gymnasium nach Solothurn 
als Professor gewählt wurde, zog er mit ihm dahin in die 
vierte Gymnasialklasse. 

Nach gut bestandener Maturität im Herbste 1848 be- 
gann er in Solothurn das Studium der Theologie, setzte 
dasselbe fort auf den Universitäten Tübingen (1849/50) und 
Freiburg i.B. (1850/51). Am 26. Dezember ı851 von Bischof 
Salzmann zum Priester geweiht, primizierte er am 6. Ja- 
nuar zu Herbetswil, wo Fiala damals Pfarrer war. Im 
Herbst 1852 kam er als Vikar nach Schaffhausen und 1855 
als Pfarrer nach Jona, Kantons St. Gallen. Am 3ı. Januar 
1857 berief ıhn die katholische Gemeinde Schaffhausen als 
Stadtpfarrer. Daselbst wirkte er bis zu seiner Berufung 
als Chef der bischöflichen Kanzlei durch Bischof Fiala am 
ı. Januar 1885. Der Diözesanvorstand Solothurn ehrte 
seine Verdienste durch die Wahl in das Domkapitel und 
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den bischöflichen Senat im März 1898. Sein Andenken 
bleibt im Segen. 


+ Kantonsrichter Dr. Robert Gsell. 
1853— 1902. 


Robert Gsell, geboren am 30. März 1853, war der 
älteste Sohn des Herrn Jakob Laurenz Gsell in St. Gallen 
und der Frau Wilhelmina Lutz von Rheineck. 

Nachdem er zunächst die städtischen Schulen und die 
st. gallische Kantonsschule mit bestem Erfolge durchge- 
macht hatte, begann er im Jahre 1872 seine akademischen 
Studien, die zwei Semester hindurch theologischen Fächern, 
nachher aber der Jurisprudenz galten. Sie führten ihn auf 
die Hochschulen in Leipzig, Zürich und Heidelberg; in 
Heidelberg war es auch, wo er 1877 das Doktordiplom 
errang. 

Den Abschluss seines beruflichen und allgemeinen Bil- 
dungsganges bildete ein Aufenthalt in Paris, wo er mit 
Vorliebe namentlich auch die dortigen Kunstschätze stu- 
dierte. 

Nach St. Gallen zurückgekehrt, widmete er sich auf 
dem damaligen Bureau Bislin & Jäger zunächst der Ad- 
vokatur, die indes seinen innersten Neigungen nicht ent- 
sprach. Im Jahre 1878 wählte ihn der Regierungsrat zum 
Stellvertreter des Bezirksammanns, und als letzterer bald 
darauf resignierte, nahm er im Mai 1879 die auf ıhn ge- 
fallene Wahl als dessen Nachfolger an. Er bekleidete diese 
Stelle nahezu 23 Jahre; sie ist es denn auch, welche den 
eigentlichen Schwerpunkt seiner Lebensarbeit bildete. 

Im Jahre 1891 betraute ihn der Wahlkörper mit dem 
Mandate eines Grossratsmitgliedes, welch letzterer Behörde 
er bis zu seinem Tode angehörte. Politisch aus vollster 
Überzeugung der liberalen Partei angehörig, fühlte er sich 


doch vor allem aus von den sozialen und volkswirtschaft- 
lichen Aufgaben der Zeit mächtig angezogen. 

Als nach dem Rücktritte von Herrn Präsident Dr. A. 
Bärlocher eine Stelle im Kantonsgerichte zu besetzen war, 
richtete sich das Auge der Behörde sofort auf Herrn Be- 
zirksammann Dr. Gsell. Zu Beginn des Jahres 1902 trat er 
seine neue Stellung an; es ist aber bekannt, wie ganz anders 
ein rauhes Geschick über ihn beschlossen hatte. In hef- 
tiger Weise stellten sich alte Leiden neuerdings ein; zu 
ihnen gesellte sich als neues, bedrohlichstes Moment eine 
Erkrankung der Nieren. Sehr bald nahm der Zustand 
des Patienten ernstesten Charakter an; eine anscheinende 
Besserung war rasch vorübergehender Art, und am 21. Ja- 
nuar Igo2 schon machte der Tod eingetretenen schweren 
Leiden ein jähes Ende. 

In Kantonsrichter Dr. Gsell ist eine vielseitig und reich 
begabte Persönlichkeit dahingeschieden. Mit einer gründ- 
lichen, umfassenden Bildung, die er unausgesetzt immer 
noch zu erweitern trachtete, verband er einen Charakter 
von goldener Lauterkeit, Herzenswärme, Gemütstiefe, eine 
Liebenswürdigkeit des Wesens, die jeden, der in seine 
Nähe trat, sofort für ihn einnahm. So war er ein ausge- 
zeichneter Magistrat, ein Menschenfreund von echtester 
Wurzel und ein guter, um das Glück der Seinigen stets- 
fort treu besorgter Gatte und Vater. Er ruhe in Frieden! 


r Landammann Joh. Jos. Keel. 
1837 —1902. 


Johann Josef Keel, der Sohn des in hohem Alter ver- 
storbenen st. gallischen Forstinspektors Keel, bürgerlich 
von Rebstein, wurde geboren im Jahre 1837. Nach Ab- 
solvierung der Gymnasialstudien an der damaligen katho- 
lischen Kantonsschule begab sich der talentvolle junge 
Mann an die Universität München, um sich dort dem Stu- 
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dium der Rechte zu widmen. Nach St. Gallen zurück- 
gekehrt, trat er sofort in den praktischen Staatsdienst ein, 
zuerst als Sekretär des Departements des Innern, hernach 
als Kriegskommissär. Im Jahre 1870 wählte ihn der Grosse 
Rat in den Regierungsrat, wo ihm zunächst die Leitung 
des Departements des Innern, bald aber (1873) diejenige 
der Finanzen zufiel, welch letztere er bis ans Ende seiner 
amtlichen Wirksamkeit beibehielt. 1875 wurde er, im da- 
maligen 31. Wahlkreise, neben Müller und Rickli in den 
Nationalrat gewählt, dem er dann ebenfalls bis zum Lebens- 
ende angehörte, ein Jahr lang als dessen Präsident. Wie 
in seinem Heimatkantone, errang er sich auch auf eidgenös- 
sischem Boden bald eine ebenso geachtete, als einflussreiche 
Stellung; neben Zemp eines der bedeutendsten Mitglieder 
der konservativen Fraktion, übernahm er nach dem Eintritt 
des erstern in den Bundesrat die Parteileitung. Der Bun- 
desrat ehrte die ausgezeichnete, allseitig anerkannte par- 
lamentarische Tätigkeit des st. gallischen Staatsmannes 
durch Übertragung einer Reihe bedeutender Stellen, so der- 
jenigen eines Mitgliedes des Verwaltungsrates der Jura- 
Simplonbahn und der Schweiz. Bundesbahnen. Mit den 
wachsenden Erfolgen weitete sich der Gesichtskreis Keels 
in bemerkenswertester Weise aus und über der fernern 
Zukunft des im Jahre 1897 ins siebente Dezennium seines 
Lebens eingetretenen Mannes schien der hellste Stern zu 
leuchten. 

Im höhern Ratschlusse war es anders gefügt. 

Es war im Sommer 1900, als sich in St. Gallen plötzlich 
die Nachricht von einer nicht unbedenklichen Erkrankung 
des Herrn Landammann Keel verbreitete. Derselbe war 
auf einer Reise nach der Bundesstadt begriffen, als sich 
plötzlich ein bedenkenerregendes Augenleiden einstellte; 
nach längerer Behandlung in Bern schien sich dasselbe 
heben zu wollen. Allein eine gründliche Besserung seines 
Zustandes trat leider nicht mehr ein. Zu der Erkrankung 
der Sehorgane gesellten sich später noch Lähmungen in 
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den Beinen, welche ihm das Gehen sehr ersch werten. 
Am ı2. August ıgo2 trat eine Her zlähmung ein, Welche 
dem arbeits- und erfolgreichen, treuen Leben ein rasches 
Ende machte R.I.P. 


t Constantino Bernasconi, colonnello federale. 
1820— 1902. 


Bernasconi Constantin, naquit & Chiasso, pays de ses 
ancetres, le ıı avrıl 1820. Il fit ses etudes de droit & l’Uni- 
versite de Pavie, mais appele par les traditions de famille, 
il s’adonna au commerce. On le comptait parmi les fon- 
dateurs de la renommee Fabrique de tabacs A Brissago. 

En 1843, nous l’avons vu lieutenant d’infanterie; vail- 
lant tireur et cavalıer, ıl devint bientöt capitaine de cara- 
biniers (1852), et, peu de temps apres, capitaine d’une com- 
pagnie de guides. Entre dans !’Etat-major federal, ıl par- 
vint au grade de colonel. — En 1893 ıl feta sa zo"® et 
derniere annee de service militaire comme officier, en re- 
unissant autour de lui ses anciens camarades. 

Il participait ä toutes les institutions d’instruction et de 
bienfaisance avec un esprit hautement philanthropique. 

Le 20 janvier ıgo2, Mr. Bernasconi mourut d’une vio- 
lente maladie de poumons. 


+ Professeur Henri Paschoud. 
1847 —1901. 

Ne en 1847, A Morges, oü son pere etait instituteur pri- 
maire, Henri Paschoud fit de bonnes &tudes au college de 
Morges et au gymnase de Lausanne. Entre dans la fa- 
culte de theologie de notre ancienne academie en 1866, 
ilne tarda pas 4 se distinguer parmi les etudiants par son 
intelligence, son ardeur au travail, ainsi que par la bonte 
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de son caur et la fermete de son caractere. Apres avoır 
poursuivi ses etudes de theologie aA Heidelberg, Berlin et 
Paris, il retourna au pays et se fit consacrer au saint mıi- 
nistere dans le clerge national. Il desservit d’abord pen- 
dant dix ans la paroisse de Cuarnens, oü son souvenir 
est demeure tres vivant, et oü il fut appreci€ pour son 
zele et son devouement autant que pour ses qualıtes de 
predicateur et de catechete. Il en fut de m&me dans la 
paroisse de Prilly, dont il fut pasteur de 1881 a 1890, en 
m&me temps que chapelain de l’asile de Cery. 


En 1890, & la suite de la nomination de M. Vallotton , 


comme pasteur de Lausanne, M. Paschoud fut appele ä 
occuper la chaire de theologie pratique & l’Üniversite et 
charge de l’enseignement religieux & lecole normale. 
C’etait une lourde täche, que M. Paschoud entreprit avec 
sa vigueur, son entrain, son zele accoutumes, et & laquelle 
vinrent s’ajouter de nombreux comites: asile des vieillards 
— dont ıla ete un des fondateurs, — colonıes de vacances, 
lıgue contre la litterature immorale, solidarite, societe pour 
la culture morale, colloque romand, etc. Depuis l’an passe, 
a la suite de la mort son collegue et ami intime M. Combe, 
il avait encore et€ nomme membre de la commission 
synodale. 

Henri Paschoud a ete avant tout un homme d’action, 
un apötre, un lutteur. Ilen avait toutes les qualites: une 
volonte decidee, une conscience droite, une ardeur que les 
obstacles ne faisaient que stimuler, un parole facile et 
abondante, des convictions fortes, un c&ur debordant de 
sympathie pour toutes les souffrances et d’indignation contre 
toutes les injustices, toutes les immoralites. Le 2ı novembre 
1901, entoure de l’affection de tous les siens, il a rendu 
le dernier soupir. 

La mort de M. Henri Paschoud n’est pas seulement 
une grande perte pour le pays; elle est encore un deuil 
douloureux pour tous ceux qui l’ont connu. R. I. P. 
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+ Auguste Buttin, ancien pasteur. 
1842—1902- 


Le ı2 fevrier ıgo2 est decede, apr&s une longue et 
penible maladie, M. Auguste Buttin, ancien pasteur. M. 
Buttin etait Age de soixante ans. 

Le defunt avait pris sa retraite le ı novembre 1900, 
apres trente-cing annees de ministere. 

Il avait ete successivement suffragant aA Etoy et & 
Vufflens-le-Chäteau, (1865—1867), pasteur A Rossinieres 
(1867— 1871), a Champagne-Bonvillars (1871— 1892) et enfin 
a Vufflens-le-Chäteau (1892—ıg00). Il a laisse partout oü 
il a exerce& le ministere, de tres bons et tr&s vivants sou- 
venirs. M. Buttin a publie une brochure sur la Sainte-Cene. 


t Konrad Meyer, Inspektor. 
1824 — 1903. 

Den 31. März 1903 starb in Zürich im 78. Lebensjahr 
Konrad Meyer, Inspektor der Schweiz. Mobiliar-Assekuranz- 
gesellschaft, der ältern Generation auch als Dichter bekannt. 
Konrad Meyer, der am 3. September 1824 in Winkel bei 
Bülach geboren wurde, kam nach vollendeter Schulzeit 
als Lehrling auf die Kanzlei des Statthalteramtes Bülach 
und rückte zum Kanzlisten vor. Bald wurden dem zuver- 
läassıgen, überall beliebten jungen Manne, dem jedes Streber- 
tum fern gelegen, eine überreiche Zahl von Ämtern über- 
bunden. Seine Heimatgemeinde übertrug ihm die Ge- 
meindeschreiberei, das Aktuarıat der Zivilvorsteherschaft 
und der Grundzinsliquidation und mit der Zeit auch das 
Gemeindepräsidium. Die Kirchgemeinde Bülach wählte 
ihn in die Gemeinde- und Sekundarschulpflege und in den 
Stillstand (Kirchen- und Armenpflege). Der Bezirk Bülach 
machte ıhn zum Ersatzmann des Bezirksgerichtes, des Be- 
zirksrates und der Bezirkskirchenpflege.. Dann rückte er 
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zum Bezirksrichter vor. Im fernern versah er jahrelang 
das Aktuariat der Gremeinnützigen Gesellschaft des Bezirks 
Bülach, des dortigen Sfräflingsschutzvereins und freiwilligen 
Armenvereins, und war Sparkassaeinnehmer. Nach seiner 
Übersiedlung nach Zürich wurde er auch dort zum Mit- 
glied der Stadtschulpflege und Bezirksschulpflege ernannt. 
Zu den Amtsfunktionen in seiner Heimatgemeinde gesellen 
sich noch die zehnjährige Besorgung der Postablage ın 
Winkel-Seew und vor allem die Führung der Bezirks- 
agentur der schweiz. Mobiliarversicherungsanstalt (13 Jahre), 
ferner die Übernahme der Hauptagentur dieser Aktien- 
gesellschaft im Jahre 1862 und die des Inspektorates für 
die Ostschweiz bis 1899, wo er in den Ruhestand zurücktrat. 

Meyer’s Erstlingswerke als Dichter waren die freund- 
lichen „Gedichte in Schweizer Mundart“ (1844), ihnen folg- 
ten (1847 und 1848) die gemütstiefen, formschönen „Geist- 
lichen Lieder“ und „Jubellieder“. Sodann erschien die 
„Jungfrau von Orleans“, ein Epos voll Schwung und Begei- 
sterung, das seinen Dichter neben Emanuel Fröhlich, den 
Sänger des „Ulrich Zwingli“ und Salomon Tobler stellt, 
der uns die „Enkel Winkelrieds“ gegeben hat. Meyers 
„Jungfrau von Orleans“ gilt überhaupt als das beste relı- 
giöse Heldengedicht, das von einem Schweizer geschrieben 
worden. Zwei Jahre später folgten die „Lieder der Armut‘, 
„innig tiefe Herzenslaute eines echt frommen Gemütes“, 
und 1857 erschien die preisgekrönte Jugendschrift „Die 
Schulreise“, in der die Jugend in Prosa und Poesie zur 
Schonung der Tiere, zum Verständnis der Natur und der 
Schönheit des Heimatkantons in verständnisreicher Weise 
angeleitet wird. Meyers vielseitiges, praktisches und idea- 
les Schaffen gibt uns die Berechtigung, ihn zu den besten 
Söhnen unseres Vaterlandes zu zählen. — 
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+ Gerichtspräsident Daniel Meier. 
1833 —1903. 

Nach langem, geduldig ertragenem Krankenlager ent- 
schlief am 4. Juli 1903 in Wädenswil Herr Bezirksgerichts- 
präsident Daniel Meier in seinem 71. Lebensjahre. 

Daniel Meier, am 26. Mai 1833 in Regensdorf geboren, 
war das jüngste von acht Geschwistern. Der aufgeweckte, 
talentvolle Knabe durfte die Sekundarschule besuchen und 
entschloss sich für den Lehrerberuf. Mit bestem Erfolge 
bestand er die Prüfung am kantonalen Seminar in Küs- 
nacht. Die erste Vikar-Stelle wurde ihm in Enge ange- 
wiesen. Hier verblieb er nur kurze Zeit, da er bald von 
der Schulgemeinde Russikon als Lehrer berufen wurde. 

Im Jahre 1853 wählte ihn die Schulgemeinde Langrüti- 
Wädenswil zu ihrem Lehrer, an welcher Stelle er bis 
zum Jahre 1886, also volle 33 Jahre mit treuer Hingabe 
wirkte. Im Bergkreis versah der Dahingeschiedene wäh- 
rend vielen Jahren das Amt eines Friedensrichters und 
fand da Gelegenheit, sich in die Gesetze hineinzuarbeiten. 
Sein Prinzip war stets, entstehende Streitigkeiten möglichst 
auf gütlichem Wege zu erledigen. 

Anno ı886 zum Verwalter der Sparkasse Wädenswil 
berufen, trat er von der Lehrstelle zurück. Infolge seines 
volkstümlichen, offenen Wesens wurde er im folgenden 
Jahre in den Gemeinderat gewählt, in welcher Behörde 
er während zwei Amtsdauern verblieb und zum Präsidenten 
vorrückte. 

Seine Tüchtigkeit wurde auch bald ausser der Ge. 
meinde bekannt und Ende der 80oiger Jahre wählte ihn der 
Bezirk Horgen ins Bezirksgericht, später als Bezirksgerichts- 
präsidenten. 

Den Wahlkreis Wädenswil-Schönenberg vertrat Prä- 
sıdent Meier während vier Amtsperioden im Kantonsrat. 
Die Stelle eines Armenreferenten besorgte der Verstorbene 
mit Auszeichnung. 
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An der kantonalen Verfassungsrevision der Sechziger 
Jahre und an der Bundesrevision 1874/75 hat Meier regen 
Anteil genommen. In seiner Gerichtspraxis urteilte er ob- 
jektiv und ohne Ansehen der Person oder der Partei. Es 
machte ihm Freude, wenn es gelang, zwischen den Par- 
teien einen friedlichen Vergleich zu finden. R.1.P. 


+ Pfarrer Ph. H. Wolff. 


1822— 1903. 


Ph. H. Wolff erblickte das Licht der Welt am ı5. Juni 
1822 zu Affolterna. A. Sein Lebensgang, wie sein Wirken 
waren von einer bewunderungswürdigen Einfachheit ge- 
tragen. Die erste und einzige Pfarrstelle, die er bekleidete, 
war Weiningen im Kanton Zürich, das er von ganzem 
Herzen liebte und darum jeden Ruf nach aussen ablehnte; 
aber auch die Weininger haben mit wandelloser Hingebung 
ihm wie einem Vater angehangen. Es war ihm allezeit 
ein tiefes Bedürfnis, Frieden den Menschen zu bringen, 
das Leben ihnen zu erleichtern, ıhre Bürde ihnen tragen 
zu helfen, und wo er nicht helfen konnte, zeigte wenig- 
stens sein tiefsinniges Mitgefühl, dass er fremdes Leid wie 
sein eigenes empfand Wolff war ein Mann von reichen 
Geistesgaben. Als Theologe hatte er seine klare Über- 
zeugung; er war stets bestrebt, unchristliches Wesen zu 
bekämpfen, allzu christlichen Eifer aber auch zu mässigen 
und zu dämpfen. 

52 Jahre lang vertrat Pfarrer Wolff die Gemeinde 
Weiningen ohne jede Unterbrechung im zürcherischen 
Kantonsrat. Obwohl er nicht häufig sprach, genoss er 
doch infolge seines edlen, mit grosser Weltklugheit ge- 
paarten und feinen Geistes eines hohen Ansehens. 

Sein grösstes Verdienst erwarb er sich durch seine 
Tätigkeit auf dem Gebiete des Tierschutzes. Im Maı 1856 
begründete er den Zürcher Tierschutzverein, den ersten 
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in der Schweiz. In Wandervofträgen nahm er sich mit 
Feuereifer der stummen Kreatur an, und wenn sich heute 
bei uns bis in die kleinsten Ortschaften hinein der Tierschutz 
ausgebreitet hat, so ist das hauptsächlich sein Werk. 

Er starb am 6. Oktober 1903. Friede seiner Asche! 


—— — Bl  —. 


r Paul Fleury, Regierungsstatthalter. 
1858— 1902. | 


Paul Fleury wurde geboren am 26. November 1858 
als Sohn des jetzt noch in der ganzen Umgegend in gutem 
Andenken stehenden Sonnenwirt Josef Fleury. Nach Ab- 
solvierung der Primarschule im Jahre 1873 kam Paul Fleury 
als Schüler an die Kantonsschule in Pruntrut, wo er sich 
die gründliche Kenntnis der französischen Sprache aneig- 
nete, um dann kurze Zeit auch das Gymnasium in Basel 
zu besuchen. Hierauf finden wir ihn im Notariatsbureau 
Hennemann und Chappuis in Bo&court, wo er während 
3 Jahren als Notariatskandidat die praktischen Studien 
dieses Berufes durchmachte. 

Nunmehr lag er in Bern zwei Semester den Rechts- 
studien ob und betätigte sich nebenbei auf der Hypothekar- 
kasse im Staatsverwaltungswesen; diese Studien kamen 
ihm als nachherigem Staatsbeamten sehr zu Nutzen. 

Blick voll Glut, Herz voll Mut, kam der junge Notar 
nach Laufen zur Eröffnung eines Notariatsbureaus; politische 
Konstellationen riefen ihn ım Januar 1884 an die Gerichts- 
schreiberstelle, an welcher er bis Anfang 1889 verblieb. 

Mit der Übersiedlung des damaligen Gerichtspräsi- 
denten Halbeisen als Oberrichter nach Bern war die Nach- 
folge Fleurys auf den Gerichtspräsidentensessel im Februar 
eine unangefochtene. 

Im Juli 1897 wurde Fleury an die Stelle des Regie- 
rungsstatthalters A. Cueni gewählt und in dieser Stellung 
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verblieb er bis zu seinem Tode, so grimmig seine pol 
tischen Gegner gegen ihn auch Sturm zu laufen versuchten. 
Im Januar 1902 wurde ihm auch die Amtsschaffnerei über- 
tragen. 

Ein ebenso markanter, ausgesprochener, unerschrocke- 
ner Mann wie in politischer Hinsicht, war er auch in re- 
ligiöser. Seit vielen Jahren war er Sekretär der christ- 
katholischen Synode; die Tage der Synodalversammlungen 
bildeten für ihn im Kreise seiner geistlichen Freunde immer 
ein hohes Freudenfest. R. I. P. 


— 0 


+ Oberrichter Wilhelm Teuscher. 
1834— 1902. 


Am ı2. März 1903 starb in Bern nach längerer Krank- 
heit ım 69. Altersjahre Herr Oberrichter Wilheim Teuscher 
von Därstetten im Simmental, ein Mann, der s. Z. in der 
bernischen Politik eine hervorragende Rolle gespielt hat. 
Der Verstorbene war im Jahre 1834 in Bern geboren, 
wo sein Vater Wırt zum „Klösterli“ war. Er besuchte 
die Schulen seiner Geburtsstadt und beabsichtigte, sich 
technischen Studien zu widmen, zu welchem Zwecke er 
sich einige Zeit nach Zürich begab. Doch fasste er bald 
den Entschluss, Jurisprudenz zu studieren und kehrte nach 
Bern zurück, wo er anfangs der 5oer Jahre an der Hoch- 
schule immatrikuliert wurde. Nachdem Teuscher seine, 
Staatsprüfung als bernischer Fürsprecher ehrenvoll be- 
standen hatte, begab er sich zunächst zu seiner weitern 
Ausbildung nach Paris und etablierte sich sodann als An- 
walt in Bern. In den 60er Jahren wurde er zum General- 
prokurator gewählt, welches Amt er bis zu seinem Eintritt 
in den Regierungsrat versah. In dieser Zeit befasste sich 
Teuscher mit einem Kreise politischer Freunde lebhaft mit 
der Frage der stadtbernischen Gemeindeverwaltung. 
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Am 8. Juni 1870 wurde Teuscher zum Mitglied des 
bernischen Regierungsrates gewählt, dem er während zwei Bi: 
Amtsperioden, bis zum ı2. Juni 1878, angehörte. Er vers Be: 
waltete während dieser ganzen Zeit die Direktion des FR 
Kirchenwesens, der Justiz und Polizei, drei Geschäftszweige, 
von denen jeder heute für sich einen eigenen Vorsteher 
hat. Gross war die Arbeitskraft und Arbeitsleistung, die E 
Teuscher zu jener Zeit zeigte; er galt als das Haupt der E13 
damaligen radikalen Regierung und war auch mehrmals Ti 
Präsident derselben. 

WEB” Als solcher und als Justizdirektor präsidierte er =, 
am 13. und 14. Juni 1875 die siebente Versammlung des Be: " 
schweizerischen Vereins für Straf- und Gefängniswesen in E E 
Bern, wobei über Errichtung einer interkantonalen Korrek- I 
tionsanstalt für jugendliche Verbrecher verhandelt ‚wurde. 

Teuschers Hauptwerk in der Regierung war der Er- 
lass des bernischen Kirchengesetzes und die Durchführung 
des sich daraus entwickelnden Kulturkampfes. Am Tage 
nach der Volksabstimmung vom 18. Januar 1872, in wel- Re 
cher das Kirchengesetz mit ungeheurem Mehr vom Berner- B: |: 
volke angenommen wurde, brachte die freisinnige Bevöl- | 
&kerung der Bundesstadt dem Regierungspräsidenten Teu- 
scher einen glänzenden Fackelzug. Mit fester Hand führte 
Teuscher das Gesetz durch und verschaffte ihm gegenüber B: : 
dem fanatischen katholischen Klerus des Jura Geltung. | 
In Ausführung des Gesetzes wurde im Jahre 1875 die 
katholisch-theologische Fakultät der Hochschule errichtet. 
Die Abschaffung des Sportelwesens, welches eine Quelle 
der Bereicherung einiger Beamten und der Ausbeutung 
des Volkes war, ıst sein Werk. 

Von 1872—1881ı gehörte Teuscher als Vertreter des 
Wahlkreises Oberland auch dem Nationalrate an. 

Im Jahre 1878 lehnte Teuscher eine Wiederwahl in 
die Regierung ab, wurde aber bald nachher zum Mitglied 
des Obergerichts gewählt, in welchem er zunächst während 
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zeichneten sich durch Gründlichkeit und Scharfsinn aus. 
Später trat er in die Anklage- und Polizeikammer über, 
deren Präsident er seit mehreren Jahren war. Ganz im 
stillen studierte Teuscher die Frage eines Durchstichs der 
Berner Alpen. Anfangs der goer Jahre trat er mit seiner 
ersten, Aufsehen machenden Schrift über das Lötschberg- 
Projekt hervor, das er seither. in der Tagespresse und in 
weitern Broschüren mit grosser Beharrlichkeit weiter ver- 
folgte. Teuscher hat die Früchte seines Strebens nicht 
mehr ernten können. Aber mit dem Lötschberg verbleibt 
sein Name unauslöschlich und ehrenvoll verknüpft. 

Ein Staatsmann von festen, freisinnigen Grundsätzen, 
ein Richter von unübertrefflicher Rechtlichkeit und ein 
treuer Mensch und Bürger ist mit Wilhelm Teuscher zur 
Ruhe gegangen. Sein Andenken wird im Bernerlande in 
Ehren bleiben. Friede seiner Asche! 


rt Conseiller d’Etat Alfred Didier. 
| 1842— 1902. 

Alfred Didier, president du Conseil d’Etat, etait un 
homme remarquable. Il avait derriere lui un passe poli- 
tique des plus honorables, et sa disparition causera un 
grand vide dans le canton de Geneve, oü il jouait un röle 
tres important. 

Ne a Geneve en 1842, Didier etait fils de l’ancien di- 
recteur de la Banque de Gen&ve — qui avait lutte, lu 
aussi, aux cötes de James Fazy. Il-avait ete president de 
la Societ€ des Amis de !’Instruction, et ä cette e&poque il 
s’etait revel& un poete tres heureusement doue. 

En 1882, ıl etait entr& au Conseil municipal comme 
radical; il avait et€ nomme vice-president puis president 
de ce corps. En 1886, les electeurs l’envoyerent au Conseil 
Administratif, qu’il presida en ı891. La meme annee, il 
fut elu conseiller d’Etat. 











Didier faisait en outre partie du Grand Conseil depuis 


1890. Il a ete A plusieurs reprises vice-president et pre- 
sident du Conseil d’Etat, une premiere fois en 1899 et une 
seconde fois en 1902. 

Depuis quelque temps d’ailleurs, il se sentait fatigue 
et il songeait A se retirer du gouvernement. Dernierement, 
le Conseil d’Etat lui avait confie les fonctions de directeur 
de la Caisse hypothecaire en remplacement de M. Weber, 
decede. 

C’est donc au moment oü Alfred Didier allait goüter 
le calme dans des fonctions tranquıilles que la mort est 
venue le surprendre. Dans la nuit du 13 au 14 juin 1903 
il est decede apres une courte maladie. 

Alfred Didier etait un homme doue d’une rare intelli- 
gence. Poete & ses heures, il avait une reelle culture. 
C’etait un orateur d’affaires de premier ordre, clair, precis, 
possedant admirablement la langue frangaise. 

Malheureusement, ces brillantes qualites etaient souvent 
neutralisees par les angoisses et les soucis qui l’ont pour- 
suivi dans sa vie. A la tete d’un commerce important, 
Didier avait en effet & faire face A une situation des plus 
absorbantes et des plus difficiles. C’etait du reste un tra- 
vailleur obstine, et souvent, a la premiere heure du matin, 
au moment oü la journee commence & peine, on le ren- 
contrait qui venait de son magasin et qui se rendait, de 
son pas presse, au Departement de Justice et Police, qu’il 
a si longtemps preside. 

Au premier abord, Alfred Didier etait bref et froid. 
La conversation avec lui etait plutöt seche; mais elle etait 
toujours interessante, souvent instructive. Ses apergus ori- 
ginaux, empreints d’une precision rigoureuse, denotaient 
une intelligence aussi rapide que lucide. 

Mais oü Didier se revelait dans toute la plenitude de 
ses moyens, c’est au Grand Conseil. Lorsqu’il y prenait 
la parole, ıl etait Eecoute dans un religieux silence. Im- 
peccables de forme, ses discours etaient de veritables mor- 
ceaux d’eloquence parlementaire. 
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84 PRSBIEN 

Au Departement de Justice et Police, oü il entra en 
1891, Alfred Didier proceda & de nombreuses reorgani- 
sations. C’est & lui qu’on doit l’introduction du service 
d’anthropometrie. C’est & lui qu’on doit, en outre, ce qu’on 
a appele „Punification des corps de police.“ Et il faut bien 
reconnaitre que si Gen®ve a un corps de police qui rend 
des services et qui s’est & plusieurs reprises distingue par 
l’arrestation de dangereux coquins pour qui Gen&ve semblait 
un refuge, c’est en grande partie A Didier que nous le 
devons. 

Comme chef du Departement de Justice et Police, Didier 
a encore contribue & l’introduction, dans notre legislation, 
des dispositions sur la „peine conditionnelle“, et de celles 
sur l’effacement, dans certains cas, des peines inscrites au 
casier judiciaire. Nous savons qu’il songeait ä proposer un 
projet de loi sur la „liberation conditionnelle“, de facon A 
completer la serie de ces innovations si humaines et Si 
equitables. 

Enfin, et au terme de sa carrıere, ıl s’etait voue ä la 
grande auvre du percement de la Faucille. President 
d’honneur de l’Association pour le percement de la Fau- 
cille, il ne me&nageait ni son temps, ni ses forces, pour le 
succes de cette idee. 

Par toute cette activite officielle ou privee, comme par 
les meilleures qualites de son esprit et la reelle bonte de 
son caeur, M. A. Didier fut un citoyen de Geneve devoue 
et utile a sa ville et A son pays. 


+ Oberst Alfred Scherz. 
1847 —1904. 


Alfred Scherz wurde geboren in Bern im Jahre 1847, 
als einziger Sohn des Obersten und Inselverwalters J. 
Scherz. Er studierte in Bern und Jena die Rechtswissen- 
schaft, eröffnete nach absolviertem Studium ein Advokatur- 
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bureau und trat im Jahre 1875, nach dem Inkrafttreten der 
neuen Militärorganisation, ins neu gebildete eidgenössische 
Instruktionskorps der Infanterie, als Instruktor erster Klasse 
der dritten Division. In der ersten Hälfte der achtziger n 
Jahre gab er diese Stelle auf, um sich neuerdings der Be 
Advokatur zu widmen. Im Jahre 1888 wurde er, nach | 
dem politischen Umschwung in der Gemeinde Bern und 
dem Inkrafttreten der neuen städtischen Gemeindeverfas- 
sung, als ständiges Mitglied des Gemeinderates gewählt 
und leitete nun während 10 Jahren die stadtbernische Polizei- 
direktion mit Umsicht und Energie. Während zweier Amts- 
perioden gehörte er auch dem Grossen Rate als Vertreter En 
der mittleren Gemeinde an. Seit dem Jahre 1898 beklei- Eu 
dete er das Amt eines Sekretärs und Abteilungschefs im =: 
eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement. | 
Eine rasche Karriere machte der Verstorbene als Mi- 
htäar. Als Lieutenant des ehemaligen Berner Oberländer 
Bataillons Nr. ı machte er die Grenzbesetzung von 1870/71 
mit, worüber er vor einigen Jahren hübsche Tagebuch- 
Aufzeichnungen und Erinnerungen veröffentlichte. Schon 
1875 war er Major und Kommandant des Füsilier-Bataillons 
27; ın den Jahren 1884 und 1885 kommandierte er das 
Infanterie-Regiment ıo, wurde 1886 zum Obersten befördert, 
erhielt 1888 das Kommando der 9. Infanterie-Brigade, die 
er 1889 und 1893 führte. 1897 befehligte er stellvertre- 
tungsweise die 5. Division, deren Kommando ihm am 
9. Dezember 1898 definitiv übertragen wurde und die er 
im Truppenzusammenzug ıg901 neuerdings führte. i 
Oberstdivisionär Alfred Scherz starb in seiner Woh- .. 
nung auf dem „Finkenhubel“ zu Bern infolge Magen- ä 
schlusses in der Nacht vom 28./29. September 1904 und ! 
wurde am 2. Oktober nach einer grossartigen Leichenfeier 
ın der Kapelle des Bürgerspitals zu Bern auf dem Brem- 
gartenfriedhof unter militärischen Ehrenbezeugungen zur u | 
Erde bestattet. R. I. P. E | 
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86 
+ Peter Sesseli, alt Strafanstaltsdirektor. 
1827-1905. 

Peter Sesseli, der frühere Direktor der solothurnischen 
Strafanstalt wurde im Jahre 1827 in seiner Heimatgemeinde 
Önsingen geboren und besuchte nach. Absolvierung der 
dortigen Primarschulen mit sehr gutem Erfolg die Sekundar- 
schule Neuendorf. Nachher erlernte er .das Drechsler- 
handwerk. Auf längeren Reisen in Frankreich und Italien 
bildete er sich zum tüchtigen Handwerksmeister heran und 
etablierte sich dann in seiner Heimatgemeinde. Da kam 
das Sturmjahr 1856. Mit seinem Mitbürger Lehrer Baum- 
gartner, dem späteren Landammann, trat Hr. Sesseli voll 
Begeisterung für die von den HH. Wilh. Vigier, Caspar 
Affolter und Simon Kaiser angestrebte Verfassungsrevision 
in die Schranken und wurde, nachdem sie siegreich durch- 
gedrungen, zum Direktor der Strafanstalt gewählt Volle 
40 Jahre wirkte er nun an dieser schwierigen Stelle zur 
vollsten Zufriedenheit seiner Oberbehörden. Pünktlich ın 
Erfüllung seiner Obliegenheiten, stramm in Handhabung 
der unerlässlichen Disziplin, zeigte er sich doch voll Teil- 


nahme für die Gefangenen, die mehr ein unglückliches 


Geschick als Schlechtigkeit und Bosheit unter seine Obhut 
geführt hatte. Daneben beteiligte sich Hr. Sesseli eifrig 
am Schützenwesen und „manch schönen Preis hat er heim- 
gebracht vom Freudenschiessen“. An der Politik und den 
öffentlichen Angelegenheiten in Staat und Stadt nahm er 
gemäss seiner freisinnigen Grundsätze bis in sein hohes 
Alter regen Anteil und gerne widmete er auch ein Stünd- 
chen der Freundschaft und Geselligkeit. Im Jahre 1896, 
nachdem er an die Schwelle seines 70. Lebensjahres ge- 
kommen war, trat er von. seiner Stelle zurück, und es war 
ihm vergönnt, noch eine schöne Zahl von Jahren einen 
ruhigen, durch nichts getrübten Lebensabend zu geniessen. 
Er starb am 9. Februar ıg90o5. Mit Hrn. Sesseli ist ein 
wackerer Bürger und braver Eidgenosse dahin gegangen. 
Ehre seinem Andenken! 
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Vorbemerkung. Diejenigen Tit. Mitglieder, welche eine Veränderung ihrer 
Adresse wünschen, mögen davon dem Zentralpräsidium gefälligst 
Kenntnis geben. 


A. Aktive Mitglieder. 


Zürich. 
Bachmann, Albert, Notar, Zürich 5. 
Bachmann, G,, Dr., Rechtsanwalt, Winterthur. 
Bachofner, Hans, Pfarrer, Zumikon, 
Baltischwiler, Anna, Dr., Zürich 5. 
Baltischwiler, W,, Oberst, u. ": 
Bänninger, Emil Jakob, Rechtsanwalt, a 
Bänninger, J,, Rechtsanwalt, Wintertbur. 
Bänziger, Th., Dr, med,, Zurich 1. 
Barbieri, J., Prof., Dr., jr, 
Baumann, Adolf, Pfarrer, Adlisweil, 
Baumann, Jakob, Pfarrer, Kilchberg. 
Beck-Usteri, Alex., Prof. Dr., Zürich 1. 
Beerli, Hermanı, ae 
Benz, Emil, Stadtammann, .„ 4% 
Benz, Statthalter, Winterthur. 
Berchtold, Heinrich, Nationalrat, Tbalweil. 
Berchtold, J,, Finanzsekretär, Küsnacht. 
Beringer, J., a, Stadtammann, Zürich 1. 
Beringer, K., Finanzsekretär, n„ 
Bertheau, Th,, Dr., Gerichtsschreiber, Winterthur. 
Bertsch, Erwin, Professor, Zürich 5 


Bertsch, R,, Dr., Direktor, 

Beust, Adolf, Dr., 

Bickel, S., Dr., Bezirksanwalt 
Biedermann-Reinhart, J. H,, 

Billeter, Hans, Bezirksrichter, 

Billeter, Robert, Bankdirektor, 

Billwiler, Rob. Aug., Direktor der met. Centralanstalt 
Binder, Karl, Dr. med,, 

Bindschedler, Johann, Rechtsanwalt, 
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Bindschedler, R. G., Dr. med,, 
Bion, Walter, Pfarrer, 
Bircher, Max, Dr. med,, 
Bissegger, W., Dr., Redaktor 
Blaß, Hermaun, Dr., Gerichtsschreiber, 
Blattmann, Arnold, Dr. med,, 


Bleuler- Huber, H., Oberstkorpekommandant, 


Bloch, Martin, Dr., Rechtsanwalt, 
Blumer- Egloff, J., Nationalrat, 
Bodmer, Heiprich, Polizeilieutenant 
Bodmer-Pestalozzi, Elise Henriette, 
Bodmer, Rudolf, Fabrikbesitzer, 
Bodmer-Trümpler, Anna Julie, 
Böhler, J., Kaufmann, 

Bollinger, Rud., Dr., Stadtschreiber, 
Boos-Jegher, Ed,, 

Boßhard, A. Dr., Regierungssekretär 
Boßhard, Gottfried, Rechtsanwalt, 
Brassel, J. H., Pfarrer, 

Bremi, Gottfried, Pfarrer, 

Brenner, Karl, Pfarrer, 
Brennwald, G., Dr. jur., 
Bretscher, Ulrich, Kantonsrat, 
Brunner, A., Staatsanwalt, 
Brunner, Robert, Rechtsanwalt, 
Bruppacher, Fritz, Dr. med,, 
Bucher, J. J., Dr. med., Bezirksarzt, 
Bucher, J. J., Rechtsanwalt, 


Burkhard-Schuppisser, Hcb., Bankier, 
Burkbardt-Vischer, C. F. W., Bankdirektor, 


Bürkly, Karl, Dr. jur., Rechtsanwalt, 
Busch, O., Dr. jur., Rechtsanwalt, 
Cohn, Prof. Dr., 

Constam, E. J., Prof. Dr,, 

Cramer, Erwin, Dr. jur, Rechtsanwalt, 
Cramer-Frey, Louise 

Cramer-v. Wyß, H,, 

Curti, Arthur, Dr. jur., Rechtsanwalt, 
Curti, F., Dr., Strafhausdirektor, 
Däniker, Albert, Pfarrer, 

Däniker, L., Architekt, 


Decrusch, Jos., Dr. jur., Bezirksanwalt, 


Denzler, A., Dr., Privatdozent, 
Denzler, Heinrich, Dr. med. 


Horgen. 
Richtersweil. 
Zürich 5. 
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Winterthur. 
Zürich 8. 
Rünlang. 
Zürich 5. 
„2. 
Winterthur. 
Zürich 35. 
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Dielsdorf. 
Zürich 2, 
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Duttweiler, Heinrich, Bankdirektor, 
Egg, Jakob, Ratsichreiber, 
Egli, J. J., Dr., Dekan, 
Egli, J. J., Notar, 
Enderli, Emil, Statthalter, 
Erismann, H. F., Prof. Dr., 
Ernst, F., Prof. Dr., 
Ernst, Dr., Stadtrat, 
Escher-Bodmer, Job. Jak., a. Oberrichter, 
Escher, Herm., Dr. phil., Stadtbibliothekar 
Escher, Karl, Dr. jur., Bezirksrichter, 
Escher-Ott, Quästor des Schutzaufsichtsvereins, 
Escher, R., Professor, 
Escher-Schindler, H,, 
Eschmann, Jos. Karl, Regierungssekretär, 
Farbstein, David, Dr. jur., Rechtsanwalt, 
Faäsi-Scehultheß, H. F., 
Fehr, Ernst, Bezirksrichter, 
Fick, Fritz, Dr, jur., Rechtsanwalt, 
Fjedier, W., Dr. Prof., 
Fierz, Tbeodor, 
Fietz, H., Kantonsbaumeister, 
Fingerhut, Max, Dr. med., 
Finsler-v. Muralt, A, 
Finsler, Rud., Pfarrer, 
Fischer-Erni, Jobs,, Kantonsrat, 
Flachsmann, J., Gerichtssubstitut, 
Flaigg, Fr. R., Pfarrer, 
Flury, Jon., Pfarrer, 
Forel, Aug., Prof. Dr., 
Forrer, Paul, Bezirksanwalt, 
Frei, Eugen, Pfarrer, 
Freuler, Kaspar, med. pract,, 
Frey, Alfred, Nationalrat, 
Frey, Ernst, a. Direktor, 
Frey, Gottlieb, Bezirksarzt, 
Frey, Jean, Buchdrucker, 
Frey, Wilhelm, Dr. med.. 
Fröblicher:Stähli, Max, 
Fügli, Jak., Bezirkerichter, 
Furrer, Konr., Dr, Dekan, 
Ganz, Julius, Pfarrer, 
Ganz, Rud., 
Gattiker, A., a. Präsident, 
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Bonstetten. 
Stäfs, 
Illnau. 
Zürich 5. 
al 
Winterthur. 
Zürich 1. 
.„ 1. 
u 


, 


333 3 3.3 03 3 


® 


ua mmnm— 


Zollikon. 
Zürich 5. 

„5 

u 
Wallisellen. 
Oerlikon. 
Altstetten. 
Wetzikon. 
Morges. 
Zürich. 
Schwerzenbach. 
Zürich 8. 

> 
Oerlikon, 
Zürich 5. 

2 


Hombrechtikon. 


Zürich 5. 
Altstetten. 
Zürich 1. 
Se? 
h 1. 


” 


cr 


he 
FR 








a N ee ee LETTER 


Fe "en 


EN RS ER ER ER 


102 
Kaufmann, Direktor der Hypothekarbank, Solothurn. 
“Munzinger, Ständerat, = 
Stuber, Friedr., Strafhausdirektor, e 
Von Arx, Urs, an 
Weber, Leo, Dr. jur., alt Bundesrichter, Lausanne. 
Wyß, A,, residierender Domberr, Solothurn. 
Basel-Stadt. 

Barth, Paul, Dr., Arzt, Stadthbausgasse, Basel. 
Bischoff-Sarasin, Albert, alt Polizeigerichts- 

präsident, » 
Bischoff, Karl, Dr., Notar, Basel. 
Brenner, Ernst, Dr., Bundesrat, : Bern. 
Burckardt, Hans, Dr., Civilgerichtsfchreiber, Basel. 
David, H., Dr., Reg.-Rat, “= 
Göttisheim, Emil, Dr., Advokat, a 
Halter, alt Regierungsrat ;% 
Häring, Karl, Untersuchungsrichter, ee 
Heusler, Andreas, Dr,, Professor, 3 
Hübscher, C., Dr., Strafgerichtspräsident Basel. 
Iselin, Isaac, Dr., Regierungsrat und Nat.-Rat, “ 
Iselin, Rudolf, Waisenamtspräsident, ji 
Iselin, Th., Präsident des Schutzaufsichtsvereins 

Basel, Blumenrain 34, Br 
Kündig, Rudolf, Dr., Notar, se 
Müller, Arnold, Dr., Staatsanwalt, er 
Scherrer, Paul, Dr., Notar, Ständerat, ” 
Speiser, Paul, Dr., Regierungsrat, 7 
Stückelberger, K., Strafanstaltspfarrer, = 
Sulger, August, Dr., Notar, .. 
Teichmann, A,, NDr., Professor, ie 
Temme, R., Dr., Notar, R 
Völlmy, Hans, Dr., Polizeigerichtspräsident, a. 
Von der Mühll, Wilhelm, Dr., Notar, 2, 
Widmer, David, Strafanstaltsdirektor, a 
Wieland, Carl, Dr., junior, Notar, © 

Basel-Land. 

Glaser, Dr,, Regierungsrat, Liestal, 
Gysin, Dr., Fürsprech, 2 
Heinis, Direktor der Strafanstalt, Sr 
Schwarz, Direktor d. Basellandschaftl, Hypotheken- 

bank, Liestal. 
Tanner, E., Regierungsrat, re 
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letzten, \bezw. Deinureinmal Destraiten, ınrer einzigen) Str 
bis zum Schlusse des st. Z. verhängt wurden. A pri 
sollte man glauben, dass die Zahlen dieser Kolonne jew« 
durch die Gesamtsumme der auf die entsprechende Z 
der Kolonne ı fallenden Eintrittskarten dargestellt wer 
In der Tat aber weist die Kolonne weit höhere Zah 
auf als die Gesamtsumme der Zählkarten beträgt, aus d 
bereits angeführten Grunde, weil namentlich in Rubrik 
nur eine geringe Zahl der verzeichneten Vorstrafen duı 
Zählkarten vertreten sind.) Jede Zahl dieser Kolor 
geht aus folgender Summierung hervor: Es sei z. B. 
einer Zahl von ıo Sträflingen als Gesamtsumme der jew« 
höchsten Vorstrafenzahlen die Zahl 55 gefunden word 
so musste diese Summe um Io vermehrt werden, um 
Gesamtzahl der ihnen auferlegten Strafen zu erhalten, 
demnach 65 betrug, da selbstverständlich die 55 Vorstra 
die jeweils zuletzt (bei Nicht-Vorbestraften einzig) erlitte 
Strafe nicht betreffen können. Ferner muss noch a 
drücklich darauf aufmerksam gemacht werden, dass ı 
die Zahlen der Kolonnen ı und 2 direkt durch das Lebe 
alter des Sträflings begrenzt werden, die Zahlen der I} 
lonne 3 nur durch das Schlussjahr des st. Z. Ein 
jährıger Jüngling habe z. B. ım Jahre 1892 seine er 
Internierung erlebt, seine letzte dagegen im Jahre ı9 
so ist er in diesem Jahr 29 Jahre alt geworden, und 
werden nun seine sämtlichen, vielleicht die Zahl von 
noch weit überschreitenden Strafen in die Summe ı 
beiden seiner Qualität (oben 1892, unten ı8) entsprechen« 
Fächer eingereiht. | 
Kolonne 4 gibt in Prozenten das Verhältnis an, 
welchem die Zahlen der Kolonne 2 (der ‚„unverbess 
lichen‘) zu den Zahlen der Kolonne ı stehen. 
Kolonne 5 zeigt an die durchschnittliche Verteilu 
der Zahlen der Kolonne 3 auf diejenigen der Kolonne 
Man ersieht daher aus dieser Kolonne, wie viel Stra 
durchschnittlich während des ganzen st. Z. auf jeden 
Kolonne ı aufgenommenen Sträfling kommen. 





selten Gemeinden gibt, die für die Mühewaltung derartig« 
Vormunde einen ausreichenden Posten in ihr Jahresbudg: 
aufzunehmen gewillt wären, 2. daher, dass die nicht au 
Gemeinderäten bestehende Vormundschaftsbehörde_ sic 
nur ın den flagrantesten Fällen dazu entschliesst, pflich 
vergessenen Eltern die elterliche Gewalt zu entziehen un 
3. daher, dass der eventuell bestellte Vormund eines de 
Verwahrlosung anheimfallenden Kindes keine gesetzliche 
Mittel besitzt, um allfällige Hindernisse zu überwinden, di 
von Seite Erwachsener seinen Verfügungen in den We; 
gestellt werden. 

Eine mehr als palliative Abhilfe dieser Zustände is 
meines Erachtens nur unter der Bedingung möglich, das 
in dem die unmündige Jugend betreffenden Vormundschafts 
wesen eine durchgreifende Veränderung eingeführt wird 
in dem Sinn, dass die vermögenslose Jugend einer eigene: 
andern Vormundschaftsbehörde unterstellt wird, als die be 
sitzende, aber ja nicht etwa der Armenbehörde, die sons 
schon genug Werg an der Kunkel hat, und ferner in den 
Sinn, dass diese nämliche Vormundschaftsbehörde aucl 
die vormundschaftliche Sorge für die straffällige Jugen« 
bis zu erreichter Volljährigkeit, unter später zu erwähnen 
den Umständen eventuell noch darüber hinaus, zu über 
nehmen hätte. Obschon ich diese Art der Vormundschaf 
den Gemeindebehörden aus bereits erwähntem Grunde 
entzogen sehen möchte, so denke ıch mir diese Vormund 
schaft nicht in zentraler, sondern ın bezirksweiser Organı 
sation und zwar so, dass die Bezirksbehörde keiner anderı 
höhern Behörde als direkt der Justizdirektion des betreffen 
den Kantons unterstellt wären, ferner jede dieser Bezirks 
behörden als Korporation und juristische Person, ı. dami 


der spezielle Vormund eines Kindes der unter solche: 
Umständen stets lästıgen Pflicht enthoben wird, die Interesse: 
des Mündels vor Gericht vertreten zu müssen, 2. dami 
die Behörde ım Falle ıst, sofort ohne amtlıche Betteleie: 
und Schreibereien Auslagen zu bestreiten, wo es dıe No 


erfordert; und 3. weil eine Korporation für pflichtgemäss: 





nicht nur auszuführen, sondern eventuell auch zu unterlassei 
Die Tatsache, dass die Verstandesreife früher eintritt al 
die „Vernunftreife“ in soeben beschriebenem Sinn soll nu 
keineswegs bestritten werden und mit vollem Recht git 
sie dazu Veranlassung, den Zeitpunkt der zivilen Vol 
jJährigkeit in jenes Alter zu versetzen, in welchem normale 
Weise erst die vollendete Vernunftreife erwartet werde! 
darf. Die Frage ist nur diese, ob die Verstandesreif 
wirklich genügt, um einen jungen Menschen von eine 
gesetzwidrigen Handlung abzuhalten, eine Frage, die icl 
meinesteils mit dem entschiedensten „Nein“ beantworte 
Sonst müsste man wirklich die Strafmündigkeit bis in: 
ıo. oder ıı. Lebensjahr zurückversetzen. Denn sobald eiı 
normales Kınd gehört oder gemerkt hat, dass es nocl 
andere als die elterlichen Gesetze gibt, so hat es bereit: 
„Discernement“ genug, um zu wissen, was es zu tun unc 
zu unterlassen hat, um der vom Gesetz festgestellten Strafe 
zu entgehen. Was ıhm fehlt, das ist die Willensstärke 
die Handlung, zu welcher es durch sinnliche von ausser 
ihm zuströmende Reize angetrieben wird, zu unterlasser 
und dieser Mangel macht sich um so bemerkbarer, in je 
kompliziertere Lebensverhältnisse es eintritt, wie es tat. 
sächlich nach Absolvierung der Schulzeit der Fall ist 
welcher Zeitpunkt zudem noch mit der stürmischen Ent. 
wicklung des stärksten der sinnlichen Reize, des Sexual. 
triebes, zusammenfällt. 

Sofern man sich nun mit meiner Änsıcht, dass zur 
Begründung der strafrechtlichen Volljährigkeit, so gut wie 
zu derjenigen der zivilrechtlichen Volljährigkeit, dıe „Ver- 
nunftreife“ erforderlich ıst, einverstanden erklärt, so fällt 
für die Strafjustiz jegliche Veranlassung dahin, ihre Ver- 
geltungsschablone, die vorderhand für erwachsene Sträflinge 
noch unentbehrlich ist, in das jugendliche Lebensalter hın- 
einzwängen zu wollen, wo sie nur unberechenbaren Schaden, 
aber nicht den geringsten Nutzen stiften kann. Von dem 
Schaden, der entsteht, wenn die jungen Sträflinge mit 
alten laugenichtsen zusammengebracht werden, will ich 
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Kinder und Jugendlicher kaum strafweise Reaktion, wohl 
aber präventive, sichernde, bessernde Massnahmen in 
Frage kommen. Die Verwahrlosung, die sittliche Ver- 
derbtheit etc., nicht die Straftat ıst ausschlaggebend. So- 
bald sıch aber der Gesetzgeber auf diesen Boden stellt, 
muss er sich der verwahrlosten Jugend auch über das 
Strafgesetz hinaus annehmen. Das kann, wie es beispiels- 
weise ın Deutschland jetzt schon der Fall ıst, dadurch ge- 
schehen, dass neben das Strafgesetzbuch bestimmte Normen 
im Privatgesetzbuch und zudem besondere Zwangserzie- 
hungs- und Jugendfürsorgegesetze treten, dıe sich mit der 
verwahrlosten, aber nicht oder noch nicht kriminell ge- 
wordenen Jugend befassen'. 

So wird es auch ım künftigen schweizerischen Recht 
kommen. Die Ansätze dazu sınd vorhanden, ındem der 
Zivilgesetzentwurf ın dem für unsern Zusammenhang wich- 
tigsten Art. 295 vorsieht, dass Kinder, deren leibliches 
oder geistiges Wohl infolge des pflichtwidrigen Verhaltens 
der Eltern dauernd gefährdet sind oder Kinder, die szZHlıch 
verwahrlost sınd, durch dıe Vormundschaftsbehörde den 
Eltern weggenommen und in passender Weise bei einer 
Familie oder ın einer Anstalt“ untergebracht werden können. 
„Die gleiche Anordnung trıfft die Vormundschaftsbehörde 
auf Begehren der Eltern, falls das Kind diesen einen hart- 
näckigen, böswilligen und unüberwindlichen Widerstand 
leistet und nach den Umständen auf bessere Weise nicht 
geholfen werden kann.“ 

Für dıe Zwecke dieses Berichtes genügt ein Alınweis 
auf die Mitarbeit auch der Zivilgesetzgebung. Was ich 
zeigen will, ist nur so viel: Wenn schon Art. 64Pi® Abs. 3 
seiner Entstehungsgeschichte und seinem Zusammenhang 


‘ Zur nähern Orientierung vergleiche man deutsches bürgerl. 
Gesetzbuch $$ 1666, 1838 und Art. 135 des Einführungsgesetzes dazu; 
ferner etwa v. Liszt, Lehrbuch des Strafrechts, 14. und 15. Aufl. (1905) 
S. 75 und Anm.4 und A. Heinze, Zwangserziehung nach Reichs- und 
Landesrecht (Zeitschr. für die gesamte Strafrechtswissenschaft XXJ 
S. 633 ft.) 





3. Abschnitt. 


Wenn eine Klage gegen einen Knaben, der weı 
als 16 Jahre alt ist, bis zu seinem siebenzehnten Gel 
tag, oder gegen ein Mädchen, das weniger als ı7 Jahr 
ıst, bis zu seinem achtzehnten Geburtstag, wegen Bege 
eines Verbrechens, das vom Gesetze weder mit lel 
länglicher Freiheitsstrafe noch mit Todesstrafe bedroh 
bei irgend einem Gerichtshof oder bei einem Beamten 
in der Sache zuständig ist, anhängig gemacht wirc 
soll es die Pflicht des Gerichtes oder Beamten sein, 
verzüglich und ehe irgend welche andern gerichtli 
Handlungen in der Sache vorgenommen werden, den 
probungsbeamten schriftliche Mitteilung von der Anbhäı 
keit der Sache zu machen 

Dem Erprobungsbeamten soll Gelegenheit get 
werden, die Anschuldigungen zu prüfen. Er hat, s« 
er die Mitteilung erhalten, zu den nötigen Erhebunge 
schreiten, Abstammung und Umgebung des Kindes, s 
alle Einzelheiten und Umstände der Tat eingehend 
zuforschen und dies alles dem Gerichtshof oder Bea 
schriftlich einzuberichten, der dann mit dem Erprobı 
beamten Beratung pflegen soll. Wenn auf Grund d 
Erhebungen und Beratungen der Gerichtshof oder Be: 
bei welchem die Klage angebracht worden ist, die | 
zeugung gewinnt, dass das Kind des Eingeklagten sch! 
sei, so soll er unverzüglich den Fall dem Jugendgeri 
hof überweisen und ihm alle darauf bezüglichen Sc 
stücke zustellen. 

Wenn nun nach Anhörung des Vortrags der S 
der Richter des Jugendgerichtshofes findet, dass dem ö 
lichen Interesse und dem Wohle des Kindes am b 
gedient sei damit, so kann er 

a) einen Befehl erlassen, dass das Kind zu s 
Eltern, seinem Vormund oder seinen Freunden zu 
gebracht werde, oder 

b) er kann einen Erprobungsbeamten ermächtigen 
Kind an sich zu ziehen und es einer Familie von geeig 
l.euten übergeben, bei denen es zu verbleiben hat, t 
das Alter von 2ı Jahren erreicht hat, oder für kürzere 


oder es der Obsorge eines Grafschafts-Waisen 
übergeben oder einer andern Anstalt, welche von 
Korporation oder einem Einzelnen betrieben wird un 
Pflege solcher Kinder bestimmt ist. Es muss aber 





Verschiedene Beigaben. 


Die Korrektionsanstalt Realta. 


Vortrag des Herrn Direktor Gerber, gehalten am 2. Oktober 
1906 vor der Anstalt Realta. 


Im Jahre 1838 ist in Fürstenau, einer Gemeinde des 
Domleschgertales, eine Zwangsarbeitsanstalt eröffnet wor- 
den. Als Anstaltsgebäude wurde das bischöfliche Schloß 
dortselbst unentgeltlich benützt. Der Staat besoldete den 
Direktor, der aber nicht in der Anstalt wohnte, und einen 
Angestellten. Die Bedürfnisse der kleinen Zahl von In- 
sassen. wurden auf dem Wege der Mildtätigkeit zu befrie- 
digen gesucht, oder, wie man heute sagen würde, zusammen- 
gebettelt. So erhielt die Anstalt Lebensmittel, Kleider, 
Wolle, Leder, Bettzeug u. s. w. Daß die Gemeinden, die 
etwas hatten und namentlich diejenigen, die die Anstalt 
benützen mußten, am ehesten etwas gaben, das ist selbst- 
verständlich. In diese Anstalt wurden nur Arbeitsfähige 
aufgenommen, die schon damals sogenannten Korrektions- 
boden bearbeiten mußten, nebenbei aber auch im Lohn 
oder Akkord Arbeiten auf dem Felde ausführten. Sämt- 
liche Löhne für die Arbeitsleistungen fielen der Anstalt 
zu. Die OÖberleitung der Anstalt stand einer kantonalen 
Armenkommission zu. 


Das Anstaltsreglement schrieb vor, daß die aufge- 
nommenen Leute, weil Arbeiter, nicht köstlich, aber satt- 
sam genährt werden sollen. Am Morgen erhielten sie 





SE Die Korrektionsanstalt Realta . i > . 1 
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